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L
ange Zeit erschien es wie ein
nicht mehr wiederholbares
Wunder: Der langjährige CSU-
Vorsitzende Franz Josef Strauß
hatte als Finanzminister am
Ende der Großen Koalition in

Bonn 1969 geordnete Staatsfinanzen vorzu-
weisen. 42 Milliarden Euro gab der Bund
aus, 600 Millionen Euro betrug der Über-
schuss.  
Doch jetzt scheint das Wunder wiederholt
werden zu können. In der Bundestagsdebat-
te über den Haushalt des Bundeskanzler-
amtes am Donnerstag erklärte Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU), der erste Haus-
halt ohne neue Schulden seit 1969 liege in
greifbarer Nähe. In diesem Jahr werde der
Haushalt strukturell ausgeglichen sein,
2015 bestehe die Möglichkeit, keine neuen
Schulden zu machen. „Das sind nicht ein-
fach Zahlen, sondern das ist nicht mehr und
nicht weniger als die Einlösung eines Ver-
sprechens an kommende Generationen,
einmal mit dem auszukommen, was in die
Steuerkassen hereinkommt, einmal nicht
auf Kosten der Zukunft zu leben.“ Auch der
SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas Opper-
mann sprach von einer „Zäsur“ in der Haus-
haltspolitik des Bundes: „Darauf mussten
die Bürger 46 Jahre lang warten.“ 

Nicht ohne Risiken Kanzlerin Merkel wies
aber auch auf Risiken hin: Die europäische
Schuldenkrise sei nach wie vor nicht über-
wunden und die weltweite Entwicklung fra-
gil. Neue Unsicherheiten wie die „illegale,
völkerrechtswidrige Annexion der Krim“ sei-
en in den letzten Wochen hinzugekommen.
Zugleich würdigte die Regierungschefin die
wirtschaftliche Entwicklung. Deutschland
gehöre zweifellos zu den Gewinnern der
Globalisierung, „weil wir eine wettbewerbs-
fähige Industrie und weil wir einen sehr star-
ken Mittelstand haben“. In diesem Zusam-
menhang verteidigte sie die jüngsten Be-
schlüsse zur Energiewende, mit denen die
Regierung einen „berechenbaren Pfad“ für
den Ausbau der erneuerbaren Energien ge-
schaffen habe. Die Kostendynamik der Um-
lage nach dem Erneuerbare- Energien-Ge-
setz (EEG) sei gebrochen worden.  
Die Bundeskanzlerin verteidigte die Aus-
nahmen für stromintensive Firmen von
der EEG-Umlage. Deutschland habe einen
industriellen Kern, der 20 Prozent Anteil
am Bruttoinlandsprodukt habe und sei da-
mit führend in Europa. Es könne doch
nicht sein, dass beim zukunftsfähigen Aus-
bau der Energieversorgung Arbeitsplätze
vernichtet würden. Ausnahmen von der
EEG-Umlage für die Wettbewerbsfähigkeit
müsse es geben. „Wir müssen Klimaschutz
und Arbeitsplätze zusammenbringen,
sonst wird die Energiewende keine Akzep-

tanz in Deutschland haben“ forderte Ange-
la Merkel. 
Im außenpolitischen Teil ihrer Rede be-
zeichnete die Kanzlerin die Lage in der
Ukraine als schwierig. Es sei „leider an vie-
len Stellen nicht erkennbar, wie Russland
zur Entspannung der Situation beiträgt“.
Daher werde die Regierung die Geprächsfä-
den nutzen, fordere aber andererseits auch
das Recht der Ukraine auf einen eigenen
Entwicklungsweg ein: „Die Ukrainer müs-
sen über ihr Schicksal selber entscheiden.“
Dringend notwendig seien die Aufstockung
der OSZE-Mission und internationale Ge-
spräche unter Beteiligung der Ukraine. (Sie-
he auch Seite 9) 
Zuvor hatte die Vorsitzende der Linkspartei,
Katja Kipping, die Berechnungen der Koali-
tion als falsch bezeichnet. Allein der Finanz-
marktstabilisierungsfonds habe ein Defizit
von 25 Milliarden Euro, das nicht in den
Haushalt eingebucht worden sei. Weitere
Buchungstricks seien das Finanzieren diver-
ser Maßnahmen über die Sozialversiche-
rungen.  „Schwarz-Rot bezahlt Wahlge-
schenke aus den Krisenpolstern der Sozial-
kassen, und mit diesen Buchungstricks wa-

tet Deutschland knietief im Dispo“, rief
Kipping aus. Aber die Unternehmen wür-
den steuerlich geschont, während den Kom-
munen Geld fehle und die Mitte nicht ent-
lastet werden könne. „Die schwarze Null
wirft lange Schatten und hat einen ver-
dammt hohen Preis“, sagte
Kipping, die auch an den
EEG-Reformplänen kein gu-
tes Haar ließ. Die Gesetzes-
änderung helfe dem Klima
nicht, sondern verkomme
zu einer Industrie-Subven-
tionierung, die die Verbrau-
cher zu bezahlen hätten.
„Das ist unsozial und un-
ökologisch zugleich.“ 
Auch Grünen-Fraktionsvor-
sitzende Katrin Göring-Eck-
art zweifelte die Aussage der
Koalition, es würden keine Schulden ge-
macht, an. „Sie verschulden sich – an den
Jungen, den Armen und an der Umwelt.“
Die Generation der unter 30-Jährigen habe
bei dieser Koalition nichts zu lachen, sagte
Göring-Eckart mit Blick auf die jüngsten
milliardenschweren Rentenbeschlüsse. Und

die Mehrkosten für die Verbraucher durch
die gerade verabredeten Industrieprivile-
gien beim EEG seien so groß, dass sie frü-
her „jedem Sozialdemokraten die Schamrö-
te ins Gesicht getrieben“ hätten. „Sie bestel-
len, Kinder und Enkel bezahlen“, sagte sie

mit Blick auf die 160 Milli-
arden Euro teuren Beschlüs-
se der Koalition zur Rente
ab 63 Jahren und Kinderer-
ziehungszeiten. In der Kli-
mapolitik würden die Ziele
„krachend“ verfehlt, der
CO2-Ausstoß steige.  
SPD-Fraktionschef Opper-
mann zeigte sich offen, etwas
gegen die „kalte Progression“
bei der Einkommensteuer zu
tun. Für eine Änderung be-
dürfe es einer Gegenfinanzie-

rung. Die Äußerungen von Oppermann ver-
anlassten Unions-Fraktionschef Volker Kau-
der (CDU) zu einer Klarstellung: „In dieser
Legislaturperiode gibt es keine Steuererhö-
hungen.“ Wer eine Gegenfinanzierung durch
Steuererhöhungen wolle, könne seine Pläne
beerdigen.  Hans-Jürgen Leersch ❚

Die Bundesregierung will beim Gesund-
heitsfonds sparen. Deshalb hat sie einen
Gesetzentwurf eines Haushaltsbegleitgeset-
zes 2014 (18/1050) vorgelegt, nach dem der
Bundeszuschuss an den Gesundheitsfonds
in diesem Jahr auf 10,5 Milliarden Euro ab-
gesenkt werden soll; 2015 soll er  dann 11,5
Milliarden Euro betragen.

Überschuss Schon 2013 wurde der Zu-
schuss von 14 auf 11,5 Milliarden Euro ge-
drosselt. Die Regierung begründet die er-
neute Absenkung damit, dass aufgrund der
positiven Finanzentwicklung der gesetzli-
chen Krankenversicherung und der aufge-
bauten Liquiditätsreserve der Bundeszu-
schuss in diesem und im kommenden Jahr
wiederum verringert werden könne. Die
Mindereinnahmen aus dem Bundeszu-
schuss will die Regierung in beiden Jahren
durch Zahlungen von 3,5 Milliarden Euro
für 2014 und von 2,5 Milliarden Euro für
2015 aus der Liquiditätsreserve ausgleichen. 
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) sieht in der Verringerung des Bun-
deszuschusses keine Gefahr für den Bei-
tragssatz der Versicherten in der gesetzli-
chen Krankenversicherung. „Die Kranken-
kasse hat in den vergangenen Jahren einen

Überschuss von mehr als 30 Milliarden
Euro aufgebaut“, sagte er vergangene Woche
in der allgemeinen Finanzdebatte. Deshalb
sei es für den Bund unsinnig, Geld aufzu-
nehmen und dafür Zinsen zu zahlen und
den Bundeszuschuss nicht abzusenken.
Dies sahen die Sprecher der Oppositions-
fraktionen anders. Sowohl Dietmar Bartsch
(Die Linke) als auch Sven-Christian Kindler
(Bündnis 90/Die Grünen) wiesen darauf

hin, dass einige Krankenkassen schon Bei-
tragserhöhungen angekündigt hätten, falls
die Absenkung erfolge. Außerdem sei die
Verminderung des Zuschusses sozial unge-
recht, weil nur die gesetzlich Versicherten
davon betroffen seien, die Mitglieder der
Privatkassen, in der Regel Beamte und Bes-
serverdiener, aber nicht.
Nach 2015 soll der Zuschuss nach den Plä-
nen der Regierung wieder erhöht werden.

Denn trotz der derzeit guten Finanzlage der
gesetzlichen Krankenversicherung geht die
Regierung davon aus, dass „in absehbarer
Zeit“ die voraussichtlichen jährlichen Aus-
gaben der Krankenkassen die  jährlichen
Einnahmen des Gesundheitsfonds überstei-
gen werden. 

Höherer Zuschuss geplant Daher will die
Bundesregierung die Finanzierungsgrund-
lagen der gesetzlichen Krankenversicherung
stärken und auf eine dauerhaft solide
Grundlage stellen. Deshalb sei es erforder-
lich, den Bundeszuschuss ab 2016 wieder
auf seine ursprüngliche Höhe von 14 Milli-
arden Euro anzuheben und ihn ab 2017 auf
14,5 Milliarden Euro festzuschreiben. 
Der Bundestag überwies den Gesetzentwurf
in der vergangenen Woche zur weiteren Be-
ratung an den Haushaltausschuss. Dieser
wird dazu am 13. Mai eine Öffentliche An-
hörung durchführen. Michael Klein ❚

Im Bann der Schwarzen Null
HAUSHALT Erstmals seit 1969 erscheint wieder ein Verzicht auf neue Schulden möglichClemens Binninger Kaum im Amt, schon die

Kehrtwende: Der CDU-Abgeordnete Clemens
Binninger ist wenige Tage nach der ersten Sit-

zung des NSA-Unter-
suchungsausschus-
ses überraschend als
Vorsitzender des
Gremiums zurückge-
treten und hat den
Ausschuss verlassen.
Der 51-Jährige be-
gründete dies vor al-
lem mit dem Insistie-
ren der Opposition
auf einer Verneh-

mung des früheren Mitarbeiters des US-Ge-
heimdienstes NSA, Edward Snowden, in
Deutschland, was Linke und Grüne im U-Aus-
schuss beschließen können. In Berlin gab es
heftige Spekulationen über Binningers plötzli-
chen Sinneswandel, weil das Oppositionsbe-
gehren schon länger bekannt war.Anstelle Bin-
ningers, der weiter Vorsitzender des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums bleibt, führt nun
der CDU-Abgeordnete Patrick Sensburg den
achtköpfigen NSA-Ausschuss. (Seite 8) kru ❚

Tage ist Angela Merkel an diesem Montag als
Kanzlerin im Amt. Die CDU-Chefin hatte am
vergangenen Donnerstag mit 3.062 Tagen Hel-
mut Schmidts Zeit im Kanzleramt um einen Tag
übertroffen und rückte auf Platz drei der Amts-
zeit deutscher Bundeskanzler vor. Noch länger
als Merkel regierten Helmut Kohl mit 5.870 und
Konrad Adenauer (beide CDU)  mit 5.143 Tagen.
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»Dafür 
trägt 
Russland die
Verantwortung.«
Frank-Walter Steinmeier (SPD), Außenmi-
nister, im Bundestag zur Russland/Ukraine-Kri-
se.Steinmeier warf Moskau vor,mit mutwilligen
Grenzveränderungen den Frieden zu gefährden.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Traumziel „Schwarze Null“: Geht alles glatt, könnte der bundesdeutsche Haushalt erstmals nach Jahrzehnten bald wieder ohne neue Schulden aufgestellt sein.

Weniger Geld für den Gesundheitsfonds

Eine Woche debattierte der Bundestag über den Haushalt 2014.
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»Die Schwarze
Null wirft lange

Schatten und
hat einen 
verdammt

hohen Preis.«
Katja Kipping (Linke)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

HAUSHALT Regierung will Bundeszuschuss auf 10,5 Milliarden Euro absenken. Haushaltsbegleitgesetz vorgelegt
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Der Bundestag ist diesmal spät dran. Der Haus-
haltsentwurf für 2014 wurde erst in das Parla-
ment eingebracht, nachdem bereits ein Viertel
des Jahres vergangen war. Das hat zu tun mit
dem Wahltermin im vorigen Herbst und einer
darauf folgenden ungewöhnlich langwierigen
Regierungsbildung.
Der Leidenschaft in den Debattenreden der
Haushaltswoche tat der verschobene Zeitplan
freilich keinen Abbruch. Kontrovers kämpften
sich die Abgeordneten von Einzelplan zu Einzel-
plan. Und während die Vertreter der Regie-
rungskoalition die Vorlage von Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU) verteidig-
ten, beklagte die Opposition falsche Gewich-
tungen.
Das ist nicht ungewöhnlich, gewiss. Bemerkens-
wert allerdings ist das Konstrukt aus dem Hau-
se Schäuble schon. Erstmals seit 1969 soll der
Bundeshaushalt ab dem kommenden Jahr wie-
der ausgeglichen sein. Bis zum Planungshori-
zont 2018 sind dann keine zusätzlichen Schul-
den vorgesehen.
Endlich, loben die Befürworter dieser Politik,
endlich wird damit die Bürde, die nachfolgen-
den Generationen auferlegt ist, zumindest nicht
größer. Leider, beklagen die Kritiker, leider feh-
len jetzt Mittel etwa für Bildung und kommu-
nale Infrastruktur, um die Welt für unsere Kin-
der zukunftssicher zu machen.
Beide Positionen lassen sich nachvollziehbar
begründen (siehe auch Gastkommentare auf
Seite 2). Die Crux, die jedem Haushaltsplan in-
newohnt, ist nun einmal eine gewisse Unwäg-
barkeit wirtschaftlicher Entwicklungen. Beim
Kalkulieren haushalterisch relevanter Faktoren
ist es längst nicht mehr ausreichend, sich auf ei-
ne nationale Binnensicht zu beschränken. Viel-
mehr müssen auch internationale Prognosen
eingeplant werden. Letztlich kommt es also da-
rauf an, eine Wette auf die Zukunft so zu plat-
zieren, dass genügend Auswege bleiben, damit
eine heute nicht absehbare Fehlkalkulation
morgen gesellschaftlich verträglich ausgegli-
chen werden kann.
Bei der Euro-Krise ist das zuletzt ganz ordent-
lich gelungen. Klar ist aber auch, dass die da-
raus resultierenden Verpflichtungen für die
Bundeskasse kein Pappenstiel sind. Eine mo-
mentan verlässlich gute Konjunkturlage hat ge-
holfen, einem Kollaps vorzubeugen. Bleibt das
so, könnte auch die ambitionierte Anti-Schul-
den-Politik der Bundesregierung aufgehen.

EDITORIAL

Wette auf 
die Zukunft

VON JÖRG BIALLAS 
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Frau Lötzsch, der Bundestag hat in der
vergangenen Woche erstmals den  Haus-
haltsentwurf 2014 von Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) beraten. Der
Entwurf sieht Ausgaben von 298,5 Milliar-
den Euro und eine Neuverschuldung von 6,5
Milliarden Euro vor. Im kommenden Jahr
will Schäuble keine neuen Schulden ma-
chen. Freut Sie das?
Freuen können sich all die Menschen, die mit
ihren Unternehmen hohe Gewinne erzielen,
sehr hohe Einkommen haben oder steuerfrei
an der Börse spekulieren. Sie werden nur un-
zureichend zur Finanzierung der Gesellschaft
herangezogen. Das liegt am Konstruktions-
fehler des Koalitionsvertrages. Die Herstel-
lung von Steuergerechtigkeit steht nicht auf
der Agenda der Koalition. Steuererhöhungen
wurden ausgeschlossen. 

Was kritisieren Sie konkret?
Der Finanzminister greift in die Sozialkassen.
Das ist ein Trick, der sich bitter rächen wird.
Bei der Rente ab 63 Jahren will sich die Bun-
desregierung aus dem Topf der Rentenversi-
cherung bedienen. Die Rentenversicherung
wird wie eine Zitrone ausgepresst, damit der
Zuschuss aus dem Bundeshaushalt nicht ex-
plodiert. Auch der Zuschuss zum Gesund-
heitsfonds soll um 3,5 Milliarden Euro ge-
senkt werden, um den Haushalt nicht zu be-
lasten. Damit sind Erhöhungen der Kranken-
kassenbeiträge nicht mehr ausgeschlossen.
Der Griff in die Sozialkassen ist riskant und
unsozial. Ein ausgeglichener Haushalt auf
Kosten der Sozialkassen wäre ein Pyrrhussieg.
Jede Konjunkturabschwächung, jede neue
Bankenkrise  zwingt  den Bundestag, die Zu-
schüsse an die Sozialkassen wieder zu erhö-
hen. Dann hat die ganze Trickserei nichts ge-
bracht. 

Wer muss demnach für die „Schwarze
Null“ zahlen?
Deutschland ist nach Analysen des Interna-
tionalen Währungsfonds eines der wenigen
Länder in Europa, das seine Spielräume bei
den Staatseinnahmen nicht ausnutzt. Nach
Aussagen des Internationalen Währungs-
fonds sind immerhin rund 80 Milliarden
Euro zusätzlicher Einnahmen im Jahr mög-
lich. Diese Regierung will diese großen Spiel-
räume nicht nutzen. Auf keinen Fall. Deshalb
müssen die Menschen für die „Schwarze
Null“ zahlen, die Mitglieder in den solidari-
schen Sozialkassen sind. Das führt zu der un-
gerechten Situation, dass die Krankenschwes-
ter, die in die Rentenkasse einzahlt, die Müt-
terrente ihrer Chefärztin zahlen muss, die in
ein eigene Versorgungsanstalt einzahlt.

Und wem nutzt sie?
Für eine „Schwarze Null“ würde Wolfgang
Schäuble fast alles tun. Keine neuen Bundes-
schulden aufnehmen zu müssen, ist der
Wunschtraum jedes neoliberalen Politikers.
Er möchte gern als der Finanzminister in die
Geschichte der Bundesrepublik eingehen, der
es geschafft hat, die strukturelle Neuverschul-
dung auf Null zu bringen. Ich habe nur die
Sorge, dass die „Schwarze Null“ beim Finanz-
minister  schon zur Obsession geworden ist.
Er hat die drängenden Probleme der Men-
schen aus den Augen verloren. Er opfert zum
Beispiel die Kindergelderhöhung der
„Schwarzen Null“. Das ist für ein reiches
Land, das mit Kinderarmut zu kämpfen hat,
ein Armutszeugnis. Zur Erinnerung: Herr See-
hofer hatte im Wahlkampf 35 Euro mehr Kin-
dergeld pro Kind versprochen. Dieses Ver-
sprechen wurde gebrochen.

Der Bund will in diesem Jahr rund zehn
Milliarden Euro weniger ausgeben als im
vergangenen Jahr. Spart Schäuble an den
richtigen Stellen?
Herr Schäuble spart ja nicht wirklich. Dem Fi-
nanzminister kommt die Niedrigzinspolitik
der Europäischen Zentralbank natürlich sehr
entgegen. Die Verteidigungsministerin gibt
sogar Geld zurück, weil sie mit ihren desaströ-
sen Rüstungsprojekten nicht zurecht kommt.

Gerade bei den Rüstungsprojekten und bei
den Auslandseinsätzen der Bundeswehr se-
hen wir ein großes Einsparpotential. 

Trotzdem will die Koalition  bis zum En-
de der Legislaturperiode 2017 insgesamt 23
Milliarden Euro unter anderem für Straßen
und zur Entlastung der Kommunen bereit-
stellen.  Ist das Geld da und wird es richtig
eingesetzt?
Die Kommunen brauchen eine schnelle Hil-
fe. Doch die Regierung will die Kommunen
erst in der nächsten Legislaturperiode stärker

entlasten. Heute die Ausgaben beschließen
und dann die zukünftige Regierung damit be-
lasten, das ist keine seriöse Haushaltspolitik.
Die Regierung investiert eindeutig zu wenig in
die Infrastruktur. Jeder kennt mindestens ei-
ne Brücke in diesem Land, die marode ist. Da
muss schnell etwas passieren. Wer Sanierun-
gen auf die lange Bank schiebt, muss später
mehr ausgeben. 

Die Steuereinnahmen sollen in diesem
Jahr knapp 268,9 Milliarden Euro betragen.
Sind die Lasten gerecht verteilt?

Für mich ist ein ausgeglichener Haushalt
nicht automatisch ein gerechter Haushalt.
Schauen wir uns doch mal die Zahlen genau-
er an. Die Körperschaftsteuer, die auf den Ge-
winn zu zahlen ist, fiel unter der SPD/Grü-
nen-Regierung von 45 beziehungsweise 30
Prozent zunächst auf 25 und dann auf 15
Prozent. In der Summe von Körperschaftsteu-
er, Gewerbesteuer und Solidaritätsabgabe
entrichten Kapitalgesellschaften heute nur
noch etwa 30 Prozent Steuern auf ihre Gewin-
ne. Betrug der Anteil der Gewinnsteuern am
Gesamtsteueraufkommen 1960 noch 35 Pro-
zent, ist der Anteil 2006 auf 20 Prozent gesun-
ken. Das können wir nicht akzeptieren. 

Wo könnten Steuern erhöht, wo gesenkt
werden?
Wenn wir den Forderungen des Währungs-
fonds folgen, dann können wir die Vermö-
genden steuerlich stärker  fordern, ohne sie zu
überfordern. Auf jeden Fall brauchen wir ei-
ne Finanztransaktionssteuer. Die verspricht
uns der Finanzminister schon seit Jahren,
doch passiert ist immer noch nichts. Gleich-
zeitig ist es notwendig, die kalte Progression
abzubauen. Lohnerhöhungen sollen in erster
Linie den Beschäftigten zugute kommen und
nicht dem Finanzminister.

Zu einem anderem Thema. Sie sind seit
drei Monaten Vorsitzende des Haushalts-
ausschusses. Zuvor waren Sie viele Jahre
haushaltspolitische Sprecherin Ihrer Frakti-
on. Sie kennen sich also aus. Was hat Sie
dennoch im neuen Amt überrascht?
Im Haushaltsausschuss ist es in der Regel so
voll, wie in der S-Bahn im Berufsverkehr. Ich
habe mit den Obleuten festgelegt, dass die
zahlreichen Ländervertreter in Zukunft im
Rang ihre Plätze einnehmen sollen, um ein
ordentliches Arbeiten zu ermöglichen. Hätte
ich den Länderfinanzausgleich gestrichen,
der Protest wäre nicht größer gewesen. Das
hat mich schon überrascht.

Ihre Position gilt als einflussreich. Kön-
nen Sie jetzt schon sagen, wie Sie bei den
Etatberatungen in den kommenden Wochen
Einfluss nehmen können?
Wir haben es mit einer 80-Prozent-Koalition
zu tun. Da besteht natürlich immer die Ge-
fahr, dass Kungelrunden in Hinterzimmern
die Haushaltsberatungen dominieren. Ich
werde dafür eintreten, dass wir die Entschei-
dungen tatsächlich im Ausschuss treffen und
das auch möglichst transparent.

Wichtig sind neben Ihnen die Sprecher
und Obleute der vier Fraktionen. Wie ge-
staltet sich die Zusammenarbeit?
Man muss auch mit Politikern, die sehr un-
terschiedliche politische Ansichten haben,
sachlich und konstruktiv zusammenarbeiten
können. Das gelingt uns auch ganz gut.

Was wollen Sie bis zum Ende der Legis-
laturperiode als Ausschussvorsitzende er-
reicht haben?
Der Bundeshaushalt ist für die meisten Men-
schen ein Buch mit sieben Siegeln. Das will
ich ändern. Wir brauchen einen Bürgerhaus-
halt. Die Menschen haben ein Recht, zu er-
fahren, wie und wofür ihre Steuermittel aus-
gegeben werden. Noch besser wäre es natür-
lich, wenn sie auch ein Mitentscheidungs-
recht hätten, wie es in meinem Wahlkreis
Berlin-Lichtenberg schon der Fall ist. ❚

Das Interview führte Michael Klein.

Gesine Lötzsch (53) ist Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses und sitzt seit 
2002 für die Fraktion Die Linke im 

Deutschen Bundestag.
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„SCHWARZE NULL“ UM JEDEN PREIS?

Manfred Schäfers 
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung« 

Robert von Heusinger
DuMont
Redaktionsgemeinschaft

Notwendige Nulldiät 

Wer will, dass der Staat von seinen
hohen Schulden herunterkommt,
muss als erstes dafür sorgen, dass
nicht jedes Jahr neue hinzukom-

men. Der Bund steht derzeit mit rund 1.300 Milli-
arden Euro in der Kreide. Unter Einschluss  der Län-
der und Kommunen ist die Altlast noch höher. Um
zu sehen, ob ein Land seine Schulden tragen kann,
setzen Ökonomen diese ins Verhältnis zur Wirt-
schaftsleistung. Für Deutschland kommt man so auf
einen Wert von etwa 78 Prozent des Bruttoinlands-
produkts – das ist deutlich mehr, als die Verträge
zum Schutz des Euro erlauben. Es ist daher höchs-
te Zeit umzusteuern.
Die Koalition hat sich das Ziel gesetzt, vom nächs-
ten Jahr an ohne neue Kredite auszukommen. Das
wäre das erste Mal seit 1969. Die Gelegenheit, das
nun zu wiederholen, ist günstig: Die Konjunktur
brummt, die Beschäftigung ist gut, und die Krise im
Euroraum hat sich abgeschwächt. Zwar gibt es im-
mer Gründe, Schulden zu machen, etwa um mehr
in Straßen oder Schulen zu investieren.Aber wie der
Blick zurück zeigt, kann man mit Krediten nicht Zu-
kunft kaufen. Die Schulden sind über die Jahrzehn-
te auf immer neue Höchststände gestiegen, zu-
gleich ist der Wachstumstrend stetig gesunken.
Die Eurokrise hat gelehrt, dass Länder, die heute auf
Kosten von morgen leben, ein gefährliches Spiel
spielen. Das ist der zentrale Grund, warum Union
und SPD die Schuldenpolitik beenden müssen. Das
erfordert den politischen Willen, nicht bei den ers-
ten Schwierigkeiten aufzugeben. Wenn der da ist,
lassen sich neue Löcher schließen, die sich durch
Unvorhergesehenes auftun können. Wenn dieses
Ziel fehlt, wird nie etwas daraus. Das zeigt: Die Null
ist eine runde Sache – nicht zuletzt in der Schulden-
politik.

Sparwahn mit Folgen

Erinnern Sie sich an Hans Eichel, an Peer
Steinbrück? Beide Finanzminister der SPD
waren nah dran an der „Schwarzen Null“
im Haushalt, haben gespart und geblufft –

und scheiterten doch. Der eine, weil die New-Eco-
nomy-Blase platzte, der andere, weil sein Haushalt
mitten in die Finanzkrise geriet. Jetzt also versucht
es Wolfgang Schäuble (CDU). Ganz gleich, ob es ihm
nun gelingt: Es ist falsch, alles dem Ziel „Keine neu-
en Schulden“ unterzuordnen. Und das aus zwei
Gründen.
Zum einen, weil der Haushaltssaldo die Resultante
ist und deshalb nicht zu steuern. Je nach Konjunk-
tur und damit nach Steuereinnahmen auf der einen
Seite und Sozialausgaben auf der anderen schließt
der Finanzminister besser oder schlechter ab als ge-
plant. Denn der Staat ist in modernen Volkswirt-
schaften so etwas wie der Puffer für die Konjunktur.
Er dämpft den Boom mit höheren Steuereinnahmen,
Geld also, das er der Wirtschaft entzieht. Ebenso
schwächt er die Rezession ab – mit höheren Sozial-
leistungen, Geld also, das er für die zusätzlichen Ar-
beitslosen in die Wirtschaft pumpt.
Zum anderen, und das ist das eigentliche Drama an
dem Sparwahn, verhindern die Entscheidungen von
Eichel, Steinbrück und Schäuble, dass unsere Kinder
ordentliche Löhne verdienen werden. Weil Deutsch-
land zu wenig investiert. Seit mehr als einer Deka-
de werden die Abschreibungen auf die öffentlichen
Investitionen, auf Straßen, Brücken oder Bahnnetze
schon nicht mehr ersetzt. Deutschland  fährt auf Ver-
schleiß, ganz wie einst die DDR! Der Kapitalstock
veraltet, die Produktivität leidet. Die öffentlichen In-
vestitionen sind gemessen an der Wirtschaftsleis-
tung in keinem Industriestaat so gering wie bei uns.
Pfiffe, nicht Applaus haben die Finanzminister ver-
dient.

Der Respektierte: Norbert Barthle

Was den Haushaltsentwurf für 2014 angeht, so ist
Norbert Barthle regelrecht begeistert „Das ist
ein sehr guter Entwurf“, sagt der haushaltspoli-
tische Sprecher der Unionsfraktion. „Der zweit-

beste Haushalt aller Zeiten“, fügt er hinzu. Der zweitbeste? „Ja,
der beste Haushalt wird der für 2015“, sagt er schmunzelnd.
Viele grundsätzliche Änderungen erwartet der Etatexperte, der
seit 2009 das Amt des Obmannes seiner Fraktion im Haushalts-
ausschuss inne hat, im Verlauf der nun anstehenden Beratungen
zwar nicht. Und dennoch: „Wir Haushälter werden immer be-
strebt sein, weitere Einsparpotenziale zu finden und sicherlich
die eine oder andere Umschichtung vornehmen“, sagt er. „Wir,
die Haushälter.“ Barthle weiß, dass diese Spezies unter den Ab-
geordneten irgendwie besonders ist. „Wir sind sehr respektiert,
aber sicherlich nicht die allerbeliebtesten“, schätzt er die Lage
ein. Wohl zu Recht – ist es doch Aufgabe der Haushaltspolitiker,
immer die Kassenlage im Blick zu haben. Und daher auch mal
den ein oder anderen Fachpolitiker, auch der eigenen Fraktion,
einzubremsen. „Fachpolitiker haben schon oft tolle Ideen, um
den Menschen das Leben schöner und angenehmer zu machen“,
räumt Barthle ein. „Das ist aber nicht immer durchgerechnet“,
konstatiert der CDU-Abgeordnete aus Schwäbisch-Gmünd, der
seit 1998 im Bundestag sitzt.
Aber nicht nur die Fachpolitiker zittern gelegentlich vor den
Haushältern. Auch Ministeriumsvertreter bekommen oft weiche
Knie, wenn der Gang in den Haushaltsausschuss ansteht, um vor

den Abgeordneten Rede und Antwort über die geplanten Ausga-
ben zu stehen. „Das Haushaltsrecht ist das Königsrecht des Par-
laments“, konstatiert Barthle. Nicht die Regierung entscheide
über den Haushalt, sondern der Bundestag.
Und so nehmen die parlamentarischen Haushälter auch wenig
Rücksicht auf Fragen der Farbenlehre. „Natürlich ist die Regie-
rungskoalition auch bereit, den Entwurf der Bundesregierung zu

verändern“, macht er deutlich. Da wird auch vor Ministern aus
der eigenen Partei nicht Halt gemacht. Beispiele dafür gibt es zur
Genüge: In der letzten Wahlperiode war es der FDP-Haushälter
Jürgen Koppelin, der „seinem“ Entwicklungsminister Dirk Niebel
den Etat radikal zusammenstrich. Doch auch Unions-Minister
sind schon mit langen Gesichtern aus der Beratung im Ausschuss
herausgekommen. Ursula von der Leyen (CDU) habe als Arbeits-
und Sozialministerin deutliche Eingriffe hinnehmen müssen, er-
innert sich Norbert Barthle. Ebenso wie Verkehrsminister Peter
Ramsauer von der CSU. „Da wurde die Bahndividende aus dem

Verkehrsetat in den Einzelplan 60, der Allgemeinen Finanzver-
waltung, umgeschichtet“, sagt Barthle. Immerhin 500 Millionen
Euro – kein Kleingeld also.
Macht denn der Job als Haushälter Spaß? Das Jonglieren mit Mil-
lionen- und Milliardensummen? „Ich mache die Aufgabe gern
und übernehme auch gerne die Verantwortung“, sagte er. Aber
Spaß? Nein! „Spaß habe ich, wenn ich mit meiner Familie auf
der Skipiste bin“, sagt der ausgebildete Skilehrer, der – nach al-
lem, was so zu hören ist – auf den Brettern ein As ist. Oder nicht?
Naja – Barthle ziert sich ein bisschen, um dann doch mit der Ge-
schichte von den Internationalen Parlamentariermeisterschaften
im alpinen Skisport rauszurücken. Mehrfach habe er mit der
Mannschaft, aber auch persönlich den Wettbewerb gewonnen,
erzählt er. „Das ging so lange, bis die Schweizer aus Frust darü-
ber, dass immer ein ,Duitscher' gewinnt, die Meisterschaften
nicht mehr ausgerichtet haben.“ 
Was die Spaß- und Entspannungszeit angeht, so ist die in die-
sem Jahr eng bemessen. Kaum ist der Haushalt für 2014 Ende
Juni vom Tisch, wird bereits Anfang September über die Geldver-
teilung für das kommende Jahr diskutiert. Barthle freut sich
schon drauf. „2015 wird ein Rekordhaushalt“, gibt er sich opti-
mistisch – der beste aller Zeiten mit einer Nettokreditaufnahme
von Null. „Und zwar dauerhaft in der mittelfristigen Finanzpla-
nung“. Eine kleine Einschränkung macht er noch: „Es darf bis
November keinen externen Schock geben – also keine nationa-
le oder internationale Krise.“ Götz Hausding ❚

»Der Haushaltsentwurf 2014
ist der zweitbeste aller
Zeiten. Der beste wird 

der für 2015.«

»Riskant
und 
unsozial«
GESINE LÖTZSCH Die Vorsitzende
des Haushaltsausschusses kritisiert die
Finanzierung der neuen Rentenleis-
tungen und fordert einen »Bürgeretat«
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N
och ist es nicht ganz so
weit. Trotzdem war sie in
allen Reden bei den De-
batten in der vergange-
nen Woche zum Bundes-
haushalt 2014 (18/700)

präsent: Die „Schwarze Null“– also ein
Haushalt ohne neue Schulden.
Das ist das Ziel, welches die Koalition und
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) im kommenden Jahr erreichen wol-
len. Ein ambitioniertes Ziel. Denn es wäre
das erste Mal seit rund 45 Jahren, dass der
Bund keine neuen Kredite aufnehmen
muss. In der Zwischenzeit gab es etliche An-
kündigungen, die „Schwarze Null“ zu errei-
chen – immer kam jedoch was dazwischen. 

»Strukturell« ausgeglichen Aber noch ist
nicht 2015, bis dahin kann noch viel passie-
ren. In diesem Jahr sehen die Planungen der
Regierung jedenfalls noch eine Neuver-
schuldung von 6,5 Milliarden Euro vor. Da-
rin enthalten ist die letzte Ratenzahlung des
deutschen Beitrags an den Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) in Höhe 4,3
Milliarden Euro. Wenn diese Überweisung
und andere Sondereffekte herausgerechnet
werden, liegt schon in diesem Jahr ein
„strukturell“ ausgeglichener Haushalt vor.
Dies soll keine Eintagsfliege sein.  Denn die

Bundesregierung will dauerhaft einen aus-
geglichenen Haushalt erreichen, betonte
Minister Schäuble in der vergangenen Wo-
che zu Beginn der Haushaltsberatungen.
Der strukturell ausgeglichene Etat 2014 sei
„auf diesem Weg ein wichtiger
Schritt“. Ab dem nächsten Jahr wer-
de der Bund keine neuen Schulden
mehr machen, bekräftigte er. Zu-
gleich würden Spielräume genutzt
für Investitionen in Infrastruktur,
Bildung und Forschung und zur Ent-
lastung der Kommunen. 
Weitestgehende Unterstützung fand
Schäuble bei den Koalitionsfraktio-
nen. Der haushaltspolitische Spre-
cher der Unionsfraktion, Norbert
Barthle (CDU), betonte, der vorge-
legte Entwurf sei nicht nur strukturell
ausgeglichen, sondern habe sogar ei-
nen Überschuss von 0,07 Prozent
oder 1,8 Milliarden Euro. „Darauf
können wir stolz sein“, betonte er. Er
wies den Vorwurf zurück, dass die Ko-
alition zu wenig investiere. In dieser
Legislaturperiode würden insgesamt
23 Milliarden Euro zusätzlich unter
anderem in den Ausbau der Infrastruktur
und in die Bildung investiert. Dies gesche-
he alles ohne Steuererhöhungen. Ein ausge-
glichener Haushalt im kommenden Jahr

und in den darauf folgenden Jahren sei die
beste Politik im Sinne der Generationenge-
rechtigkeit. In einem weiteren Schritt könn-
ten dann Schulden abgebaut werden. Für
den stellvertretenden Vorsitzenden der

SPD-Fraktion, Carsten Schnei-
der, ist der ausgeglichene Haushalt ein Pa-
radigmenwechsel. „Wir wollen einen solide
finanzierten Haushalt“, sagte er. Um noch

mehr zum Beispiel in die Infrastruktur in-
vestieren zu können, sollten alle Subventio-
nen auf den Prüfstand gestellt werden. 
Die Oppositionsfraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen konnten den Stolz

der Koalition über den Etat nicht
teilen. Sie hielten ihn für „sozial
unausgewogen“. So erinnerte Diet-
mar Bartsch, stellvertretender Vor-
sitzender der Fraktion Die Linke,
daran, dass Schäuble in der vergan-
genen Legislaturperiode mehr als
100 Milliarden Euro neue Schulden
gemacht habe. Auch in diesem Jahr
würden es noch 6,5 Milliarden Euro
sein. 
„Auch wir wollen solide Finanzen“,
betonte er. Doch sei der Preis der
Haushaltskonsolidierung zu hoch.
Den Preis für die „schwarze Null“
würden künftige Generationen be-
zahlen. „Sie fahren das Land auf Ver-
schleiß“, warf er dem Finanzminister
vor. So würden zum Beispiel die In-
vestitionen nur um eine Milliarde
Euro steigen. Das sei „unverzeihlich“
wenig. Außerdem würden die Risiken
wie höhere Zinszahlungen ausgeblen-

det. Der Entwurf führe dazu, dass die meis-
ten Leute weniger Netto vom Brutto hätten.
Insgesamt brauche das Land mehr Mittel,

um seine Aufgaben zu bewältigen. Um
Mehreinnahmen zu erreichen, schlug er ei-
ne Vermögensteuer vor. 

»Strohfeuer« Für Sven-Christian Kindler,
haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen, ist die „Schwarze
Null“ nicht solide finanziert. Der finanzpo-
litische Kurs der Regierung sei ein „teures
Strohfeuer“. Zu verdanken sei die Lage einer
guten Konjunktur, dem Griff in die Sozial-
kassen und dem Ausbleiben von notwendi-
gen Investitionen. Er kritisierte, dass die In-
vestitionsquote stagniere. Dies verstoße ge-
gen die Generationengerechtigkeit. Jetzt
müsse in die Zukunft investiert 
werden. „Wir wollen investieren statt sub-
ventionieren“, betonte er. Die Sprecher der
Opposition kündigten an, dass sie in den
Ausschussberatungen zahlreiche Anträge
vorlegen werden, um den Etat noch zu ver-
ändern. 
Insgesamt sieht der Schäuble-Entwurf für
dieses Jahr Ausgaben von 298,5 Milliarden
Euro vor. Das sind 11,5 Milliarden Euro we-
niger als 2013. Die Steuereinnahmen sollen
von 260,6 Milliarden Euro auf 268,9 Milli-
arden Euro ansteigen. Der Schuldendienst
des Bundes soll in diesem Jahr 28,84 Milli-
arden Euro betragen (2013: 31,59 Milliar-
den Euro). 

Über den größten Einzeletat verfügt auch
2014 das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales mit 122,32 Milliarden Euro. Die
Ausgaben sollen damit um 3,09 Milliarden
Euro steigen. 
Die größten Verschiebungen in den Etats
der Bundesregierung ergeben sich durch
den Neuschnitt einiger Bundesministerien.
So gingen Einnahmen in Höhe von 474
Millionen Euro und Ausgaben in Höhe von
2,28 Milliarden Euro an Mittel für Bauwe-
sen und Stadtentwicklung vom ehemaligen
Bauministerium an das neue Ministerium
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit.
Der Bundestag überwies den Haushaltsent-
wurf 2014 zur weiteren Beratung an die Aus-
schüsse.  Der Bundestag wird den Etat ab-
schließend in der Woche vom 23. bis 27. Ju-
ni beraten. In Kraft treten soll er am 1. Juli
Bis dahin gilt für alle Bundesbehörden die
sogenannte vorläufige Haushaltsführung,
bei der zum Beispiel keine neuen Projekte
begonnen werden dürfen. Michael Klein ❚
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Im Gleichgewicht
HAUSHALT Bundesregierung will in diesem Jahr 298,5 Milliarden Euro ausgeben und 6,5 Milliarden Euro neue Schulden machen

Haushaltsplan – hört sich kompliziert an, ist aber recht ein-
fach. Denn jede Familie führt einen Haushalt und muss für
ihr tägliches Leben Geld haben. Auch da können die El-
tern nur das ausgeben, was sie vorher eingenommen ha-
ben. So  macht das auch der Staat. Über Steuern nimmt
er Geld ein und gibt es dann wieder für wichtige Dinge
aus. Zum Beispiel, um Fahrradwege zu bauen. Weil der
Haushalt von Deutschland sehr hoch ist, ist eine genaue
Planung der Einnahmen und Ausgaben wichtig. Das ge-
wählte Familienoberhaupt von Deutschland, der  Bun-
destag, hat vergangene Woche zum ersten Mal darü-
ber beraten, wie der Haushalt 2014 genau aussehen
und wieviel Geld wofür ausgegeben werden soll.

Bundeshaushalt

Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) bei der Vorstellung des Haushaltentwurfs 2014.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Städtebau rein, Energiewende raus: Das Mi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit, hat einen neuen Zu-
schnitt erhalten. Entsprechend verändert im
Vergleich zum Vorjahr sieht auch der Etat-
ansatz für 2014 aus: Mit 3,65 Milliarden
Euro darf Ministerin Barbara Hendricks
(SPD) rund zwei Milliarden Euro mehr aus-
geben. Größter Posten im Etat ist denn auch
der Bereich Bau und Stadtentwicklung mit
Ausgaben von 2,06 Milliarden Euro. Allein
1,35 Milliarden Euro an Investitionen sind
geplant. Weil das Ministerium nicht mehr
für die Energiewende zuständig ist, sollen

zugleich 425 Millionen Euro an das Wirt-
schafts- und Energieministerium wandern.
Für den Bereich Umweltschutz sieht der
Entwurf 114,19 Millionen Euro vor, knapp
2,5 Millionen Euro mehr als 2013. Die Aus-
gaben für den Klimaschutz sollen deutlich
steigen – nämlich um 223,61 Millionen
Euro auf 386,19 Millionen Euro. Allein
309,1 Millionen Euro davon – ein Plus von
189,1 Millionen Euro – sind für die inter-
nationale Klimaschutzinitiative vorgese-
hen, dessen Hauptaufgabe es ist, den welt-
weiten Treibhausgasausstoß zu verringern. 

Mittel bereits verplant Bei der Einbrin-
gung des Haushalts am vergangenen Don-
nerstag begrüßte Ministerin Hendricks den
neuen Zuschnitt des Ministeriums. Die Be-
reiche Bau und Stadtentwicklung ließen
sich so besser mit den Themen Umwelt-
und Naturschutz verbinden. Was den Mit-

telaufwuchs angeht, machte sie aber auch
deutlich, „dass die Bauleute zwar neues
Geld mitgebracht haben, mit Ausnahme der
Städtebauförderung dieses Geld aber schon
in Projekten verplant“ sei. Eine Aussage, die
Roland Claus (Die Linke) veranlasste, der
Ministerin einen Rat zu geben: „Wenn Sie
den Bauleuten das glauben, haben Sie
schon verloren.“  
Sein Fraktionskollege Ralph Lenkert zeigte
sich enttäuscht von dem Etatentwurf. Die
Mittel für die nationale Klimaschutzinitiati-
ve würden um ein Drittel gekürzt, dem
Waldklimafonds die Hälfte seiner Mittel ge-
strichen. Der Energieeffizienzfonds verliere
43 Prozent. Im Gesamthaushalt des Bundes
seien 400 Millionen Euro weniger für den
Schutz des Klimas und für den Schutz der
Menschen vor den Folgen des Klimawan-
dels vorgesehen. Um „vermeintliche Wett-
bewerbsnachteile“ energieintensiver Indus-

trieunternehmen durch die Energiewende
auszugleichen, seien auf der anderen Seite
350 Millionen Euro an Zuschüssen aus dem
Klimafonds geplant. „Das ist Irrsinn“,
urteilte der Linkenabgeordnete. 
Sven Christian Kindler (Bündnis 90/Die
Grünen) schlug in die gleiche Kerbe. Wenn
man sich die Haushaltsansätze im Umwelt-
ministerium, im Entwicklungsministerium
und beim Energie- und Klimafonds an-
schaue, sehe man, dass beim internationa-
len Klimaschutz 2014 mindestens 350 Mil-
lionen Euro weggekürzt würden Die Über-
tragung zentraler Kompetenzen für den Kli-
maschutz auf das Wirtschaftsministerium
sei zudem „nicht nur eine Blamage für das
Umweltministerium, sondern auch eine Ka-
tastrophe für den Klimaschutz“. 
Christian Haase (CDU) verwies hingegen
darauf, dass in den Etats der anderen Minis-
terien weitere 6,6 Milliarden Euro für den

Umweltschutz vorgesehen seien. Wenn
man die 1,6 Milliarden Euro für den Ener-
gie- und Klimafonds dazu nehme, werde
deutlich, „welche Summe wir in diesem Be-

reich in die Hand nehmen“. Haase lobte zu-
dem die Mittelsteigerung von 455 auf 700
Millionen Euro bei der Städtebauförderung.
Dies sei ein „klares Bekenntnis“ des Bundes,
dass er Kommunen bei der Bewältigung des
demografischen, sozialen und ökonomi-
schen Wandels unterstützen wolle. 
Als „großen Erfolg“ bezeichnete auch Stef-
fen-Claudio Lemme (SPD) den Mittelauf-
wuchs beim Städtebau. Mindestens ebenso
wichtig sei jedoch die Steigerung von 40 auf
150 Millionen Euro für das Programm „So-
ziale Stadt“. Mit dem Programm werden un-
ter anderem Begegnungsorte, Stadtteil- oder
Familienzentren unterstützt, auch um die
bessere Integration von Zuwanderern zu er-
möglichen. Lob gab es dafür auch vom Grü-
nen-Haushaltsexperten Kindler. Sein Kritik-
punkt allerdings: Die Gegenfinanzierung
funktioniere nach dem Prinzip „linke Ta-
sche, rechte Tasche“. Götz Hausding ❚

Neue Kompetenzen, neue Mittel
UMWELT Ministerin Hendricks (SPD) darf sich über einen deutlich höheren Etat freuen. Vor allem die Mittel für den Klimaschutz, die Städtebauförderung und das Programm »Soziale Stadt« steigen

WIRTSCHAFT Bei der Energiewende ist
Deutschland führend. Nirgendwo sonst
wird so viel erneuerbare Energie erzeugt.
Jetzt aber fällt ein Schatten auf das
Projekt –  französischer Atomstrom soll
das Netz stabilisieren

Atomarer
Schatten

Strom aus dem ältesten französischen Atomkraftwerk Fessenheim soll die deutsche Netzspannung stabilisieren helfen.

W
irtschaftsminister Sig-
mar Gabriel wirkt ver-
ärgert. Natürlich sei
die Energiewende ein
auf dieser Welt einma-
liges Projekt und auch

sehr erfolgreich, versicherte der SPD-Chef in
der Wirtschaftsdebatte des Bundestages am
vergangenen Donnerstag. Aber „zur Wahr-
heit gehört auch, dass wir die Komplexität
der Herausforderung unterschätzt haben“,
räumt Gabriel unumwunden ein. Es sei ein
Fehler gewesen, in der Vergangenheit nur auf
Schnelligkeit des Ausbaus und nicht auf die
Planbarkeit und Berechenbarkeit gesetzt zu
haben. Wenn die Stabilität in Netzen von
den Übertragungsnetzbetreibern nur „unter
Hinzurechnung von Kernkraftwerken im
Ausland, die wir seit Jahren geschlossen se-
hen wollen“, sichergestellt werden könne,
„dann muss es ein Problem in der Art unse-
rer Energiewende geben“. 

Netzreserve Gabriel reagierte damit auf ei-
nen Zeitungsbericht, wonach die Bundes-
netzagentur angeblich das älteste französi-
sche Kernkraftwerk Fessenheim am Rhein
als Reserve zur Abwendung eines Blackouts
in Deutschland ansieht. Die missliche Lage
entsteht, wenn das fränkische Kernkraft-
werk Grafenrheinfeld vom Netz geht. Betrei-
ber Eon plant die Abschaltung im nächsten
Jahr. Die Folge ist eigentlich undenkbar:
Französischer Atomstrom soll dann die
deutsche Energiewende im Lot halten. 
Dazu soll es nach dem Willen der Großen
Koalition auch nicht kommen.  Der CDU-
Wirtschaftsexperte Michael Fuchs erklärte,
wenn die Bundesnetzagentur mit Stromlie-
ferungen aus Fessenheim planen müsse, um

sicherzustellen, dass Grafenrheinfeld abge-
schaltet werden könne, „dann ist das sicher-
lich ein Fehler“. Fessenheim sei mit über 40
Jahren Laufzeit das älteste Kraftwerk Frank-
reichs, und „es wird allerhöchste Zeit, dass
das abgeschaltet wird“, forderte Fuchs. Es
müsse viel mehr Intensität in den Netzaus-
bau gelegt werden. Nur dann könne die
Wiederanschaltung von Atomkraftwerken
verhindert werden. Fuchs warnte vor einem
schleichenden Abschied der Industrie durch
hohe Energiekosten und forderte Investitio-
nen in Speichertechnologien. 
Wie schon bei der Generalaussprache am
Vortag ging es auch bei der Wirtschaftsde-
batte um die von der Koalition geplante Re-
form des Erneuerbare Energien-Gesetzes
(EEG). Gabriel meinte, die Bürger wollten
die Energiewende, „aber eine Energiewende,
die nicht mehr im Treibsand politischer Ver-
antwortungslosigkeit versinkt und nicht im
Nebeneinander und Gegeneinander von In-
teressen- und Lobbyistengruppen feststeckt,
sondern politisch vorangetrieben wird“. Es
müsse wieder Planungs- und Versorgungssi-
cherheit geben, Kostenexplosionen dürften
nicht ignoriert werden. Hier habe diese Re-
gierung nach 100 Tagen schon mehr geleis-
tet als andere in einer ganzen Legislaturpe-
riode. 
Gabriel sagte, die Änderung des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes (EEG) schaffe bere-
chenbare Ausbaukorridore und neu justier-
te Förderung sowie Schritte zur Marktinte-
gration auf dem Weg zu Ausschreibungen.
Zugleich sei es gelungen, in den Verhand-
lungen mit der EU-Kommission die Wirt-
schaft vor unzumutbaren Belastungen zu
bewahren. „Das ist nicht irgendein Neben-
effekt, sondern die Voraussetzung dafür,

dass wir die Unterstützung unserer Bevölke-
rung für die Energiewende beibehalten. Wer
glaubt, die Gefährdung hunderttausender
Industriearbeitsplätze hätte keine Auswir-
kung auf die Unterstützung der Energiewen-
de, der irrt sich gewaltig“, warnte Gabriel.
Industrieller Erfolg, Klimaschutz und Ener-
giewende müssten zusammenpassen. Die
Wirtschaft trage fast genau so viel zur EEG-
Umlage bei wie die privaten Verbraucher.
Wenn die Befreiung der Wirtschaft komplett
aufgegeben worden wäre, würde sich die
Entlastung eines Drei-Personen-Haushaltes
bei 40 Euro im Jahr bewegen. Da könne
man durch Wechsel des Stromanbieters
mehr sparen. Dagegen hätten durch den
Wegfall der Befreiungen Hunderttausende
ihre Arbeitsplätze verlieren können. Die
EEG-Umlage und nicht die Industriebefrei-
ung sei zu einer „massiven Belastung“ ge-
worden. Thomas Jurk (SPD) lobte Gabriel
für dessen „Herkulesarbeit“ bei der EEG-Re-
form.

Massive Kritik an den EEG-Plänen der Koali-
tion gab es von den Grünen. Gabriel würge
die Photovoltaik und Bioenergie ab. Das wä-
re auch bei der Windenergie geschehen,
wenn die Bundesländer nicht „den dümms-
ten Irrsinn“ verhindert hätten, kritisierte Oli-
ver Krischer. Aber Gabriel lasse sich von dem
bayerischen Ministerpräsidenten Horst See-
hofer (CSU), den Krischer als „energiepoliti-
schen Amokläufer“ bezeichnete, erpressen,
indem einer Änderung des Bundesbaugeset-
zes zugestimmt werde. Durch den Mindest-
abstand von 2.000 Metern von jeder Wohn-
bebauung „verhindern Sie jede Windener-
gieanlage in Deutschland“, warnte Krischer.
Die Ausnahmeregelungen für die Industrie
beim EEG seien ein „Husarenstück“. Ange-
kündigt worden sei eine Entlastung der Ver-
braucher in Höhe von einer Milliarde Euro.
Die Mehrbelastung betrage aber 2,5 Milliar-
den Euro. Wenn nur die Verbraucher zahlen
und die Industrie nur profitiere, zerstöre das
die Akzeptanz der Energiewende.
Roland Claus (Linke) kritisierte, dass nur
ein Prozent des Bundeshaushalts in die
Wirtschaftsförderung fließen würde. „Da-
mit kann man nicht wirklich Wirtschaftspo-
litik machen“, kritisierte Claus, der ein gro-
ßes Zukunftsinvestitionsprogramm forder-
te. Dann müsse aber über neue Einnahme-
möglichkeiten geredet werden. Zugleich
kritisierte Claus „Haushaltshaltstricks“ zur
Subventionierung staatsnaher Monopolis-
ten wie das Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt, das aus mehreren Einzelplänen
subventioniert werde. Solche Tricks, aus
mehreren Etats die gleichen Institutionen
zu subventionieren, „werden wir Ihnen
nicht durchgehen lassen“, mahnts der
Links-Politiker. Hans-Jürgen Leersch ❚
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In diesem Jahr sollen die Einnahmen um
6,1 Milliarden Euro auf 279,2 Milliarden
Euro (2013: 273,1 Milliarden Euro) steigen.
Im Wesentlichen stammen die Einnahmen
aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben,
die 2014 insgesamt 269,14 Milliarden Euro
(260,92 Milliarden Euro) betragen sollen.
Die Verwaltungseinnahmen sollen hinge-
gen von 10,04 Milliarden Euro auf 7,19 Mil-
liarden Euro fallen. 
Im Einzelnen erwartet die Regierung bei
den Einnahmen des Bundes aus der Um-
satzsteuer eine Steigerung von 78,78 Milli-
arden Euro auf 82,02 Milliarden Euro. Für
Einnahmen aus der Lohnsteuer sind 70,59
Milliarden Euro (66,77 Milliarden Euro)
vorgesehen; der 50prozentige Anteil des
Bundes an der Körperschaftsteuer soll 10,35

Milliarden Euro (10,29 Milliarden Euro) be-
tragen. Die Einnahmen aus den Energie-
steuern sollen insgesamt 39,05 Milliarden
Euro (39,77 Milliarden Euro) und der An-
teil des Bundes am Reingewinn der Deut-
schen Bundesbank soll 2,5 Milliarden Euro
(1,5 Milliarden Euro) betragen. Aus dem
Verkauf von Beteiligungen und aus der Ver-
wertung von Kapitalvermögen erwartet die
Regierung Einnahmen von 975 Millionen
Euro (4,35 Milliarden Euro). 
Im Bereich „Leistungen im Zusammenhang
mit der Deutschen Einheit“ sollen die Aus-
gaben bei 371,42 Millionen Euro (282,15
Millionen Euro) liegen. Dabei werden die
Zuweisungen an den Entschädigungsfonds
auf 250 Millionen Euro (150 Millionen
Euro) erhöht. mik ❚

6,1 Milliarden Euro mehr
ALLGEMEINE FINANZVERWALTUNG Steuern steigen

Der Etat der Bundeskanzlerin und des Bun-
deskanzleramtes kann 2014 über 1,99 Mil-
liarden Euro verfügen. Das sind 56,39 Mil-
lionen Euro weniger als im vergangenen
Jahr (2013: 2,03 Milliarden Euro). Während
für das Personal insgesamt 267,94 Millio-
nen Euro (267,98 Millionen Euro) einge-
plant sind, sollen die sächlichen Verwal-
tungsausgaben 682,09 Millionen Euro
(657,11 Millionen Euro) betragen. 
Für Zuweisungen und Zuschüsse (ohne In-
vestitionen) sind nach 890,03 Millionen
Euro 2014 insgesamt 884,51 Millionen
Euro eingeplant. 
Den größten Anteil am Gesamtetat hat die
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur
und Medien. Hier sollen 1,04 Milliarden
Euro (1,12 Milliarden Euro) zur Verfügung

stehen. Für die Bundeskanzlerin und ihr
Amt sind 52,21 Millionen Euro (47,41 Mil-
lionen Euro) eingeplant. Die Ausgaben des
Presse- und Informationsamtes der Bundes-
regierung sollen von 96,14 Millionen Euro
auf 97,09 Millionen Euro steigen. 
Der Etat der Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR soll 101,38 Millionen
Euro (99,97 Millionen Euro) umfassen und
für die Beauftragte der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge und Integration sind
4,95 Millionen Euro (5,04 Millionen Euro)
bereitgestellt. 
Die Ausgaben des Bundesinstituts für Kul-
tur und Geschichte der Deutschen im östli-
chen Europa sollen 1,04 Millionen Euro
(991.000 Euro) betragen.  mik ❚

Weniger Ausgaben geplant
KANZLERETAT Auch Merkels Amt muss sparen

Der Bundespräsident und das Bundespräsi-
dialamt sollen 2014 über 33,11 Millionen
Euro (2013: 32,45 Millionen Euro) verfü-
gen können. Dabei sollen die Personalaus-
gaben von 18,32 Millionen Euro auf 18,47
Millionen Euro und die sächlichen Verwal-
tungsausgaben von 9,44 Millionen Euro auf
9,64 Millionen Euro steigen. Für Investitio-
nen sind nach 1,12 Millionen Euro im ver-
gangenen Jahr für dieses Jahr 1,04 Millio-
nen Euro eingeplant. Für Zuweisungen und
Zuschüsse (ohne Investitionen) sind 3,95
Millionen Euro (3,91 Millionen Euro) vor-
gesehen. 
Die Ausgaben des Bundespräsidenten sol-
len beinahe unverändert 4,72 Millionen
Euro betragen. Dabei sind für Zuweisungen
und Zuschüsse (ohne Investitionen) wie

bisher 3,65 Millionen Euro vorgesehen. 2,3
Millionen Euro davon sind gleichbleibend
für die Deutsche Künstlerhilfe reserviert.
1,35 Millionen Euro sind wie in diesem Jahr
vorgesehen für die Gewährung von Ehren-
gaben an Alters- und Ehejubilare, Übernah-
me von Patenschaften und die Ausgaben
aus besonderer Veranlassung. So über-
nimmt der Bundespräsident traditionell die
Patenschaft für das siebte Kind einer Fami-
lie. Die Bezüge des Bundespräsidenten sol-
len 214.000 Euro betragen.
Das Büro der Gemeinsamen Wissenschafts-
konferenz (GWK) soll in diesem Jahr über
1,89 Millionen Euro verfügen können. Das
sind 3.000 Euro mehr als 2013. Die Perso-
nalausgaben betragen hier 1,25 Millionen
Euro (1,27 Millionen Euro). mik ❚

Geld auch für Künstlerhilfe
BUNDESPRÄSIDENT Ausgaben beinahe unverändert 

Die Kommission zur Suche nach einem
Atomendlager ist beschlossen. Der Bundes-
tag votierte am vergangenen Donnerstag für
einen entsprechenden Antrag (18/1068)
der Fraktionen CDU/CSU, SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Einen Antrag (18/1069)
der Linkfraktion lehnte er ab. Die Fraktion
hält vor der Konstituierung der Kommissi-
on weitere Vorarbeiten für erforderlich. 
Ziel der 33-köpfigen Kommission ist es, ei-
nen gesellschaftlichen Konsens in der Frage
der sicheren Lagerung radioaktiver Abfälle
zu finden. Außerdem soll sie das Standort-
auswahlgesetz, das 2013 verabschiedet wur-
de und die Grundlage für das Auswahlver-
fahren bildet, evaluieren. An der Endlager-
suche sollen Vertreter zahlreicher gesell-
schaftlich relevanter Gruppen, wie Kirchen,

Gewerkschaften, Wirtschaft und Wissen-
schaft, beteiligt werden. Die beiden für die
Umweltverbände vorgesehenen Plätze blei-
ben bisher frei. Einige Umweltverbände ha-
ben mehr Beratungszeit gefordert, andere
bereits angekündigt, sich nicht beteiligen zu
wollen. Sie hatten vergeblich gefordert, den
niedersächsischen Standort Gorleben aus
der Endlagersuche herauszunehmen. 
Die übrigen Mitglieder der Kommission hat
das Parlament am Donnerstag gewählt
(18/1070, 18/1071). Danach sitzen für die
CDU/CSU-Fraktion Andreas Jung, Steffen
Kanitz, Florian Oßner und Eckhard Pols in
der Kommission, für die SPD-Fraktion Mat-
thias Miersch und Ute Vogt. Hubert Zdebel
vertritt die Linksfraktion, Sylvia Kotting-Uhl
die Grünen-Fraktion. joh ❚

Suche nach einem Konsens
UMWELT Endlager-Kommission kann ihre Arbeit aufnehmen

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Der Agrar-Etat der Bundesregierung dreht
sich im Kern um die soziale Absicherung
der Bauern. Das betonte Bundeslandwirt-
schaftsminister Christian Schmidt (CSU)
vergangene Woche bei der Einbringung des
Einzelplans 10 (18/700) des Bundeshaus-
halts: „Der Entwurf ist in erster Linie ein so-
zialer Agrarhaushalt.“ Ziel der Koalition sei
es, die Lebensgrundlage der Landwirte ab-
zusichern, „damit Landwirtschaft möglich
bleibt“. 

Etat von 5,3 Milliarden Euro Insgesamt
stehen dem Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft für das Jahr 2014
rund 5,3 Milliarden Euro zur Verfügung.
Rund 70 Prozent der Mittel fließen in die Al-
ters-, Kranken- und Unfallversicherung der
Land- und Forstwirtschaft. „Das sind 3,7
Milliarden Euro“, sagte Schmidt. Mit einem
Zuschlag von 62 Millionen Euro soll zudem
die Kürzung des Bundeszuschusses an den
Gesundheitsfonds ausgeglichen werden.
„Das ist eine Gerechtigkeitsfrage, denn die
Landwirte wären als einzige Bevölkerungs-
gruppe dadurch belastet worden“, betonte
der Minister.
Wenig Verständnis zeigte Kirsten Tackmann
(Die Linke) dafür, dass die Bundesregierung
den „Export in kaufkräftige Märkte voran-
bringen will“. Diese Strategie helfe weder

den Empfängerländern, noch den heimi-
schen Landwirten, deren Einkommen trotz
Subventionen im Vergleich zu den Indus-
trieeinkommen rund 40 Prozent niedriger
ausfallen würden. Stattdessen forderte sie,
dass der Bodenerwerb durch nichtlandwirt-
schaftliche Investoren verhindert werden
muss, weil die Bodenpreise zu hoch seien.
Zudem sollen steuerbegünstigte Risikorück-
lagen ermöglicht werden, die Betriebe über
Notzeiten helfen könnten. Ebenso forderte
Tackmann einen Notfallfonds für tierhal-
tende Unternehmen, um auf Tierseuchen
vorbereitet zu sein.

Ulrich Freese stellte für die SPD-Fraktion
fest, dass der Agraretat ein kleiner Haushalt
ist, der 1,7 Prozent der Gesamtausgaben der
Bundesrepublik ausmacht. Einsparpotenzi-
al sah der Sozialdemokrat bei den Verwal-
tungskosten der Versicherungen: „Gemes-
sen an anderen Sozialversicherungsträgern
sind die Kosten mit etwa 340 Millionen
Euro zu hoch.“ 
Einen weiteren Schwerpunkt setzte Freese
mit der Ankündigung, dass die Bauern nicht
mehr benachteiligt werden sollen, wenn sie
ihren Hof weiter bewirtschaften, obwohl sie
das Rentenalter erreicht haben. Musste bis-
her aufgrund der Hofabgabeklausel ein
Landwirt die Bewirtschaftung aufgeben,
könnte in Zukunft die Auszahlung der Ren-
te mit einem Abschlag von zehn Prozent ge-
währt werden, wenn der Hof nicht abgege-
ben wird. Bis zum Sommer soll dazu ein
Vorschlag vorliegen.
Mit der Feststellung „Versprochen, gebro-
chen“ fasste Friedrich Ostendorff (Bündnis
90/Die Grünen) seine Bewertung des Haus-
haltsentwurfs zusammen. Ostendorff krei-
dete an, dass „Schmidt nicht einhält“, was
der Ministerpräsident Bayerns, Horst Seeho-
fer (CSU), angekündigt habe. Die Bund-
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ hätte demnach um 200 Millionen

Euro aufgestockt werden sollen, um gerin-
gere Zuweisungen aus der EU auszuglei-
chen. Der Etat sei „konzeptlos“ und verwal-
te den Status quo, ohne den ländlichen
Raum attraktiver zu machen. Als Gegen-
maßnahme schlug er vor, rund 360 Millio-
nen Euro durch die Streichung der Agrardie-
selsubvention einzusparen und das Geld in
den Umbau der Landwirtschaft zu investie-
ren. 
Für die CDU verteidigte Franz Josef Jung
den Haushaltsentwurf, der das vielfältige,
hochwertige und erschwingliche Angebot
an Lebensmitteln in Deutschland garantie-
re. Um das zu leisten, würden die Bauernfa-
milien Sicherheit und Perspektiven brau-
chen. Jung betonte, dass der Entwurf auch
den Tierschutz im Blick habe. „Wir wollen
die Agrarforschung besser verzahnen und
haben für Nachhaltigkeit, Forschung und
Innovation 510 Millionen Euro veran-
schlagt“, sagte er. „Dies dient auch dazu,
neue Tierschutzmaßnahmen in die betrieb-
liche Praxis umzusetzen.“ Jan Eisel ❚ 

K
ein Ministerium hat so viele
Investitionsmittel wie das
für Verkehr und digitale In-
frastruktur: 12,55 Milliar-
den Euro, bei Gesamtausga-
ben von 22,78 Milliarden

im Regierungsentwurf des Etats 2014
(18/700, Einzelplan 12). Das ist zwar weni-
ger als im vergangenen Jahr, doch sind die
Zahlen nicht direkt vergleichbar. Denn das
Haus hat unter der neuen Koalition den Be-
reich Bau und Stadtentwicklung an das jet-
zige Ministerium für Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit abgeben müs-
sen. Dafür hat es den neugeschaffenen Be-
reich digitale Infrastruktur dazubekommen.

Steigerung der Investitionen Bei den ver-
bliebenen Bereichen ist tatsächlich eine
Steigerung der Investitionen geplant, so bei
den Bundesfernstraßen von 1,45 Milliarden
Euro im zurückliegenden Jahr auf 1,94 Mil-
liarden 2014. Dazu sollen 3,06 Milliarden
Investitionen aus den Einnahmen der Lkw-
Maut kommen. Bei der Bahn sollen die In-
vestitionen von 4,15 auf 4,2 Milliarden
wachsen, bei den Bundeswasserstraßen mi-
nimal von 881,5 auf 882,86 Millionen.
Für die hinzugekommene digitale Infra-
struktur sind für das laufende Jahr lediglich
13,04 Millionen Euro eingeplant. Er habe
aber mit Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) vereinbart, dass die Einnahmen aus
der Versteigerung von Frequenzen „zu ei-
nem Großteil wieder in die digitale Infra-
struktur gesteckt werden“, sagte Verkehrsmi-

nister Alexander Dobrindt (CSU) am ver-
gangenen Freitag im Bundestag. Die Regie-
rung werde deshalb ihr Ziel erreichen, flä-
chendeckend schnelles Internet mit 50
Mbit/s zu gewährleisten.
Dobrindt sagte in seiner Haushaltsrede, ei-
ne leistungsfähige Infrastruktur sei „Grund-
lage für unseren Wohlstand“. Wer glaube, er
könne Wirtschaftswachstum vom Wachs-
tum der Infrastruktur abkoppeln, „wird uns
am Schluss vom Wohlstand abkoppeln“. In-
vestitionen in Infrastrukturmaßnahmen
müssten sich an der „verkehrlichen Gesamt-
wirkung und dem volkswirtschaftlichen
Nutzen orientieren“. Die Bundesregierung
wolle diese Investitionen bis 2017 um fünf
Milliarden Euro steigern.
Maßgabe bleibe wie schon in den letzten
Jahren: „Erhalt geht vor Neubau“, versicher-
te Dobrindt. Wegen des besonders schlech-
ten Zustands vieler Straßen- und Bahnbrü-
cken kündigte der Minister für die nächste
Zeit ein „Sondersanierungsprogramm für
Brücken“ an. Trotzdem müsse auch in den
Neubau investiert werden. Er habe aller-
dings den Verkehrsministern der Länder
mitgeteilt, dass alle Projekte im Bundesver-
kehrswegeplan, die nicht bis 2015 im Bau
sind, neu überprüft würden. 
Eine unsichere Größe sind die Einnahmen
aus der Lkw-Maut. Ein Gutachten hat hier
unlängst Mindereinnahmen von zwei Milli-
arden Euro prognostiziert, was an der teil-
weisen Abhängigkeit der Mautzahlungen
vom Zinsniveau liegt – ein „ausdrücklicher
Fehler“, wie Dobrindt sagte, den „wir an-

greifen und ändern“. Obwohl die Maut auf
leichtere Lkw sowie schrittweise auf alle
Bundesstraßen ausgeweitet werden solle,
könne noch eine Finanzierungslücke blei-
ben, stellte Dobrindt fest. Er habe jedoch
mit dem Finanzminister vereinbart, dass
diese Lücke aus allgemeinen Haushaltsmit-
teln ausgeglichen würde.

Pkw-Maut Der Verkehrsminister kündigte
an, die umstrittene Pkw-Maut zum 1. Janu-
ar 2016 einzuführen. Wie sie ausgestaltet
sein soll, ließ er offen. Roland Claus (Die
Linke) kreidete ihm das an: „Was überhaupt
nicht geht, ist Ihr öffentliches Schwadronie-
ren über eine Pkw-Maut für Ausländer, und
im Parlament dazu kein Wort zu sagen.“ Der
Redner der größten Oppositionsfraktion
verwies in seiner Erwiderung auf ständige
Probleme bei Verkehrsprojekten wie dem
Bau des neuen Berliner Flughafens und der
Sanierung des Nord-Ostsee-Kanals und fol-
gerte: „In Ihrem Ministerium ist das viele
Geld leider nicht in guten Händen.“ Ange-
sichts der erwarteten Lücke bei den Maut-
Einnahmen, die er auf eine halbe Milliarde
Euro bezifferte, bezweifelte Claus, dass die-
ser Betrag aus den allgemeinen Haushalts-
mitteln ausgeglichen werden könne. Zur
Bahn verwies Claus darauf, dass in den Pri-
vatisierungsberichten der Bundesregierung
noch immer das Ziel eines Börsengangs ste-
he. Er glaube Dobrindt und Bahnchef Gru-
be, wenn sie versicherten: „Niemand hat die
Absicht...“, sagte Claus mit hoher Stimme
zum Gelächter seiner Fraktionskollegen.

Aber, an Dobrindt gewandt: „Haben Sie
doch den Mut zu sagen: Wir haben da einen
Fehler gemacht, die Privatisierung und der
geplante Börsengang sind vom Tisch.“
„Unser Motto heißt: Wir reparieren
Deutschland“, so fasste Sören Bartol (SPD)
plakativ den Verkehrsetat 2014 zusammen.
Er enthalte „die höchste Summe, die jemals
für die Sanierung unserer Straßen und
Schienen ausgegeben wurde“. Bis 2017 soll-
ten diese Mittel weiter wachsen. Mit der in
der Vorwoche vorgestellten neuen Konzep-
tion des Bundesverkehrswegeplans 2015 ge-
he die Große Koalition „einen mutigen
Schritt nach vorne“. Der Bund werde künf-
tig vorrangig dort investieren, wo es von
überregionaler, nationaler Bedeutung ist. 
Kein Lob erhielt Dobrindt von Bündnis
90/Die Grünen. Sven-Christian Kindler

hielt ihm vor, die Infrastruktur weiter auf
Verschleiß zu fahren. Es gebe ein riesiges
Defizit beim Erhalt und der Sanierung von
Verkehrswegen, doch „im Haushalt gehen
Sie das Problem überhaupt nicht an“. Die
zusätzlichen fünf Milliarden, die Dobrindt
jetzt für vier Jahre in den Haushalt einstel-
len wolle, seien überwiegend für den Neu-
bau von Straßen vorgesehen. Man müsse
aber vor allem in den Erhalt investieren, so-
wie in „sinnvolle Zukunftsprojekte, die auch
wichtig für den Klimaschutz sind“. Zu Dob-
rindts Plänen für den Ausbau der digitalen
Infrastruktur sagte Kindler: „Bis jetzt ist das
alles nur virtuelle Realität.“ In Dobrindts
Haushaltsrede wollte der Grüne „null Sub-
stanz, nur markige Sprüche“ erkannt haben.
„Der Bundestag ist kein CSU-Parteitag“,
hielt er Dobrindt entgegen. Dieser betreibe
„CSU-Klientelpolitik“. Kindler warnte vor
einer „Bevorzugung Bayerns“ im neuen
Bundesverkehrswegeplan. Weil er in diesem
Zusammenhang von einer blau-weißen
Fahne gesprochen hatte, wies im Anschluss
Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth
(Bündnis 90/Die Grünen) darauf hin, dass
die Fahne Bayerns weiß-blau sei. Blau-weiß
seien die Farben von Schalke und Dobrindt
sei gewiss kein Schalke-Fan. 
Reinhold Sendker (CDU) verwies auf die
Aufgabe der Verkehrspolitik, die Verkehrssi-
cherheit zu erhöhen. Die Zahl der Verkehrs-
toten pro Tag sei seit 1970 von 58 auf neun
zurückgegangen. Man sei „erkennbar auf ei-
nem guten Weg, diese Zahl weiter zu sen-
ken“. Peter Stützle ❚ 

VERKEHR Ministerium hat größten Investitionsetat. Opposition kritisiert »markige Sprüche«

Vorfahrt für die Infrastruktur
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Agrar-Etat sichert Bauern ab  
LANDWIRTSCHAFT Sozialausgaben von 3,6 Milliarden Euro stehen im Zentrum des Landwirtschaftshaushaltes
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Zusammen mit Vertretern von Siemens und der Deutschen Bahn AG präsentiert Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU, 2. von rechts) den neuen ICE 3. Die Investitionen in die Bahn sollen wachsen.
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Jahrhunderts von der anthropologischen oder ethischen auf die ökonomische
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nach Alternativen, ohne dabei die Wucht der Ökonomisierung der Welt zu
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507,12 Millionen Euro
für das Personal
Der Deutsche Bundestag, der Wehrbeauf-
tragte des Deutschen Bundestages und die
Mitglieder des Europäischen Parlaments
können im Jahr 2014 über 748,63 Millionen
Euro verfügen. Das sind 17,18 Millionen
Euro mehr als im vergangenen  Jahr (2013:
731,45 Millionen Euro). Die meisten Mittel
sind dabei für das Personal reserviert. Die
Ausgaben betragen dafür 507,12 Millionen
Euro (499,49 Millionen Euro). Für Investitio-
nen sind 23,08 Millionen Euro (14,95 Millio-
nen Euro) eingeplant und für sächlichen Ver-
waltungsausgaben 119,11 Millionen Euro
(118,25 Millionen Euro). Für Zuweisungen
und Zuschüsse (ohne Investitionen) sind
99,31 Millionen Euro (98,77 Millionen Euro)
vorgesehen. Die Gesamtausgaben des
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundes-
tages sollen 2014 rund 4,14 Millionen Euro
(4,02 Millionen Euro) betragen. Für die 99
Abgeordneten der Bundesrepublik Deutsch-
land im Europäischen Parlament stehen in
diesem Jahr insgesamt 6,48 Millionen Euro
(6,06 Millionen Euro) bereit. mik ❚

Etat des Bundesrates 
steigt leicht 
Der Etat des Bundesrates soll von 22,81 Mil-
lionen Euro im vergangenen Jahr auf 23 Mil-
lionen Euro im Jahr 2014 steigen. Dabei fal-
len die Personalausgaben der Länderkam-
mer von 14,67 Millionen Euro auf 14,59 Mil-
lionen Euro. Für sächliche Verwaltungs-
ausgaben sollen 7,89 Millionen Euro (2013:
7,49) zur Verfügung stehen. Für Investitio-
nen sind nach 325.000 Euro im Haushalts-
jahr 2013 in diesem Jahr 240.000 Euro vor-
gesehen. Für Zuweisungen und Zuschüsse
(ohne Investitionen) stehen 240.000 Euro
(325.000 Euro) bereit. mik ❚

Weniger Mittel für die
Prüfungsämter des Bundes
Die Ausgaben des Bundesrechnungshofes
sollen 2014 auf 135,99 Millionen Euro (2013:
132,85 Millionen Euro) steigen. Davon ist der
weitaus größte Teil für Personalausgaben
vorgesehen, die von 111,17 Millionen Euro
auf 113,35 Millionen Euro wachsen sollen.
Die sächlichen Verwaltungsausgaben sollen
ebenfalls von 16,95 Millionen Euro auf 17,02
Millionen Euro steigen. Die Investitionen sol-
len von 1,88 Millionen Euro auf 1,98 Millio-
nen Euro steigen. Die Zuweisungen und Zu-
schüsse sollen ebenfalls von 2,85 Millionen
Euro auf 3,64 Millionen Euro steigen. Für die
sieben Prüfungsämter des Bundes in Berlin,
Frankfurt/Main, Hamburg, Honnover, Ko-
blenz, München und Stuttgart sollen die Aus-
gaben 37,56 Millionen Euro (37,62 Millionen
Euro) betragen. mik ❚

Geringere Ausgaben 
beim Schuldendienst
Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung sollen die Gesamtausgaben bei der
Bundesschuld 2014 rund 30,07 Milliarden
Euro betragen. Das sind 2,91 Milliarden
Euro weniger als vergangenes Jahr (2013:
32,98 Milliarden Euro). Der Schuldendienst
soll 28,84 Milliarden Euro (31,6 Milliarden
Euro) betragen. Für Investitionen sind 1,2
Milliarden Euro (1,35 Milliarden Euro) vor-
gesehen. Die sächlichen Verwaltungsausga-
ben sollen um 3,58 Millionen Euro auf 34,09
Millionen Euro (37,67 Millionen Euro) fal-
len. mik ❚

KURZ NOTIERT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



O
stern steht vor der Tür
und das nahm der SPD-
Abgeordnete Ewald
Schurer zum Anlass, ei-
nen Wunsch zu äußern:
„Liebe Kollegen von der

Union, hoppeln Sie bitte nicht wie wild
durch die Gegend und sagen in den Medien
und überall sonst ganz aufgeregt, dass das
mit der Rente mit 63 nicht geht!“ Schließ-
lich werde seine Fraktion auch geschlossen
für die Mütterrente stimmen, obwohl sie er-
hebliche Bauchschmerzen mit deren Finan-
zierung über Beitragsmittel der Rentenversi-
cherung habe. „Sorgt innerhalb des eigenen
Lagers für ein bisschen Ordnung“, mahnte
also Schurer in der Debatte über den Haus-
halt des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales am vergangenen Donnerstag. Um
diesem Ziel näher zu kommen, wartete er je-
doch nicht auf seinen Koalitionspartner,
sondern drückte sicherheitshalber bei der
Werbung für die abschlagsfreie Rente mit 63
Jahren gleich selbst aufs Gaspedal. 
Nach den bisherigen Plänen der Bundesre-
gierung sollen ab 1. Juli 2014 Versicherte
nach 45 Beitragsjahren mit 63 Jahren ohne
Abschläge in Rente gehen können. In der
Union herrscht die große Sorge, dass Arbeit-
geber und Arbeitnehmer dieses Instrument
ausnutzen und eine massenhafte Frühver-
rentungswelle erzeugt wird. Das wäre zum
Beispiel der Fall, wenn Firmen ihre Mitar-
beiter mit 61 Jahren in die Arbeitslosigkeit
entlassen und diese dann nach zwei Jahren
Arbeitslosengeldbezug trotzdem die ab-
schlagsfreie Rente erhalten.
Ewald Schurer versuchte sich also in Beruhi-
gung: Nach bisherigen Berechnungen des
Ministeriums hätten 150.000 Menschen die
Absicht, mit 63 Jahren in Rente zu gehen –
zu den jetzigen Bedingungen, also mit Ab-
schlägen. Das Rentenpaket würde die Zahl
um 50.000 erhöhen, so dass im Juli rund
200.000 Menschen in den Genuss der Ren-
te ab 63 kämen. „Es sind also keine Millio-
nen.“ Natürlich könne die Rente ab 63 nicht
alle Widersprüche innerhalb des Rentensys-
tems auflösen, sagte Schuler, ohne auf die-
se Widersprüche genauer einzugehen. „Aber
sie ist eindeutig ein Beitrag für mehr Gerech-
tigkeit für jene Menschen, die nach 45 Bei-
tragsjahren ihre Rente selbst erwirtschaftet
haben.“

Die Hauptausgaben Die veranschlagte
Summe von 900 Millionen Euro, die die
Rente ab 63 im ersten Jahr kosten wird,
taucht zwar im aktuellen Haushaltsentwurf
nicht auf, da das Gesetz noch nicht verab-
schiedet wurde. Aber auch ohne diesen Pos-
ten verschlingen die Leistungen an die Ren-
tenversicherung traditionell den Löwenan-
teil des 122 Milliarden Euro starken Etats
für Arbeit und Soziales. 82,97 Milliarden
Euro (2013: 81,16 Milliarden Euro) entfal-
len darauf. Mit einer ebenfalls beachtlichen
Summe, nämlich mit insgesamt 31,36 Mil-
liarden Euro (2013: 31,62 Milliarden Euro),
schlagen die Ausgaben für die Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende zu Buche. Darun-
ter fallen die Leistungen für das Arbeitslo-
sengeld II mit 19,50 Milliarden Euro (2013:
18,96 Milliarden Euro), die Beteiligung des
Bundes an den Kosten für Unterkunft und
Heizung mit 3,90 Milliarden Euro (2013:
4,70 Milliarden Euro) und die Leistungen
zur Eingliederung in Arbeit mit 3,90 Milli-
arden Euro, die sich gegenüber dem Vorjahr
nicht verändert haben. Deutlich gestiegen
ist dagegen die gesetzlich geregelte stärkere
Beteiligung des Bundes an der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung.
Dadurch werden  die Kommunen in diesem
Jahr um 5,49 Milliarden Euro (2013: 3,89
Milliarden Euro) entlastet.

Jugendliche im Zentrum Angesichts dieser
Zahlen betonte Bundesarbeitsministerin
Andrea Nahles (SPD) gleich zu Beginn ihrer
Rede: „Wir reden hier heute über richtig viel
Geld.“ Ein Satz, den normalerweise die Kri-
tiker des Rentenpakets bemühen, wenn sie
auf dessen Kosten hinweisen wollen. Aber
Andrea Nahles hatte sich die Arbeit mit ih-
rem Parteigenossen Schurer geteilt und
streifte das Rentenpaket diesmal nur am
Rande. Ihr war es wichtiger, einen anderen
Schwerpunkt in den Mittelpunkt zu rücken:
das Thema Jugendarbeitslosigkeit. Und wie
so oft in ihren jüngsten Reden hatte sie auch
diesmal ein Beispiel aus der Praxis parat, um
zu illustrieren, worum es ihr geht. So habe
sie vor Wochen einen jungen Mitarbeiter bei

Airbus in Hamburg kennengelernt, der nur
mit Mühe seinen Schulabschluss geschafft
hatte. „Wenn sich nicht Leute um ihn ge-
kümmert hätten, dann wäre er vielleicht
nicht in Arbeit gekommen, sondern in ir-
gendeinem Gelegenheitsjob gelandet“, sag-
te Nahles. Um solche Erfolgsgeschichten
noch öfter zu realisieren, müsse der Schwer-
punkt darauf gelegt werden, den Übergang
von der Schule in den Beruf besser zu orga-
nisieren. Hierzu müssten die Kooperatio-
nen aller beteiligten Ämter verbessert wer-
den. Die Schule sollte sich auch nach Been-
digung der Schulzeit dafür verantwortlich
fühlen, was aus den jungen Leuten wird. „Es
geht darum, dass kein Jugendlicher zurück-
bleiben darf“, fasste die Ministerin ihr Ziel
zusammen.

8,50 Euro reichen nicht Die Fraktion Die
Linke wiederum kämpft schwerpunktmäßig
auf anderem Gebiet wenn nicht für „richtig
viel“, so doch für deutlich mehr Geld. Er-
neut bekräftigte die Fraktion ihren Einsatz
für einen Mindestlohn in Höhe von zehn
Euro pro Stunde. Die Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses des Bundestages, Gesine
Lötzsch, bezeichnete es zwar als „gute Nach-
richt“, dass die Große Koalition ab 2015 ei-

nen flächendeckenden Mindestlohn in Hö-
he von 8,50 Euro einführen möchte. Denn
das werde die staatlichen Haushalte um un-
gefähr sieben Milliarden Euro pro Jahr ent-
lasten. „Die schlechte Meldung ist, dass die
8,50 Euro eben nicht bei allen ausreichen,
um ein selbstbestimmtes Leben zu führen.“
Dazu zählten zum Beispiel Alleinerziehen-
de, ergänzte Lötzsch.
Die Alleinerziehenden dienten auch der an-
deren Oppositionspartei als Beispiel, um
die Kritik an der Regierungsarbeit zu ver-
deutlichen. Ekin Deligöz (Bündnis 90/Die
Grünen) ging es dabei jedoch nicht um den
Mindestlohn, sondern um das geplante
Rentenpaket. So könne man nicht von der
Anerkennung von Lebensleistung sprechen,
ohne die Tatsache anzuerkennen, dass „Ar-
mut in Deutschland jung und weiblich“ sei.
„Armut wird älter, bleibt aber weiblich. 
Viele der Frauen, die in Armut hinein älter
werden, werden 45 Beitragsjahre nicht errei-
chen, weil sie Kinder erzogen oder jeman-
den gepflegt haben“, mahnte Deligöz. Auch
von der Mütterrente würden diese Frauen
nichts haben, weil Sozialleistungen wie die
Grundsicherung im Alter, Witwenrente oder
Wohngeld mit der Mütterrente verrechnet
werden. „Das heißt, sie werden mit Null-

kommanull aus Ihrem Paket herausfallen“,
kritisierte die Grüne. Das grüne Modell ei-
ner Garantierente dagegen würde bedeuten,
auch die Lebensleistung dieser Frauen anzu-
erkennen.

Streiter für die Tarifautonomie Um die-
sem Ziel gerecht zu werden, müsse man je-
doch schon vorher ansetzen, betonte Karl
Schiewerling (CDU).  „Die beste Sozialpo-
litik ist, Menschen in Arbeit zu bringen. Da-
für müssen wir alles tun und dafür werden
wir alles tun“, sagte er. Im Mittelpunkt der
Arbeitsmarktpolitik stehe deshalb aus sei-
ner Sicht die Tarifautonomie. „Arbeitgeber
und Gewerkschaften entscheiden über die
Arbeitsbedingungen. Die Spielregeln wer-
den durch den Staat festgelegt.“ Dieses Prin-
zip sei Teil der freiheitlichen Grundordnung
und an diesem Prinzip orientiere sich auch
das geplante Tarifvertragsgesetz, führte
Schiewerling aus. Prominentester Bestand-
teil des geplanten Gesetzes ist der Mindest-
lohn. Der arbeitsmarktpolitische Sprecher
der Union verteidigte in diesem Zusam-
menhang Ausnahmen für Langzeitarbeits-
lose in den ersten sechs Monaten ihrer Be-
schäftigung: „Wenn sie zunächst einmal ein
halbes Jahr lang nicht den Mindestlohn be-
kommen, dann aber eine Berufsperspektive
erhalten, soll uns dieser Schritt viel wert
sein.“ Claudia Heine ❚
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ARBEIT UND SOZIALES Rente, Mindestlohn, Jugendarbeitslosigkeit – der Debatte
über den größten Einzelposten des Bundeshaushaltes gehen die Themen nicht aus

»Wir reden über 
richtig viel Geld« 

So viel Glück wie Bernd Neumann hat Mo-
nika Grütters (beide CDU) nicht. Während
der frühere Staatsminister sich in den ver-
gangenen Jahren in den Haushaltsberatun-
gen meist über einen Zuwachs bei den Kul-
turausgaben freuen konnte, muss seine
Nachfolgerin sich ebenso wie viele andere
Bundesminister im Kabinett der Politik der
„Schwarzen Null“ von Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) beugen. Mit rund
1,04 Milliarden Euro stehen Grütters für die
Bereiche Kultur und Medien
rund 85 Millionen Euro we-
niger zur Verfügung. Hinzu
kommen die Haushaltspos-
ten des Bundesbeauftragten
für die Unterlagen des Staats-
sicherheitsdienstes der ehe-
maligen DDR mit 101 Millio-
nen Euro und des Bundesar-
chivs von 57 Millionen Euro,
die ebenfalls im Verantwor-
tungsbereich von Grütters lie-
gen. 
Allerdings hofft die Staatsmi-
nisterin, ihren Haushalt im
Rahmen der parlamentari-
schen Beratungen doch noch
aufstocken zu können. So
zum Beispiel beim Deut-
schen Filmförderfonds, der
im Etatentwurf mit 60 statt
ursprünglich 70 Millionen
Euro  auskommen soll. Auf
eine entsprechende Kritik der Medienpoliti-
kerin Tabea Rößner (Grüne) entgegnete
Grütters, dass von den 70 Millionen auch
nur 63 Millionen abgerufen worden seien.
Aber sie hoffe auf eine Aufstockung wie in
der Vergangenheit auch. 
Die Spielräume in der Kulturpolitik sind
prinzipiell eng, da ein Großteil der Gelder
fest in der Finanzierung von Kulturstiftun-
gen, Museen, Archiven und anderen Institu-

tionen mit nationaler Bedeutung gebunden
sind. So gehört beispielsweise die Stiftung
Preußischer Kulturbesitz mit ihren riesigen
Kunstsammlungen etwa auf der Museums-
insel in Berlin  mit rund 195 Millionen Euro
zu den größten Posten im Kulturetat. 
Eigene Schwerpunkte will Grütters trotzdem
setzen, etwa mit der Verdopplung der Mittel
für die Provenienzforschung zum Aufspüren
von NS-Raubkunst auf vier Millionen Euro.
Dafür und für den Plan zur Einrichtung des

„Deutschen Zentrum Kulturgutverluste“ be-
kommt Grütters selbst aus den Reihen der
Linksfraktion Lob. Auch die Deutsche Welle
bekommt laut Etatentwurf zwei Millionen
Euro mehr und Grütters appellierte an die
Parlamentarier, in den Haushaltsverhand-
lungen mehr Gelder zu bewilligen. Die Lage
in der Ukraine zeige, wie wichtig der 
Sender im Kampf für die Pressefreiheit welt-
weit sei. Alexander Weinlein ❚

Hoffnung auf Aufstockung
KULTUR Mehr Geld für Forschung zur NS-Raubkunst

Sanierung des Pergamonmuseums in Berlin
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Die meisten Ostereier verteilt der Sozialetat auch 2014 bei den Renten, den mit Abstand größten Posten.

Auch Saisonarbeiter sollen vom Mindestlohn profitieren.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die Ministerin wollte vor allem eine frohe
Botschaft verkünden und man hatte dabei
den Eindruck, als sei sie in ihrem Amt
wunschlos glücklich: Deutschland habe
nicht nur bei der Bildung, sondern vor al-
lem in der Forschung aufgeholt. Inzwischen
würden drei Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts für Forschung und Entwicklung ein-
gesetzt, lobte Bildungsministerin Johanna
Wanka (CDU) in der Debatte zum Etat ih-
res Hauses am vergangenen Donnerstag:
„Damit sind wir international in der Spit-
zenliga“, sagte sie. Für 2014 sind rund 227
Millionen Euro mehr veranschlagt als 2013,
insgesamt belaufen sich die Ausgaben auf
13,97 Milliarden Euro. Wanka hob hervor,
der Etat ihres Hauses sei seit der Regierungs-
übernahme durch Kanzlerin Merkel im Jahr
2005 neun Mal in Folge gestiegen. 
Sie betonte, dass es durch den „Pakt für For-
schung und Innovation“ nun Planungssi-
cherheit für die Deutsche Forschungsge-
meinschaft und außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen gebe. „Da sind neue
Strukturen entstanden. Das ist sehr viel at-
traktiver geworden für internationale Wis-
senschaftler“, sagte die Ministerin.
Bei den Hochschulen, dem „Herzstück des
Wissenschaftssystems“, habe der Bund  sei-
ne Anstrengungen seit 2005 um  „mehr als
100 Prozent gesteigert“. Künftig werde er
auch in die Grundfinanzierung der Hoch-
schulen einsteigen und könne so die Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses
stärken, kündigte Wanka an.

Kritik am Föderalismus Die Opposition
beklagte, im vorliegenden Entwurf seien
Versprechungen der Regierungsparteien
nicht erfüllt worden. Roland Claus (Die Lin-
ke) begrüßte zwar die Zusage der Großen
Koalition, die Länder bei Kitas, Schulen und

Hochschulen um sechs Milliarden Euro zu
entlasten. Zugleich beklagte er, dass wegen
des „unsäglichen Bildungsföderalismus“
und des Kooperationsverbots die deutsche
Bildungslandschaft einem „Flickenteppich“
gleiche.  
SPD-Fraktionsvize Hubertus Heil verwies
darauf, dass alle Koalitionen im Bund seit
dem Amtsantritt Gerhard Schröders (SPD)
im Jahr 1998 den Etat des Ministeriums ge-
steigert hätten. Die Große Koalition biete
die Chance, „endlich ideologische Graben-
kämpfe der 70er-Jahre zu überwinden“.
Während Konservative damals meist die Be-
deutung von Leistung und Sozialdemokra-
ten die der Chancengleichheit betont hät-
ten, gelte heute: „Beides ist wichtig.“

Zu viel Vergangenheit Die stellvertretende
Grünen-Fraktionsvorsitzende Katja Dörner
kritisierte den Etat scharf. Sie sehe darin
„viel Eigenlob, viel heiße Luft, viel Schein
und sehr wenig Sein“, sagte die Abgeordne-
te. Die Koalition hätte sich viel zu sehr mit
der Vergangenheit und viel zu wenig mit der
Zukunft beschäftigt. Dabei hätten Union
und SPD im Wahlkampf „sehr hohe Erwar-
tungen geweckt“, während die „nackten
Zahlen“ nun „eine ganz andere Sprache“
sprächen. So schlage sich die versprochene
Entlastung der Länder bei Kitas, Schulen
und Hochschulen im Bildungshaushalt
nicht nieder. 
Albert Rupprecht (CSU) betonte für die
Union dagegen die Bemühungen unter-
schiedlicher Bundesregierungen um die
Steigerung der Bildungs- und Forschungs-
ausgaben. „Wir sind absolute Weltspitze“,
sagte er. Dies sei möglich geworden, weil
über Jahre hinweg Leitbilder gegolten hät-
ten, die über Parteigrenzen hinweg geteilt
worden seien. Annette Rollmann ❚

Einfach spitze!?
BILDUNG Opposition kritisiert zu viel »heiße Luft« im Etat

Zwar hat sich der Zuschnitt des Justizminis-
teriums geändert, das um den Bereich Ver-
braucherschutz erweitert wurde. An der Tat-
sache, dass der Haushalt des Ressorts tradi-
tionell zu den kleinsten im Gesamtetat ge-
hört, hat sich aber deshalb nichts geändert:
bei 641 Millionen Euro liegt der Anteil auch
2014 gerade mal bei 0,2 Prozent.
Justizminister Heiko Maas (SPD) konzen-
trierte sich deshalb auf das Neue und kün-
digte an, dass Konsumenteninteressen fort-
an durch Gesetze gestärkt würden. „Die Zeit
der Appelle ist vorbei“, sagte er in der De-
batte über den Haushaltsplan. Als konkrete
Projekte hob er die Schaffung eines Netz-
werks von Finanzmarktwächtern, den Sach-
verständigenrat für Verbraucherschutz und
die Förderung einer Niederlassung des Bun-
desverbands für Verbraucherschutz bei der
EU hervor.
Der SPD-Abgeordnete Burkhard Lischka
lobte die für Ballungszentren geplante Miet-
preisbremse, von der hunderttausende Nor-

malverdiener profitieren würden. Da goss
allerdings die CDU etwas Wasser in den
Wein: Die Mietpreisbremse lindere ledig-
lich Symptome des Problems hoher Mieten,
insistierte Hendrik Hoppenstedt, helfen
könne nur ein stärkerer Wohnungsbau. Aus
Sicht von Caren Lay (Linke) wiederum geht
die Mietpreisbremse nicht weit genug, „sie
verdient ihren Namen nicht“. Wie Tobias
Lindner  (Bündnis 90/Die Grünen) bemän-
gelte sie, dass der Verbraucherschutz im Etat
finanziell ungenügend abgesichert sei. 
Aber auch die Justizpolitik kam zu ihrem
Recht. Als anstehende Projekte erwähnte
Maaas hier etwa die Sukzessivadoption bei
homosexuellen Partnern, die Umsetzung
der vom NSU-Untersuchungsausschuss an-
gemahnten Reformen und die Schließung
rechtlicher Lücken beim Thema Kinderpor-
nografie. Thomas Strobl (CDU) rief dazu
auf, die Alltagskriminalität besser zu be-
kämpfen und kündigte ein „weitreichendes
Opferschutzgesetz“ an. Karl-Otto Sattler ❚

Gesetze statt Appelle
RECHT Justizminister will Konsumenteninteressen stärken
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Verspätet
und teurer
VERTEIDIGUNG Die Ausgaben für die
Bundeswehr sinken leicht. Weil die
Truppe kleiner wird, aber auch, weil sie
neue Waffensysteme erst mit Verzögerung
geliefert bekommt. Doch dies wird die
Kosten wieder ansteigen lassen 

Bereits vier Jahre in Verzug: Die Bundeswehr wartet noch immer auf die Zulieferung des Airbus 400M. Das neue Transportflugzeug soll die überalterten Transall-Maschinen ersetzen.

E
s ist eine Frage der Rechenart:
Folgt man der Berechnung von
Verteidigungsministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU), so
sinken die Verteidigungsaus-
gaben mit insgesamt 32,8 Mil-

liarden Euro in diesem Jahr um nominell
422 Millionen Euro gegenüber 2013. „Die-
se Senkung entsteht zum einen durch unse-
ren solidarischen Anteil an der Gegenfinan-
zierung des Betreuungsgeldes in Höhe von
147,3 Millionen Euro. Zum anderen konn-
ten wir den Haushaltsansatz reduzieren,
weil der Personalumfang der Bundeswehr,
wie es mit der Neuausrichtung beschlossen
worden ist, weiter abgenommen hat“, sagte
von der Leyen am vergangenen Donnerstag
in der ersten Lesung ihres Etats. Für die Mi-
nisterin ist somit klar: Eines der drei anvi-
sierten Ziele der Streitkräftereform – die
„nachhaltige Finanzierung“ der Bundes-
wehr – ist erreicht. Und auch bei den ande-
ren beiden Zielen – die Reduzierung der
Truppe bei gleichzeitigem Ausbau ihrer Ein-
satzfähigkeit im Ausland – sieht sie die Neu-
ausrichtung als geglückt an.
Eine völlig andere Rechnung machte hinge-
gen Tobias Lindner, Haushalts- und Vertei-
digungsexperte von Bündnis 90/Die Grü-
nen, auf. Der Wehretat liege inzwischen
fünf Milliarden Euro über den Ausgaben,
die der frühere Verteidigungsminister Karl
Theodor zu Guttenberg (CSU) 2010 in sei-
ner mittelfristigen Finanzplanung angepeilt

habe. Dies bedeute, „dass die Bundeswehr-
reform zumindest an ihren finanziellen
Vorgaben, an dem Ziel, Einsparungen zu
leisten, bitter gescheitert ist“, hielt Lindner
der Ressortchefin vor. Zudem schiebe die
Ministerin eine „Welle gescheiterter Rüs-
tungsprojekte vor sich her“, die die Ausga-
ben wieder anwachsen ließen.
In der Tat hatte die Verteidigungsministerin
einräumen müssen, dass der Wehretat in
der mittelfristigen Finanzplanung des Bun-
des ab dem Jahr 2016 800 Millionen Euro
mehr benötigen werde, da sich die Zuliefe-
rung verschiedener Waffensysteme weiter
verzögert. Dies sei aber finanziert, erläuter-
te von der Leyen, da gleichzeitig die im Ein-
zelplan 60 des Bundeshaushaltes bereit ge-
stellten Mittel für ziviles Überhangpersonal
gesenkt würden. 
Nach Abzug der Personalausgaben (15,69
Milliarden), Verwaltungskosten (5,88 Milli-
arden) sowie Zuweisungen und Zuschüssen
(1,13 Milliarden) bleiben in diesem Jahr
rund 9,97 Milliarden Euro für die Beschaf-
fung und den Erhalt von Material und An-
lagen – 405 Millionen Euro weniger als im
Vorjahr. 

Rüstungsprojekte Michael Leutert, Haus-
haltsexperte der Linksfraktion, rechnete
dem Plenum dann vor, was es mit diesen
verzögerten Lieferungen von Waffensyste-
men auf sich hat. „Wir wissen, dass jede An-
schaffung nicht zu dem Zeitpunkt geliefert

wurde, wie eigentlich vertraglich fixiert
war“, bemängelte er. Der Kampfhubschrau-
ber „Tiger“ sei mit einer Verzögerung von
sechseinhalb Jahren, der Transporthub-
schrauber NH90 mit einer Verzögerung von
zwölf Jahren und der „Eurofighter“ mit ei-
ner Verzögerung von einem Jahr an die Bun-
deswehr geliefert worden. Diese Verzöge-
rung führten in der Regel zu weiteren Kos-
ten. „Bislang hat jedes der großen Rüstungs-
projekte den ursprünglichen finanziellen
Rahmen gesprengt“, monierte Leutert. Auch
die Reduzierung der Stückzahlen führe
nicht automatisch zu Einsparungen, da die
Rüstungsindustrie auf Ausgleichszahlungen
bestehe. So betrage der Preis pro Transport-
flugzeug des Typs Airbus 400M nach Redu-

zierung der Stückzahlen nicht mehr 125
Millionen, sondern 175 Millionen Euro.
Und auch auf dieses System warte die Bun-
deswehr bereits vier Jahre länger als ur-
sprünglich geplant, fügte Leutert an.
Lindner und Leutert lobten die Ministerin
zwar dafür, dass sie sich nach ihrem Amts-
antritt über die 15 größten Rüstungsvorha-
ben habe informieren lassen und keinen
der vorgelegten Projektstatusberichte gebil-
ligt habe. Die Ministerin habe offensichtlich
erkannt, „dass im Rüstungsbereich der
größte Risikoposten“ liegt, sagte Lindner.
Allerdings habe sie bis auf die Entlassung
des zuständigen Staatssekretärs und Abtei-
lungsleiters keine Konsequenzen gezogen.
Bis zum Herbst lasse von der Leyen von ex-
ternen Beratern die Rüstungsvorhaben prü-
fen. Linder forderte deshalb ein Moratori-
um für diese Rüstungsvorhaben bis zum
Abschluss der Prüfung. 

Erwartungen der Verbündeten Dieser
Forderung erteilte der verteidigungspoliti-
sche Sprecher der Unionsfraktion, Henning
Otte (CDU), eine direkte Absage. Ein sol-
ches Moratorium, das die Lieferung der
„notwendigen Ausrüstung“ weiter verzö-
gern würde, „kann ich nicht akzeptieren“,
entgegnete Otte und verteidigte zugleich die
Höhe des Wehretats. „Sicherheit ist nicht
zum Nulltarif zu bekommen. Wir brauchen
gut ausgerüstete, hochmotivierte Streitkräf-
te für den Schutz Deutschlands.“ Mit dieser

Position hatte er auch den verteidigungspo-
litischen Sprecher der SPD-Fraktion, Rainer
Arnold, an seiner Seite. Dieser verwies da-
rauf, dass zwar auch die Bundeswehr einen
Beitrag zur Konsolidierung der Staatsfinan-
zen leisten müsse, gleichzeitig müsse
Deutschland aber auch Verantwortung
übernehmen, wenn es international mitge-
stalten wolle. Dies sei „keine Anmaßung
von uns Deutschen, sondern stellt die Erfül-
lung der Erwartung aller unserer Partner in
den Bündnissen dar“. 

Ukraine-Krise Otte und Arnold bekannten
sich jedoch nicht nur zu den Auslandsein-
sätzen der Bundeswehr, sondern verwiesen
ausdrücklich auch auf die Ukraine-Krise so-
wie die Ängste bei den östlichen Nato-Part-
nern vor einem aggressiven Russland. Ar-
nold stellte zwar klar, dass es „keine militä-
rischen, sondern nur diplomatische Ant-
worten“ auf die Probleme in und um die
Ukraine geben könne. Aber es gelte auch die
Botschaft, „dass ein Angriff auf einen Nato-
Partner als Angriff auf das ganze Bündnis
verstanden wird“, sagte der Sozialdemokrat.
Sein Kollege Otte verwies auf die Zeit des
Kalten Krieges und merkte an, die Abschre-
ckungsstrategie der Nato sei in der Vergan-
genheit „der Garant des Friedens“ gewesen.
Dies sollte „auch in Zukunft elementarer
Bestandteil“ des Bündnisses sein. Ange-
sichts der sicherheitspolitischen Entspan-
nung in Europa sei der Verteidigungshaus-

halt in der Vergangenheit zurückgefahren
worden. Und er fügte an: „Das Gleiche gilt
aber auch für die andere Richtung“.

Widersprüche Die Debatte offenbarte aber
auch unterschiedliche Auffassungen zwi-
schen den Koalitionspartnern. Arnold
mahnte Nachbesserungen bei der Bundes-
wehrreform an. Das Prinzip „Breite vor Tie-
fe“, das heißt die Sicherstellung prinzipiell
aller militärischen Fähigkeiten, könne nicht
aufrecht erhalten werden: „Wenn das alle
Nato-Partner machen, sind am Ende alle
Mittelmaß.“ Angesichts des Spardrucks bei
allen Verbündeten müsse mit „Pooling,
Sharing und Anlehnungspartnerschaften
ernst gemacht werden“. Deutschland sei gut
im Bereich der bodengebundenen Luftver-
teidigung und könne diese Fähigkeit weiter
ausbauen und den Bündnispartnern anbie-
ten. Im Gegenzug könnte die Anzahl der
„Eurofighter“ reduziert werden, da Länder
wie Großbritannien und Frankreich in die-
sem Bereich stärker seien.
Bei der Union stoßen solche Vorschläge je-
doch auf Widerspruch. Das Prinzip „Breite
vor Tiefe“ habe sich bewährt, meinte Otte.
„Nur hierdurch lässt sich eine Einsatzbreite
von Kampfeinsätzen wie in Afghanistan
über Ausbildungs- und Unterstützungsmis-
sionen, wie gegenwärtig in Ländern Afrikas,
bis hin zur Bündnis- und Landesverteidi-
gung glaubhaft realisieren“, sagte der
Christdemokrat. Alexander Weinlein ❚

Die Zahlen von heute stehen aus Sicht der
Opposition für die Probleme von morgen.
Der Gesundheitsetat 2014 wird gekürzt, um
932 Millionen Euro auf nun 11,05 Milliar-
den Euro. Hinter dieser Kennzahl steckt ei-
ne weitere Botschaft, die der Opposition
noch viel weniger behagt: Die Zuweisungen
des Bundes an den Gesundheitsfonds, die
einen Großteil des Haushaltes ausmachen,
fallen mit 10,5 Milliarden Euro um satte 3,5
Milliarden Euro niedriger
aus, als gesetzlich vorgese-
hen. Dies ist schon die zwei-
te derartige Sparrunde zu-
gunsten des Bundeshaus-
haltes, denn auch 2013 blie-
ben an Zuweisungen für
den Gesundheitsfonds nur
11,5 Milliarden Euro übrig,
die letzte reguläre Charge
stammt von 2012. Und auch
für das kommende Jahr sind
Kürzungen bereits vorgese-
hen, erneut um 2,5 Milliar-
den Euro. Dafür sollen es dann 2016 wieder
14 Milliarden Euro sein und ein Jahr später
mit 14,5 Milliarden Euro sogar reguläre
Mittel plus ein Sahnehäubchen. 

Ausgaben steigen Kein Zweifel, der Ge-
sundheitshaushalt ist, was seine Beweglich-
keit angeht, einem Stahlgerüst nicht unähn-
lich. Es dreht sich alles im Wesentlichen um
die Zuweisungen an den Gesundheitsfonds

und damit an die Gesetzliche Krankenversi-
cherung (GKV). Mit dem Geld werden so-
genannte versicherungsfremde Leistungen
finanziert, also etwa die beitragsfreie Fami-
lienmitversicherung oder Aufwendungen
für Schwangerschaft und Mutterschaft. Jede
Kürzung der Bundesmittel, so sehen es die
Opposition und die Selbstverwaltung im
Gesundheitssystem, ist ein Sieg der Finanz-
politiker über die Gesundheitsexperten,

denn allen ist klar, die Aus-
gaben in der GKV werden
tendenziell steigen. Und so
könnte es mit der unge-
wohnten Geldschwemme
auch schon bald vorbei sein,
wie unlängst der GKV-Spit-
zenverband im Gesund-
heitsausschuss des Bundes-
tages warnte. Behördenche-
fin Doris Pfeiffer sprach gar
von einer potenziellen „Be-
schleunigung der Beitragser-
höhungen“ und nannte den

gekürzten Bundeszuschuss einen Fehler.

Üppige Reserven Noch ist gleichwohl die
Finanzlage komfortabel. Die gesetzlichen
Krankenkassen haben nach den vorläufigen
Finanzergebnissen 2013 einen Überschuss
von rund 1,2 Milliarden Euro verbucht. Die
Kassen erzielten demnach Einnahmen von
rund 195,6 Milliarden Euro und gaben
rund 194,4 Milliarden Euro aus. Der Ge-

sundheitsfonds wies 2013 einen Über-
schuss von 510 Millionen Euro aus und Re-
serven in Höhe von 13,6 Milliarden Euro.
Die Krankenkassen kommen auf 16,7 Mil-
liarden Euro an Rücklagen. Damit sind die
Finanzreserven in der GKV Ende 2013 auf
rund 30,3 Milliarden Euro gestiegen. 
Gesundheitsminister Hermann Gröhe
(CDU) beeilte sich vergangene Woche bei
der Einbringung seines Haushaltes, darauf
hinzuweisen, dass sich an der gesetzlich
festgelegten Summe von 14 Milliarden Euro
Bundesmitteln für den Fonds nichts ände-
re, nur dass eben ein Teil des Geldes aus
Rücklagen stamme. Keine einzige medizini-
sche Leistung werde dadurch infrage ge-
stellt. Gröhe erinnerte daran, dass vor vier

Jahren, unter dem „Schock der Finanzkri-
se“, der Bundeszuschuss noch um 3,9 Mil-
liarden Euro habe erhöht werden müssen,
um die Finanzen in der GKV stabil zu hal-
ten. Dafür sei sogar eine höhere Verschul-
dung in Kauf genommen worden. Heute
stünden die GKV und der Gesundheits-
fonds gut da und leisteten einen wichtigen
Beitrag zur Konsolidierung des Haushalts. 

Grundsatzstreit Die Opposition sieht das
ganz anders und wirft Gröhe vor, die ohne-
hin eng bemessenen Bundesmittel an den
Fonds für Haushaltszwecke zu entfremden.
Die Grünen-Abgeordnete Maria Klein-
Schmeink monierte, der Zuschuss dürfe
nicht nach Kassenlage irgendwohin ver-
schoben werden. Das sei das Gegenteil von
nachhaltiger Finanzierung, sondern ein
Griff in die Sozialkassen. 
Kritisch äußerte sich auch Harald Weinberg
(Linke), der den Koalitionsvertrag als „un-
inspiriert und mutlos“ charakterisierte, was
ihm gleich den Rüffel des SPD-Gesund-
heitspolitikers Karl Lauterbach einbrachte,
„Fehldarstellungen“ abzuliefern. Die Koali-
tion habe immerhin wichtige Dinge bereits
auf den Weg gebracht, darunter das Gesetz
zur Deckelung der Arzneimittelpreise und
zur Festlegung der Herstellerrabatte, sagte
Lauterbach. Allein dadurch würden bis zum
Ende der Legislatur über drei Milliarden
Euro eingespart. Bei den Hausarztverträgen
habe es entscheidende Verbesserungen ge-

geben durch den Wegfall von Vergütungsbe-
schränkungen bei gleichzeitiger Entbüro-
kratisierung und Qualitätssicherung.
Schließlich gehe die Koalition mit der Pfle-
gereform eines der größten Projekte der ver-
gangenen Jahre an einschließlich eines Vor-
sorgefonds in Milliardenhöhe für die Ver-
sorgung der alternden „Babyboomer-Gene-
ration“. 
Die Linke-Abgeordnete Pia Zimmermann
rügte, gerade dieses Geld würde jetzt schon
benötigt, da die Pflege gravierend unterfi-

nanziert sei. Die Regierung verspreche Geld
und könne die Versprechungen am Ende
nicht einhalten. Tatsächlich sei die Familie
immer noch „der kostengünstigste Pflege-
dienst“. Gute Pflege sei jedoch eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Auch Elisabeth
Scharfenberg (Grüne) bezweifelte, dass die
Pflege-Pläne umgesetzt werden. So werde
gerade ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff
erprobt und sie frage sich, warum. Es seien
schon Jahre verplempert worden ohne Fort-
schritte in der Pflege, sagte Scharfenberg
und mahnte:  „Man sollte kurz vor Ostern
nicht über ungelegte Eier gackern.“ Den
Pflegevorsorgefonds bezeichnete sie
schlicht als „Bluff“.
Georg Nüßlein (CSU) hielt der Opposition
vor, die Aktivitäten der Koalition schlecht
reden zu wollen. Dabei seien bereits wich-
tige Weichen gestellt worden. Auch Petra
Hinz (SPD) monierte, die Opposition baue
„Angstszenarien“ auf. Man könne ja über
Haushaltsansätze streiten, aber Grünen und
Linken gehe es wohl eher darum, ihre vor-
gefestigten Meinungen vorzubringen. Das
sei nicht konstruktiv und für die Bürger ver-
wirrend. Claus Peter Kosfeld ❚

Opposition zweifelt am Gelingen der geplanten Pflegereform
GESUNDHEIT Minister Hermann Gröhe (CDU) verteidigt Kürzung des Bundeszuschusses gegen heftige Kritik von Linken und Grünen. Der Gesundheitshaushalt schrumpft um fast eine Milliarde

»Man sollte 
kurz vor
Ostern 

nicht über
ungelegte

Eier gackern.«
E. Scharfenberg (Grüne)

Gröhe muss die Pflegereform schultern.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Bildschirmsymbole für „gespeicherte Verbindungen“ auf einem Monitor: Die einen halten die Vorratsdatenspeicherung für unentbehrlich zur Strafverfolgung, die anderen sehen in ihr einen Eingriff in die Grundrechte.
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Rund eine Milliarde Euro mehr will die
Bundesregierung den Familien in diesem
Jahr zukommen lassen. So sieht es der Etat-
entwurf vor, den Bundesfamilienministerin
Manuela Schwesig (SPD) am vergangenen
Donnerstag dem Bundestag vorlegte. Grund
für den deutlichen Aufwuchs des mit insge-
samt 7,96 Milliarden Euro eher kleinen
Haushaltes sind die steigenden Kosten bei
den familienpolitischen Leistungen. So sol-
len die Ausgaben für das Elterngeld um 470
Millionen Euro auf insgesamt 5,37 Milliar-
den Euro erhöht werden. Das Elterngeld
macht somit bereits zwei Drittel des gesam-
ten Familienetats aus. Für Ministerin Schwe-
sig und die Parlamentarier von CDU/CSU
und SPD ein Grund zur Freude. Die Ausga-
ben für das Elterngeld stiegen, „weil immer
mehr Frauen berufstätig sind und zum
Glück auch immer mehr Männer, die arbei-
ten, Elternzeit nehmen“, sagte Schwesig.
Und zusammen mit der CDU-Familienpo-
litikerin Nadine Schön zeigte sie sich sicher:
„Das ist gut angelegtes Geld.“ 

Mit diesem Urteil ist man sich innerhalb der
Koalition einig. Und selbst die Oppositi-
onsfraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen befürworten das Elterngeld
prinzipiell. Weniger gut angelegtes Geld ist
aus Sicht der Sozialdemokraten, Linken
und Grünen hingegen das Betreuungsgeld.
Es schlägt in diesem Haushaltsjahr immer-
hin bereits mit 515 Millionen Euro zu Bu-
che. Ministerin Schwesig schwieg in der De-
batte eisern zu der umstrittenen Leistung,
die auf Druck der CSU in der vergangenen
Legislaturperiode beschlossen worden war.
Andere Sozialdemokraten wie der Familien-

politiker Sönke Rix verwiesen auf die Zwän-
ge einer Koalitionsregierung. Die SPD habe
sich dafür an anderen Stellen – etwa beim
Mindestlohn oder der Frauenquote –
durchsetzen können.

Kritik der Opposition Die Freude der Ko-
alitionäre über das zusätzliche Geld im Fa-
milienetat teilt die Opposition nur bedingt.
Nach Abzug aller familienpolitischen Leis-
tungen – Kindergeld und Kinderzuschlag
belaufen sich auf weitere 540 Millionen
Euro – bliebe gerade mal eine Milliarde
Euro übrig, um die anderen Aufgaben des
Ministeriums abzudecken, kritisierte Mi-
chael Leutert, Haushaltspolitiker der Links-
fraktion. Der präsentierte Etatentwurf sei
letztlich nur die Fortschreibung des alten
Haushaltes von Schwesigs Vorgängerin Kris-
tina Schröder (CDU). So werde entgegen
der SPD-Wahlkampfversprechen auf Druck
von Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) das Kindergeld erst ab 2016 erhöht.  
Übereinstimmend warfen Linke und Grüne
der Ministerin vor, das Problem der Kinder-
armut auszublenden. Im Haushaltsentwurf
finde sich zu diesem Thema nichts, monier-
ten Leutert und die Haushaltspolitikerin
Ekin Deligöz (Grüne). Weder beim Kinder-
zuschlag noch beim Unterhaltsvorschuss
seien Veränderungen geplant. Untätig sei

die Ministerin auch, wenn es um mehr Qua-
lität in der Kindertagesbetreuung gehe, kri-
tisierte Deligöz. 
Nadine Schön und ihre SPD-Kollegin Caro-
la Reimann (SPD) verteidigten die Ministe-
rin demonstrativ. Die Familienfreundlich-
keit einer Gesellschaft zeige sich nicht nur
an der Menge des bereitgestellten Geldes,
sagte Schön und verwies auf das Beispiel
Frankreich. So ließe sich durch flexiblere Ar-
beitszeitmodelle das Familienleben leichter
organisieren. Schön und Reimann begrüß-
ten ausdrücklich die Einführung des „El-
terngeld Plus“, mit dem Teilzeitbeschäfti-
gungen während einer verlängerten Eltern-
zeit ermöglicht werden sollen. Die Politik
der Regierung sei darauf angelegt, den Men-
schen die freie Entscheidung zu ermögli-
chen, welches Familienmodell sie leben
wollen, sagte Schön. 

Gleichstellung Reimann verwies zudem
darauf, dass Ministerin Schwesig zusam-
men mit Arbeitsministerin Andrea Nahles
(SPD) nach jahrelangen Diskussionen end-
lich Benachteiligungen von Frauen beseiti-
ge: durch den Mindestlohn, die Frauenquo-
te in den Führungsetagen der Wirtschaft
und die Initiativen zur Beseitigung von
Lohnunterschieden zwischen Frauen und
Männern. aw ❚

Eine Milliarde Euro mehr für die Familien 
FAMILIE Die Koalition bejubelt das Elterngeld als Erfolgsmodell. Die Opposition kritisiert weiterhin das Betreuungsgeld

E
s war das „Thema des Tages“,
wie der Grünen-Abgeordnete
Tobias Lindner vergangene
Woche im Bundestag sagte:
das Urteil des Europäischen
Gerichtshofes (EuGH) über

die EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeiche-
rung, also der anlasslosen Speicherung von
Kommunikationsdaten – einem der großen
Streitthemen der vergangenen Jahre. 
2006 hatte die EU die Richtlinie verabschie-
det, 2008 wurde sie von der damaligen Gro-
ße Koalition umgesetzt, das entsprechende
Gesetz aber 2010 vom Bundesverfassungsge-
richt verworfen. Die seinerzeit regierende
schwarz-gelbe Koalition konnte sich nicht
auf eine Neuregelung verständigen; nach
der letzten Bundestagswahl einigten sich da-
gegen Union und SPD in ihrem Koalitions-
vertrag, die Richtlinie umzusetzen. Im Janu-
ar dieses Jahres schließlich waren Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière (CDU)
und Justiz-Ressortchef Heiko Maas (SPD)
überein gekommen, dazu nach dem noch
ausstehenden EuGH-Urteil zügig einen Ge-
setzentwurf vorzulegen. In dem vergangene
Woche verkündeten Urteil aber erklärten die
Luxemburger Richter die Richtlinie für un-
gültig. 
Kein Wunder also, dass das „Thema des Ta-
ges“ wenige Stunden danach in den Bundes-
tagsdebatten über die Etats des Justiz- (sie-
he auch Seite 6) und des Innenministeriums
eine große Rolle spielte. Während sich die
Opposition dabei in ihrer Ablehnung jegli-
cher Vorratsdatenspeicherung einig war, ka-
men aus der Koalition unterschiedliche Tö-
ne. Man werde, formulierten de Maizière

und Maas zwar gleichermaßen, den Richter-
spruch „sorgfältig auswerten“. Doch wäh-
rend der Innenminister ankündigte, auf ei-
ne „rasche“ Neuregelung zu drängen, sprach
Maas davon, „ergebnisoffen“ über Schluss-
folgerungen nachdenken zu wollen und sah
„keinen Grund, voreilige Schlüsse aus dem
Urteil zu ziehen“.  Schließlich gebe es „kei-
ne Richtlinie mehr, die wir umsetzen müs-
sen oder können“. 

Mindestspeicherfrist gefordert De Mai-
zière hob demgegenüber hervor, dass „alle
Fachleute“ sagten, man brauche „eine Rege-
lung über die Mindestspeicherfrist, um
schwere Straftaten aufklären zu können“.
Der innenpolitische Sprecher der SPD-Frak-
tion, Michael Hartmann, verwies darauf,
dass die Vorgaben des EuGH und des Bun-
desverfassungsgerichts an keiner Stelle be-
sagten, „dass es grundsätzlich nicht möglich
oder notwendig sei, solche Regelungen ein-
zuführen“. Sie müssten „nur richtig gemacht
werden“, worüber die Koalition in den
nächsten Monaten nachdenken werde. 
Der CSU-Innenexperte Stephan Mayer be-
grüßte, dass Hartmann deutlich gemacht
habe, „an der prinzipiellen Notwendigkeit
der Einführung von Mindestspeicherfristen
in Deutschland“ festzuhalten. Nach seiner
Überzeugung sei es „im Lichte des Urteils
des Bundesverfassungsgerichtes von 2010
und im Lichte des heutigen Urteils des
EuGH möglich, aber auch notwendig, die
Vorratsdatenspeicherung in Deutschland zu
schaffen“, fügte Mayer hinzu. Die Richtlinie
sei 2006 als Antwort auf die Terroranschlä-
ge in Madrid 2004 und London 2005 ge-

schaffen worden, und seitdem sei die „Be-
drohung insbesondere durch den islamisti-
schen Terrorismus“ nicht geringer gewor-
den. Sein Fraktionskollege Michael Frieser
(CSU) wandte sich dagegen, beim Thema
Vorratsdatenspeicherung „eine Denkpause
einzulegen“, und Thomas Strobl (CDU) be-
tonte, es gehe um den Schutz der Bürger vor
Gewalt und Verbrechen. Der EuGH „hat uns
heute die Vorratsdatenspeicherung nicht
verboten. Luxemburg hat uns nicht zur Ta-
tenlosigkeit verurteilt“, ergänzte er.  

Strikte Ablehnung Die Opposition lehnte
dagegen eine Vorratsdatenspeicherung ent-
schieden ab. Für Die Linke wertete ihre Ab-
geordnete Ulla Jelpke das Luxemburger Ur-
teil als „kräftige Klatsche für die Überwa-
chungspläne der Großen Koalition“.
Schwarz-Rot dürfe dieses Urteil nun nicht
missbrauchen, „um damit Vorratsdaten-
speicherung auf Sparflammen zu rechtferti-
gen“. Jede verdachtsunabhängige Speiche-
rung von Verbindungsdaten sei eine Gefahr
für die Bürgerrechte. Wie Jelpke warb auch
ihr Fraktionskollege Roland Claus für einen
Verzicht auf eine Vorratsdatenspeicherung. 
Der Grünen-Parlamentarier Volker Beck rief
de Maizière auf, keine Pläne zu verfolgen,
„eine neue Richtlinie zu basteln“. Der EuGH
habe mit seinen Urteilsgründen klarge-
macht, „dass eine Vorratsdatenspeicherung
sämtlicher Daten aller Bürgerinnen und
Bürger europa- und grundrechtswidrig ist“,
sagte er und sprach von einem „Feiertag für
die Grundrechte“ der Bürger in Europa. Die
Vorsitzende des Rechtsausschusses, Renate
Künast (Grüne), sagte, jetzt sei „klar, dass

die Sicherheit definitiv nicht jedes anlasslo-
se Eingreifen in unsere Grund- und Men-
schenrechte rechtfertigt“. 

Streit um Doppelpass Auf heftige Kritik
der Opposition stieß in der ersten Lesung
des Innen-Etats auch die zuvor vom Bundes-
kabinett verabschiedete Neuregelung zur
sogenannten Optionspflicht im Staatsange-
hörigkeitsrecht. Danach sollen in Deutsch-

land geborene Kinder von Ausländer zwei
Staatsangehörigkeiten haben können, wenn
sie bei Vollendung ihres 21. Lebensjahres
mindestens acht Jahre hier gelebt haben.
Gleiches soll gelten, wenn sie sechs Jahre in
Deutschland eine Schule besucht haben
oder über einen in Deutschland erworbe-
nen Schulabschluss oder eine abgeschlosse-
ne Berufsausbildung verfügen. Jelpke mo-

nierte, bei der doppelten Staatsbürgerschaft
habe es „zwar eine Verständigung gegeben,
aber keine Lösung“. Nur wer hierzulande ge-
boren und aufgewachsen sei, solle die deut-
sche Staatsangehörigkeit neben einer weite-
ren haben dürfen. Um dies zu überprüfen,
würden die Behörden nun „mit unglaubli-
chem bürokratischen Aufwand überhäuft“.
Beck bemängelte, die Optionspflicht werde
„verlängert, verkompliziert und verbürokra-
tisiert“. Dieses „Bürokratiemonster“ sei zu-
dem „voll von sachlichen Widersprüchen“.
So müsse man ihm einmal erklären, warum
ein deutscher Hauptschulabschluss bei der
Staatsbürgerschaft mehr wert sei als eine ös-
terreichische Matura. Nach der bisherigen
Optionspflicht müssen sich hier geborene
Kinder von Migranten bis zum 23. Lebens-
jahr zwischen der deutschen Staatsangehö-
rigkeit und der ihrer Eltern entscheiden.
De Maizière betonte dagegen, die Koalition
habe für die in Deutschland geborenen und
aufgewachsenen Kinder einen „praktika-
blen, vernünftigen und bürokratiearmen
Weg“ gefunden. Damit werde „eine jahr-
zehntelange, tiefe Auseinandersetzung in
unserem Land befriedet“. Der SPD-Abgeord-
nete Lars Castellucci nannte den Kompro-
miss „gut und richtig“. Er sei ein „wichtiger
Meilenstein hin zu einem modernen Staats-
angehörigkeitsrecht“. 
Der Etat 2014 des Innenministeriums um-
fasst nach dem Regierungsentwurf Gesamt-
ausgaben von gut 5,77 Milliarden Euro und
damit knapp 80 Millionen Euro weniger als
2013. Rund zwei Drittel des Haushalts soll
für den Bereich der Sicherheitsbehörden
aufgewandt werden. Helmut Stoltenberg ❚

INNERES Die Vorratsdatenspeicherung sorgt auch nach dem Gerichtshof-Urteil für Kontroversen im Bundestag

Folgen eines Richterspruchs

Anzeige

Fingerhakeln
um Snowden    
NSA-AUSSCHUSS Jetzt herrscht erst recht
Zoff wegen Edward Snowden. Im Untersu-
chungsausschuss, der den von dem Whistle-
blower aufgedeckten NSA-Spähskandal
durchleuchten soll, hat sich wegen der von
der Opposition betriebenen Ladung des US-

Amerikaners als Zeu-
ge so viel dicke Luft
zusammengebraut,
dass vergangene Wo-
che selbst eine nicht-
öffentliche Sitzung
mehrfach unterbro-
chen wurde. Nach
dem Rücktritt von
Clemens Binninger
(CDU) vom Vorsitz
schon nach wenigen
Tagen Amtszeit we-
gen der Causa

Snowden, hat sich die Konfrontation zwi-
schen der Koalition sowie Linken und Grü-
nen nicht beruhigt, sondern verschärft. Nach-
folger Patrick Sensburg (CDU) muss gleich
zum Start eine harte Bewährungsprobe beste-
hen. Mit der Leitung des Gremiums betritt der
bisherige Unions-Obmann erstmals die gro-
ße politische Bühne. 
Union und SPD haben in der Sitzung die Ab-
stimmung über eine Benennung Snowdens
auf den 8. Mai vertagt. Aufgrund ihrer Min-
derheitenrechte kann die Opposition die La-
dung des 30-Jährigen zwar allein beschlie-
ßen. Über Zeitpunkt und Modalitäten eines
solchen Auftritts entscheidet indes die Mehr-
heit.  

»Massiver Druck« Linke und Grüne erho-
ben den Vorwurf, die Koalitionsfraktionen im
Ausschuss ließen sich vom Kanzleramt fern-
steuern, wo man kein großes Interesse an ei-
ner Aufklärung der NSA-Affäre habe und ver-
hindern wolle, dass die Ausrufung Snowdens
zum Zeugen den USA-Besuch von Regie-
rungschefin Angela Merkel (CDU) Anfang
Mai belastet. Es werde „massiver Druck“ aus-
geübt, monierte Konstantin von Notz (Grü-
ne). Martina Renner (Linke) kritisierte, Uni-
on und SPD wollten die Anliegen der Oppo-
sition „durch Verfahrenstricks unterlaufen“. 
Der neue Unions-Obmann Roderich Kiese-
wetter (CDU) konterte, es existiere kein
Druck auf die Regierungsfraktionen. SPD-
Obmann Christian Flisek hielt der Oppositi-
on „wahrheitswidrige Behauptungen“ vor, es
werde eine „Show inszeniert“. Flisek sieht in
Snowden einen „Schlüsselzeugen“, dessen
Befragung aber gut vorbereitet werden müsse.
Auch Sensburg lehnt dessen Anhörung nicht
prinzipiell ab. Es sei aber zu prüfen, ob dies
den Ausschuss weiterbringe. 
Die Koalition will von der Regierung bis zum
2. Mai nun zunächst geklärt haben, unter wel-
chen rechtlichen Voraussetzungen Snowden
überhaupt im Bundestag auftreten und wie
dessen Sicherheit garantiert werden könne.
Der ehemalige NSA-Bedienstete, der in Mos-
kau Asyl genießt, wird von Washington inter-
national per Haftbefehl gesucht. Ohne Zwei-
fel würde eine Reise Snowdens nach Berlin ei-
nen Konflikt mit den USA heraufbeschwören.
Aus Sicht Sensburgs ist es nicht  Aufgabe des
Ausschusses, Snowden „Asyl zu verschaffen“.
Die Grünen brachten dessen Aufnahme in
ein Zeugenschutzprogramm ins Spiel.
Derweil lieferte Snowden bei einer Video-
schaltung zur Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats neuen Stoff für den hie-
sigen Ausschuss. Die NSA könne Profilbilder
von Millionen Bürgern erstellen, etwa mit An-
gaben über die Religionsausübung, das Sexle-
ben, den Kauf von Flugtickets oder die Inter-
netnutzung. Und Snowden verwies auf eine
„enge Partnerschaft“ zwischen deutschen Ge-
heimdiensten und der NSA, man tausche
„Daten hin und her“. kos ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper ©
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Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information.

Mehr Themen.

Mehr Hintergrund.

Mehr Köpfe.

Mehr Parlament.
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Patrick Sensburg 



EUROPA Wer im Bundeshaushalt einen ei-
genen „EU-Etat“ sucht, wird nicht fündig
werden. Es gibt ihn nicht. Dennoch über-
weist Deutschland Brüssel jedes Jahr Geld –
2014 werden es nach bisherigen Berechnun-
gen rund 27 Milliarden Euro sein, knapp 20
Prozent des europäischen Gesamtetats für
2014. Der liegt bei 135,5 Milliarden Euro.
Die Europäische Union finanziert sich
gänzlich anders als ihre Mitgliedstaaten. Sie
kann keine Steuern und Abgaben erheben,
sondern muss so genannte Eigenmittel  ge-
nerieren. Ihre Einnahmen stammen im we-
sentlichen aus drei Quellen: den  traditio-
nellen Eigenmitteln, das sind in erster Linie
Einfuhrzölle. Sie machen etwa 12,5 Prozent
der Einnahmen aus. Außerdem bekommt
Brüssel einen Teil der nationalen Mehrwert-
steuereinnahmen. Dieser Posten macht 11,5
Prozent der Einnahmen aus. Den Großteil
der Mittel – 76 Prozent – überweisen die
Staaten als Beiträge an die EU. Sie werden
in Abhängigkeit vom Umfang des jeweili-
gen Bruttonationaleinkommens erhoben.

Hilfe für Hochwasseropfer Deutschland
ist als wirtschaftlich stärkstes Mitgliedsland
der größte Beitragszahler, es trägt rund ein
Fünftel der EU-Ausgaben. Doch auch wenn
es als Geberland mehr in die EU-Kasse ein-
zahlt, als es zurückbekommt, gehört es zu-
gleich zu den größten Empfängern von Gel-
dern aus dem EU-Haushalt. Deutschland
profitiert besonders von Zahlungen an
Landwirte, für strukturschwache Regionen
und mehr Wettbewerbsfähigkeit. 
Die EU stellt wie die Bundesregierung für je-
des  Jahr einen Haushaltsplan auf, darüber
hinaus plant sie ihre Ausgaben sehr langfris-
tig. So hat der Europäische Rat am 2. De-
zember 2013 nach langen und schwierigen
Verhandlungen mit der Kommission und
dem Europäischen Parlament den Mehrjäh-
rigen Finanzrahmen für die Zeit von 2014
bis 2020 verabschiedet. Er legt genau fest,
wie viel Geld die EU in diesen sieben Jah-
ren für einzelne Politikbereiche braucht. Bis
2020 sind das 960 Milliarden Euro. Das

meiste Geld fließt in die Entwicklung des
ländlichen Raums, in die Direktzahlungen
für Landwirte und die Strukturfonds für är-
mere Regionen (siehe Grafik). 
Anders als die Mitgliedstaaten darf sich die
EU übrigens nicht verschulden, ihr Haus-
halt muss immer ausgeglichen sein. Und so
„teuer“ wie häufig behauptet, ist die EU gar
nicht: Ihr Etat entspricht nur rund einem
Prozent des Bruttonationalprodukts (BNE)
der gesamten EU. Zudem fließen fast 90
Prozent des EU-Budgets über die Wirt-
schaftsförderung und andere  Maßnahmen
zurück in die Mitgliedstaaten. In Brüssel
bleibt nur ein geringer Teil: 6,4 Prozent ent-
fallen auf die Verwaltung. joh ❚
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Er hat die Kappen des Vorgängers entsorgt,
bei den Etatberatung in der vergangenen Wo-
che gab es dennoch von der Opposition eins
auf die Mütze. Gerd Müller (CSU), Minister
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, kann in diesem Jahr 6,44 Milliar-
den Euro ausgeben, so sieht es der Haushalts-
entwurf der Bundesregierung vor (18/700 -
Einzelplan 23). Das entspricht zwar nicht an-
teilig den zwei Milliarden Euro, die laut Ko-
alitionsvertrag bis 2017 für die Entwicklungs-
zusammenarbeit zusätzlich bereitgestellt
werden sollen, ergibt aber immerhin doch
ein Plus von 147,5 Millionen Euro gegen-
über 2013. Müller sprach in der ersten Bera-
tung des Entwurfs in der vergangenen Woche
vom „höchsten Etat in der Geschichte“ sei-
nes Hauses und vom „besonders hohen Stel-
lenwert“, den die Entwicklungspolitik unter
dieser Bundesregierung habe. 

Tonlage Die Opposition sah das mit Blick
auf das Kleingedruckte anders. Gemessen an
den Millenniumsentwicklungszielen sei das
„ganz klar zu wenig“, hieß es bei der Links-
fraktion, und die Fraktion der Grünen mo-
nierte, dass beim Entwicklungsetat einiges
„schöngeredet“ werde. An der Tonlage des
Ministers kann es nicht gelegen haben. Wie
schon bei seiner Antrittsrede Ende Januar
rannte Müller auch bei der Opposition eini-

ge offene Türen ein: Nachhaltigkeit müsse
das „Prinzip aller Entwicklung sein“, ökono-
misch müsse das Ziel die „Entkopplung von
Wachstum und Ressourcenverbauch“ sein.
„Der Markt braucht Grenzen und Regeln“,
sagte Müller. Zugleich machte er sich stark
für einen „ganzheitlichen, vernetzten An-
satz“ beim außenpolitischen Engagement in
Afrika. „Vernetzte Entwicklungspolitik“ be-
deute „humanitäre Hilfe, Stabilität, techni-
scher Wiederaufbau, staatliche Strukturen“
und eine Gleichgewichtung von zivilen und
militärischen Komponenten. „Militär allein
schafft noch keine Lebensperspektive.“ Ein-

dringlich rief Müller in diesem Zusammen-
hang das syrische Regime dazu auf,  seine
„Grenzen für humanitäre Hilfe zu öffnen“.
Angesichts der „größten humanitären Kata-
strophe seit Jahrzehnten“ reiche es nicht,
sich mit dem Abzug von Chemiewaffen aus
Syrien zufriedenzugeben (siehe Seite 10).
Mit Blick auf den Etat hob Müller zudem die
drei Sonderinitiativen „Eine Welt ohne Hun-
ger“, „Fluchtursachen bekämpfen, Flücht-
linge reeintegrieren“ und „Stabilisierung in
Nordafrika und dem Nahen Osten“ hervor,
für die die Koalition 160 Millionen Euro
vorsehe. 
Michael Leutert (Die Linke) erinnerte den
Minister an das Millenniumsentwicklungs-
ziel, bis 2015 0,7 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens für Entwicklungszusam-
menarbeit aufzuwenden. „Das wären aktu-
ell 19 Milliarden Euro“. Die Glaubwürdig-
keit Deutschlands sei nicht an mehr
Militäreinsätzen zu messen, sondern daran,
ob man  Zusagen wie das 0,7-Prozent-Ziel
einhalte. Leutert kritisierte zudem, dass die
Bundesregierung die eigenen Entwicklungs-
bemühungen konterkariere, indem sie den
Export von Handfeuerwaffen in Krisenregio-
nen und instabile Partnerländer genehmige
und die Konflikte dort anheize. 
Anja Hajduk (Grüne) attestierte Müller ei-
nen „wirklich positiven Start“, die Haus-

haltswirklichkeit sähe aber doch anders aus.
Beim 0,7-Prozent-Ziel gehe es nicht voran,
hier verharre man bei 0,37 Prozent, und
wenn nun die Rede von knapp 147,5 Millio-
nen Euro Aufwuchs im Etat sei, dann ver-
danke sich das vor allem der Verschiebung
von 139 Millionen Euro aus dem Energie-
und Klimafonds (EKF) in den BMZ-Haus-
halt. De facto wachse Müllers Etat lediglich
um 0,1 Prozent. „Es muss mehr folgen als
Ihre guten Worte“, sagte Hajduk. 

Bärbel Kofler (SPD) forderte für die nächs-
ten Jahre eine wesentlich bessere Mittelaus-
stattung: Ob Friedenssicherung, Flücht-
lingshilfe, Armutsbekämpfung oder die Fi-
nanzierung der „Herkulesaufgabe“ Klima-
schutz  –   „wer all das sieht, muss ehrlich
sagen: Die Mittel dafür reichen nicht“. Kof-
ler forderte mehr Engagement bei der
Durchsetzung verbindlicher Umwelt- und
Sozialstandards und insbesondere beim
Aufbau sozialer Sicherungssystem in Ent-

wicklungsländern. Ohne soziale Sicherung
sei „Armutsbekämpfung eigentlich nicht
möglich“. 
Von einem „rundum guten Haushaltsent-
wurf“ sprach Sabine Weiss (CDU). Mit den
Sonderinitiativen würden „entscheidende
Pflöcke“ eingeschlagen und deutlich ge-
macht, dass man „auf ungelöste globale Auf-
gaben stärker eingehen“ wolle als bisher. Die
zusätzlichen zwei Milliarden Euro, auf die
sich Union und SPD im Koalitionsvertrag ge-
einigt hätten, seien auch „nicht das Ende der
Fahnenstange“, weitere „Haushaltsspielräu-
me“ – etwa auch durch Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer – seien nicht ausge-
schlossen.  Weiss betonte, dass insbesondere
der deutsche Beitrag zum Klimaschutz, wie
beim Kopenhagener Gipfel 2009 vereinbart,
in den kommenden Jahren wachsen müsse.
Laut „Copenhagen Accord“ sollen die Indus-
trieländer ab 2020 Entwicklungsländern
jährlich 100 Milliarden US-Dollar zur Be-
kämpfung des Klimawandels und für Anpas-
sungsmaßnahmen bereitstellen. ahe ❚

Der Minister punktet bei der Opposition mit Worten, aber nicht mit Zahlen
ENTWICKLUNG Gerd Müller (CSU) kann im Etat 6,44 Milliarden Euro einplanen und setzt Akzente beim Kampf gegen Hunger und Flüchtlingselend. Linken und Grünen ist das zu wenig

W
iderspruch aus den
Reihen der Oppositi-
on gegen das Tun und
Lassen der Regierung
gehört zum politi-
schen Alltag wie die

Butter aufs Brot. Offener Widerspruch aus
den eigenen Reihen hingegen weniger. Inso-
fern sind die kritischen Töne in der Debatte
über den Haushalt des Auswärtigen Amtes
am vergangenen Donnerstag durchaus be-
merkenswert. Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier (SPD), der in den vergan-
genen Wochen parteiübergreifend für seine
Krisendiplomatie im Ukraine-Konflikt ge-
lobt wurde, bekam da plötzlich Kontra vom
stellvertretenden CDU/CSU-Fraktionschef
Andreas Schockenhoff. Der frühere Russ-
land-Beauftragte der Bundesregierung, für
seine russlandkritische Haltung bekannt
und auch in der eigenen Fraktion nicht un-
umstritten, wertete einige Aussagen des Au-
ßenministers als „problematisch“, ohne al-
lerdings Steinmeiers Namen zu nennen.
Um was ging es? Einig waren sich beide zu-
nächst in einem Punkt: Steinmeier hatte in
seiner Rede vor einer Spaltung Europas ge-
warnt und Russland eine Gefährdung des
Friedens in der Welt vorgeworfen. Den rus-
sischen Präsidenten Wladimir Putin forder-
te er zu einem Verzicht auf „nationale Eife-
rei“ auf. „Wer sieben Jahrzehnte nach
Kriegsende beginnt, bestehende Grenzen in
Europa mutwillig zu korrigieren, der ver-
letzt nicht nur Völkerrecht, sondern der öff-
net eine Büchse der Pandora, aus der Unfrie-
den immer wieder neu entstehen wird“,
warnte der Außenminister. Das sah auch
Schockenhoff so: „Landraub und Völker-
rechtsbruch sind keine Kavaliersdelikte“,
sagte er. „Russland hat Vertrauen zerstört.“
Kritisch wertete er jedoch Äußerungen
Steinmeiers vom Vortag, darunter dessen
Warnung, die EU dürfe die Länder in Osteu-
ropa nicht zwingen, sich zwischen Ost und
West zu entscheiden. „Das hat die EU nie ge-
tan, und dann sollten wir es auch nicht so
formulieren“, sagte Schockenhoff. „Es war
doch ausschließlich Russland, dass die
Ukraine vor eine solche Entscheidung stell-
te und immer noch stellt.“     

Souveränität achten Steinmeier hatte am
vergangenen Dienstag zudem gesagt, dass er
keine Perspektive für eine Nato-Mitglied-
schaft der Ukraine sehe. Dazu erklärte Scho-
ckenhoff im Bundestag: „Wir sollten nicht
Moskau zu Recht die Missachtung der Sou-
veränität der Ukraine vorwerfen und selbst
gleichzeitig ihre Souveränität in der freien
Wahl des Bündnisses infrage stellen.“ Dies
widerspreche auch klar der Beschlusslage
der Nato. Allerdings betonte Schockenhoff,
dass sich die Frage einer Nato-Mitglied-
schaft der Ukraine in absehbarer Zeit gar
nicht stelle.
In einem weiteren Punkt unterstellte der
CDU-Politiker dem SPD-Minister Naivität.
Steinmeier hatte in seiner Rede die Hoff-
nung geäußert, dass auch Russland am En-
de kein Interesse daran haben könne, „dass
in dem Raum zwischen uns die Ukraine
wirtschaftlich und politisch kollabiert“.
Außerdem zeigte er sich vorsichtig optimis-
tisch, dass es bald zu direkten Gesprächen
zwischen Russland und der Ukraine über
das kommen werde, „was in den nächsten
Tagen und Wochen zu tun ist“. Schon in die-
ser Woche könne es ein erstes Vorberei-
tungstreffen einer internationalen Kontakt-
gruppe geben, in der neben Russland und
der Ukraine auch die EU und die USA ver-
treten sein sollen. Dazu Schockenhoffs Re-
plik: „Zumindest im Augenblick ist das
westlichen Wunschdenken. Das entspricht
überhaupt nicht dem Nullsummendenken
Moskaus.“ Der CDU-Fraktionsvize erklärte
auch warum: Ein stabiler, demokratischer
Nachbar werde von Moskau als Bedrohung
angesehen, weil er das eigene „autokratische
System und die Eliten-Kleptokratie“ infrage

stelle. Folglich werde Russland alles tun, um
eine engere Anbindung der Ukraine an die
EU zu verhindern. Es werde versuchen, er-
klärte Schockenhoff, das Land zu spalten,
die Wiederaufbaubemühungen von Inter-
nationalem Währungsfonds (IWF) und EU
zu stören und die mit dem „langen und be-
lastenden Transformationsprozess einher-
gehende Unzufriedenheit der Bevölkerung
auszunutzen, um gegen die Regierung in
Kiew Widerstand zu schüren“.
Wären Schockenhoff und Steinmeier in ei-
ner Talkshow aufgetreten, wäre dieser groß-
koalitionäre Schlagabtausch wohl zu einer
spannenden Diskussion über den richtigen
Umgang mit den Nachbarn im Osten ge-
worden, über die Macht und Ohnmacht von
Diplomatie und künftige Perspektiven in ei-
nem für Europa existenziellen Konflikt.        

Steinmeier und Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) geben demgegenüber schon
seit Wochen ein Bild der Einigkeit ab. Die
Abstimmung zwischen beiden ist eng, auch
aus anderen Teilen der Union ist immer wie-
der Lob zu hören für Steinmeiers unermüd-
liche Vermittlungsversuche.
Auch die Grünen dankten Steinmeier am
Donnerstag ausdrücklich für seinen persön-
lichen Einsatz: „Wir Grüne finden, dass Sie
das gut gemacht haben“, sagte Frithjof
Schmidt im Namen seiner Fraktion. Beson-
ders unterstütze seine Partei Steinmeiers
„dringend nötige Zurückhaltung in dieser
Situation“, was man leider nicht von allen
Mitgliedern der Bundesregierung behaup-
ten könne. Mit Blick auf jüngste Äußerun-
gen von Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble und Verteidigungsministerin Ur-

sula von der Leyen (beide CDU) warnte
Schmidt: „Säbelrasseln durch Spekulatio-
nen über Truppenverlegungen und maßlo-
se historische Vergleiche sind in dieser ge-
fährlichen Lage völlig verfehlt.“
Der außenpolitische Sprecher der SPD-Frak-
tion, Niels Annen, sah das genauso: Nicht
jeder Debattenbeitrag in den vergangenen
Tagen und Wochen, ob aus der EU oder der
Nato, sei hilfreich gewesen. „Kraftmeierei,
Planspiele zur schnellen Ausdehnung der
Nato und Aufrüstung derselben“ ersetzten
nicht den „mühsamen Weg des Ringens um
eine vernünftige, nachhaltige Lösung“ der
Ukraine-Krise, betonte Annen. Wie zuvor
schon Steinmeier machte er klar, dass die
deutsche Außenpolitik auf Dialog und die
Überzeugungskraft der eigenen Argumente
setze, nicht aber auf eine Militarisierung. 

Das eigentliche Thema der Debatte, der
Haushalt des Auswärtigen Amtes, ging in
der Diskussion über den richtigen Umgang
mit der Ukraine-Krise fast ein wenig unter.
Dabei kann sich Steinmeier in diesem Jahr
über ein Plus freuen: 3,63 Milliarden Euro
kann er 2014 ausgeben, rund 147,64 Millio-
nen Euro mehr als im Vorjahr. Mehr als ein
Drittel davon entfallen auf das Kapitel „Si-
cherung von Frieden und Stabilität“. Rund
1,48 Milliarden Euro sind dafür vorgesehen
– ein Zuwachs von 117,08 Millionen Euro. 
Über den Aufwärtstrend freuten sich die
Fraktionen zwar, doch reichte er vor allem
der Opposition naturgemäß nicht aus. So

kritisierten Linke und Grüne vor allem die
Kürzungen im Bereich der Krisenprävention
und Friedenserhaltung (minus zwei Millio-
nen Euro auf 93,12 Millionen Euro) sowie
bei der Abrüstung und Rüstungskontrolle
(minus zwei Millionen Euro auf 30 Millio-
nen Euro). Michael Leutert fragte den Au-
ßenminister: „Wie viel Geld sind Sie bereit
zu geben für die kreativeren Ideen, die klu-
gen Initiativen oder die Ausstattung des di-
plomatischen Instrumentenkastens?“ Der
Entwurfs gebe die Antwort: „Nichts.“ Ob-
wohl die Aufgaben der zivilen Außenpolitik
angesichts der Brennpunkte in Afrika, Sy-
rien oder den arabischen Ländern „uner-
messlich groß“ seien, sei die Regierung ge-
rade einmal bereit, etwas mehr als ein Pro-
zent des Gesamtetats dafür auszugeben. In
den wichtigsten Bereichen werde zudem
noch gekürzt. „Das ist exakt der falsche
Weg“, betonte Leutert.
Tobias Lindner (Bündnis 90/Die Grünen)
lobte zwar, dass der Etat „signifikant“ an-
steige, machte aber klar, dass mehr Geld al-
lein nicht reiche – es müsse vor allem rich-
tig eingesetzt werden. Und so bemängelte
auch er, dass in entscheidenden Bereichen
Geld fehle: für syrische Flüchtlinge, für Kri-
senprävention, Abrüstung, Auslandsschu-
len. „Sie wollen der Außenpolitik mehr Ge-
wicht verleihen“, sagte er in Richtung Stein-
meier. „Genauso wie mehr Gewicht sind
mehr Mittel an sich kein Selbstzweck; es
kommt darauf an, wo man dieses Gewicht
einbringt und wo man diese Mittel ein-
setzt.“ Lindner kündigte an, dass seine Frak-
tion in den Haushaltsberatungen Vorschlä-
ge machen wolle, „wie man mit mehr Mit-
teln tatsächlich zu verantwortungsvollerer
und verantwortungsbewusster Außenpoli-
tik in Deutschland kommt“.  Nils Annen
versprach, dass sich auch die SPD-Fraktion
für Verbesserungen, insbesondere im Be-
reich der Krisenprävention, einsetzen wolle.

»Jeden Euro wert« Steinmeier hob in der
Debatte besonders die Bedeutung der Aus-
wärtigen Kultur- und Bildungspolitik her-
vor. Er lobte unter anderem die Arbeit der
Goethe-Institute und des Deutschen Akade-
mischen Austauschdienstes, der den inter-
nationalen Austausch von Studenten för-
dert. „Außenpolitik ist in diesem Bereich je-
den Euro wert“, sagte Steinmeier. Allerdings
sollen die Ausgaben auch hier gekürzt wer-
den: von 787,11 Millionen Euro auf 772,61
Millionen Euro.  Johanna Metz ❚

Im Brennpunkt
AUSWÄRTIGES Die Ausgaben wachsen, die Herausforderungen
auch. Steinmeier erntet Kritik für Aussagen zur Ukraine-Krise

Entwicklungsminister Gerd Müller (CSU)

Unruhen in der Ostukraine (oben), Bürgerkrieg in Syrien (li.unten), Flüchtlingselend in Afrika: Berlins Außenpolitik steht vor großen Aufgaben.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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K
ein zweites Ruanda! Diese
Sorge prägte die Stimmung
im Bundestag, als er vergan-
genen Woche, und damit 
20 Jahre nach dem Völker-
mord in dem ostafrikani-

schen Land, mit großer Mehrheit einen Bun-
deswehreinsatz in der Zentralafrikanischen
Republik beschloss. 
Seit einem Putsch muslimischer Rebellen im
März 2013 herrscht in der Zentralafrikani-
schen Republik ein blutiger Konflikt zwi-
schen christlichen und muslimischen Bevöl-
kerungsgruppen. Immer wieder kommt es
dabei auch zu Gewalt zwischen Truppen aus
dem Tschad und Christen. Im Juli 2013 be-
gann die Afrikanische Union, eine Stabilisie-
rungsmission mit bis zu 6.000 Soldaten und
Polizisten in dem Land aufzubauen, doch
diese konnte das Morden ebenso wenig stop-
pen wie die bis zu 2.000 Soldaten, die Frank-
reich seit Dezember mit UN-Mandat im Ein-
satz hat. Dem französischen Wunsch, ihre
Einheiten zum Teil einer EU-Eingreiftruppe
(Eufor) zu machen, kamen die europäischen
Partner zunächst zögerlich nach. Erst Ende
März standen die nötigen Truppenzusagen,
so dass die EU am 1. April den Beginn der
Mission beschließen konnte. Eigentlich soll-
te sie zu diesem Zeitpunkt schon laufen.
Umso mehr beeilte sich der Bundestag nun
mit der Billigung. Nachdem das Bundeskabi-
nett vergangene Woche die Beteiligung mit
bis zu 80 Bundeswehrsoldaten beantragt hat-
te, befasste sich das Parlament noch am sel-
ben Tag, während der laufenden Haushalts-
beratungen, mit dem Antrag und stimmte
dann  zwei Tage später und nach den Aus-
schussberatungen, darüber ab. 

Überbrückungsmission Die Bundeswehr
soll im Rahmen der EU-Mission Eufor RCA
keine Kampftruppen stellen, sondern den
Verwundetentransport in der Luft überneh-
men und an der Luftaufklärung mitwirken.
Dazu kommt Personal für das strategische
Hauptquartier im griechischen Larissa und
das operative Hauptquartier in der zentral-
afrikanischen Hauptstadt Bangui. Zudem
will Deutschland über einen zivilen Anbieter,
ohne Beteiligung deutscher Soldaten, Trans-
portleistungen nach Bangui bereitstellen. Die
Europäische Union nennt Eufor RCA eine
Überbrückungsmission, weil sie gemeinsam
mit den Streitkräften der Afrikanischen Uni-
on Sicherheit schaffen soll, bis später eine
UN-Friedenstruppe die weitere Stabilisierung
übernehmen kann. Das Mandat für diese hat
der UN-Sicherheitsrat in New York nur Mi-
nuten vor der abschließenden Debatte im
Bundestag erteilt. 
Bundesverteidigungsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) sagte im Bundestag, der
Lufttransport sei für diese Eufor-Mission von
zentraler Bedeutung. Deutschland wolle sich
„mit dem beteiligen, was am meisten und am
häufigsten von uns nachgefragt wird“. Drei
zentralafrikanische Religionsführer – ein ka-
tholischer, ein evangelischer und ein musli-
mischer – hätten sie in der Vorwoche „un-
missverständlich“ zu einem robusten Einsatz
in ihrem Land gedrängt, „damit die Friedens-
willigen auch wieder das Gespräch aufneh-
men können“. Der Staatsminister im Auswär-
tigen Amt, Michael Roth (SPD), ergänzte, so-
lange das Land weiter von gewaltsamen Un-
ruhen erschüttert werde, hätten „die
internationalen Hilfsorganisationen kaum

eine Chance, dorthin zu gelangen, wo ihre
Hilfe am dringendsten gebraucht wird“.
Als einzige Fraktion wollte Die Linke eine
solche Begründung nicht gelten lassen. Nie-
ma Movassat machte vielmehr den „Neoko-
lonialismus“ Frankreichs für die Lage in Zen-
tralafrika mitverantwortlich. Die Putschisten
seien seinerzeit offenbar auch vom Tschad
unterstützt worden, der wiederum „einer der
engsten Verbündeten Frankreichs in Afrika“
sei und „kaum ohne Rücksprache mit Paris
agiert“ haben werde. Nun bitte Frankreich
die EU und Deutschland um Hilfe. „Deutsch-
land leistet mit seiner Unterstützung letztlich
Beihilfe zum Krieg“, so begründete Movassat
das Nein seiner Fraktion.

Dem hielt Tobias Lindner (Bündnis 90/Die
Grünen) entgegen, erste Aufgabe müsse sein,
in Zentralafrika „überhaupt so etwas wie ein
Gewaltmonopol wiederherzustellen“. Die
von der Bundesregierung beantragte Beteili-
gung mit bis zu 80 Soldaten sei dazu ein
„überschaubarer Beitrag“, aber „immer noch
besser als kein Beitrag, als ein hilfloses Zuse-
hen“. Lindner monierte allerdings das Fehlen
eines „Gesamtplans“ für das Land.
Dagmar Freitag (SPD) hob hervor, die Über-
brückungsmission habe vorrangig zum Ziel,
die Rückkehr des Landes zu einer verfas-
sungsgemäßen Ordnung zu unterstützen
und die von den bewaffneten Gruppen aus-
gehende Gefahr für die Bevölkerung einzu-

dämmen, damit der „dringend erforderliche
Zugang für die humanitären Maßnahmen“
gewährleistet werde. „Voraussetzungen für ei-
nen weiteren gescheiterten Staat“ sieht Anita
Schäfer (CDU) in dem Land. „Das darf uns
in Europa nicht egal sein, nicht aus humani-
tären und nicht aus sicherheitspolitischen
Gründen.“
Der Bundestag stimmte schließlich mit brei-
ter Mehrheit dem Antrag der Bundesregie-
rung (18/1081) zu. In der namentlichen Ab-
stimmung stimmten 514 Abgeordnete mit Ja,
59 votierten mit Nein, darunter alle Abgeord-
neten der Linken und drei der SPD. Zwei Ab-
geordnete der Grünen und einer der SPD ent-
hielten sich. Peter Stützle ❚

Die Südafrikaner wählen am 7. Mai ein neu-
es Parlament. Es ist das vierte Mal seit der Be-
freiung von der Apartheid vor 20 Jahren – es
herrscht demokratische Normalität in Süd-
afrika. Und doch sind diese Wahlen beson-
ders. Zum ersten Mal können die so genann-
ten Born Frees abstimmen. Es sind die Män-
ner und Frauen, die nach 1994 geboren wur-
den. Sie haben keine persönliche Erfahrung
mit dem unterdrückerischen System der Ras-
sentrennung. Zudem ist am 3. Dezember
2013 der Mann gestorben, der wie kein an-
derer den Kampf gegen die Apartheid sym-
bolisierte: der frühere Präsident Nelson Man-
dela. Diese Parlamentswahlen finden also
ohne die charismatische Figur statt, die Süd-
afrikas jüngere Geschichte geprägt hat. 
Beide „Besonderheiten“ stehen symbolisch
für die Herausforderung, vor denen der seit
1994 regierende African National Kongress
(ANC) steht. Der ANC profitiert von seiner
Vergangenheit. Die schwarzen Südafrikaner
sehen in der Partei Mandelas ihren Befreier
– und sie sind dem ANC dafür bis heute
dankbar: 1994 wählten ihn 62 Prozent der
Wähler, 1999 66 Prozent und 2004 knappe
70 Prozent. Der ANC ist ist zur Staatspartei
des befreiten Südafrika geworden.

Abwärtstrend Zur demokratischen Nor-
malisierung gehört aber auch, dass solche
Mehrheiten auf Dauer nicht zu halten sind.
Schon bei den letzten Parlamentswahlen
2009 verlor der ANC vier Prozentpunkte im
Vergleich zu 2004. Das sind scheinbar klei-
ne Verluste, doch stehen sie für einen
Trend. Dazu passt auch, dass der ANC und
insbesondere Staatspräsident Jacob Zuma,
immer wieder in Korruptionsaffären ver-
strickt sind. Es entsteht das Bild einer Par-
tei, die durch lange Machtausübung mora-
lisch verschlissen wird. Trotzdem: Für be-
vorstehenden Wahlen sagen Umfragen
dem ANC eine Zustimmung von rund 56

Prozent voraus – immer eine absolute
Mehrheit.
Ob der ANC eine Partei der Zukunft sein
kann, das entscheiden die Born Frees. Die-
se jungen Menschen haben heute ganz an-
dere Sorgen als ihre Eltern und Großeltern.
Sie leiden nicht an der Rassentrennung der
Apartheid, sondern am Mangel an Perspek-
tiven, an Arbeitslosigkeit und sozialer Un-
gleichheit. Die größte Oppositionspartei,
die Demokratische Allianz (DA), hat nicht
von ungefähr Arbeitsplätze ins Zentrum ih-
rer Wahlkampagne gestellt. Umfragen sagen
der DA rund 22 Prozent voraus, das wäre ei-
ne bemerkenswerte Steigerung im Vergleich
zu den Wahlen im Jahr 2009 (rund 17 Pro-
zent). Doch es reicht nicht, um die Macht
des ANC wirklich zu erschüttern.

Auch wenn das Programm der DA vielen
Südafrikanern attraktiv erscheint, wird sie
von den meisten nicht gewählt, weil sie als
Partei der Weißen wahrgenommen wird.
Die DA hat zwar in den vergangenen Jahren
versucht, unter den Schwarzen Anhänger zu
gewinnen, doch recht gelingen wollte das
nicht. Vor kurzem hat die Strategie der DA,
sich auch als Partei der Schwarzen zu profi-
lieren, sogar einen herben Dämpfer erhal-
ten: Die DA-Vorsitzende Helen Zille hatte
angekündigt, die prominente schwarze Po-
litikerin Mamphela Ramphele würde als
Spitzenkandidaten für die DA ins Rennen
gehen. Ramphele war die Lebensgefährtin
von Steve Biko, dem berühmten südafrika-
nischen Bürgerrechtler, der 1977 in Polizei-
haft ums Leben kam. Ramphele hatte das
Zeug, um die DA unter den Schwarzen po-
pulärer zu machen. Doch im letzten Mo-
ment platzte der Deal – die DA erschien
wieder „weißer“, als sie es sein wollte.

Konkurrenz von links Gefahr droht dem
ANC weniger von außen als von innen. Die
Partei wurde zuletzt immer wieder von hef-
tigen internen Kämpfen erschüttert, die
mitunter in Abspaltungen münden. Der
33-jährige Julius Malema gründete 2013
die Economic Freedom Fighters (EFF). Ma-
lema war Vorsitzender der mächtigen Ju-
gendliga des ANC und wichtiger Unterstüt-
zer Jacob Zumas – bis dieser ihn 2012 aus
der Partei warf. Malema vertritt eine dezi-
diert linksradikale Position. Er fordert etwa
die Enteignung der weißen Farmer. Die Par-
tei ist noch jung, aber ihre Gründung zeigt:
Es wird in Zukunft eine linke Alternative
zum ANC geben. Auch das gehört zur Nor-
malisierung der politischen Landschaft
Südafrikas. Ulrich Ladurner ❚

Der Autor ist Politikredakteur der 
Wochenzeitung „Die Zeit“.

Angekommen in der Normalität

Christen gegen Muslime, Muslime gegen Christen: Trauerzug für ein Opfer der pro-christlichen Anti-Balaka-Milizen in Bangui
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Der Weg für die Beteiligung einer deutschen
Bundeswehr-Fregatte am maritimen Begleit-
schutz bei der Vernichtung syrischer Chemie-
waffen an Bord des US-Schiffs „Cape Ray“ ist
frei. Einen dahingehenden Antrag der Bun-
desregierung (18/984, 18/1067) befürworte-
ten vergangenen Mittwoch in namentlicher
Abstimmung 535 Parlamentarier. 19 Abge-
ordnete – 18 von der Linksfraktion und eine
SPD-Abgeordnete – enthiel-
ten sich, während 35 Parla-
mentarier – allesamt von der
Linksfraktion – mit Nein
stimmten. 

Premiere Ein Novum hatte
die Abstimmung auch zu
bieten. Erstmals stimmten
auch Abgeordnete der Links-
fraktion einem Auslandsein-
satz der Bundeswehr zu.
Fünf Parlamentarier votier-
ten mit Ja. 
Jan van Aken (Die Linke), der selbst mit Ent-
haltung stimmte, gab zuvor einen Einblick
in die Gemütslage seiner Fraktion. „Es gibt
sehr viele, sehr gute Argumente für diesen
Einsatz und sehr viele, sehr gute Argumente
gegen den Einsatz“, betonte er. In der Frak-
tion sei kontrovers diskutiert worden mit der
Folge: „Einige werden dafür stimmen, ande-
re werden dagegen stimmen und andere
wiederum sich enthalten.“ Auch wenn der
Einsatz zur Vernichtung der syrischen Che-
miewaffen richtig sei, dürfe man nicht aus
den Augen verlieren, dass „innerhalb einer
Woche zwei ganz neue Bundeswehrmanda-

te im Bundestag verabschiedet werden“. Die-
se „systematische Militarisierung“ deutscher
Außenpolitik werde die Linke niemals mit-
tragen, sagte van Aken.  
Alles müsse getan werden, um dem Töten
Einhalt zu gebieten, betonte Johann Wade-
phul (CDU). „Da ist Enthaltung keine Hal-
tung. Man muss handeln“, sagte er in Rich-
tung van Aken, und fügte hinzu: „Was kann

pazifistischer sein als die
Vernichtung von Waffen?“
Wadephuls Fraktionskolle-
gin Julia Bartz nannte es be-
dauerlich, „dass sich einige
Kollegen weigern, dieses Ab-
rüstungsprojekt zu unter-
stützen“. Es gelte, ein starkes
Signal für weltweite Abrüs-
tung zu senden. Ein solches
forderte auch Rolf Mütze-
nich (SPD). „Heute geht es
nicht darum, zu intervenie-
ren, sondern um einen kon-

kreten Beitrag zur Abrüstung“, sagte er.
Kein Verständnis für die Haltung der Mehr-
heit in der Linksfraktion hatte auch Omid
Nouripour (Grüne). Zum einen sei ihm
nicht klar, was ein Einsatz in Somalia mit
der Vernichtung von Massenvernichtungs-
waffen in Syrien zu tun habe. Zum anderen
könne er nicht nachvollziehen, wie die Lin-
ke darauf komme, dass es sich um ein Nato-
Mandat handle. „Das ist selbstverständlich
ein UN-mandatierter Einsatz“, betonte
Nouripour. Beleg dafür sei auch, dass der-
zeit russische Soldaten an der Sicherung der
Waffen beteiligt seien.  Götz Hausding ❚

Signal zur Abrüstung
SYRIEN Bundestag billigt Beteiligung an C-Waffenvernichtung

Mit der Situation in der Ukraine und den an-
deren Staaten der östlichen Nachbarschaft
der Europäischen Union haben sich Parla-
mentspräsidenten der EU-Mitgliedstaaten
bei einem Treffen in der litauischen Haupt-
stadt Vilnius Anfang April beschäftigt. 
Die Parlamentspräsidenten, insbesondere
auch jene der lange von der Sowjetunion be-
herrschter Staaten Mittel- und Osteuropas,
brachten große Besorgnis über die Entwick-
lung in der Ukraine zum Ausdruck. Die Ver-
letzung der territorialen Integrität sei nicht
hinnehmbar. Die kurzfristige Absage des lan-
ge geplanten Abschlusses eines Asoziierungs-
abkommens der EU mit der Ukraine hatte zu
den Demonstrationen auf dem Maidan-Platz
in Kiew und dem Sturz des ehemaligen Prä-
sidenten Viktor Janukowitsch geführt.
Der amtierende ukrainische Parlaments- und
Staatspräsident Oleksandr Turchynow, der
wegen der aktuellen Entwicklungen nicht an
der Konferenz in Litauen teilnehmen konnte,
wandte sich mit einer Videobotschaft an sei-
ne Amtskollegen. Er warnte vor einer weite-
ren Destabilisierung der Lage in der Ukraine,
die von der russischen Politik bezweckt wer-
de. Die litauische Parlamentspräsidentin Lo-
reta Grauziniene, die den Vorsitz der Konfe-
renz innehatte, warnte vor einer ernsthaften
Bedrohung der Entwicklung, des Friedens
und der Stabilität in der gesamten Region. 
Die Konferenz der EU-Parlamentspräsiden-
ten befasste sich außerdem mit den Erfah-
rungen nach dem Vertrag von Lissabon, mit
dem den nationalen Parlamenten und dem
Europäischen Parlament zusätzliche Rechte
verliehen worden waren, und mit Fragen der
Rolle der Parlamente bei der Bekämpfung
der Wirtschafts- und Währungskrise.
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) mahnte in diesem Zusammenhang,
die von den Mitgliedstaaten selbst gesetzten
Regeln für eine stärkere Haushaltsdisziplin
umzusetzen und strikter einzuhalten, an-

statt, wie in einigen Diskussionsbeiträgen ge-
schehen, für eine Aufweichung zu plädieren.
Die Probleme, insbesondere eine zu hohe
Staatsverschuldung, müssten dort gelöst wer-
den, wo sie entstanden seien, nämlich in den
jeweiligen Mitgliedstaaten. Erwartungen an
die EU und an interparlamentarische Konfe-
renzen dürften in dieser Hinsicht nicht eige-
ne Anstrengungen abschwächen oder gar er-
setzen.
Die Konferenz der EU-Parlamentspräsiden-
ten, zu denen neben den Präsidenten der
Volksvertretungen der Mitgliedstaaten auch
der Präsident des Europäischen Parlaments
gehört, findet jährlich statt. Gastgeber ist je-
weils das Parlament des Staates, der in der
zweiten Hälfte des Vorjahres die EU-Ratsprä-
sidentschaft innehatte. DP ❚

Ukraine im Fokus
EUROPA Konferenz der EU-Parlamentspräsidenten in Vilnius

»Was kann 
pazifistischer

sein,
als die

Vernichtung
von Waffen?«
Johann Wadephul (CDU)

Mit einer handfesten Sanktion gegen Russ-
land wegen der Annexion der Krim durch
den Kreml hat der Europarat reagiert: Des-
sen Parlamentarische Versammlung entzog
der Duma-Delegation vergangene Woche
mit großer Mehrheit bis Januar nächsten
Jahres das Stimmrecht. Zudem bleiben die
18 russischen Abgeordneten
vom Parlamentspräsidium,
vom Ständigen Ausschuss
und von Wahlbeobach-
tungsmissionen ausge-
schlossen. Ein besonders
von osteuropäischen Dele-
gierten befürworteter An-
trag,  Moskau ganz aus dem
Parlament auszuschließen,
wurde zwar abgelehnt.
Doch behält sich die Straß-
burger Volksvertretung die-
sen Schritt vor, sollte der
Kreml die Annexion der Krim nicht rück-
gängig machen.
Die SPD-Abgeordnete Ute Finckh-Krämer
lobte das Votum als „klugen Beschluss“: Der
Entzug des Stimmrechts setze ein „deutli-
ches Zeichen der Missbilligung“. Viele Red-
ner, wie etwa der Österreicher Stefan Schen-

nach, der als Chef des Monitoringausschus-
ses das Sanktionspaket ausgearbeitet hatte,
lehnten einen Komplettausschluss Moskaus
entschieden ab: Man solle die Tür nicht zu-
schlagen, sondern für Gespräche mit Russ-
land über die russisch-ukrainische Krise of-
fenhalten. 

Allerdings ist nicht ausge-
schlossen, dass jetzt die Du-
ma-Abgeordneten dem Pa-
lais de l'Europe die kalte
Schulter zeigen: Die Debat-
te, die der Verhängung der
Sanktionen vorausging, ha-
ben sie schon mal demons-
trativ boykottiert. Delegati-
onsleiter Alexej Puschkow
kanzelte die Diskussion als
„Farce“ ab. Demnächst will
die Duma über ihr Verhält-
nis zum Europaratsparla-

ment entscheiden.
Dessen luxemburgische Präsidentin Anne
Brasseur verurteilte die Annexion der Krim
als „schwere Verletzung des Völkerrechts“.
Die Achtung der territorialen Integrität ei-
nes Landes gehöre zu den „fundamentalen
Regeln“ des Europarats. kos ❚

Handfeste Sanktion
EUROPARAT Parlament entzieht Russland das Stimmrecht

»Der Entzug des
Stimmrechts

setzt ein 
deutliches

Zeichen der
Missbilligung.«
Ute Finckh-Krämer (SPD)

SÜDAFRIKA Der ANC wird die Wahlen am 7. Mai sicher gewinnen. Doch seine Macht schwindet

Wahlplakat für den ANC
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Seimas-Präsidentin Grauziniene und
Bundestagspräsident Lammert in Vilnius
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BUNDESWEHR Deutschland schickt bis zu 80 Soldaten nach
Zentralafrika. Linke spricht von »Beihilfe zum Krieg«

Sorge vor 
zweitem Ruanda

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Kommission soll Mandatierung
von Auslandseinsätzen prüfen
Die Kommission zur Überprüfung und Siche-
rung der Parlamentsrechte bei der Mandatie-
rung von Bundeswehreinsätzen im Ausland
nimmt ihre Arbeit auf. Den Vorsitz des Gremi-
ums übernimmt der ehemalige Verteidigungs-
minister Volker Rühe (CDU), stellvertretender
Vorsitzender wird der frühere Parlamentari-
sche Staatssekretär im Verteidigungsministe-
rium, Walter Kolbow (SPD). Linke und Grüne
haben auf eine Beteiligung an der Kommissi-
on verzichtet. Beide Fraktionen hatten darauf
gedrungen, dass sich das Gremium nicht nur
mit der „Sicherung“, sondern explizit mit ei-
ner „Stärkung“ der Parlamentsrechte befas-
sen soll. ahe ❚

Grüne fordern Neuausrichtung
beim Kampf gegen Hunger
Die Grünen fordern die Bundesregierung
auf, den Weltagrarbericht zu unterzeichnen.
Der Bericht des von den Vereinten Nationen
und der Weltbank initiierten Weltagrarrates
sei bisher von 58 Staaten unterzeichnet
worden, heißt es in einem Antrag der Frak-
tion (18/979). Er fordere eine „grundsätzli-
che Neuausrichtung von Agrarpolitik und
Agrarforschung, welche die überragende
Bedeutung der bäuerlichen Landwirtschaft
für die Bekämpfung des Hungers aner-
kennt“. Die Bundesregierung sei aufgefor-
dert, hier ein deutliches Zeichen zu setzen,
„indem sie den Weltagrarbericht anerkennt
und diesen umsetzt“. ahe ❚

KURZ NOTIERT
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A
m Ende ist es trotz des klaren
Wahlausgangs in Ungarn für
die Partei Fidesz von Minis-
terpräsident Viktor Orbán
noch einmal knapp gewor-
den. Erst durch die Auszäh-

lung der Stimmen, die von Wählern außer-
halb ihres heimischen Bezirks abgegeben
wurde, wird sich erweisen, ob der Fidesz
auch in den kommenden vier Jahren wieder
mit einer Zweidrittelmehrheit im Parlament
regieren kann (Ergebnis dieser Auszählung
lag bis Redaktionsschluss nicht vor). In zwei
Wahlkreisen hatten die führenden Kandida-
ten von Fidesz einen so knappen Vorsprung,
dass es tatsächlich auf wenige hundert Stim-
men ankommen konnte. 
Von zentraler Bedeutung für das Regierungs-
handeln dürfte die Zweidrittel-Frage aber
nicht mehr sein. Die Regierung Orbán hat in
der abgelaufenen Legislaturperiode von der
neuen Verfassung bis hin zu zahlreichen
neuen Behörden das Institutionengefüge
Ungarns bereits sehr weitgehend nach den
eigenen Vorstellungen umgestaltet.  Auf die-
ser Grundlage kann nun der Fidesz (das
Akronym steht für „Bund Junger Demokra-
ten“) zusammen mit seinem Listen- und
Fraktionspartner KDNP (Christdemokra-
ten) weiter regieren. Beide stehen für eine
national-konservative Politik, wobei in jeder
Hinsicht Fidesz der bestimmende Faktor ist.
Gegenüber 2010 hat der Fidesz bei der Wahl
am 6. April 2014 jedoch deutliche Einbußen
hinnehmen müssen.  Die Partei erhielt 45,5
Prozent, sieben Prozentpunkte weniger als
vor vier Jahren. An zweiter Stelle kam ein
Mitte-Links-Bündnis aus fünf Parteien, an-
geführt von der sozialistischen MSZP und

deren Vorsitzenden Attila Mesterházy, mit
26 Prozent. Dritte Kraft blieb, leicht gestärkt,
die rechtsextreme Partei Jobbik mit 20,5
Prozent. Knapp ins Parlament geschafft hat
es die grüne Partei LMP, die mit fünf Prozent
so eben die wie in Deutschland geltende
Hürde überwunden hat. 

Stellschraube Wahlrecht Dass der Fidesz
trotz der Einbußen mit sehr komfortabler
Mehrheit weiter alleine regieren kann, liegt
am Wahlrecht, nach welchem 106 der 199
Mandate direkt in den Wahlkreisen verge-
ben werden, wofür jeweils
die relative Mehrheit genüg-
te. Das gehörte zu den vielen
umstrittenen Änderungen
am Wahlrecht, die der Fidesz
durchgesetzt hatte. Zuvor
war zwar auch rund die Hälf-
te der Sitze als Direktmanda-
te vergeben worden, doch
brauchte man dafür eine ab-
solute Mehrheit; war die
nicht vorhanden, gab es ei-
nen zweiten Wahlgang mit
den beiden Bestplazierten.
Dass der Fidesz diese und einige kleinere
Stellschrauben zum eigenen vermeintlichen
Nutzen gedreht hatte, kann als Missbrauch
der 2010 verliehenen Zweidrittelmehrheit
gewertet werden. Doch muss man auch sa-
gen, dass eine Wahlrechtsreform unabding-
bar war (das Parlament war unverhältnismä-
ßig groß und die Wahlkreise waren demo-
graphisch aus dem Lot geraten). Und der
klare Wahlausgang hat am Ende auch ge-
zeigt, dass der Modus nicht die entscheiden-
de Rolle gespielt hat.

Am stärksten war vielleicht die psychologi-
sche Auswirkung. Die Mitte-Links-Oppositi-
on schien durch den Eindruck, hilflos dem
Zweidrittelblock gegenüberzustehen, demo-
ralisiert. Auch erwies sich das Bündnis, ge-
schlossen in der Erwartung, in den Wahlkrei-
sen nur gemeinsam eine Chance zu haben,
als zu heterogen, um schlagkräftig zu sein.
Spitzenkandidat Mesterházy blieb gegen-
über Orbán blass. Der charismatische frühe-
re Ministerpräsident Ferenc Gyurcsány dage-
gen verfügt zwar über eine ihm sehr ergebe-
ne Anhängerschaft, doch die ist klein. Dafür

wirkt er aufgrund der Erin-
nerung an seine Regierungs-
zeit (siehe Beitrag unten)
stark polarisierend –und
zwar nicht nur in der Fidesz-
Anhängerschaft, sondern
auch auf der Linken, wo er
für viele ein rotes Tuch ist.
Immerhin hat sich die linke
Opposition gegenüber der
verheerenden Niederlage
von 2010, als sie von weniger
als einem Fünftel gewählt
wurde, auf ein gutes Viertel

konsolidieren können. Auch konnte sie
zehn Wahlkreise erobern.
Bedenklich hoch bleibt der Anteil der Un-
garn, die bereit sind, eine rechtsextreme Par-
tei zu wählen. Jobbik konnte sogar noch vier
Prozentpunkte zulegen. Vieles deutet aller-
dings darauf hin, dass es nicht unbedingt ge-
nuin Rechtsextreme waren. Seit etwa einem
Jahr hatten die Jobbik-Repräsentanten, an-
gefangen bei Parteichef Gábor Vona, sich in
Auftreten und Rhetorik auffällig gemäßigt.
Offen antisemitische oder Anti-Roma-Paro-

len, wie sie bis dato Gewohnheit waren, wa-
ren seltener zu hören. Ein Gesinnungswan-
del ist nicht zu vermuten, doch mit etwas
Zeitverzögerung kletterten die Umfragewer-
te für Jobbik, das zeitweise unter zehn Pro-
zent bei den entschlossenen Wählern ge-
drückt war, wieder nach oben. Dazu passt
auch, dass die Partei ihren Zuwachs nicht so
sehr in ihren klassischen Hochburgen im
Norden und Osten des Landes verzeichnen,
sondern Erfolge auch in den westlichen Lan-
desteilen und in der Hauptstadt verbuchen
konnte. Jobbik, das 2010 vor allem von der
Erosion der MSZP auf dem Lande profitier-
te, scheint inzwischen Ziel auch für solche
Protestwähler zu sein, die sich vom Fidesz
abwenden.

Geschichtsbild Ob das die revisionistische
Geschichtspolitik bezüglich des Horthy-Re-
gimes in der Zwischenkriegszeit betrifft oder
die Beschwörung des Ungarntums jenseits
der Grenzen, die 1920 gezogen wurden: Es
hat sich gezeigt, dass die Politik, die der  Fi-
desz (ob aus strategischen Gründen oder aus
Überzeugung) betrieben hat, sich viele Job-
bik-Themen in gemäßigterer Form anzueig-
nen, nicht dazu führte, dass Orbáns Partei
auch die Wähler von Jobbik aufsog – im Ge-
genteil. Trotzdem scheint Orbán weiter da-
rauf zu setzen. Am Tag nach der Wahl wur-
de in Budapest mit dem Bau des Denkmals
zur Erinnerung an die Besetzung Ungarns
durch Hitlerdeutschland 1944 begonnen,
das deshalb umstritten ist, weil seine Deu-
tung den ungarischen Staat als gänzlich un-
schuldig an der damals folgenden Ermor-
dung und Deportation ungarischer Juden er-
scheinen lässt.

Orbán war zu Beginn seiner zweiten Regie-
rungszeit auch in Deutschland wegen eines
neuen Mediengesetzes stark kritisiert wor-
den. Schwammige Regelungen über den In-
halt von Berichterstattung und eine neuge-
schaffene Aufsichtsbehörde ließen die Be-
fürchtung laut werden, dass künftig Zensur
ausgeübt werde. Das ist aber nicht eingetre-
ten. Wohl beklagten regierungskritische Me-
dien, dass sie kaum mehr Anzeigen zu ihrer
Finanzierung erhielten,  eine Praxis, die um-
gekehrt früher auch zu beobachten gewesen
war. Doch kann die Regierungspolitik nach
Herzen kritisiert werden, was auch ge-
schieht. Zeitweise schien das durchaus auch
Wirkung zu haben, die Umfragewerte für
den Fidesz gingen deutlich nach unten. 
Doch hat Orbán mit seiner „unorthodo-
xen“ Wirtschaftspolitik Erfolge erzielt, die
offensichtlich vor allem Wähler der Mittel-
schicht an den Fidesz gebunden haben. Die

Arbeitslosigkeit ist gesunken, wenn auch Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen in die Statis-
tik eingerechnet wurden. Das Defizitverfah-
ren der EU gegen das Land, das 2008 am
wirtschaftlichen Abgrund stand, wurde ein-
gestellt. Soeben hat der Internationale Wäh-
rungsfonds – dessen auflagengebundenen
Kredite Ungarn demonstrativ vorzeitig zu-
rückzahlte – seine Wachstumsprognose auf
immerhin zwei Prozent hinaufkorrigiert. So
sehr Orbán durch seine EU-kritische Rheto-
rik und durch die Art, wie er seine Mehrheit
im eigenen Lande ausgenutzt hat, in Brüs-
sel und bei den Partnerstaaten Anstoß er-
regt: Diesen Aspekt wird man in Europa mit
vorsichtiger Erleichterung zur Kenntnis
nehmen. Stephan Löwenstein ❚

Der Autor ist Österreich- und 
Ungarn-Korrespondent der

„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“. 

Ungarns Premier Viktor Orbán (Mitte) kann weiter unangefochten regieren, wird aber die Geister nicht los, die er mit einer revisionistischen Geschichtspolitik ruft: Die rechtsextreme „Jobbik“-Partei konnte bei der Parlamentswahl auf 20,5 Prozent zulegen.

Jobbik scheint
inzwischen

attraktiv für
Protestwähler

zu sein, die sich
von Fidesz
abwenden.
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Sieg mit Verlusten 
UNGARN Viktor Orbáns Rechtsbündnis behauptet sich. Für jeden fünften Wähler ist es aber nicht rechts genug

>STICHWORT

> Verfassungsänderung 2011 beschließt das Parlament ein der Präambel nach national und
ideologisch aufgeladenes „Grundgesetz Ungarns“. Aus dem Staatsnamen wird der Begriff „Re-
publik“ gestrichen, die Möglichkeit zur Verfassungsklage wird eingeschränkt.

> Mediengesetz Ein neu geschaffener Medienrat, in dem Fidesz vier von fünf Mitgliedern stellt,
kontrolliert die „Ausgewogenheit“ der Berichterstattung, kann hohe Strafen verhängen und den
journalistischen Quellenschutz aushebeln. Auf Druck der EU wird das Gesetz 2012 entschärft.

> Gericht  2010 werden die Rechte des Verfassungsgerichtes beschnitten: Es darf Steuer- und
Finanzgesetze nur noch darauf kontrollieren, ob sie gegen die Menschenwürde verstoßen.

VERFASSUNG – Großumbau im Institutionengefüge 

Die Gründe für die heute so unversöhnlich
erscheinende politische Spaltung Ungarns lie-
gen schon in den Jahren der Wende vom
Kommunismus zur Demokratie 1988/89.
Zur vollen Wirkung gekommen ist die Spal-
tung aber erst später, im Jahr 2006, zwei Jah-
re nach dem Beitritt des Landes zur EU. Sie be-
stimmt bis heute die politische Landschaft. 
Dabei fand die „Verhandlungsrevolution“
noch betont friedlich statt, gedacht hatten die
alten Eliten an einen sanften Übergang.  Doch
bei den ersten freien Wahlen im Frühjahr
1990 wurde die ehemalige Staatspartei, die
sich inzwischen in Ungarische Sozialistische
Partei (MSZP) umbenannt hatte, von den Un-
garn unsanft abgewählt; nur mehr elf Prozent
mochten ihr die Stimme geben. Die Regie-
rung bildeten die konservativ und national
geprägte „Ungarische Demokratische Forum“
(MDF) mit József Antall, der Ministerpräsi-
dent wurde, und der liberale „Bund Freier De-
mokraten“ (SZDSZ). Allerdings versäumten
die neuen Regierenden es, andere Akteure in
ihre Pläne einzubinden, die zum Teil harte
Reformen vorsahen. So blieben nicht nur die
MSZP, sondern auch der von einem gewissen
Viktor Orbán und einigen Freunden gegrün-
dete „Bund Junger Demokraten“, kurz Fidesz,
außen vor. Wie der Historiker György Dalos

schreibt, erwies sich das „als Zündschnur bis
heute fortdauernder politischer Konflikte“.
Die Regierung geriet bald wegen einer Ben-
zinpreiserhöhung in schweres Fahrwasser, ein
Taxistreik zwang sie zum Einknicken. Es bil-
deten und verfestigten sich zwei Lager, die
sich gegenseitig blockierten. „Ihr Kampf
nahm immer stärker ideologische Züge

(christlich-national versus westorientiert-li-
beral) an“ (Dalos). Keine Regierung konnte
die folgende Wahl überstehen: 1994 obsiegte
das linke Lager mit Gyula Horn, 1998 das
rechte mit Orbáns Fidesz, 2002 wiederum das
linke. 2006 war das erste Mal, dass eine Re-
gierung im Amt bestätigt wurde, mit Minis-
terpräsident Ferenc Gyurcsány. Im gleichen

Jahr wurde allerdings auch der Keil in den
Spalt gesetzt, der eine Versöhnung auf unab-
sehbare Zeit unmöglich zu machen scheint.
Gyurcsány versammelte die Führung seiner
Partei an einem beschaulichen Ort am Plat-
tensee, Öszöd, um sie darauf einzuschwören,
was nun notwendig sein werde: Harte Spar-
maßnahmen, Privatisierungen, massive Steu-
ererhöhungen. Von all dem war im Wahl-
kampf natürlich überhaupt keine Rede gewe-
sen, im Gegenteil wurden Versprechen in Mil-
liarden-Forint-Höhe gegeben. Um den Ernst
der Lage klarzumachen, wurde der Premier
drastisch: „Wir haben die letzten anderthalb
oder zwei Jahre eindeutig durchgehend gelo-
gen. Es war uns sonnenklar, dass das, was wir
sagen, unwahr ist.“ Es dauerte nicht lange, bis
der Mitschnitt dieser Rede in die Fidesz-na-
hen Medien gelangte. Wiederum nicht lange
darauf bildeten der Name Gyurcsány und das
Wort „Lügenrede von Öszöd“ ein unzertrenn-
liches Paar. Der Volkszorn, teils gelenkt, teils
unlenkbar, entlud sich auch auf der Straße.
Nach einer aus den Fugen geratenen De-
monstration stürmten Protestierende gewalt-
sam ein Fernsehgebäude. Wenige Wochen
später drang die Polizei auf eine – friedliche
– Oppositionskundgebung des Fidesz ein,
und verletzte mit Schlagstöcken und Gummi-

geschossen zahlreiche Demonstranten. In der
Fidesz-Lesart war das eine bewusst angeord-
nete Eskalation, wenngleich der Hergang der
Ereignisse immer noch im Dunkeln ist.
Das ohnehin schon wirtschaftlich schwer an-
geschlagene Land trieb, als die internationale
Finanzkrise losbrach, bedrohlich in Richtung
Bankrott. Der Übergangs-Ministerpräsident
Gordon Bajnai brachte mit Hilfe eines ener-
gischen, aber schmerzhaften Programms und
eines Kredits des Internationalen Währungs-
fonds eine Stabilisierung des Patienten zuwe-
ge. Doch den Erdrutschsieg des Fidesz im Jahr
2010 verhinderte er damit nicht mehr. Für Or-
bán war das wieder eine „Revolution“, dies-
mal an den Wahlurnen. Er nutzte sie zum völ-
ligen Umbau des Institutionengefüges. Doch
die alten Rechnungen blieben offen. Im dies-
jährigen Wahlkampf war Gyurcsány, obgleich
nur Nummer drei des Mitte-Links-Bündnis-
ses, von der Fidesz-Kampagne wieder der
Gegner Nummer eins.                           löw ❚

Die alten Rechnungen bleiben offen
SPALTUNG Ungarn galt einst als Vorreiter demokratischer Reformen im Ostblock. Heute stehen sich die politischen Lager unversöhnlich gegenüber

Anzeige

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-PaperProtest gegen die Verfassungsreform der Regierung Orbán Anfang 2011
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>Max Künstler
Bundestagsabgeordneter 1980, CDU
Am 16. April feiert Max Künstler seinen 
90. Geburtstag. Der aus Balingen stammen-
de Industriekaufmann und ehemalige DGB-
Landesbezirksvorsitzende von Baden-Würt-
temberg trat 1953 der CDU bei und war stell-
vertretender Landesvorsitzender der Sozial-
ausschüsse seiner Partei. Künstler war im
September 1980 für den Abgeordneten Ger-
hard Zeitel in den Bundestag nachgerückt.

>Ortrun Schätzle
Bundestagsabgeordnete 1989-1998,
CDU
Ortrun Schätzle vollendet am 20. April ihr 
80. Lebensjahr. Die Studienrätin aus Schopf-
heim, CDU-Mitglied seit 1975, amtierte von
1989 bis 1997 als Vorsitzende des CDU-
Stadtverbands Schopfheim und von 1982 bis
1990 als Bezirksvorsitzende der Frauen-Uni-
on Südbaden. Sie gehörte ferner seit 1983
dem Bezirksvorstand Südbaden sowie seit
1985 dem CDU-Landesvorstand Baden-
Württemberg an. Schätzle, auch nach ihrer
parlamentarischen Laufbahn sozialpolitisch
engagiert, arbeitete im Bundestag überwie-
gend im Ausschuss für Jugend, Familie, Frau-
en und Gesundheit mit.

>Walter Kolbow
Bundestagsabgeordneter 1980-2009,
SPD
Am 27.April wird Walter Kolbow 70 Jahre alt.
Der Verwaltungsjurist und Rechtsanwalt aus
Würzburg trat 1967 der SPD bei, war von
1992 bis 2008 Vorsitzender der SPD in Unter-
franken und von 1999 bis 2007 stellvertre-
tender Landesvorsitzender seiner Partei in
Bayern. Von 1998 bis 2005 amtierte Kolbow
als Parlamentarischer Staatssekretär beim
Bundesminister der Verteidigung. Der stell-
vertretende Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion von 2005 bis 2009 engagierte
sich im Bundestag hauptsächlich im Verteidi-
gungsausschuss. Seit 2009 ist er Vorsitzender
des Arbeitskreises Bundeswehr und Sicher-
heit beim Parteivorstand der SPD. bmh ❚

Europäische Volkspartei, Europäische Linke oder Europäi-
sche Piratenpartei – auch wenn die Parteinamen irgendwie
vertraut klingen: Viele Wähler wissen doch nicht, wer sich
dahinter verbirgt. Kurz vor der Europawahl am 25. Mai hat-
te die Deutsche Vereinigung für Parlamentsfragen vergan-
gene Woche zu einer Diskussionsrunde über den „Parla-
mentarismus in der EU“ eingeladen. So unterschiedlich
die Positionen der drei Experten auf dem Podium auch wa-
ren: Sie waren sich darin einig, dass sich etwas ändern muss
in der europäischen Politik. 
Die Deutsche Vereinigung für Parlamentsfragen wurde
1970 gegründet, von Wissenschaftlern, Parlamentariern
und Journalisten. Sie hat es sich zum Ziel gesetzt, zu einem
besseren Verständnis des parlamentarischen Regierungs-
systems beizutragen, beispielsweise mit Vorträgen im Bun-
destag.
Dieses Mal war unter anderem der ehemalige Finanzmi-
nister Luxemburgs, Luc Frieden, gekommen. Europa lebe
mit einem Widerspruch, sagte er. „Einerseits ist die Welt in-

terdependenter geworden.“ Was in einem Land passiere,
habe Auswirkungen auf andere. Andererseits bestünden
die EU-Mitglieder immer stärker auf den Schutz ihrer na-
tionalen Interessen. Viele Lösungen seien nur noch in Ver-
handlungen zwischen einigen wenigen Mitgliedern und
nicht mehr in der großen Runde möglich. 
Andreas Maurer, Politikwissenschaftler der Universität
Innsbruck, beschäftigte sich unter anderem mit der Frage,
in welchem Maße das europäische Parlament an Entschei-
dungen beteiligt ist. Er kam zu dem Schluss, dass viele Ak-
te zustimmungspflichtig seien, das Parlament sich also da-
mit beschäftigen muss. Insgesamt sei die Verantwortung
der Abgeordneten über die Jahre gestiegen. 
Kritisch sah Maurer das Trilogverfahren, mit dem das Par-
lament, der Rat und die Kommission in kleiner Runde ei-
ne Einigung bei Gesetzesmaßnahmen erzielen wollen.
Hier werde das Parlament oft „über den Tisch gezogen“.
Maurer plädierte dafür, das Verfahren auf Routinemaßnah-
men zu beschränken. Um die Fraktionen zu stärken und

ihre unterschiedlichen Positionen sichtbarer zu machen,
sollten sie jeweils einen eigenen Pressedienst einführen,
denn das könne das Parlament nicht leisten, so Maurer.
„Die Gemeinschaftsmethode hat ein stückweit ihre Gren-
zen erreicht“, sagte Frank Schorkopf vom Lehrstuhl für öf-
fentliches Recht und Europarecht der Universität Göttin-
gen. Dass alle immer alles gemeinsam entschieden, sei in
der heutigen Zeit nicht immer die beste Methode. Eine Zu-
sammenarbeit einzelner Staaten innerhalb der EU halte er
„keineswegs für die zweitbeste Lösung“. Er könne sich bei-
spielsweise vorstellen, dass es eine europäische Gemein-
schaft gebe, die in unterschiedlichen Stufen miteinander
verbunden sei. Die große gemeinsame Basis, die alle teil-
ten, könnten Errungenschaften wie Rechtsstaatlichkeit
sein. 
Ein Problem sei, dass die EU weiterhin kein politischer Pri-
märraum sei. In der Krise hätten die Bürger von ihren na-
tionalen Regierungen weit mehr als von der EU erwartet,
dass sie Lösungen herbeiführen. Sandra Ketterer ❚

Macht und Ohnmacht der Europa-Abgeordneten

ORTSTERMIN: DISKUSSION »PARLAMENTARISMUS IN DER EU«

Brandts
Nahostpolitik 
21. April 1974: Erster Kanzler in Ägyp-
ten Willy Brandt (SPD) ist vor allem für
seine Ostpolitik bekannt. Doch in den
1970er Jahren betrieb der damalige Bun-
deskanzler auch Nahostpolitik – wenn
auch zögerlich. Am 21. April 1974 traf
Brandt als erster westdeutscher Regie-
rungschef zu Gesprächen in Ägypten ein,
das als politische Führungsmacht der ara-
bischen Welt galt. Thema war neben der
sich eben erst entspannenden Ölkrise vor
allem der Nahostkonflikt.
Die Bundesrepublik war in den Augen
des ägyptischen Präsidenten Anwar el-
Sadat der ideale Vermittler zwischen Jeru-
salem und Kairo. Er vertraute darauf, dass
Deutschland – im Gegensatz zu den USA

und der Sowjetunion – nicht an einer ei-
genen Vormachtstellung in der Region in-
teressiert war. Sechsmal traf Brandt wäh-
rend seines viertägigen Aufenthalts mit
Sadat zusammen. Überzeugen konnte
der Ägypter den Kanzler aber nicht, die
Vermittlerrolle einzunehmen. Auch nicht
durch einen Ausflug an den Suezkanal,
wo sich ein halbes Jahr zuvor noch arabi-
sche und israelische Truppen gegenüber-
gestanden hatten. Aus Brandts Umfeld
hieß es schon vor der Reise: „Jeder, der
dort den Vermittler spielen will, über-
nimmt sich.“ Entsprechend diffus fiel die
Erklärung des Kanzlers zum Ende seines
Besuchs aus: Ein politischer Friedens-
schluss im Nahen Osten könnte durch ei-
ne politische Garantie Europas abgesi-
chert werden. Militärische Garantien
schloss der Kanzler aus. Außerdem sei
man sich einig, dass der deutsch-arabi-
sche Dialog zügig in die Wege geleitet
werden sollte. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 28. April.

Die Familie ist immer noch un-
ser Liebstes. Nicht nur im Pri-
vaten, sondern auch in der
Politik. Wie sonst ist zu erklä-

ren, dass Politikerdynastien auch in mo-
dernen Demokratien so en vogue sind? 
Nun muss man gar nicht auf das Extrem-
beispiel Nordkorea blicken, wo der Kim-
Clan schon in dritter Abfolge über seine
„Familiendiktatur“ herrscht, um Beispie-
le dafür zu finden. Nein, es reicht schon
ein Blick in die ach so egalitären USA.
Hier hat sich nicht erst seit den Kennedys
ein spezieller Hype um Politikerdynas-
tien etabliert, der jetzt in die nächste Run-
de geht. Jeb Bush, der jüngere Bruder des
noch gut bekannten George W., schickt
sich an, bei den Präsidentschaftswahlen
2016 für die Republikaner gegen die De-
mokratin Hillary Clinton anzutreten.
Was wäre das für eine Sache: Auf Bush I
folgt Clinton I, folgt Bush II, folgt Clin-
ton II oder Bush III. Das Zwischenspiel
Obama bestätigt dabei eher noch die Re-
gel. Die Gründungsväter der amerikani-
schen Republik würden sich angesichts
solcher royalistischer Entwicklungen
wohl im Grabe umdrehen. 
In Deutschland zeichnen sich ähnliche
familiäre Abfolgen in politischen Ämtern
noch nicht ab. Die heutigen Bismarcks
und Adenauers kamen nicht an ihre Vor-
fahren heran, Graf Lambsdorff den Jün-
geren hat es eher nach Straßburg denn
nach Berlin gezogen und die Zukunft von
Ursula von der Leyen (CDU) ist noch of-
fen. Die Deutschen halten sich lieber an
das Original und belassen die Kanzler
einfach lange im Amt. Helmut Kohl 16
Jahre, Konrad Adenauer 14 Jahre und auf
Platz drei kommt jetzt schon Angela 
Merkel (alle CDU). Für die Wähler haben
beide Herangehensweisen den Vorteil:
Der Name auf dem Stimmzettel bleibt
gleich.  Julian Burgert ❚

Familiäre
Politik 

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 40 JAHREN ...

Bundeskanzler Brandt (SPD, rechts) mit
dem ägyptischen Präsidenten Sadat 

Die Teilnehmer der Diskussionsveranstaltung (von links nach rechts): der Politikwissenschaftler Frank Schorkopf, der Moderator der Diskussion, Heinrich Oberreuter,
der ehemalige Finanzminister Luxemburgs, Luc Frieden, und der Europarechtler Andreas Maurer

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 D

BT
/A

ch
im

M
el

de

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 5.-19.5.2014
Erneuerbare-Energien-Gesetz (Do),
10 Jahre EU-Osterweiterung (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 12 vom 17.3.2014, Bericht-
erstattung über die Ukraine auf den
Seiten 1-3:
Der frühere Präsident der Ukraine, Herr Ja-
nukowitsch, hat ja nunmehr Zuflucht in
Russland gesucht und auch bekommen. Es
würde mich interessieren, was er zur Krim-
Abspaltung gesagt hat, denn die Schwarz-
meer-Halbinsel ist ja nun Teil der Russi-
schen Föderation und gehört nicht mehr
der Ukraine. Schließlich hat man ihm
doch Land „gestohlen“.

Joachim Grosse, Weiterstadt

Zur Ausgabe 12 vom 17.3.2014, „Ris-
kante Muskelspiele“ auf Seite 1:
Aus meiner Sicht war der Versuch der EU,
die Ukraine auf lange Sicht mit ins EU-Boot
zu holen, politische Kurz-
sichtigkeit.
Seit Jahren versucht die EU
im Verbund mit den USA
die Ukraine aus dem Ein-
flussgebiet Russlands he-
rauszulösen. Für dieses Vor-
haben wurden Unmengen
an Steuergeld sowie Pla-
nung und Logistik einge-
setzt. Dem Westen geht es
dabei nur darum, seine In-
teressensphäre und damit
seine Macht gen Osten aus-
zudehnen. Damit wird
Russlands Macht be-
schränkt und das Land mili-
tärisch eingekesselt. Dieses
EU-Machtstreben muss die
Ukraine nun mit dem Ver-
lust der Krim bezahlen. 
Anstatt russische Konten zu
sperren, hätte man lieber
den korrupten ukrainischen
Oligarchen die Konten sper-
ren und jeden einzelnen zur
Persona non grata erklären
sollen. 
Brüsseler Politiker und Di-
plomaten scheinen nur das
schöne Kiew zu kennen,
nicht aber den völlig verrot-
teten und desolaten Zu-
stand des restlichen Landes.
Wenn die EU-Führung die
heruntergewirtschaftete
Ukraine jetzt auch noch mit

Steuergeldern unter ihre Fittiche nehmen
will, dann würde das für uns im absoluten
wirtschafts- und finanzpolitischen Chaos
enden. Putins Russland wäre dann der la-
chende Dritte.

Wolfgang Haars, Salzgitter 

Zur Ausgabe 12 vom 17.3.2014, „Hür-
denlos nach Straßburg“ auf Seite 6:
Das Grundgesetz garantiert die Stimmen-
gleichheit der Wähler und die Chancen-
gleichheit der Parteien. Sperrklauseln stel-
len eine durch Auslegung des Bundesverfas-
sungsgerichts ermittelte Ausnahme von der
Regel dar, für die nur ein Grund spricht: die
Funktionsfähigkeit des Parlaments zu si-
chern beziehungsweise stabile Regierungs-
mehrheiten herzustellen. 

Wenn nun hinsichtlich der zutreffend be-
gründeten Kassierung der Drei-Prozent-
Hürde bei Europawahlen durch das Bundes-
verfassungsgericht die grundgesetzlich ga-
rantierte Gleichheit als Regelfall wieder her-
gestellt ist, ist das ein Gewinn für die
Demokratie. Wer dagegen aus Bundestag
und Europaparlament Stimmung macht
und eine Gefahr für die Demokratie herbei-
redet, fürchtet sich nur vor der Konkurrenz
und um die eigenen Pfründe. 
Der Europawahl ist eine große Steigerung
der Wahlbeteiligung zu wünschen – sie wä-
re ein Beweis dafür, dass nur ohne Sperr-
klauseln Demokratie wirklich spannend ist
und als echte Möglichkeit zur Mitbestim-
mung begriffen wird. 

Heiko Urbanzyk, Werne an der Lippe

Zur Ausgabe 13-14 vom 24.3.2014, „Ge-
meinsam auf den Gipfel“ auf Seite 1:
Der Schulterschluss zwischen der EU und
Afrika greift zu kurz. Die beste Zusammen-
arbeit findet nämlich immer noch weniger
von oben als vielmehr von unten statt. Des-
wegen sollte man in strategischer Hinsicht
sowohl in Brüssel, als auch in Berlin eher
verbindende Wirtschaftsprojekte mit Afrika
fördern. Derartige Kooperationen bringen
in der Regel viel mehr als abstrakte Freihan-
delsabkommen oder Absichtserklärungen.
Beispielsweise ginge das auf den Kanari-
schen Inseln, die nur wenige Kilometer vor
der afrikanischen Küste liegen, aber meis-
tens nur mit dem Tourismus assoziiert wer-
den. Die Inseln böten gerade für Deutsch-
land eine nicht unerhebliche Chance, um

mit den für die Energiewen-
de benötigten Technolo-
gien, wie Wind und Solar,
zu experimentieren.

Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Zur Ausgabe 13-14 vom
24.3.2014, „80 Tage um-
sonst gearbeitet“ auf
Seite 5
In Tarifverträgen gibt es
Lohn- oder Gehaltsgrup-
pen, für andere Erwerbs-
zweige Besoldungsgruppen.
Diese beziehen sich immer
auf Arbeitsplätze, eine Un-
terscheidung nach Ge-
schlecht gibt es nicht. Die
Unterschiede bei den Ar-
beitsentgelten von Männern
und Frauen haben daher
unterschiedliche Ursachen:
Beispielsweise leisten Frau-
en mehr Teilzeitarbeit. Ich
vermute, dass nur etwa fünf
Prozent des Lohnunter-
schiedes dadurch zustande
kommt, dass Frauen in Lei-
tungsfunktionen oder bei
außertariflich bezahlten
Stellen in der Minderzahl
sind. Das fällt aber in die
Rubrik Diskriminierung
und nicht unterschiedliche
Bezahlung für gleichwertige
Arbeit. 

Karl-Heinz Jagusch, Jena 

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

Theo Waigel
wird 75 
Der ehemalige Bundes-
finanzminister und
CSU-Vorsitzende Theo
Waigel vollendet am
22. April sein 75. Le-
bensjahr. Der aus dem
bayer isch-schwäbi-
schen Oberrohr bei
Krumbach gebürtige
promovierte Jurist trat 1960 der CSU bei.
Von 1971 bis 1975 war er Landesvorsit-
zender der Jungen Union in Bayern und
gehörte seit 1971 dem Landesvorstand so-
wie seit 1983 dem Präsidium der CSU an.
Von November 1988, nach dem Tod von
Franz Josef Strauß, bis Januar 1999 stand
Waigel an der Spitze der CSU. 2009 wur-
de er Ehrenvorsitzender.
Dem Bundestag gehörte Waigel von 1972
bis 2002 an. Im Oktober 1982 wurde er
zum Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe
und damit zum ersten stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion gewählt. Am 21. April 1989 berief
ihn Kanzler Helmut Kohl (CDU)  zum
Bundesfinanzminister. In seine Amtszeit
fielen die Verhandlungen mit der DDR
über die Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion sowie die Beratungen über die
Einführung einer europäischen Gemein-
schaftswährung. Der Name „Euro“ war
übrigens sein Vorschlag, den er als erfolg-
reichen Kompromiss auf dem EU-Gipfel
1995 in Madrid durchsetzte. Mit dem En-
de der Ära Kohl schied Waigel, der auf die
längste Amtszeit eines Bundesfinanzmi-
nisters seit 1949 zurückblickt, am 26. Ok-
tober 1998 aus seinem Amt. Er ist heute
als Rechtsanwalt tätig. bmh ❚ 
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Wann immer es um den
Haushalt ging, hat diese
Regierung stolz unterstri-

chen, dass sie ab 2015 einen ausge-
glichenen Haushalt, also unter dem
Strich eine schwarze Null, anstrebt.
Aber schauen wir uns die Faktenlage
doch einmal genau an: Allein der Fi-
nanzmarktstabilisierungsfonds hat
ein Defizit von 25 Milliarden Euro
eingefahren; er ist nicht in den
Haushalt einge-
bucht. Verschiedene
Maßnahmen werden
über die Sozialversi-
cherung finanziert;
ich finde, das ist ein
Buchungstrick. In-
folgedessen schmel-
zen die Sicherheits-
polster der Sozial-
kassen. Halten wir
also fest: Schwarz-Rot bezahlt Wahl-
geschenke aus den Krisenpolstern
der Sozialkassen. Durch diesen Bu-
chungstrick watet Deutschland knie-
tief im Dispo. Ich finde, es ist nicht
hinnehmbar, dass am Ende die Rent-
nerinnen und Rentner und die Ver-
braucherinnen und Verbraucher die
Rechnung für diesen Buchungstrick
zahlen müssen.

Interessant ist in diesem Zusam-
menhang, wie sich die prozentuale
Beteiligung der Unternehmen am
Sozialbudget über die Jahre verän-
dert hat. Noch Anfang der 90er-Jah-
re hat die sogenannte Arbeitgeber-
seite immerhin ein Drittel des Sozi-
albudgets weggetragen; inzwischen
ist es nur noch ein Viertel. Wenn al-
so die Unternehmen und Konzerne
weniger bezahlen, dann heißt das
im Klartext: Die privaten Haushalte
und die öffentlichen Kassen müssen
mehr wegtragen. Vor diesem Hinter-

grund wäre es eine sinnvolle Reakti-
on gewesen, die Konzerne stärker
per Steuer heranzuziehen. Aber Sie
haben gleich zu Beginn der Wahlpe-
riode festgelegt: Wir wollen keine
höhere Körperschaftsteuer, wir wol-
len keine Millionärsteuer, wir wol-
len keinen höheren Spitzensteuer-
satz.

Das heißt im Klartext: Auf der an-
deren Seite fehlt Geld, und zwar
vom Bund bis zur Kommune. Dem
Bund fehlt Geld, um zum Beispiel
die Mitte, die am Steueraufkommen
bisher überproportional beteiligt ist,
zu entlasten. In der Kommune fehlt
Geld für Kitas und für barrierefreien
Bus- und Bahnverkehr. Ganz offen-
sichtlich fehlt auch Geld, um den
Hebammen zu helfen. Wir haben
hier schon mehrmals darüber ge-
sprochen: Die explodierenden Haft-
pflichtprämien treiben viele Heb-
ammen in den Ruin. Es gäbe eine
Lösung, und zwar einen öffentlichen
Haftungsfonds. Wir haben dafür ge-
worben, aber Ihr Gesundheitsminis-
ter hat dieses Vorhaben abgelehnt.

Die Hebammen lassen Sie also im
Regen stehen. Als es
allerdings darum
ging, einen Rüs-
tungsexport nach
Saudi-Arabien mit
einer Hermesbürg-
schaft in Milliarden-
höhe abzusichern,
waren Sie sofort da-
bei.

Allein diese Ge-
genüberstellung ist entlarvend für
den Geist der schwarz-roten Regie-
rung. Diejenigen, die bei der An-
kunft im Leben helfen – das sind
Hebammen –, lassen Sie im Regen
stehen. Denjenigen, die Geschäfte
mit dem Tod machen – bei Rüs-
tungsexporten geht es um nichts an-
deres als um Geschäfte mit dem Tod
–, greifen Sie sofort unter die Arme.
Das ist entlarvend, und das ist be-
schämend! Sie stehen hier einfach
auf der falschen Seite!

Nicht nur in dieser Frage ist be-
zeichnend, auf welcher Seite Sie ste-
hen. Wenn zum Beispiel die Frage
im Raum steht: „Bitten wir Millio-
näre stärker zur Kasse, um die Mitte
zu entlasten?“, stehen Sie auf der
Seite der Millionäre, während wir
ganz klar sagen: Unser Platz ist an
der Seite der Mitte und auf der Sei-
te derjenigen, die keine Lobby ha-
ben.

Wenn zum Beispiel die Frage im
Raum steht: „Ziehen wir die soge-
nannte Arbeitgeberseite stärker he-
ran, um Privathaushalte zu entlas-
ten?“, ist Ihr Platz ganz eindeutig
aufseiten der Konzerne, unserer je-
doch bei den privaten Haushalten,
und da sind wir richtig.

Wenn es zum Schwur kommt,
steht diese Regierung beständig auf-
seiten der großen Vermögen, der
großen Profite, aufseiten der Besit-
zenden.

Wir hingegen stehen auf der Seite
der Mitte.

Die schwarze Null, die Sie für
2015 anstreben, wirft einen langen
Schatten und hat einen verdammt
hohen Preis. Zu diesem Preis gehört
nicht nur, dass Sie die Sozialversi-
cherung ausplündern; zu diesem
Preis gehört auch, dass wichtige Zu-
kunftsinvestitionen ausbleiben. Sie
sind so auf diese schwarze Null fi-
xiert, dass Sie die großen gesell-
schaftlichen Aufgaben komplett
ignorieren.

Zu diesen großen gesellschaftli-
chen Aufgaben gehört erstens ein so-
zial-ökologischer Umbau im Sinne
der Klimagerechtigkeit, zweitens der
Kampf gegen Armut, drittens etwas
zu tun gegen die um sich greifende
Angst, die disziplinierend wirkt, und
der Einsatz für ein soziales Europa.
Gehen wir die Aufgaben einmal im
Einzelnen durch:

Der sozial-ökologische Umbau
wird – ein bisschen strahlen Sie das
heute immer noch aus – eher als ein
Randthema, als ein Thema für Ökos
behandelt. Aber der Weltklimabe-
richt hat uns die Brisanz deutlich vor
Augen geführt. Weltweit sind Millio-
nen Menschen von Dürre oder Über-
schwemmung bedroht, und ursäch-
lich dafür ist die von der Menschheit
verursachte Klimaerwärmung. Der
Klimabericht macht eines deutlich:
Ein Weiter-so ist existenzielle Brand-
stiftung. Diesen Bericht ernst neh-
men, heißt ganz klar: Wir müssen
den sozial-ökologischen Umbau vo-
ranbringen.

Aber was passiert unter Schwarz-
Rot? Unter Schwarz-Rot verkommt
selbst das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz zu einer reinen Industriesub-
ventionierung. Das ist nicht nur un-
sere Einschätzung; das ist auch die
Einschätzung des BUND. Um die
Profite der Großindustrie zu schüt-
zen, bremsen Sie den Ausbau der er-
neuerbaren Energien aus, und Sie

lassen ihn am Ende auch noch von
den privaten Verbraucherinnen und
Verbrauchern bezahlen. Das ist un-
sozial und unökologisch zugleich.
Das ist ein Kunststück, das man erst
einmal hinkriegen muss.

Wir meinen, es braucht stattdes-
sen eine stärkere Förderung der er-
neuerbaren Energien. Die erneuer-
baren Energien müssen dezentral or-
ganisiert sein. Ich finde, dieses Ver-
mächtnis von Hermann Scheer
dürfen Sie nicht einfach übergehen.
Vor allen Dingen muss das Ganze
sozial finanziert werden; denn es
darf nicht sein, dass die Ärmeren im
Winter auf Wärme verzichten müs-
sen.

Zu den großen ge-
sellschaftlichen He-
rausforderungen ge-
hört auch der Kampf
gegen Armut. Sicher-
lich, mit Ihrem Ren-
tenpaket haben Sie
einige Trippelschrit-
te in die richtige
Richtung gemacht.

Das zentrale zu-
grunde liegende Problem in der Ren-
te gehen Sie nicht an, nämlich dass
die Rente immer weniger sicher vor
Altersarmut schützt. Das Rentenni-
veau von einst 53 Prozent sinkt auf
43,7 Prozent im Jahr 2030. Das
klingt jetzt erst einmal technisch.
Die Folge davon ist aber, dass auch
Menschen mit einem mittleren,
durchschnittlichen Einkommen in
Zukunft nicht mehr vor Altersarmut
geschützt sind, und Sie – Sie alle; wir
Linken sind da die Ausnahme – ha-
ben diese Entwicklung mitgetragen.
Ich finde, Sie sollten das Problem
ernst nehmen und endlich dafür sor-
gen, dass das Rentenniveau nicht
weiter sinkt und dass eine solidari-
sche Mindestrente vor Altersarmut
schützt.

Wenn es um die Armut der Er-
werbslosen geht, dann versuchen Sie
noch nicht einmal, den Anschein zu
erwecken, dass Ihnen dieser Punkt
wichtig ist. Kurzum: Beim Kampf ge-
gen Armut betreiben Sie eines - Ar-
beitsverweigerung.

Menschen, die auf Hartz-IV-Leis-
tungen angewiesen sind, müssen ih-
re Arbeitsbereitschaft beweisen und
ihren Mitwirkungspflichten nach-
kommen. Wenn sie dies nicht tun,
drohen Sanktionen: erst um 30 Pro-
zent, dann um 60 Prozent, dann
komplett. Die Linke lehnt diese Re-
gelung ab. Aber ich finde, man soll-
te Sie durchaus an den Regelungen
messen, die Sie für andere getroffen
haben. Beim Kampf gegen Armut
verletzt diese Regierung ihre Mitwir-
kungspflichten, betreibt diese Regie-
rung Arbeitsverweigerung. Ich finde,
dies ist ein klassischer Fall für eine
Sanktion: erst von 30 Prozent, dann

von 60 Prozent und danach viel-
leicht eine Vollsanktionierung.

Zur dritten großen gesellschaftli-
chen Herausforderung. Wir haben
in diesem Land eine Zunahme von
disziplinierender Angst; sie hat ganz
unterschiedliche Facetten. Da ist
zum einen die junge Wissenschaftle-
rin, die immer nur Arbeitsverträge
von einem bis zwei Jahre bekommt
und die mit ihrem Partner seit Jah-
ren eine Pendelbeziehung führt,
weil beide niemals in der gleichen
Stadt zumindest einen kurzfristigen
Arbeitsvertrag haben. Wir wissen,
das ist kein Einzelfall. Die Zahl der
sachgrundlosen Befristungen ist ex-
plodiert. Inzwischen haben wir 

1,3 Millionen sach-
grundlose Befristun-
gen. Sie könnten
hier etwas tun. Sie
könnten einfach die
sachgrundlose Be-
fristung abschaffen.
Wir als Linke haben
Ihnen diesen Vor-
schlag vorgelegt. Sie
müssten nur dafür

stimmen. Dann wäre schon viel ge-
holfen.

Da ist zum anderen die Sorge ei-
nes Beschäftigten in der Kernbeleg-
schaft, der sich bisher sicher gefühlt
hat. Aber tagtäglich bekommt er
jetzt durch die Leiharbeiter, die im-
mer nur für einige Monate eingesetzt
werden, vor Augen geführt, dass
man die gleiche Arbeit in der glei-
chen Zeit für die Hälfte des Geldes
machen kann. Das wirkt natürlich
disziplinierend und ruft die Angst
hervor, ersetzbar zu sein. Hier könn-
ten Sie etwas tun. Sie könnten fran-
zösische Verhältnisse schaffen. Das
heißt: vom ersten Tag an gleicher
Lohn für gleiche Arbeit plus eine 10-
prozentige Flexibilitätszulage.

Zur zunehmenden Angstkultur
gehört natürlich auch die Angst der
Erwerbslosen vor Sanktionen, die
wie ein Damoklesschwert über ih-
nen schwebt. Sie macht die Leute ge-
fügig und führt dazu, dass sie in An-
stellungsgesprächen schlechte Löh-
ne akzeptieren. Die Abschaffung der
Hartz-IV-Sanktionen könnte sehr
viel bewirken, und deswegen ist dies
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Katja Kipping (*1978)
Landesliste Sachsen

Katja Kipping, DIE LINKE:

Die »schwarze Null« wirft 
einen langen Schatten 

Beim Kampf
gegen die Armut

betreiben Sie
nur eines –

Arbeits-
verweigerung.

Sie sind so auf die
„schwarze Null“
fixiert, dass Sie

die gesellschaftli-
chen Aufgaben

ignorieren.

Generaldebatte über den Bundeshaushalt 2014 / 29. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 9. April 2014

Fortsetzung auf Seite 2
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Fortsetzung von Seite 1: Katja Kipping (DIE LINKE)

für mich eine Herzensangelegen-
heit.

Auch der zunehmende Druck,
ständig am Limit arbeiten zu müs-
sen, und die Angst, von überborden-
den Überstunden erdrückt zu wer-
den und nicht mithalten zu können,
macht viele Menschen krank. Wenn
es uns gelänge, kürzere Arbeitszeiten
für alle als Standard zu etablieren,
wäre dies ein enormer Fortschritt.
Dafür setzen wir uns ein.

Zu den großen gesellschaftlichen
Aufgaben gehört auch der Einsatz
für ein soziales Europa. Dabei geht
es auch darum, die Spaltung
Europas zu verhindern. Für den Eu-
ropakurs dieser Regierung war der
Besuch von Außenminister Stein-
meier in Griechenland zu Beginn
dieses Jahres bezeichnend. Im Wahl-
programm der SPD war noch zu le-
sen, Merkels Europapolitik sei – ich
zitiere – „kaltherzig“.
Sie sprachen in Ih-
rem Wahlprogramm
von sozialen Verwer-
fungen. Doch wie
agierte Herr Stein-
meier, als er dann
Außenminister war?
Kritisierte er womög-
lich den Kurs der
Troika und wies auf
die sozialen Verwerfungen hin?
Nein, er lobte in Athen – ich zitiere
– „den ersten Teil des Weges, den
Griechenland gegangen ist“. Er sag-
te, er sei überzeugt, die Regierung
verfüge über die Entschlossenheit,
den Weg fortzusetzen.

Ich weiß sehr wohl, dass man Sie
nicht für alle Entwicklungen in Grie-
chenland direkt persönlich in Haf-
tung nehmen kann. Aber wenn Sie
in Griechenland den Weg loben,
dann müssen Sie auch wissen, dass
zu dem von Ihnen so gelobten Kür-
zungskurs gehört, dass das grie-
chische Gesundheitssystem wirklich
an den Rand des Kollapses getrieben

worden ist. Lebensnotwendige
Herz-OPs können dort nicht mehr
durchgeführt werden, weil Gefäß-
stützen fehlen. Krebspatienten müs-
sen auf lebensnotwendige Medika-
mente verzichten. Ärzte ohne Gren-
zen ist zu dem Ergebnis gekommen,
dass ein Drittel der griechischen Be-
völkerung kaum noch Zugang zur
medizinischen Versorgung hat.

Deutschland hat den Spardruck
innerhalb von Europa stark ge-
macht. Dieser Spardruck führt zu ei-
nem Kürzungsdruck. Er führt dazu,
dass in Griechenland nicht einfach
an Luxus gespart wird, sondern dass
lebensnotwendige Maßnahmen un-
terlassen werden. Deswegen sage
ich: Das Kürzungsdiktat hat inzwi-
schen ein Ausmaß angenommen,
dass man bei lebensbedrohlichen
Krankheiten von einer unterlasse-
nen Hilfeleistung sprechen muss.

Deswegen steht für
uns fest: Wahre
Euro-päerinnen und
Europäer verzichten
auf das Kürzungs-
diktat. Wahre Euro-
päerinnen und Eu-
ropäer setzen statt-
dessen auf ein
Europa der sozialen
Rechte.

Ja, wir setzen auf ein Europa, das
an der so schlichten und doch be-
merkenswerten Vision von Theodor
Adorno anknüpft:

Zart wäre einzig das Gröbste: daß
niemand mehr hungern soll.

Das heutige Europa ist davon weit
entfernt. Dazu trägt auch Ihre Kür-
zungspolitik bei.

Frau Merkel, so mancher meint,
das zentrale Problem Ihrer Regie-
rung wäre, dass Sie sich streiten.

So mancher meint, Sie wären selbst
für einen guten Paartherapeuten ein
verdammt schwieriger Fall. Ich mei-
ne, das große Problem der schwarz-
roten Regierung liegt in der Ignoranz
gegenüber den großen gesellschaftli-
chen Aufgaben. Sie ignorieren die so-
zialen Verwerfungen in diesem Land.
Sie ignorieren den wachsenden
Reichtum in den Händen einiger we-
niger. Beim Kampf gegen Armut be-
treiben Sie Arbeitsverweigerung, und
bei der Energiewende stehen Sie Seit'
an Seit' mit Sigmar Gabriel auf der
Bremse. Ihre Europapolitik spaltet
Europa. Das ist der falsche Kurs.

Ich jedoch meine, diese Gesell-
schaft braucht wahrlich kein weite-
res Artenschutzprogramm für die
großen Profite. Diese Gesellschaft
braucht vielmehr vollen Einsatz für
einen sozial-ökologischen Umbau
im Sinne der Klimagerechtigkeit.
Diese Gesellschaft braucht wahrlich
kein weiteres Förderungsprogramm
für Millionäre. Diese Gesellschaft
braucht vielmehr vollen Einsatz für
Umverteilung, gegen Armut, für ein
Europa der sozialen Rechte. Wir, die
Linke, streiten für eine Gesellschaft,
die frei ist von der Bürde der diszip-
linierenden Angst, die frei ist von Ar-
mut. Ja, dafür stehen wir.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit dem Regierungsentwurf
zum Bundeshaushalt 2014
und der mittelfristigen Fi-

nanzplanung liegt der erste Haushalt
ohne neue Schulden seit 1969 in
greifbarer Nähe. Das heißt konkret:
2014 werden wir einen strukturell
ausgeglichenen Haushalt haben.
2015 haben wir die Möglichkeit, kei-
ne neuen Schulden zu machen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das sind nicht einfach Zahlen, son-
dern das ist nicht mehr und nicht we-
niger als die Einlösung eines Verspre-
chens an kommende Generationen,
einmal ohne zukünftige Schulden
auszukommen, einmal mit dem aus-
zukommen, was in die Steuerkassen
hineinkommt, einmal nicht auf Kos-
ten der Zukunft zu leben. Es ist das
bewusste Bekenntnis der Großen Ko-
alition, sich um die Sorgen, Ansprü-
che und Möglichkeiten zukünftiger
Generationen zu kümmern. Das ist
unsere Pflicht – das sage ich aus-
drücklich –, und wir tun es, und das
zum ersten Mal seit Jahrzehnten.

Zuallererst ist dies der Erfolg und
das Verdienst im Übrigen all derjeni-
gen, die den Wohlstand erarbeiten,
der vielen Menschen, die sich für die-
ses Land einbringen mit ihrem unter-
nehmerischen Sachverstand und mit
ihrer Rolle als Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Denen gilt in die-
ser Stunde unser aller Dank, meine
Damen und Herren.

Das ist zum Zweiten auch das Ver-
dienst vieler Bundesregierungen,
auch dieser. Ich möchte die Gelegen-
heit wahrnehmen, dem Bundesfi-
nanzminister für seine ruhige, beson-
nene und nachdrückliche Art, diesen
Kurs immer wieder einzufordern, zu
danken, genauso wie unseren Haus-
haltspolitikern, die darauf in den vie-
len Sitzungen der Begehrlichkeiten
achten. Danke schön, dass wir auf
diesem Kurs gut vorangekommen
sind!

Richtig ist doch, dass die Voraus-
setzungen in den letzten Jahren alles
andere als rosig waren. Ich will viel-
leicht noch mal daran erinnern: Kurz

bevor wir die erste Große Koalition
2009 beendeten, war es auch so, dass
ein ausgeglichener Haushalt in
Reichweite lag.

Es ist also keine neue Idee. Wir
sind dann allerdings in eine Situati-
on gekommen – ich habe da gestern
schon zugehört –, die wir vielleicht
nicht vergessen sollten, nämlich in
eine internationale Finanz- und
Wirtschaftskrise, die in Deutschland
einen Einbruch des Bruttoinlands-
produkts von fünf Prozent mit sich
gebracht hat. Es war richtig, diese Fi-
nanzkrise national so zu beantwor-
ten, dass wir reagiert haben, dass wir
Konjunkturprogramme aufgelegt ha-
ben, dass wir Arbeitsplätze gesichert
haben. Deshalb hat es länger gedau-
ert, aber wir haben diesen Kurs kon-
sequent fortgesetzt, meine Damen
und Herren.

In der Zeit zwischen 2008 und der
Bewältigung dieser internationalen
Finanz- und Wirtschaftskrise haben
wir eines gelernt: Wir können nicht
alleine Politik machen, sondern un-
ser Handeln hängt aufs Engste mit al-
lem, was auf der Welt passiert, zu-
sammen. Das ist Globalisierung. Kei-
ner kann mehr heute alleine, für sich
regieren, sondern jeder muss auch
die Belange der anderen im Blick ha-
ben. Deshalb kümmern wir uns um
internationale Finanzmarktregulie-
rung, gar nicht nur, weil wir das zu
Hause so brauchten – das könnten
wir ja national regeln –, sondern weil
es unabänderlich ist, weil jeder Feh-
ler, der international passiert, zum
Schluss auch uns und die Menschen
in Deutschland trifft. Insofern leben
wir heute in einer vernetzten Welt,
auf die wir reagieren müssen.

Wir haben auch noch andere Un-
sicherheiten. Das ist einmal die euro-
päische Schuldenkrise, die nach wie
vor noch nicht überwunden ist. Es ist
eine fragile Situation weltweit - wenn
wir auch auf manche Entwicklungen
in den Schwellenländern schauen.
Und es kommen neue Unsicherhei-
ten dazu – das haben wir in den letz-
ten Wochen gelernt –, wie uns das
Beispiel der Ukraine zeigt. Die illega-
le, völkerrechtswidrige Annexion der
Krim hat uns etwas vor Augen ge-
führt, was wir eigentlich vergessen
glaubten, nämlich dass wir über Frei-
heit, über internationales Recht, über
Frieden und Einhaltung von Völker-
recht noch sprechen müssen. Des-
halb, meine Damen und Herren,
müssen wir alle Anstrengungen da-
rauf richten – das wird die Tätigkeit
dieser Großen Koalition in den
nächsten Monaten sein –, für ein
starkes Deutschland, für ein starkes
Europa und für starke Partnerschaf-
ten in der Welt zu arbeiten. Wir wis-
sen, wir können diese Ziele nur ge-
meinsam erreichen. Das gilt für

Deutschland, das gilt für Europa,
und das gilt auch für die globalisier-
te Welt.

Wie sieht es nun aus, wenn wir auf
Deutschland schauen? Die Wirt-
schaftsprognosen sind einigermaßen
positiv: 1,8 Prozent Wachstum in
diesem Jahr; das ist mehr als der
Durchschnitt im Euro-Raum. Der
private Konsum ist der Treiber unse-
rer binnenwirtschaftlichen Entwick-
lung. Der Export springt an, aber die
Binnenkonjunktur trägt mehr zum
Wachstum bei, als das in vergange-
nen Jahren der Fall war. Wir können
heute sagen, dass wir bislang zu den
Gewinnern der Globalisierung gehö-
ren, weil wir eine wettbewerbsfähige
Industrie haben und weil wir einen
sehr starken Mittelstand haben.

Aber es ist auch wichtig, immer
wieder darauf hinzuweisen: Das alles
ist eine Momentaufnahme. Wenn
man sich die Dynamik der Welt an-
schaut, dann weiß man: Die Wettbe-
werbsfähigkeit muss erhalten wer-
den. Vor allen Dingen kann sie erhal-
ten werden, indem wir unsere Inno-
vationsfähigkeit erhalten. Deshalb ist
es wichtig, dass wir nicht nur heute
wettbewerbsfähig sind, sondern dass
wir international auch zu den Besten
bei der Innovationskraft gehören und
dass wir an vielen Stellen, gerade we-
gen unserer mittelständischen Unter-
nehmen, Weltmarktführer sind.

Die Bundesregierung legt auf die-
sen Punkt besonderen Wert, mit un-
serer Hightech-Strategie, mit unserer
Innovationsstrategie, wo wir den Bo-
gen von der Grundlagenforschung
bis zur Anwendung im Mittelstand
spannen. Es darf und muss für
Deutschland gelten: Keine gute Idee
darf auf der Strecke bleiben; alles
muss genutzt werden. Kreativität ist
der Treiber unseres Wohlstands, mei-
ne Damen und Herren.

Wenn wir den Haushalt für dieses
Jahr beraten, müssen wir uns auch
fragen: Wo steht Deutschland in 5, in
10 oder in 20 Jahren? Wie können
wir erreichen, dass wir auch in Zu-
kunft erfolgreich sind? Solide Finan-
zen, wie mit dem Haushaltsplan für
dieses und nächstes Jahr sowie mit
der mittelfristigen Finanzplanung
vorgelegt, bedeuten nicht nur, dass
man keine Schulden macht, sondern
sie bedeuten genauso, dass man mit
Weitblick und Klugheit in die Zu-
kunft unseres Landes investiert.

Ich möchte in diesem Zusammen-
hang vier Bereiche nennen, in denen
wir investieren:

Erstens. Wir investieren in unser
wichtigstes Kapital, und das sind die
Menschen. Das sind Investitionen in
Bildung und Forschung. Wir unter-
stützen dabei die Länder und die
Kommunen, indem wir ihnen bei
der Finanzierung von Kitas, von

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Dr. Angela Merkel, CDU/CSU, Bundeskanzlerin:

Die Einlösung eines Versprechens
an zukünftige Generationen 
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Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 7. bis 11. April 2014
folgende Vorlagen ohne Aussprache
abschließend beraten:

Zustimmung 
Umwelt Antrag „Bildung der Kom-
mission „Lagerung hoch radioakti-
ver Abfallstoffe“ – Verantwortung
für nachfolgende Generationen
übernehmen“ (CDU/CSU, SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, 18/1068,
18/1070, 18/1071).

Ablehnung
Umwelt Antrag „Atommüll-Endla-
gersuche vom Kopf auf die Füße stel-
len“ (Die Linke, 18/1069);
Wirtschaft und Technologie
Antrag „Wettbewerbsfähigkeit
durch Innovation und Zukunftsinve-
stitionen sichern“ (Bündnis 90/Die
Grünen, 18/493, 18/794).

Beschlüsse

Deutschland 
hat den

Spardruck 
innerhalb von
Europa stark

gemacht.
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Schulen und Hochschulen helfen.
Damit auch wirklich genügend Geld
für diese Aufgaben vorhanden ist,
werden wir in dieser Legislaturperi-
ode insgesamt 6 Milliarden Euro
mehr für die Unterstützung genau
dieser Bereiche zur Verfügung stellen.

Damit wir unser 3-Prozent-Ziel, al-
so 3 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts für den Bereich Forschung und
Innovation, auch in den nächsten
Jahren halten können – wir haben es
jetzt fast erreicht –, müssen wir 3 Mil-
liarden Euro mehr in
Forschung und Ent-
wicklung hineinge-
ben. Das tun wir. Da-
mit werden wir zu
den Ländern gehö-
ren, die in Bezug auf
Forschung in Europa
führend sind. Welt-
weit gibt es Länder,
die mehr investieren
– ich habe es hier oft gesagt: Südko-
rea, zum Beispiel –, aber mit 3 Pro-
zent sind wir recht gut dabei.

Zweitens. Wir investieren in die
Zukunft der Verkehrsinfrastruktur.
Wir werden hierfür 5 Milliarden Euro
einsetzen. Wir werden die Nutzerfi-
nanzierung weiterentwickeln.

– Ich weiß, dass das sicherlich
mehr sein könnte, aber, meinen Da-
men und Herren, es sind immerhin
5 Milliarden Euro mehr als in der ver-
gangenen Legislaturperiode. Das ist
ein unabdinglicher, wichtiger Schritt
in die richtige Richtung.

Drittens. Wir investieren in die Zu-
kunft unserer Energieversorgung. Es
geht darum, dauerhaft sichere, be-
zahlbare und umweltverträgliche
Energie zur Verfügung zu stellen. Wir
haben uns in der Großen Koalition
entschieden, angesichts der Tatsache,
dass der Anteil der erneuerbaren
Energien an der Stromversorgung
derzeit 25 Prozent beträgt, einen
neuen Pfad, einen berechenbaren
Pfad für den Ausbau der erneuerba-
ren Energien einzuschlagen.

Wenn Sie sich die Situation im in-
ternationalen Vergleich anschauen,
dann stellen Sie fest: Es ist relativ ein-
zigartig, was wir tun. Wir sagen: Von
heute 25 Prozent werden wir bis
2025 den Anteil der erneuerbaren
Energien auf 40 bis 45 Prozent aus-
bauen. Wir gehen damit einen Weg,
der uns das Erreichen des Ziels für
2050 – 80 Prozent der Erzeugung des
Stroms aus erneuerbaren Energien –
auf einem ganz berechenbaren Pfad
möglich macht.

Mit der EEG-Novelle, die wir ges-
tern im Kabinett verabschiedet ha-
ben und die in den nächsten Wochen
hier im Hause beraten wird, kommt
etwas ganz Wichtiges für den Ausbau
der erneuerbaren Energien zum ers-
ten Mal zum Zuge, nämlich Bere-
chenbarkeit. Es sind klare Korridore
vorgegeben, und natürlich kann ich
diese Korridore nur einhalten, indem
ich, wenn mehr zugebaut wird, die
Vergütungen reduziere, sodass ich ei-
nen atmenden Deckel habe und die
Korridore auch einhalten kann.

Wir haben uns für einen vernünfti-
gen Mix entschieden. Wir haben Ge-

spräche mit den Ländern geführt. Ich
möchte dafür danken, dass hier Ge-
meinsamkeit entstanden ist. Wir wer-
den natürlich die Beratungen hier im
Hause in aller Offenheit durchführen.

Damit können wir nicht verspre-
chen, dass die EEG-Umlage dauer-
haft sinkt. Aber wir können verspre-
chen, dass die Kostendynamik der
EEG-Umlage gebrochen ist und dass
wir auf einen vernünftigen Pfad
kommen. Meine Damen und Her-
ren, das ist genau das, was die Bürge-

rinnen und Bürger
von uns erwarten;
denn sie tragen die
Energiewende. Ich
will dafür ausdrück-
lich Dankeschön sa-
gen; denn das macht
nicht die Politik, das
machen die Bürge-
rinnen und Bürger.
Es war aber auch ein

Wunsch der Bürgerinnen und Bürger,
eine neue Energiepolitik in Deutsch-
land durchzusetzen. Das haben wir
getan. Jetzt werden wir diesen Weg
gemeinsam gehen.

Wenn wir über sichere Energiever-
sorgung und über die Energiewende,
die wir durchführen, sprechen, dann
müssen wir auch sehen: Es war nicht
beabsichtigt – das kann nicht gewollt
gewesen sein –, dass wir durch die
Energiewende unsere eigenen Stär-
ken schwächen, nämlich die mittel-
ständische Wirtschaft und die Indus-
trie. In Deutschland beträgt der An-
teil der Industrieproduktion am
Bruttoinlandsprodukt über 20 Pro-
zent. Damit sind wir führend in
Europa. Die Europäische Kommissi-
on hat sich das Ziel gesetzt, weil sie
sieht, dass wir in einem globalen
Wettbewerb stehen, dass die Indus-
trie wieder einen Anteil von 20 Pro-
zent am europäischen Brutto-in-
landsprodukt hat. Nun kann es doch
nicht sein, dass wir durch eine ver-
nünftige Maßnahme, nämlich da-
durch, dass wir unsere Energieversor-
gung zukunftsfähig ausbauen, Ar-
beitsplätze vernichten und unsere
Wirtschaft in Gefahr bringen. Ich bin
mir ganz sicher, dass die Bürgerinnen
und Bürger auf gar keinen Fall wol-
len, dass sichere, zukunftsfähige Ar-
beitsplätze durch die Energiewende
verlorengehen. Deshalb haben wir so
entschieden und für Ausnahmen für
unsere im Wettbewerb stehende In-
dustrie gekämpft.

Ich will dem Bundeswirtschaftsmi-
nister ein ausdrückliches Danke-
schön dafür sagen. Wir haben uns
eingesetzt für ein Ziel, das im Kon-
text europäischer Probleme das aller-
vernünftigste und normalste ist. Wir
reden Tag und Nacht mit Recht darü-
ber, wie hoch die Arbeitslosigkeit in
Europa ist. Wir reden Tag und Nacht
über die Frage, wie wir für junge Leu-
te neue Arbeitsplätze schaffen kön-
nen. Da können wir uns doch nicht
sehenden Auges in Europa wegen ei-
ner vermeintlichen Rolle im Klima-
schutz damit abfinden, dass wir Ar-
beitsplätze vernichten.

Nein, wir müssen Klimaschutz
und Arbeitsplätze zusammenbrin-

gen. Sonst wird die Energiewende
keine Akzeptanz in Deutschland ha-
ben.

Natürlich sind das Erneuerbare-
Energien-Gesetz und das, was die
Kommission heute im Zusammen-
hang mit den Leitlinien für Beihilfen
beschließen wird, nur erste Schritte
bei der Gestaltung der Energiewende.
Auf der Grundlage dieses Ausbaup-
fads für erneuerbare Energien müs-
sen wir jetzt die Netzplanung anpas-
sen und dann den Netzausbau be-
schleunigen. Dafür sind die entspre-
chenden Vorkehrungen getroffen
worden. Anschließend müssen wir
uns natürlich mit den Kapazitäts-
märkten beschäftigen, mit der Frage,
wie wir eine vernünftige Kombinati-
on hinbekommen können, wie wir
die begrenzte Verfügbarkeit der er-
neuerbaren Energien – mit Ausnah-
me der Biomasse – mit der Sicherstel-
lung der Grundversorgung in Ein-
klang bringen können. Das werden
die nächsten Schritte sein.

Damit niemand denkt, dann sei
die Arbeit vorbei, sage ich: Wir wer-
den uns noch in dieser Legislaturpe-
riode mit dem nächsten Schritt im
Zusammenhang mit dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz befassen müssen,
nämlich mit der Ausschreibung der
jeweiligen Kapazitäten. Darauf wird
die Europäische Kommission drän-
gen, und das ist auch richtig, um die
Kosteneffizienz vernünftig durchzu-
setzen. Wir werden also in der gan-
zen Legislaturperiode mit der Frage
„Wie gestalten wir die Energiewen-
de?“ beschäftigt sein. Ich bin aber
sehr optimistisch, dass uns das gut
gelingen wird.

Viertens. Wir werden natürlich
auch in einen Bereich investieren,
der unser Leben im 21. Jahrhundert
in großem Maße prägt, nämlich in
die Digitalisierung. Kaum ein Le-
bensbereich kommt heute ohne digi-
tale Techniken aus, ob es das Auto ist,
das Handy, die Flüge, die Bahnfahr-
ten oder die industrielle Produktion.
Wer sich in diesen Tagen auf der Han-
nover Messe die Produkte ansieht,
die den Weg zur Industrie 4.0 charak-
terisieren, der weiß, in welch drama-
tischer Weise sich unsere gesamte Ar-
beitswelt verändern wird. Es ist be-
eindruckend, zu sehen, dass in Zu-
kunft jede reale Fabrik noch einmal
als digitale Fabrik existieren wird, wie
Produkte entwickelt werden, wie Ma-
schinen miteinander interagieren.
All das wird unser Arbeitsleben sehr
stark verändern, genauso wie das im
privaten Bereich der Fall ist.

Deshalb freue ich mich, dass die
drei hauptzuständigen Minister be-
reits auf der CeBIT die Digitale Agen-
da 2014 bis 2017 vorgestellt haben.
Diese Digitale Agenda hat drei Kom-
ponenten: Eine Komponente sind
gute Bedingungen, damit Start-ups,
damit Unternehmen in Deutschland
in die Digitalisierung investieren
können. Das Zweite ist der Sicher-
heitsaspekt, den wir natürlich brau-
chen. Die dritte Komponente ist die
Versorgung mit Breitband, damit je-
der Zugang zu den digitalen Mög-
lichkeiten hat.

Das Ausmaß der gesellschaftspoli-
tischen Dimension der Digitalisie-
rung kann nicht überschätzt werden.
Unser gesamtes Leben wird sich ver-
ändern. Natürlich muss das gelten,
was wir immer für die Wirtschaft ge-
sagt haben: Auch die digitale Wirt-
schaft muss dem Menschen dienen
und nicht etwa umgekehrt. Das ist
das Wesen der sozialen Marktwirt-
schaft. Deshalb sind Datenschutz
und Datensicherheit ganz legitime
Notwendigkeiten. Wir werden noch
viel arbeiten müssen, um das wirk-
lich durchzusetzen.

Die Bundesregierung hat hier erste
Schritte unternommen; weitere wer-
den folgen müssen. Wir haben eine
Taskforce „IT-Sicherheit in der Wirt-
schaft“ und das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik für
die Bürgerinnen und Bürger. Aber na-
tionale Gesetzgebung allein wird hier
nicht ausreichen, sondern wir werden
natürlich international agieren müs-
sen, zuallererst einmal in Europa.
Hier geht es weiter um die Diskussion
zur Datenschutzgrundverordnung.
Das ist ein außerordentlich kompli-
ziertes Unterfangen. Ich will das hier
noch einmal darstellen: Auf der einen
Seite wissen wir alle, dass wir ein glei-
ches Niveau von Datenschutz in
Europa brauchen; denn ansonsten
können sich Internetunternehmen
zum Beispiel immer in einem Land in
Europa niederlassen, in dem es eben
nicht dieses Datenschutzniveau gibt.
Auf der anderen Seite brauchen wir ei-
ne Einigung auf einem Niveau, das
unserem Datenschutzniveau in
Deutschland entspricht.

Das sehen aber nicht alle anderen
Länder so wie wir. Das heißt, wir wer-
den in den nächsten Monaten zuneh-
mend in eine Situation kommen, in
der wir genau abwägen müssen, was
besser ist: eine Datenschutzgrundver-
ordnung in Europa oder aber kein
einheitliches Datenschutzniveau und
damit immer wieder
die Möglichkeit des
Unterlaufens. Ich
glaube, Deutschland
muss, auch wenn wir
kritisiert werden,
dass es etwas länger
dauert, mit aller Kraft
auf ein vernünftiges
Datenschutzniveau
in Europa drängen.
Alles andere kann ich mir nicht vor-
stellen.

Wir brauchen auch Initiativen für
einen verlässlicheren internationa-
len Datenschutz. Deutschland hat
hier gemeinsam mit Brasilien in den
Vereinten Nationen Aktivitäten un-
ternommen. Das ist ein dickes Brett,
das zu bohren ist. Ich glaube, wir
müssen erst einmal in Europa mit
gutem Beispiel vorangehen, um in-
ternational voranzukommen.

Alle Aufgaben, die ich bisher be-
schrieben habe, sind Aufgaben, die
für alle Länder dieser Erde gelten. Je-
der, der für seine Bevölkerung Wohl-
stand sicherstellen will, braucht
Wachstum und Innovationsfähigkeit
und muss sich damit weltweit in ei-
nem fairen Wettbewerb beweisen.

Auf Deutschland kommt eine zu-
sätzliche Aufgabe zu: die Bewälti-
gung der demografischen Entwick-
lung. Mir ist das noch einmal be-
wusst geworden, als ich in der letzten
Woche auf dem EU-Afrika-Gipfel
war. Afrika ist ein Kontinent, auf dem
die Hälfte der Bevölkerung unter 18
Jahre alt ist. Das ist eine völlig ande-
re Bevölkerungsstruktur als unsere in
Europa. In Afrika betrachtet man uns
als einen wirklich alternden Konti-
nent und fragt, wie wir ohne so viele
junge Leute, wie sie es kennen, zu-
rechtkommen. Wir müssen uns na-
türlich ganz entschieden auf die Ver-
änderungen vorbereiten. Die soge-
nannten Babyboomer – ich meine
jetzt den stärksten Nachkriegsjahr-
gang – feiern in diesem Jahr ihren 50.
Geburtstag. Sie werden noch 17 Jah-
re in der Erwerbstätigkeit sein; da-
nach werden wir abnehmende Zah-
len haben. Das wird sich natürlich
massiv auf unsere Arbeitswelt aus-
wirken.

Das heißt, wir müssen als Erstes
überlegen: Wie können wir vor allen
Dingen eine gute Struktur vor Ort
hinbekommen, die die Belastungen
aufgrund der demografischen Ent-
wicklung auffangen und darauf rea-
gieren kann? Deshalb haben wir uns
ganz bewusst entschieden, die Kom-
munen weiter zu entlasten. Wolfgang
Schäuble hat hier gestern ausführlich
dazu Stellung genommen. Die Kom-
munen sind inzwischen vollständig
von den Kosten der Grundsicherung
entlastet. Das sind in diesem Jahr 5,5
Milliarden Euro für die Grundsiche-
rung. Diese Leistung mussten die
Kommunen noch vor wenigen Jah-
ren selber tragen. Wir wollen nun
den nächsten Schritt gehen und in
dieser Legislaturperiode jedes Jahr 1
Milliarde Euro zusätzlich für die
Kommunen zur Verfügung stellen,
mit Verabschiedung des Teilhabege-
setzes aufwachsend auf 5 Milliarden

Euro, weil wir den
Kommunen auch bei
der Eingliederung
von Behinderten hel-
fen wollen.

Das ist eine Leis-
tung, die wir deshalb
zur Verfügung stel-
len, weil wir über-
zeugt sind, dass die
Lebenserfahrung je-

des einzelnen Menschen zuallererst
zu Hause, in der Kommune vor Ort
gesammelt wird, und weil wir wissen,
dass das große, oftmals ehrenamtli-
che Engagement der Kommunalpoli-
tiker nur dann weiter Akzeptanz fin-
den wird, wenn in den Kommunen
auch etwas zu gestalten ist, wenn
dort etwas zu machen und nicht nur
Mangel zu verwalten ist.

Das zweite große Thema, das von
Bedeutung ist, wenn wir auf den de-
mografischen Wandel reagieren wol-
len, ist die Sicherung der Fachkräfte-
basis. Was haben wir da für Möglich-
keiten? Auf der einen Seite müssen
wir alles daransetzen, dass der Zu-

Wir investieren 
in unser

wichtigstes
Kapital, und das

sind die
Menschen.

Wir brauchen
auch Initiativen

für einen 
verlässlicheren 
internationalen

Datenschutz.
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wachs an älteren Beschäftigten, der
in den vergangenen Jahren stattge-
funden hat, weiter anhält. Wir müs-
sen auf der anderen Seite dazu bei-
tragen, dass Frauen durch die verbes-
serte Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie bessere Chancen im
Berufsleben bekommen. Wenn ich
hier von Frauen spreche, spreche ich
genauso von Eltern,
also auch von Vä-
tern. Wir haben in
dieser Legislaturperi-
ode mit dem -Eltern-
geldPlus bereits eine
Initiative ergriffen,
die die Vereinbarkeit
von Beruf und Fami-
lie sowie die Arbeits-
teilung verbessert.
Ich denke, was das Zeitmanagement
von Familien anbelangt, wird in den
nächsten Jahren noch viel zu leisten
sein.

Wir müssen allerdings auch das
gesellschaftliche Umfeld so gestal-
ten, dass die Bedürfnisse von Famili-
en, gerade auch von Frauen, besser
widergespiegelt werden. Das bedeu-
tet, dass Frauen in Führungspositio-
nen besser vertreten sein müssen.

Das ist in erster Linie – das haben
wir jetzt festgestellt – eine Aufgabe
für alle Gremien des Bundes. Da ha-
ben wir noch eine Menge zu tun – die
Frauenministerin nickt –, aber ich
weiß auch, dass es nicht so einfach
ist, alle Gremien entsprechend zu be-
setzen. Jedoch, wenn wir die Unter-
nehmen verpflichten wollen, wird
man sich zu Recht fragen: Wie sieht
es denn in der Politik aus?

Es gab seitens der Wirtschaft, also
zumindest der börsennotierten Un-
ternehmen, bisher keinerlei Initiati-
ve, der Politik zu zeigen, dass es die
Wirtschaft besser macht. Deshalb se-
hen wir uns jetzt doch gezwungen,
gesetzliche Regelungen einzuführen,
um die Sache ein bisschen voranzu-
bringen. Das ist wichtig.

Ein dritter Punkt ist, dass wir heu-
te die Fachkräftebasis für morgen si-
chern. Deshalb hat sich der Bund bei
der Finanzierung zusätzlicher Hoch-
schulplätze engagiert. Er wird das im
Rahmen des Hochschulpaktes auch
weiterhin tun, damit wir im nächsten
Jahrzehnt ausreichend Absolventen
haben. Die Investitionen in die Uni-
versitäten und Fachhochschulen ha-
ben aber auch zu einer Entwicklung
geführt, die wir gestern im Kabinett
anlässlich der Vorlage des Berufsbil-
dungsberichts diskutiert haben. Wir
haben erkannt, dass wir die duale be-
rufliche Ausbildung stärken müssen.

Wir wollen den Ausbildungspakt
im Zusammenhang mit einem Wei-
terbildungspakt neu auflegen. Wir
müssen jetzt wieder dafür sorgen,
dass uns in den nächsten Jahren
nicht noch einmal passiert, was letz-
tes Jahr passiert ist, nämlich dass
20.000 Absolventen keinen Ausbil-
dungsplatz bekommen haben, ob-
wohl es ein Überangebot an Ausbil-
dungsplätzen gab. Die Zahl von An-
bietern einer dualen Berufsausbil-
dung sinkt. Dies muss geändert
werden.

Solide Finanzen, Wirtschafts-
wachstum, Arbeitsplätze – das alles
ist wichtig. Für das gesellschaftliche
Klima ist aber auch die Frage des so-
zialen Zusammenhalts von aller-
größter Bedeutung. Hier kommen
wir zu einigen Vorhaben, für die sich
die Große Koalition entschieden hat
und die durchaus auch kontrovers

diskutiert werden.
Sie sind aber in An-
betracht der Situati-
on, in der wir uns be-
finden – nah an ei-
nem ausgeglichenen
Haushalt, mehr Be-
schäftigte als jemals
zuvor –, für die Men-
schen insgesamt sehr
wichtig.

Das gilt zum Beispiel für das The-
ma Mindestlohn. Wir haben den Ge-
setzentwurf zum Mindestlohn im
Kabinett verabschiedet. Er geht jetzt
in die parlamentarischen Beratun-
gen. Es sind noch einige Fragen zu
klären, und diese werden auch ge-
klärt. Wir haben uns entschieden, ei-
ne Übergangszeit bis zum Ende 2016
zu ermöglichen, sofern abweichende
Tarifverträge vorhanden sind. An-
sonsten tritt der Mindestlohn mit
dem 1. Januar 2015 in Kraft. Wir ha-
ben uns entschieden, bei jungen
Menschen unter 18 Jahren und ohne
Berufsabschluss auf dem Wege zur
Ausbildung Ausnahmen zuzulassen.
Gleiches gilt für Praktika. Für Lang-
zeitarbeitslose soll es eine Frist von
sechs Monaten geben, in denen zu-
erst die Chance genutzt werden
kann, überhaupt wieder eine Arbeit
aufzunehmen, um danach in eine
Phase des Mindestlohnbezugs zu ge-
langen.

Gerade bei den Langzeitarbeitslo-
sen haben wir nach wie vor ein Pro-
blem. Trotz der guten Beschäfti-
gungslage erscheint das Niveau von 3
Millionen Arbeitslosen ziemlich ze-
mentiert. Deshalb begrüße ich, dass
die Bundesarbeitsministerin jetzt Ini-
tiativen entfaltet, um zu schauen, wie
wir da rauskommen. Wir müssen vor
allen Dingen bei den unter 30- bezie-
hungsweise unter 35-jährigen Lang-
zeitarbeitslosen schauen, dass wir vo-
rankommen.

Wir haben mit Blick auf den sozia-
len Zusammenhalt ein Rentenpaket
mit vier wesentlichen Maßnahmen
vorgelegt: die Berücksichtigung von
Erziehungsleistungen von Eltern, de-
ren Kinder vor 1992 geboren wur-
den, Erhöhung der Erwerbsminde-
rungsrenten, ein steigendes Reha-
budget und abschlagsfreie Renten
nach 45 Beitragsjahren. Letzterer
Punkt wird ja noch sehr kontrovers
diskutiert. Ich freue mich, dass wir
uns alle einig sind – so haben wir das
auch im Kabinett beschlossen –, dass
wir alle Anreize zur Frühverrentung
ausräumen müssen. Es lohnt die Mü-
he, darüber nachzudenken, wie wir
das effektiv machen können. Früh-
verrentung kann nicht das Ansinnen
sein. Im Übrigen wächst das Alter, ab
dem wir die abschlagsfreie Rente er-
möglichen, über die Jahre wieder auf
65 auf, weil wir davon ausgehen und

auch alle Kraft darauf lenken werden,
dass die Beschäftigungschancen Älte-
rer, auch der über 60-Jährigen, deut-
lich besser werden. Das ist eine Not-
wendigkeit bis zum Ende des nächs-
ten Jahrzehnts, um den demografi-
schen Wandel überhaupt zu
bewältigen.

Von allergrößter Bedeutung sind
natürlich die Fragen einer sicheren,
verlässlichen gesundheitlichen Ver-
sorgung und einer leistungsfähigen
Pflegeversicherung. In beiden Berei-
chen ergreifen wir Initiativen. Ich will
hier besonders das würdigen, was im
Pflegebereich geschieht: Wir werden
zum 1. Januar 2015 eine Reform der
Pflegeversicherung vorlegen. Die Bei-
träge werden um 0,2 Prozentpunkte
erhöht. Damit stehen 2,4 Milliarden
Euro mehr für Pflegeleistungen zur
Verfügung. Wir werden mit aller Kraft
darauf hinarbeiten, dass nicht die
Bürokratie, nicht die technischen Ab-
läufe, sondern das, was die Men-
schen brauchen, die Pflege des ein-
zelnen Menschen, wieder mehr im
Vordergrund steht. Dazu werden wir
einen neuen Pflegebegriff erproben
und seine Praxistauglichkeit feststel-
len. Ich glaube, das ist die richtige
Art, dies Schritt für Schritt anzuge-
hen. Vor allen Dingen wollen wir die
Pflegeberufe attraktiver machen,
aber auch Pflege in der Familie in be-
sonderer Weise befördern.

Ein weiterer wichtiger Bereich für
den Zusammenhalt der Gesellschaft
ist das gesamte Thema der Integrati-
on von Migrantinnen und Migran-
ten. In diesem Jahr werden wir einen
Integrationsgipfel zum Thema „Aus-
bildung und Bildung“ abhalten. Ge-
gen Ende des Jahres werden wir dann
hoffentlich auch einen neuen Ausbil-
dungs- und Weiterbildungspakt ha-
ben; denn unser Ziel muss natürlich
sein, dass die Teilhabe der Migrantin-
nen und Migranten an der Berufsaus-
bildung, am beruflichen Leben, am
Arbeitsleben dieselbe ist wie bei den-
jenigen, die schon lange beziehungs-
weise immer in Deutschland leben.
Das haben wir, auch wenn es Fort-
schritte gibt, noch nicht erreicht.
Deshalb wird die Integration auch in
dieser Legislaturperiode ein wesentli-
ches Element unserer Arbeit sein.

Wir hoffen, dass wir mit dem ges-
tern verabschiedeten Entwurf zur
Neuregelung des Staatsangehörig-
keitsrechts für in Deutschland gebo-
rene Kinder einen Impuls setzen, um
den Migrantinnen und Migranten
und ihren Kindern zu sagen: Ihr seid
hier willkommen. Ihr seid Teil unse-
rer Gesellschaft. Ihr bekommt alle
Chancen, die andere auch bekom-
men. Ihr sollt euch einbringen und
werdet genauso gefördert. – Ich hof-
fe, dass dies seine Wirkung nicht ver-
fehlt, meine Damen und Herren.

In diesem Spektrum arbeiten wir
in dem Umfang, den Deutschland
aus eigener Kraft leisten kann. Aber
wir wissen auch: Deutschland ist auf
Dauer nur stark, wenn es auch
Europa gut geht, wenn auch Europa
stark ist. Deswegen setzen wir als
Bundesregierung natürlich auch da-
rauf, die europäische Politik intensiv

zu gestalten und uns mit unserer Rol-
le dort einzubringen.

Meine Damen und Herren, auf-
grund der Euro-Schuldenkrise haben
wir schwere Jahre hinter uns. Wir
können jetzt erste Erfolge sehen, und
ich finde, wir dürfen diese Erfolge
nicht kleinreden, obwohl wir wissen,
dass wir damit den Weg natürlich
noch nicht zu Ende gegangen sind.
Weder sind die Zinssätze – schauen
wir einmal auf Deutschland – so,
dass man heute sagen kann: „Das
Ganze ist schon wieder im Lot“, noch
ist die Arbeitslosigkeit – gerade bei
jungen Menschen in anderen euro-
päischen Ländern – akzeptabel oder
hinnehmbar.

Richtig ist und bleibt für mich aber
doch, dass es vernünftig und notwen-
dig war, einen Fiskalpakt zu entwi-
ckeln, mit dem wir dem Maastrichter
Stabilitäts- und Wachstumspakt wie-
der mehr Zähne gegeben haben;
denn es war doch eine der Erfahrun-
gen, dass uns das Nichteinhalten von
Versprechungen und Beschlüssen in
eine solche Situation gebracht hat. Es
ist richtig und auch wichtig, dass wir
sagen: Irland, Portugal, Spanien und
Griechenland haben bei allen Bemü-
hungen, die noch zu folgen haben,
Fortschritte gemacht. Deshalb wer-
den wir das auch weiter so hervorhe-
ben.

Anfang Juli wird es in Italien einen
Gipfel geben, der sich wieder mit
dem Thema Jugendarbeitslosigkeit
beschäftigen wird. Dort wird es vor
allen Dingen notwendig sein, zu
schauen: Werden die in Europa be-
reitgestellten Mittel auch wirklich
von den Ländern genutzt, die die
größten Probleme haben? Häufig
sind nämlich zwar Mittel für die Be-
kämpfung bestimmter Probleme
vorhanden – natürlich wird dauernd
darüber geredet, dass es eigentlich
mehr sein sollte –, aber wenn man
dann einmal genauer hinguckt, sieht
man, dass die Mittel gar nicht abge-
rufen werden. Wir müssen jetzt erst
einmal Wert darauf legen, dass die in
der europäischen Finanzplanung für
die Bekämpfung von Jugendarbeits-
losigkeit zusätzlich vorgesehenen 6
Milliarden Euro dafür genutzt wer-
den, wofür sie ge-
braucht werden,
nämlich zur Schaf-
fung von Arbeits-
plätzen für junge
Menschen.

Aus der Tatsache,
dass wir von der
Haushaltslage her
heute besser daste-
hen als vor Jahren,
die Arbeitsmarktsituation in vielen
Ländern aber noch nicht besser ist,
zum Teil sogar schlechter, ergibt sich
im Übrigen auch die Aufgabenstel-
lung für das neue Europäische Parla-
ment und die neue Europäische
Kommission: Wir müssen -gucken,
wo wir Bürokratie abbauen und wie
wir Unternehmen in Europa Chan-
cen geben können – denn langfristi-
ge, dauerhafte Arbeitsplätze werden
nur durch Unternehmen und nicht
durch Staaten geschaffen –, und wir

müssen schauen, wie wir die Vorzü-
ge eines Binnenmarktes auch im di-
gitalen Bereich, im Energiebereich
und im Forschungsbereich wirklich
zur Geltung kommen lassen können.

Das werden die Aufgaben sein, auf
die sich Europa konzentrieren muss.
Nicht jede Aufgabe ist eine Aufgabe
für Europa, aber die großen Aufga-
ben können inzwischen mit einer eu-
ropäischen Dimension besser gelöst
werden, als wir das alleine, als Natio-
nalstaat, könnten.

Wir sind bei der Bankenunion vo-
rangekommen. Ich will die Details
hier jetzt nicht nennen. Das ist ein
Riesenprojekt. Wenn Sie mich vor drei
Jahren gefragt hätten: „Werden wir so
weit kommen?“, dann hätte ich sehr
große Zweifel geäußert. Das bedeutet
eine riesige Kraftanstrengung.

Deutschland ist im Übrigen in vie-
len Fragen vorangegangen:

Wir hatten schon eine Bankenab-
gabe, als es in Europa noch keine
Bankenabgabe gab. Damit haben wir
ein Modell geliefert. Wir hatten auch
schon einen Bankenabwicklungsme-
chanismus, als es in Europa noch kei-
nen solchen gab. Auch damit waren
wir Vorreiter. Das heißt, wir haben
mit unseren nationalen Regelungen
immer wieder auch Hilfestellungen
für europäische Regelungen geben
können, und ich bin sehr froh, dass
wir hier jetzt wirklich sehr gut voran-
gekommen sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir wissen, dass wir, wenn wir uns
nur auf unsere eigenen Belange kon-
zentrieren, natürlich nicht erfolg-
reich sein können. Deshalb beschäf-
tigt uns das Thema „Frieden, Freiheit
und Menschenwürde in Europa und
in der Welt“ natürlich sehr – gerade
jetzt, in diesen Tagen.

Die Lage in der Ukraine bleibt
schwierig. Sie haben das in den letz-
ten Tagen wieder verfolgt, und es ist
leider an vielen Stellen nicht erkenn-
bar, wie Russland zur Entspannung
der Situation beiträgt. Deshalb wer-
den wir auf der einen Seite weiter das
tun, was wir immer getan haben,
nämlich die Gesprächsfäden nutzen,
auf der anderen Seite aber auch klar
und deutlich sagen: Die Ukraine hat

aus unserer Sicht ein
Recht auf einen eige-
nen Entwicklungs-
weg. – Den werden
wir einfordern. Die
Ukrainer müssen
über ihr Schicksal sel-
ber entscheiden, und
dabei werden wir der
Ukraine behilflich
sein.

Es ist jetzt dringend notwendig,
dass die OSZE-Mission, die glückli-
cherweise angelaufen ist, auf die ver-
sprochenen 500 Personen aufge-
stockt wird.

Es ist dringend wichtig, dass es in-
ternationale Gespräche mit der Euro-
päischen Union, mit den Vereinigten
Staaten von Amerika und auch mit
Russland gibt, aber eben unter Betei-
ligung der Ukraine. Es ist wichtig,
dass der Verfassungsprozess in der
Ukraine vorankommt. Es ist wichtig,
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Tausend Tage Schonfrist gesteht
man jeder neuen Regierung
zu. Union und SPD haben vie-

le geschont, vor allem sich selbst.
Heute behaupten Sie, Sie machten

keine Schulden.
Ich sage Ihnen: Doch, Sie ver-

schulden sich: an den Jungen, an
den Armen und an der Umwelt.

Sie machen Politik für die Baby-
boomer – das wussten wir schon –,
seit neuestem auch für die BASF, die
sich sehr freut. Sie sind so etwas wie
eine Amigo-Generation. Die Gene-
ration der unter 30-Jährigen jeden-
falls hat bei Ihnen nichts zu lachen.

Die Industrieprivilegien beim
EEG und damit die Mehrkosten für
Verbraucherinnen und Verbraucher,
die Sie alle gerade verabredet haben,
sind auf einem Niveau, das früher
wenigstens jedem Sozialdemokraten
die Schamröte ins Gesicht getrieben
hätte.

Sie verschieben jede schwierige
Entscheidung auf die nächste Legis-
laturperiode. Fast könnte man glau-
ben: Jeder von Ihnen hofft darauf, an
der nächsten Regierung nicht betei-
ligt zu sein, damit Sie diesen Schla-
massel nicht ausbaden müssen.

Wie hieß doch damals der Spruch
der westdeutschen Jugend? Erst
wenn die letzte Rentenkasse geplün-
dert, die letzte Sozialkasse geleert
und alle Schulden angehäuft sind,
werden Sie merken, dass man Koali-
tionsverträge nicht essen kann.

Zur Erinnerung: In der letzten
Großen Koalition wollten Sie noch
etwas erreichen, ganz unabhängig
davon, wie man das im Einzelnen
findet. Damals haben Sie mit einer
kleineren Mehrheit die Föderalis-
musreform gestemmt, die Rente mit
67 eingeführt, Subventionen abge-
baut, die teuer, aber populär waren,
und auf den letzten Metern sogar
noch die Schuldenbremse einge-
führt. Damals hatte man wenigstens
noch das Gefühl, Sie wollen Verant-
wortung übernehmen.

Heute sind wir bei „Wünsch dir
was“. Der Unterschied zum Märchen
mit der guten Fee ist allerdings: Hier
hat nicht jeder drei Wünsche frei,
sondern jedes Mal, wenn einem ein
neuer Wunsch einfällt, kriegt der an-
dere noch einen obendrauf erfüllt.
Mit Verantwortung hat das nichts zu
tun.

Heute wickelt die
eine Hälfte von Ih-
nen die eigene Par-
teigeschichte ab, in-
klusive Franz Münte-
fering, während sich
die andere auf den
volkswirtschaft l i -
chen Resten ausruht,
die dann noch übrig
bleiben. Meine Da-
men und Herren, Sie haben 504
Mandate im Deutschen Bundestag.

Aber, ehrlich gesagt, in diesen 100
Tagen gab es noch keine einzige
neue Idee.

Sie beide vereint nicht etwa die
Leidenschaft, Deutschland für das
21. Jahrhundert fit zu machen. Sie
verteilen lieber leidenschaftlich, was
Sie nicht bezahlen können. Sie be-
stellen; die Kinder und Enkel bezah-
len. Sie machen Politik nach der For-
mel „Rente mit 70 minus 63 ist
gleich Mütterrente“. Ich finde das ab-
surd. Ich finde, das hat mit Zukunft
nichts zu tun, und mit Verantwor-
tung für die Zukunft erst recht nicht.

Das Ganze kostet, wie Sie wissen,
160 Milliarden Euro. Für die Schul-
sozialarbeit – ich glaube, keiner wird
einen Deut daran zweifeln, wie
wichtig sie ist – werden 400 Millio-

nen Euro fehlen. Aber die Schüler
dürfen nicht wählen, und die Kom-
munen und Länder nörgeln ja eh
immer nur herum.

Ich habe den Eindruck, Sie verges-
sen völlig, worauf es eigentlich an-
kommt.

Liebe SPD, es ging ganz fix: Zuerst
war es noch ein zentrales Thema,
dass die Kommunen und Länder un-
terstützt werden und wir in Bildung
und Kinder investieren. Jetzt han-
deln Sie nach dem Motto „2018
reicht auch noch“. Das ist eine Mo-
gelpackung, Frau Merkel. Sie unter-
stützen die Kommunen nicht, son-
dern Sie verschieben es auf die Zu-
kunft, und Sie bauen gerade an den
Stellen ab, wo es um diejenigen geht,
die besonders viel Hilfe bräuchten.
Deswegen sage ich Ihnen: Auch das
hat nichts mit Verantwortung zu tun.

Die Wahrheit ist: Die Kommunen
ächzen nach wie vor
unter dem Verfall
der öffentlichen In-
frastruktur. Das
Land lebt in Teilen
von seiner Substanz.
Vorhandene Straßen
und Brücken müs-
sen gelegentlich re-
pariert werden. Ich
weiß, dass Sie es ko-

misch finden, wenn das eine Grüne
sagt. Aber in diesem Punkt sind wir,
ehrlich gesagt, ganz altmodisch: Erst
repariert man etwas, bevor etwas
Neues angeschafft wird. Das kann ja
nicht so schwer sein.

Dass Sie vom Breitbandausbau re-
den, aber faktisch überhaupt nichts
dafür tun, ist absurd. Das zeigt, dass
es Ihnen auch ökonomisch und ge-
sellschaftlich nicht um die Zukunft
geht. Herr Dobrindt hat gesagt, er
will lieber ein schnelleres Netz in
den Bayerischen Wald bringen, statt
zu twittern. Jetzt stellen wir fest: Herr
Dobrindt twittert nicht, aber das
schnelle Netz im Bayerischen Wald
wird es leider auch nicht geben.

Ich habe das Gefühl, dass Herr
Dobrindt sich ganz heimlich wahn-
sinnig doll um die Maut für Pkw
kümmert, von der wir ewig lange

nichts gehört haben. Ich bin sehr ge-
spannt, wann Sie wirklich Internet-
und Infrastrukturminister werden,
Herr Dobrindt.

Innenpolitisch habe ich den Ein-
druck, Frau Merkel, Sie machen den-
selben Fehler wie Kohl in den 90ern:
Sie regieren faktisch in der Komfort-
zone. Vielleicht sollte man auch das
einmal in Erinnerung rufen: Zukunft
ist nicht die nächste Legislaturperi-
ode. Zukunft ist die Zeit, in der un-
sere Kinder Verantwortung für dieses
Land übernehmen. Dass es in Ihren
Fraktionen wenigstens noch ein paar
junge Abgeordnete gibt, die Ansätze
einer Kritik an diesen Verschiebe-
bahnhöfen und dem kurzfristigen
Verscherbeln äußern, ist jedenfalls
ein kleiner Beweis dafür, dass es bei
Ihnen noch ein bisschen Lebendig-
keit gibt. In der letzten halben Stun-
de hatte ich allerdings, ehrlich ge-
sagt, nicht das Gefühl, dass es hier
sehr viel Wachheit und Leidenschaft
gab.

Sie werden sagen: Die Leute mö-
gen mich ja dafür. – Das mag sein,
aber es reicht eben nicht, nur zu tun,
was gerade gefällt. Können unsere
Enkel eigentlich noch entscheiden,
wo und wie sie leben wollen? Ist die
Luft noch sauber genug? Ist der Wald
hinter dem Haus eigentlich noch da,
und kann man noch die berühmte
Schlüsselblume sehen, außer bei Wi-
kipedia?

Jeden Tag wird in Deutschland ei-
ne Fläche von über 100 Fußballfel-
dern mit Häusern und Straßen be-
baut. Jeden Tag verschwinden zwi-
schen 50 und 100 Arten. Da Sie das
lustig finden, sage ich Ihnen: Nein,
das ist nicht albern. Man kann nicht
am Sonntag von der Bewahrung der
Schöpfung reden und gleichzeitig
die Massentierhaltung fördern und
in Brüssel gegen den eigenen Koali-
tionsvertrag und gegen den Willen
einer übergroßen Mehrheit in
Deutschland dafür sorgen, dass Gen-
mais zugelassen wird.

Sie können dann nicht sagen: Es
ist uns egal, dass das Zeug im Super-
marktregal steht und nicht gekenn-
zeichnet wird.

Wenn Frau Hendricks und Herr
Gabriel in der Klimapolitik so wei-
termachen, dann kann ich Ihnen nur
empfehlen: Schauen Sie sich einmal
die Berichte an. Schauen Sie sich ein-
mal an, was uns die Wissenschaftler
gerade wieder in das Stammbuch ge-
schrieben haben. Wenn Sie so wei-
termachen, dann wird Olaf Scholz

eines Tages, wenn er dann noch re-
giert, seinen Stadtstaat nur noch
vom Schiff aus befahren können,
weil er die Deiche gar nicht hoch ge-
nug bauen lassen konnte.

Die CO2-Emissionen steigen wie-
der. Wenn Sie so weitermachen,
dann verfehlt Deutschland das Kli-
maziel von minus 40 Prozent nicht
nur knapp, sondern krachend.
Schwarz-rote Klimapolitik scheint
vor allen Dingen dafür da zu sein,
dass das Klima in der Koalition
stimmt und dass die Industrie es
wirklich gut hat. Ein Klimaaktions-
plan wurde angekündigt. Umset-
zung? – Fehlanzeige! Eine Reform
des Emissionshandels wurde ange-
kündigt. Umsetzung? – Null! Die
Kürzung der Mittel für den interna-
tionalen Klimaschutz um mehrere
Hundert Millionen im Bundeshaus-
halt haben Sie allerdings ganz
schnell umgesetzt. Ein dreistelliger
Millionenbetrag für den internatio-
nalen Klima- und Umweltschutz ist
einfach weg, einfach abgeräumt.
Auch hier zeigen Sie echte Verant-
wortungslosigkeit.

Wenn die zentrale Maßnahme der
Umweltministerin gegen steigende
CO2-Emissionen in der Empfehlung
an die Bürgerinnen und Bürger darin
besteht, weniger zu heizen, dann
merkt man: Frau Hendricks kennt
den Koalitionsvertrag ganz gut. Sie
weiß: Angesichts der Vorhaben die-
ser Regierung in Sachen Klimaschutz
muss man sich als Bürgerin ziemlich
warm anziehen. Dass sich angesichts
dessen noch irgendjemand in Brüs-
sel für schärfere EU-Klimaziele oder
für eine echte Reform des Emissions-
handels einsetzen wird, ist wahrhaft
unwahrscheinlich. Diese Koalition
ist direkt schlecht für das Klima.

Frau Merkel, Sie haben vom Tech-
nologievorsprung Deutschlands ge-
redet. Da hätten wir ihn. Es ist aber
völliger Quatsch, dass Arbeitsplätze
wegfallen würden. Nein, sie entste-
hen erst durch die erneuerbaren
Energien. Diesen Vorsprung könn-
ten Sie tatsächlich zu einer großen
Stärke Deutschlands machen. Aber
im Moment räumen Sie ihn ab. Wir
erinnern uns noch an die Zeit der
ersten Großen Koalition. Frau Mer-
kel und Herr Gabriel standen in ro-
ten Jacken vor Eisbergen. Damit soll-
te deutlich gemacht werden: Die Eis-
berge schmelzen. – Aber die klima-

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
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dass die Wahlen dort vernünftig vor-
bereitet werden können. Es ist vor al-
len Dingen wichtig, dass auch die in-
ternationale Finanzunterstützung
anläuft. Das IWF-Programm für die
Ukraine ist beschlossen. Es ist ein
sehr anspruchsvolles Programm, das
den Menschen Opfer abverlangen
wird. Aber die europäischen Mittel
und auch die IWF-Mittel müssen
jetzt schnell fließen.

Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, wir dis-

kutieren all dies in einem Jahr, in
dem sich der Beginn des Ersten Welt-
kriegs 100 Jahre, der des Zweiten
Weltkriegs 75 Jahre, der Fall der Mau-
er und das Ende des Kalten Kriegs 25
Jahre jähren; Ereignisse, derer wir ge-
denken. Wir sind uns heute in
Europa, aber auch in der Welt insge-
samt viel näher, als das wahrschein-
lich in der Geschichte der Mensch-
heit jemals der Fall war.

Wir wissen, dass diejenigen, deren
Denken nur um eigene Interessen

kreist, die eine eindimensionale
Weltsicht haben und die ohne Rück-
sicht auf andere ihre Stärke ausspie-
len, keine Chance haben, Zukunft zu
gestalten. Natürlich gehört für jeden
von uns die nationale Perspektive da-
zu, aber niemand, der erfolgreich
sein möchte, kann heute nur seine ei-
genen Belange in den Vordergrund
stellen. Er verbaut sich damit seine
eigene Zukunft.

Deshalb ist die einzig wahre Ant-
wort auf die Probleme unserer Zeit

ein positives Gestalten der Globali-
sierung. Wir brauchen eine neue Art
des Miteinanders, des fairen Interes-
senausgleichs auf der Welt. Wir wol-
len und brauchen eine neue Art, bei
Dissens und Streit kooperative Lö-
sungen zu finden.

Je besser wir das in Deutschland
miteinander praktizieren, desto ein-
drucksvoller ist die europäische Er-
folgsgeschichte.

Das Modell des Interessenaus-
gleichs ist das Modell der Zukunft.

Deutschland leistet seinen Beitrag
dazu: durch solide Finanzen und ei-
ne Wachstumspolitik, durch einen
starken inneren und äußeren Zu-
sammenhalt und durch ein starkes
europäisches und globales Engage-
ment.

Ich bitte Sie, auf diesem Weg mit-
zugehen, und danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU-

Beifall bei der SPD)

Fortsetzung auf Seite 6
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politischen Ambitionen sind gleich
mit geschmolzen. Die rote Jacke hat
ausgedient. Die Klimakanzlerin von
2007 sitzt warm und trocken, und
der Umweltminister von damals
schützt heute lieber angeblich be-
drohte Industriezweige als real be-
drohte Arten. Wir stellen uns Klima-
politik wirklich anders vor.

Es ist verantwortungslos, den Aus-
bau der Erneuerbaren zu deckeln,
sodass sie gerade noch den Ausstieg
aus der Atomkraft kompensieren.
Wer sich die EEG-Reform anschaut,
redet nur noch von einem Reförm-
chen. Das ist übrigens nicht meine
Formulierung. Diese können Sie
heute in allen Zeitungen lesen. Das
Ganze ist in Wirklichkeit in erster Li-
nie das, was Sie immer wollten,
nämlich eine Bestandsgarantie für
die dreckige Kohle. Diese sollen wir
weiterhin fördern. Nein, eine echte
Energiewende, eine echte Energiere-
volution sieht anders aus. Das trau-
en Sie sich nicht. Auch damit ver-
scherbeln Sie die Zukunft.

Herr Gabriel, jetzt ist die Maske
gefallen. Sie wollen so tun, als seien
Sie der große Manager der Energie-
wende. Jetzt stellt sich heraus: In
Wahrheit sind Sie der energischste
Lobbyist der Manager. Kleine Leute
zahlen bei Ihnen die Rechnung. Sie
haben kaum mehr als 100 Tage ge-
braucht, um zum Genossen der Bos-
se zu werden. Sie haben kaum mehr
als 100 Tage gebraucht, um solche
Sätze zu sagen wie den: 40 Euro, das
wird ja wohl niemandem etwas aus-
machen. – Doch ich sage Ihnen: Es
macht gerade den kleinen Leuten et-
was aus. Dass die Industrie heute
über die Ausnahmen, die Sie ihr ga-
rantiert haben, jubelt, zeigt genau,
dass Ihre Energiewende nicht nur ei-
ne klimapolitische Schieflage hat,
sondern auch eine soziale Schiefla-
ge. Manchmal wünscht man sich
schon Peer Steinbrück zurück, der
gegenüber den Industrieleuten we-
nigstens einmal klare Kante zeigt.

Dazu passt dann auch ganz gut,
dass Sie ein Machtwort sprechen,
wenn es um die Frauenquote geht.
Das passt perfekt ins Bild. Frau
Schwesig darf jetzt nett über Leitlini-
en reden, weil Ihnen die Jungs von
der Industrie gesagt haben, dass ih-
nen die Frauenquote wirklich nicht
passt. Die Frauen haben lange genug
gewartet, es ist endlich an der Zeit,
dass die Quote kommt. Frau Schwe-
sig, nehmen Sie bitte Ihren Mumm
zusammen, und kämpfen Sie dafür!
Reden Sie nicht mehr weiter darü-
ber! Es ist genug geredet worden.
Wir wollen endlich Taten sehen, we-
nigstens an dieser Stelle. Das kostet
noch nicht einmal etwas.

Ich habe den Eindruck, dass hier so
eine Art Grundkonflikt besteht. Nut-
zen Sie eigentlich Ihre große Mehr-
heit nur für den Machterhalt, oder
gibt es bei Ihnen eine Perspektive? Ich
meine eine Perspektive nach dem
Motto: Versöhnung zwischen ökolo-
gisch verantworteter Begrenzung und
unaufgebbarer Freiheit in Wohlstand.
Freiheit in Wohlstand – darum wür-
de es nämlich eigentlich gehen.

Ich gebe zu: Mir wären sogar ein
paar Verbote ganz lieb.

Wir sind Exportland Nummer
drei, was die Waffenexporte angeht.
Panzer nach Saudi-Arabien und Ka-
tar. Beschämend ist das, und beschä-
mend ist auch Ihr Feigenblatt von
mehr Transparenz. Ich möchte ger-
ne, dass es hier eine tatsächliche
Wende gibt und dass wir davon ab-
sehen, Waffen in Länder zu exportie-
ren, die weit weg von Demokratie
und dem sind, was
wir mit Menschen-
rechten und Men-
schenwürde verbin-
den. Hier wäre nun
wirklich ein Verbot
sehr sinnvoll.

Ich sage Ihnen
auch: Wenn Sie ei-
nerseits über Ener-
giesicherheit und
über Unabhängigkeit reden, aber im
gleichen Atemzug den Verkauf des
größten Gasspeichers in Westeuropa
ausgerechnet an die Firma Gazprom
genehmigen, dann ist das unglaub-
würdig, dann ist das absurd. Wenn
Sie an solchen Stellen nicht glaub-
würdig werden, dann ist es auch mit
der Außenpolitik, die ich an dieser
Stelle wirklich überzeugend fand,
auf einmal sehr schwierig. Dann
wird nämlich hinten wieder einge-
rissen, was man vorne eigentlich
richtig gemacht hat.

Ich habe das Gefühl, Sie sind in-
zwischen so zufrieden auf der Regie-
rungsbank, dass Ihnen auch Visio-
nen abhandengekommen sind, die
Vision eines modernen Staates zum
Beispiel, der Wohlstand mit Anstand
und Zukunft mit Schonung verbin-
det. Angesichts des Kräfteverhältnis-
ses im Deutschen Bundestag haben
Sie nicht nur die Möglichkeit, son-
dern Sie haben doch eigentlich die
Pflicht und die Verantwortung, die
Zukunft nicht zu verscherbeln. Statt-
dessen nörgeln Sie lieber ein biss-
chen herum, einmal am Verfas-
sungsgericht, ein anderes Mal an
Griechenland oder an denen, die
wenigstens den Mund aufmachen.
Ich finde, dieses Land hat etwas an-
deres verdient.

Wenn wir in diesen Tagen und
Stunden in Richtung Ukraine bli-
cken, dann stellen wir fest, dass un-
sere Sorgen nicht kleiner geworden
sind. Wahrscheinlich hoffen wir hier
alle gemeinsam, dass die Ukraine
mit dem 25. Mai und demokrati-
schen Wahlen Stabilität erlangt,
nicht mehr Spielball geopolitischer
Interessen ist und ökonomisch auf
die Beine kommt.

Eigentlich ist es tragisch, dass es
erst so eine außenpolitische Krise
brauchte, damit allen wieder klar
wird, was der Wert Europas eigent-
lich ist, dass Europa für viele Men-
schen gerade am Rande der EU eine
Verheißung ist und kein Zweck-
bündnis, das einmal nützt und ein-
mal nicht. Dass Sie lieber Abwehr-
schlachten gegen stärkere CO2-Re-
duzierung, bei den Grenzwerten für
die Pkw, gegen ambitionierte Klima-
schutzziele und, und, und geliefert

haben, zeigt, dass wir an dem
Europa, das wir eigentlich wollen
und für das wir eigentlich stehen,
lange genug mit dieser Regierung
vorbeigeredet haben.  Jetzt ist
Europa plötzlich als Friedensmacht
gefordert. Sie merken, eine aus-
schließlich utilitaristische Haltung
zu Europa einzunehmen, funktio-
niert nicht, wenn europäische Werte
gefragt sind.

Wer ein Europa will, das auch
machtpolitisch ernst
genommen wird, der
muss dafür sorgen,
dass dieses Europa
stark ist, statt am En-
de doch noch nach
der NATO zu rufen.
Es ist eben keine ko-
härente Politik,
wenn die Verteidi-
gungsministerin die

ganze Zeit mit ihrer Militärrhetorik
das Krisenmanagement unterwan-
dert, das der Außenminister diplo-
matisch auf europäischer Ebene be-
treibt. Diese Krise, Frau von der Ley-
en, taugt nicht zur regierungsinter-
nen Selbstdarstellung. Bleiben Sie
dabei, für ein starkes Europa und für
eine friedliche Lösung zu kämpfen.

Wo wir schon von europäischen
Werten sprechen: Jedes Jahr fliehen
Tausende Menschen nach Europa.
Im Mittelmeer ertrinken andere bei
dem Versuch, Sicherheit zu finden.
In der letzten Nacht wurden mehr
als 1.000 Menschen gerettet – zum
Glück.

In Syrien tobt seit drei Jahren ein
fast schon vergessener Bürgerkrieg.
Ein Drittel der Bevölkerung Syriens
ist auf der Flucht. Sie sollten darüber
reden, was wir tun können, um die-
sen Menschen zu helfen. Wir sind
immer noch bei gerade einmal
10.000 Kontingentflüchtlingen aus
Syrien. Im Libanon ist in der vergan-
genen Woche der einmillionste
Flüchtling aufgenommen worden.
Die Türkei ist schon nah an dieser
Grenze. Nur einmal zum Vergleich -
weil Sie immer sagen, wir nähmen ja
schon so viele auf –: Wenn wir im
gleichen Verhältnis wie Libanon und
Türkei Flüchtlinge aufnähmen,
dann würden wir hier über 18 Mil-
lionen Flüchtlinge reden. Ich sage
Ihnen: Gemessen daran sind die An-
strengungen der Bundesregierung
nicht mehr als ein schlechter Witz.

Das ist nicht Ausdruck der inter-
nationalen Verantwortung, von der
Sie immer so gern reden. Sehen Sie
endlich der humanitären Verpflich-
tung und der Realität ins Auge. Re-
den Sie mit den Ländern und Kom-
munen.

Herr Steinmeier, was nun wirklich
gar nicht geht und was Sie dringend
aufklären müssen, ist, ob es wirklich
Missbrauch, ob es wirklich Beste-
chung bei der Terminvergabe in
deutschen Vertretungen gab. Falls ja,
dann muss hier sehr schnell gehan-
delt werden.

Meine Damen und Herren, mehr
tun und weniger Politik antäuschen,
das würde ich mir auch wünschen,
wenn es um die großen Skandale

geht, die wir unter den Kürzeln
„NSU“ und „NSA“ kennen. 104 Tage
dauert der NSU-Prozess jetzt. Frau
Merkel, Sie haben in Ihrer Gedenk-
rede vor den Hinterbliebenen rück-
haltlose Aufklärung zugesagt, und
Sie haben versprochen, alles zu tun,
damit sich so etwas nie wiederholen
kann. Ich nehme Ihnen ab, dass Sie
diese Worte ehrlich gemeint haben.
Nur: Es gibt bis heute weder eine
neue Sicherheitsarchitektur, noch
wurden der strukturelle Rassismus
und die Blindheit auf dem rechten
Auge in den Sicherheitsbehörden ge-
heilt. Wir haben hier noch eine ech-
te Hausaufgabe, und ich verlange
von Ihnen, dass Sie sie angehen und
dass Sie sie nicht „wegschwurbeln“
nach dem Motto: Es wird ja hoffent-
lich nichts wieder passieren.

Die Sicherheitsbehörden wursch-
teln weiter vor sich hin. Selbst Ihr
Koalitionspartner CSU macht im-
mer wieder weiter mit Scharfmache-
rei. Gestern, am Internationalen Ro-
ma-Tag, haben wir gehört, in wel-
chem Ausmaß Sinti und Roma bei
uns in Europa und darüber hinaus
diskriminiert, beschimpft und ver-
folgt werden. Angesichts dessen
klingt der Satz „Wer betrügt, der
fliegt“ noch zynischer, noch kälter.

Dieser Satz hat nichts mit Men-
schenwürde zu tun. Hören Sie damit
auf, und fangen Sie an, Rassismus zu
bekämpfen, weil es um die Men-
schenwürde aller geht.

Dazu gehört es dann auch, dass
man bei der Reform des Staatsbürger-
schaftsrechts eben nicht wieder nur
den halben Weg geht. Willkommens-
kultur, das heißt doch „Ihr seid wirk-
lich willkommen“. Wir dürfen nicht
wieder Staatsbürgerschaften erster
und zweiter Klasse schaffen. Deswe-
gen sage ich Ihnen klar und deutlich:
Lassen Sie den Optionszwang kom-
plett fallen! Erst dann haben wir ei-
ne Willkommenskultur. Erst dann
können wir sagen: Ja, wir leben hier
zusammen. Wir tun das gern, weil
wir etwas voneinander haben.

Im Innenausschuss mussten wir
von Herrn Ziercke erfahren, dass das
BKA heute so aufgestellt ist, dass die
rechte Hand nicht so genau weiß,
was die linke tut. Jede Woche gibt es
etwas Neues, immer mehr Chaos.
Frau Merkel, was haben Sie eigent-
lich getan, als bekannt wurde, dass
Ihr Handy und die Telefonate und E-
Mails von Millionen von Deutschen
abgehört wurden? Sie haben heute
hier dargestellt, es sei sehr kompli-
ziert, das alles europäisch zu regeln.
Was haben Sie getan? Sie haben eine
platonische Brieffreundschaft mit
den USA und mit Großbritannien
begonnen. Wir wissen: Sie schrei-
ben, aber niemand antwortet.

Dieser Skandal muss aufgeklärt
werden. Ich bin heilfroh, dass wir
jetzt den NSA-Untersuchungsaus-
schuss haben. Ich sage Ihnen: Es ist
ein harter Job, dafür zu sorgen, dass
die Rechte der Bürgerinnen und Bür-
ger auf Selbstbestimmung, auf Ge-
heimnis, darauf, dass sie über ihre
eigenen Daten verfügen können, in
diesem Land wiederhergestellt wer-

den. Deswegen ist es richtig, dass
Herr Snowden aussagt. Deswegen ist
es richtig, dass wir aufklären, mit al-
ler Kraft und mit allen Mitteln, die
uns zur Verfügung stehen. Wir dür-
fen uns nicht zurückziehen und sa-
gen, das sei kompliziert, sondern wir
müssen unsere Energie dafür einset-
zen und sagen: Ja, das wollen wir,
und zwar bei aller Freundschaft.

Gestern war – das kann man nicht
anders sagen – ein großer Tag für die
Bürgerrechte. Allen Hardlinern, die
so gerne davon reden, dass man
durch die Vorratsdatenspeicherung
die Sicherheit erhöhen würde, sage
ich: Die Vorratsdatenspeicherung
war falsch, ist falsch und bleibt
falsch. Wir sind froh, dass der Euro-
päische Gerichtshof sehr deutlich
gemacht hat, dass die anlasslose
Speicherung von Millionen von Da-
ten nicht geht, dass sie nichts mit
Bürgerrechten zu tun hat. Ich bin
sehr froh, dass der Europäische Ge-
richtshof dieses Zeichen für Bürger-
rechte und Freiheit kurz vor der Eu-
ropawahl gesetzt hat. Heute stehe
ich hier und kann sagen: Auch des-
wegen, wegen der Freiheit, bin ich
stolz, eine Europäerin zu sein.

Es macht wirklich keinen Sinn,
jetzt nationale Alleingänge zu star-
ten.

Meine Damen und Herren, wenn
man sich den Streit um das Renten-
paket in Ihrer Koalition vor Augen
führt, muss man sagen: Bei diesem
Paket und auch bei dem Streit, den
Sie darüber führen, vergessen Sie
diejenigen, die wirklich Unterstüt-
zung brauchen. Sie vergessen die
kommenden Generationen, lassen
die Krankenschwester und den
Zahntechniker aber brav ihre Beiträ-
ge zahlen. Sie vergessen diejenigen,
die 30 Jahre lang wirklich hart gear-
beitet haben und nun nicht mehr
können. Sie verfahren nach dem
Motto „Nach mir die Sintflut". Die
Folgen Ihrer Politik verschieben Sie
auf das Jahr 2018; dann wird es ja ir-
gendwie weitergehen. Ich sage Ih-
nen: Das ist nichts, Frau Nahles, wo-
rauf man stolz sein kann. Da fehlen
die Fachkräfte. Da fehlt die Unter-
stützung für diejenigen, die ganz
draußen sind.

Meine Damen und Herren, ges-
tern haben Sie gesagt, die Union
wolle gegenüber der SPD vertrags-
treu sein. Mir wäre es lieber, Sie wä-
ren vertragstreu gegenüber denen,
die es wirklich nötig haben: gegen-
über unseren Kindern und Enkeln,
gegenüber der Umwelt und dem Kli-
ma, gegenüber all denen, die wirk-
lich etwas riskieren, hart arbeiten
und Verantwortung für sich und an-
dere übernehmen. Die alle werden
nämlich nicht fragen: „Habt ihr euch
in der Großen Koalition damals gut
verstanden?", sondern die werden
fragen: Habt ihr eigentlich auch an
uns und unsere Zukunft gedacht?
Deswegen: Übernehmen Sie Verant-
wortung, meine Damen und Her-
ren!

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Die
Vorratsdaten-
speicherung
war falsch,

ist falsch und
bleibt falsch.
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Wer er Frau Katrin Göring-
Eckardt eben aufmerksam
zugehört hat, der konnte

den Eindruck gewinnen, dass sich un-
ser Land im Augenblick in einem aus-
gesprochen schlechten Zustand befin-
det.

Da haben Sie, Frau Göring-Eckardt,
an der Wahrnehmung der allermeis-
ten Menschen in diesem Lande kom-
plett vorbeigeredet.

Sie haben kein Wort zur wirtschaft-
lichen Situation verloren.

In der Tat, wir haben die niedrigste
Arbeitslosigkeit seit der Wende,
gleichzeitig den höchsten Stand der
Beschäftigung.

Wir haben Überschüsse in allen So-
zialversicherungen. Wir haben die
höchsten Steuereinnahmen in der Ge-
schichte dieses Landes.

Bund, Länder und Unternehmen
zusammen geben in diesem Jahr 80
Milliarden Euro für Forschung und
Entwicklung aus. Auch wenn ich
weiß, dass damit nicht alle Probleme
in diesem Land schon gelöst sind– die
Wahrheit ist doch: Dieses Land steht
augenblicklich ausgesprochen gut da,
meine Damen und Herren.

So etwas zu sagen – ich weiß das aus
eigener, noch gar nicht so lange zu-
rückliegender Erfahrung–-, fällt in der
Opposition schwer, aber Sie hätten al-
len Grund gehabt, darauf hinzuwei-
sen; denn, Frau Göring-Eckardt, Sie
waren bei den Grünen doch schon
einmal Fraktionsvorsitzende, nämlich
als Rot-Grün vor zehn Jahren die Ar-
beitsmarktreformen ganz entschlos-
sen angepackt hat.

Sie haben einen ganz wesentlichen
Anteil daran, dass dieses Land heute
wirtschaftlich so stark ist.

Ich finde, auch die Grünen können
sich einmal über die wirtschaftlichen
Erfolge in diesem Land freuen.

Jetzt kommt es darauf an, alles da-
für zu tun, dass diese wirtschaftliche
Stärke erhalten bleibt, und dafür zu
sorgen, dass alle Menschen davon
profitieren. Wir wollen, dass alle Bür-
gerinnen und Bürger in Deutschland

an der ökonomischen Stärke teilha-
ben können, meine Damen und Her-
ren.

Dass es uns im Augenblick so gut
geht, ist keineswegs selbstverständ-
lich. Die Krise auf der Krim hat uns ge-
zeigt, wie schnell die Stabilität in
Europa in Gefahr geraten kann. Russ-
land hat auf der Krim eigenmächtig
Grenzen verschoben. Das war ein kla-
rer Verstoß gegen das Völkerrecht.
Trotzdem oder gerade deshalb ist es
gut, dass die internationale Gemein-
schaft auf Verhandlungen und Diplo-
matie setzt, um eine weitere Eskalati-
on zu verhindern. Konflikte können
militärisch entschieden werden; aber
sie können nicht mit militärischen
Mitteln gelöst werden.

Deshalb bin ich froh, dass die Bun-
deskanzlerin und Bundesaußenmi-
nister Steinmeier von Anfang an klar-
gemacht haben: Es gibt keine militä-
rischen Optionen.

Dieser Konflikt
muss mit diplomati-
schen und politi-
schen Mitteln bear-
beitet werden, zum
Beispiel mit den di-
rekten Verhandlun-
gen, die die Bundes-
kanzlerin angespro-
chen hat.

Die Menschen in der Ukraine
kämpfen gegen Korruption und Ge-
walt. Sie kämpfen für Demokratie
und für freie Wahlen. Ich wünsche
mir, dass sie am 25. Mai in der Ukrai-
ne diese freien Wahlen ohne Störun-
gen, ohne Behinderungen durchfüh-
ren können und dass die Einheit ihres
Landes erhalten bleibt.

Angesichts dieser existenziellen Fra-
gen, mit denen sich die Ukrainer aus-
einandersetzen müssen, empfinde ich
es – ich weiß nicht, wie es Ihnen geht
– schon als einen gewissen Luxus, dass
wir hier und heute im Bundestag die
Vorlage eines strukturell ausgegliche-
nen Haushalts beraten dürfen; ich
glaube, das sollte man auch einmal er-
wähnen. Dieser Haushalt ist nicht
selbstverständlich. Das ist eine Zäsur.
Darauf mussten die Bürgerinnen und
Bürger 46 Jahre lang warten. 46 Jahre
haben wir neue Schulden aufgetürmt.
Damit ist jetzt Schluss. Das ist eine
ganz klare Botschaft an die jungen
Menschen in diesem Land: Wir wol-
len damit aufhören, Politik auf dem
Rücken der jungen Generation zu ma-
chen.

Ich bedanke mich bei Bundesfi-
nanzminister Schäuble, dass er uns ei-
nen solchen Haushalt vorgelegt hat.
Dafür müsste er eigentlich eine John-
Maynard-Keynes-Medaille bekom-
men, wenn es so etwas gäbe. Wir
schaffen angesichts des hohen Schul-
denstandes zwar keine echten Reser-
ven, aber wir tun in wirtschaftlich gu-

ten Zeiten das Mindeste, was wir tun
können:  Wir legen einen ausgegliche-
nen Haushalt vor, damit wir in
schlechten Zeiten auch wieder hand-
lungsfähig sein können.

Auf diese Weise hat die letzte Gro-
ße Koalition – darauf ist schon hinge-
wiesen worden – entscheidend dazu
beigetragen, dass wir heute wirtschaft-
lich stark sind. Ich möchte ganz be-
sonders Peer Steinbrück und Olaf
Scholz erwähnen. Ihnen haben wir es
zu verdanken, dass Deutschland in
der Krise von 2009 seine industrielle
Basis behalten hat. Ohne Kurzarbei-
tergeld und Konjunkturprogramm
wäre vieles unwiederbringlich verlo-
ren gegangen. Gut, dass wir das ver-
hindert haben.

Wir sollten aber natürlich auch
nicht vergessen, dass jetzt ein struktu-
rell ausgeglichener und im nächsten
Jahr ein vollständig ausgeglichener

Haushalt nicht allein
das Verdienst der
Bundesregierung und
der Politik sind; denn
wir profitieren zwei-
fellos auch von der
Schwäche der ande-
ren.

Wir profitieren von
historisch niedrigen
Zinsen durch die

Euro-Krise. Statt wie in 2008 40 Milli-
arden Euro zahlt der Bund in 2014 vo-
raussichtlich nur noch 30 Milliarden
Euro Zinsen. Das sind zwar 25 Pro-
zent weniger, aber es sind immer noch
10 Prozent der gesamten Steuerein-
nahmen des Bundes. Mit anderen
Worten: 10 Prozent der Steuereinnah-
men führen wir direkt an Kapitalanle-
ger ab, die jahrzehntelang von wach-
sender Staatsverschuldung profitiert
haben. Diese Art der Umverteilung
können wir in Zukunft beenden.

Egal wie die jeweilige ökonomische
Theorie zum Schuldenmachen aus-
fällt: Faktisch verengen Schulden und
Zinsen den Spielraum für die gesam-
te Politik. Sie begrenzen die Hand-
lungsfähigkeit des Staates. Wir wollen
einen handlungsfähigen Staat. Des-
halb ist ein ausgeglichener Haushalt
ein Haushalt für die Zukunft dieses
Landes.

Wir sagen Ja zur Schuldenbremse.
Aber die Schuldenbremse darf keine
Investitionsbremse werden.

Über die schwarze Null kann sich
die schwäbische Hausfrau nur dann
richtig freuen, wenn ihr Haus auch in
Schuss ist.

Ein ausgeglichener Haushalt und
öffentliche Investitionen sind kein
Widerspruch. Beides ist gleichzeitig
möglich, wenn wir Haushaltsüber-
schüsse erwirtschaften und sie in die
richtige Richtung lenken. Das tun wir.
Wir investieren in dieser Legislaturpe-
riode 6 Milliarden Euro mehr in Bil-

dung, 3 Milliarden mehr in For-
schung, 5 Milliarden Euro für die öf-
fentliche Verkehrsinfrastruktur und
700 Millionen Euro in den Städtebau.
Wir entlasten Länder und Kommu-
nen, damit sie selber wieder in die La-
ge kommen, in Bildung und Infra-
struktur zu investieren.

Ich sage ganz klar: Die 6 Milliarden
Euro, die wir den Ländern für die Ent-
lastung in den Bereichen Kita, Bildung
und Hochschule zugesagt haben,
brauchen sie dringend; denn die Län-
der haben es natürlich schwerer als
der Bund, zu einem ausgeglichenen
Haushalt zu kommen. Im Bund ha-
ben wir eine Personalkostenquote
von gut 8 Prozent; in den Ländern ha-
ben wir eine Personalkostenquote
von gut 38 Prozent. Mit anderen Wor-
ten: Niemand will, dass die Länder für
die Haushaltskonsolidierung Polizei-
beamte, Lehrer oder Professoren nach
Hause schicken. Sie müssen diesen
Personalbestand erhalten, teilweise
sogar aufbauen. Das sollten wir be-
rücksichtigen und dafür sorgen, dass
dieses Geld möglichst bald zu den
Ländern kommt.

Wenn es neue Spielräume im Haus-
halt geben sollte, müssen wir über ih-
re Verwendung reden. Ich plädiere da-
für, dass wir dann Prioritäten setzen.
Dazu gehören für mich Investitionen
in eine moderne Infrastruktur und in
bessere Bildungschancen. Was die In-
frastruktur angeht: Die 5 Milliarden
Euro reichen vermutlich nicht aus für
eine durchgreifende Verbesserung der
Situation. Deshalb möchte ich Herrn
Dobrindt, der im Augenblick nicht
anwesend ist, zurufen: Wenn Sie den
schnellstmöglichen Weg wählen, die
Einbeziehung der Bundesstraßen in
die Maut zu erreichen, dann haben Sie
dabei die volle Unterstützung der
SPD-Bundestagsfraktion.

Im Übrigen warten unsere Kommu-
nen auf weitere Entlastung durch die
Reform der Eingliederungshilfe.

Schließlich sind wir uns auch darü-
ber einig, dass es in dieser Wahlperi-
ode eine BAföG-Erhöhung geben
muss. Es kann nicht sein, dass wir 10
Milliarden Euro für die Rente verwen-
den, aber am Ende kein Geld für
BAföG haben. Das muss zur Verfü-
gung stehen, meine Damen und Her-
ren.

Viele Menschen wundern sich beim
Blick auf ihren Gehaltszettel, wie we-
nig Geld von einer Lohnerhöhung üb-
rig bleibt. Der Grund dafür ist die
Steuerprogression. Sie ist übrigens ei-
ne Errungenschaft des modernen
Staates, weil sie ganz im Sinne der so-
zialen Marktwirtschaft sicherstellt,
dass die starken Schultern mehr tra-
gen als die schwachen, und weil sie
dadurch die Kluft zwischen den Ge-
winnern und Verlierern unserer Ge-
sellschaft verkleinert. Aber wenn die
Progression so gestaltet ist, dass Lohn-
erhöhungen für Facharbeiter nach Ab-
zug der Steuern gerade zum Erhalt der
Kaufkraft reichen, dann ist das weder
fair noch gerecht. Deshalb bin ich der
Meinung, dass wir über den Abbau
der kalten Progression reden müssen,
aber – das sage ich mit Blick auf die
Debatte, die wir gestern hatten – oh-

ne solide und vollständige Gegenfi-
nanzierung wird das nicht möglich
sein. Auf keinen Fall wollen wir, dass
nach einer Tarifreform weniger Geld
für Investitionen, Bildung, Infrastruk-
tur und kommunale Entlastung zur
Verfügung steht.

Wir brauchen beides: ein gerechtes
Steuersystem und Investitionen für
die Zukunft.

Meine Damen und Herren, in den
ersten hundert Tagen haben die Mi-
nisterien gute Arbeit gemacht; in den
nächsten hundert Tagen wird das Par-
lament die Hauptrolle spielen. Wir
werden ein halbes Dutzend wichtiger
Gesetze beraten und verabschieden.
Gestern hat das Kabinett die EEG-Re-
form beschlossen. Bei dieser Reform
geht es um nichts weniger als die Ak-
zeptanz der Energiewende. Ich sage:
Wenn wir mit der Reform weiter zuge-
wartet hätten, dann wäre absehbar ge-
wesen, dass dieses Jahrhundertprojekt
im Volkszorn der Verbraucher und in
der Wut über die Abwanderung indus-
trieller Arbeitsplätze untergegangen
wäre. Ich bin deshalb froh, dass Sig-
mar Gabriel das verhindert hat.

Er hat es geschafft, gegenüber einer
Vielzahl von Partikularinteressen das
allgemeine Wohl durchzusetzen. Er
hat es geschafft, gegen die Europäi-
sche Kommission die Industrierabat-
te zu verteidigen. Frau Göring-Eck-
ardt, das hat doch nichts mit Lobby
für die Industrie zu tun.

Das ist Lobby für hochwertige in-
dustrielle Arbeitsplätze in Deutsch-
land.

Ich lade Sie gerne zu einer Personal-
versammlung eines Unternehmens
ein, das stromintensiv produziert und
im internationalen Wettbewerb steht.

Dann können Sie diese Thesen ja
noch einmal vortragen.

Wir begrenzen den Anstieg der
Strompreise für Verbraucher und er-
halten die Fähigkeit der stromintensi-
ven Industrie, zu wettbewerbsfähigen
Bedingungen in Deutschland weiter
zu produzieren. Das hinzubekom-
men, war gewiss ein politischer Kraft-
akt. Dafür danke ich dem Wirtschafts-
minister.

Schon in der letzten Woche hat das
Kabinett mit dem Mindestlohn eines
der wichtigsten Projekte aus dem Ko-
alitionsvertrag auf den Weg gebracht.
Der flächendeckende gesetzliche Min-
destlohn von 8,50 Euro bedeutet für
Millionen von Menschen in diesem
Land eine ganz spürbare direkte Ver-
besserung ihres Lebens. Die meisten
der 4 Millionen Menschen, die weni-
ger als 8,50 Euro verdienen, bekom-
men die größte Lohnerhöhung ihres
Lebens. Aber nicht nur das: Ihrer Ar-
beit werden Wert und Würde zurück-
gegeben.

Dass wir jetzt für alle Arbeitnehmer
eine gesetzliche Lohnuntergrenze be-
kommen, ist eine der wichtigsten So-
zialreformen der letzten Jahrzehnte.
Der Mindestlohn gehört in eine lange
Reihe fortschrittlicher sozialer Gesetze
in Deutschland. Das begann 1883 mit
der Absicherung im Krankheitsfall;

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen 

Thomas Oppermann, SPD:

Dieses Land steht augenblicklich
ausgesprochen gut da 

Ein 
ausgeglichener
Haushalt ist ein
Haushalt für die

Zukunft des
Landes.
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1927 gab es die Absicherung bei Ar-
beitslosigkeit. 1957 kam die dynami-
sche Rente. 1995 kam der Schutz bei
Pflegebedürftigkeit, der jetzt von Ge-
sundheitsminister Gröhe und der Ko-
alition auf eine neue Stufe gehoben
wird. Diese Reformen sollten die Ar-
beitnehmer dort schützen, wo sie der
freie Markt nicht schützt. Jetzt ergän-
zen wir die soziale Marktwirtschaft
um einen Schutz, der bisher gefehlt
hat: der Schutz vor Hungerlöhnen,
vor Löhnen, bei denen man den gan-
zen Tag arbeiten muss, von denen
man aber nicht leben kann. Diese
Löhne wird es in Zukunft nicht mehr
geben. Ich bedanke mich bei Andrea
Nahles dafür, dass sie das so schnell
vorangetrieben hat.

In der Gesetzesberatung werden wir
alles besprechen. Aber wir sollten nicht
so tun, als könnten wir einfach ganze
Branchen oder Altersgruppen vom
Mindestlohn ausnehmen, ohne dass
neue grobe Verzerrungen auf dem Ar-
beitsmarkt herbeigeführt würden.
Dann entwickeln findige Unternehmer
daraus sofort wieder ein Geschäftsmo-
dell. Solche Anreize wollen wir nicht.
Diese Anreize wollen übrigens auch
die Arbeitgeber nicht: Ein Unterneh-
mer, der ordentliche Löhne zahlt, will
keine Konkurrenz durch Unternehmer,
die mit Billiglöhnen arbeiten.

Gesetzliche Mindestlöhne und Ta-
rifverträge sorgen für fairen Wettbe-
werb und gute Sozialpartnerschaft.
Beides wollen wir stärken.

Genauso wie der Mindestlohn ist
auch das Rentenpaket ein Gebot der
Gerechtigkeit und des Respekts. Denn
eine erfolgreiche Wirtschaft hängt
nicht nur davon ab, dass wir kreative
Unternehmer und eine hohe Produk-
tivität haben, sondern sie hängt auch
davon ab, dass die Menschen das Ge-
fühl haben, dass es in diesem Lande
fair und gerecht zugeht. Deshalb
schließen wir mit der Mütterrente ei-
ne Gerechtigkeitslücke. Wir wollen,
dass die Lebensleistung von Müttern
nicht nur in Sonntagsreden gewür-
digt, sondern auch finanziell hono-
riert wird.

Das gilt auch für die Langzeitarbeit-
nehmer. Von allen Menschen, die
2012 in Altersrente gegangen sind, ta-
ten dies 39 Prozent bis zum Alter von
63. Dabei nehmen sie zum Teil erheb-
liche Abschläge bei ihrer Rente in
Kauf. Wer im Alter von 63 dann schon
45 Jahre gearbeitet hat, der empfindet
solche Abschläge als eine ganz grobe
Ungerechtigkeit. Viele von denen ha-
ben schon mit 15 oder 16 zu arbeiten
begonnen. Diesen Arbeitnehmern
wurde nichts geschenkt. Die mussten
hart arbeiten, und deshalb wollen wir,
dass sie jetzt nach 45 Beschäftigungs-
jahren schon mit 63 eine abschlags-
freie Rente bekommen.

Ich finde, wir sollten damit aufhö-
ren, Menschen, die 45 Jahre gearbei-
tet haben, als „potenzielle Frührent-
ner“ zu bezeichnen. Viele von denen
haben länger gearbeitet als die, die re-
gulär in Rente gehen.

Ich sehe nicht die Gefahr einer Ent-
lassungswelle; die darf und wird es
nicht geben. Erstens haben die Arbeit-
geber es selber in der Hand. Ich glau-

be nicht, dass sie erfahrene und qua-
lifizierte Arbeitnehmer vor Rentenein-
tritt in die Arbeitslosigkeit schicken.
Zweitens werden wir im parlamenta-
rischen Verfahren dafür sorgen, dass
es keine Vorteile bringt, wenn Arbeit-
nehmer zwei Jahre vor der Rente frei-
willig in die Arbeitslosigkeit gehen.
Drittens gibt es bei
vielen den Wunsch,
den Übergang von
der Arbeit in die Ren-
te zwischen 60 und
67 und auch in der
Zeit danach flexibler
zu gestalten. Wir sind
bereit, gemeinsam
mit den Kolleginnen
und Kollegen aus der
Union dafür nach Wegen zu suchen;
da sind wir gesprächsbereit. Es gilt na-
türlich das Struck'sche Gesetz: Kein
Gesetz verlässt den Bundestag so, wie
es in ihn hineingekommen ist. Aber es
gibt auch ein zweites Gesetz. Dieses
Gesetz besagt: Kein Gesetzentwurf aus
dem Kabinett darf in der parlamenta-
rischen Beratung schlechter werden.

Es gilt sozusagen auch ein Ver-
schlechterungsverbot. Daran werden
wir uns orientieren müssen.

Wir beschränken uns aber nicht auf
ökonomische Stärke und soziale Ge-
rechtigkeit. Wir wollen auch, dass
Deutschland ein modernes, tolerantes
und weltoffenes Land bleibt. Mit dem
Doppelpass und der Einführung einer
Frauenquote in Aufsichtsräten schaf-
fen wir Meilensteine im Staatsbürger-
schaftsrecht und bei der Gleichstel-
lung von Männern und Frauen. Da-
rauf haben die Menschen in diesem
Lande lange gewartet.

Ohne die doppelte Staatsbürger-
schaft würden in den nächsten Jahren
400 000 junge Menschen, die in
Deutschland geboren und aufgewach-
sen sind, zu einer schwerwiegenden
Entscheidung gezwungen. Dabei ha-
ben viele von ihnen zwei Herzen in ei-
ner Brust. Zusammen mit der Integra-

tionsbeauftragten Ay-
dan Özo?uz bin ich
der Meinung, dass die
Integration in
Deutschland erfolg-
reicher wird und bes-
ser gelingt, wenn wir
die jungen Menschen
nicht mehr zu dieser
Entscheidung zwin-
gen.

Justizminister Heiko Maas und In-
nenminister de Maizière haben dazu
einen sehr guten und unbürokrati-
schen Kompromiss erarbeitet.

Die beiden Minister sind auch an-
gesprochen, wenn es um das Thema
Vorratsdatenspeicherung geht. Der
Europäische Gerichtshof hat jetzt ent-
schieden. Wenn sowohl das höchste
deutsche Gericht, das Bundesverfas-
sungsgericht, als auch das höchste eu-
ropäische Gericht die geltenden For-
men der Vorratsdatenspeicherung ver-
werfen, dann sollten wir einen Mo-
ment innehalten und überlegen, was
das bedeutet. Ich glaube, dass ein
schneller nationaler Alleingang jetzt
nicht die richtige Antwort ist.

Wir müssen genau überlegen, wie
wir das Verhältnis von Freiheit und Si-
cherheit bestimmen wollen. Wir müs-
sen sehr sorgfältig überlegen: Wie viel
Freiheit sind wir bereit herzugeben für
mehr Sicherheit? Das ist die Grundla-

ge, auf der wir jetzt miteinander spre-
chen müssen, wenn es darum geht,
wie mit der Situation umzugehen ist.
Ich bin sicher, dass wir am Ende eine
gute Entscheidung treffen werden.

Meine Damen und Herren, Manue-
la Schwesig ist die erste Frauenminis-
terin in Deutschland, die mit der
Mehrheit dieser Koalition eine gesetz-
liche Frauenquote für börsennotierte
Unternehmen auf den Weg bringt.

Kleine und mittlere Unternehmen
müssen sich künftig selbst verbindli-
che Vorgaben machen. 

Für die einen gilt eine gesetzliche
Regelung, für die anderen eine Selbst-
verpflichtung. Das Schöne daran ist:
Wir können sehen, was besser funk-
tioniert.

Die Unternehmen werden jetzt in
einen Wettbewerb um die qualifizier-
testen Frauen eintreten.

Ich sage Ihnen: Dieser Wettbewerb
wird nicht scheitern; denn noch nie
gab es so viele gut ausgebildete Frau-
en in Deutschland wie heute.

Meine Damen und Herren, den
Kommunen, die derzeit mit steigen-
den Mieten und wachsenden sozialen
Problemen zu kämpfen haben, sagen
wir ganz klar: Wir lassen sie nicht im
Stich! Deshalb haben wir schnelle
Hilfen für die Städte verabredet, die
sich allein nicht helfen können. Bau-
ministerin Barbara Hendricks wird
dazu die Mittel für das Programm
„Soziale Stadt“ mehr als verdreifa-
chen. Damit helfen wir auch den Städ-
ten, die von einer punktuell konzen-
trierten Zuwanderung besonders be-
troffen sind.

Und, ja, wir brauchen in den gro-
ßen Ballungszentren die Mietpreis-

bremse; nicht überall, aber wir brau-
chen sie dort, wo alteingesessene
Mieter durch steigende Mieten aus
ihrem Stadtviertel verdrängt werden.
Wir brauchen sie dort, wo die sozia-
le Mischung in unseren Städten be-
droht ist. Und wir brauchen sie nicht
zuletzt dort, wo Familien keine
Wohnung mehr in der Nähe von Ki-
ta und Schule finden. Deshalb muss
es in bestimmten Fällen die Mög-
lichkeit geben, den dramatischen
Anstieg der Mieten zu stoppen. Das
tun wir.

Genauso müssen wir auf dem
Markt der Immobilienmakler aufräu-
men. Dort gibt es eine große Unge-
rechtigkeit: Viele Menschen bezahlen
Maklergebühren, obwohl sie nie in ih-
rem Leben einen Makler beauftragt
haben. Hier führen wir jetzt das Prin-
zip „Wer die Musik bestellt, der be-
zahlt sie auch“ ein. Das ist soziale
Marktwirtschaft.

In den nächsten Wochen und Mo-
naten kommt einiges auf uns zu. Bis
zur Sommerpause werden wir in den
Ausschüssen und im Plenum intensiv
über die Gesetzentwürfe beraten. Ich
freue mich auf die Beratungen in der
Koalition, auf die Beratungen mit Vol-
ker Kauder und mit Gerda Hasselfeldt.
Ich glaube, die Große Koalition wird
am Ende zeigen, dass wir auch bei
schwierigen Gesetzen zu vernünftigen
Kompromissen kommen. Das wird
Deutschland ökonomisch stärker und
moderner machen, und es wird das
Leben der Menschen in diesem Lande
Stück für Stück verbessern.

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall

bei der CDU/CSU)
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In der Regierungserklärung der
Bundeskanzlerin zum Start dieser
Großen Koalition und gestern in

der Rede des Bundesfinanzministers
zur Einbringung des Haushalts 2014
ist eine zentrale Botschaft dieser Gro-
ßen Koalition immer wieder formu-
liert worden: Wir wollen durch unse-

re gemeinsame Arbeit in dieser Koali-
tion erreichen, dass es den Menschen
nach diesen vier Jahren besser geht als
jetzt. Das ist ein ambitioniertes Ziel,
weil – darauf hat Thomas Opper-
mann zu Recht hingewiesen – unser
Land schon jetzt gut dasteht und weil
es den Menschen schon jetzt objektiv
und im Vergleich zu den Menschen in
anderen Ländern in Europa und in
der Welt gut geht.

Was ist der Maßstab dafür, dass wir
sagen können: „Es geht den Menschen
besser“? Da kann man unterschiedli-
che Punkte formulieren. Ich glaube,
der entscheidende Punkt ist, dass die
Menschen Arbeit haben und die junge
Generation Chancen hat und damit
Jung und Alt, auch die mittlere Gene-
ration, jeder in unserem Land, durch
eigene Arbeit ihr Leben gestalten kön-
nen. Das ist es, was soziale Marktwirt-
schaft verlangt. Das hat etwas mit Wür-
de zu tun. Dass jeder aus eigener Kraft
sein Leben gestalten kann, das ist un-
ser Ziel in dieser Großen Koalition.

Um das zu erreichen, brauchen wir
unsere industrielle Basis. Die Bundes-
kanzlerin hat vorhin darauf hingewie-
sen, dass bei uns der industrielle Sek-
tor noch gut 20 Prozent bei der Wert-
schöpfung ausmacht. Wenn man die
Dienstleistungen, die zu diesem Be-
reich gehören, hinzurechnet, ist der
Anteil sogar noch höher. Ich bin au-
ßerordentlich froh, dass Prognosen –
daran sieht man übrigens, wie das mit
Prognosen so ist –, die einmal aufge-
stellt worden sind, dass wir auf dem
direkten und schnellen Marsch von
der Industriegesellschaft in die
Dienstleistungs- und Informationsge-
sellschaft seien, Gott sei Dank nicht
eingetreten sind. Überall in Europa
können wir es beobachten: Dort, wo
es mit dem industriellen Sektor nicht
stimmt, geht es den Menschen nicht
so gut wie bei uns in der Bundesrepu-
blik Deutschland.

Deshalb ist es notwendig und wich-
tig, die wirtschaftliche Position, die
wirtschaftliche Stärke unseres Landes

zu erhalten. Die wirtschaftliche Stärke
hängt natürlich von einigen Faktoren
ab. Gerade in einem Industrieland ist
die Energieversorgung zentral. Man
schaut in der ganzen Welt auf uns, ob
ein industrialisiertes Land wie
Deutschland die Energiewende so
hinbekommt, dass die Wirtschaft wei-
terhin gut laufen kann. Das ist wahr-
scheinlich eines der größten Vorha-
ben, das diese Große Koalition bewäl-
tigen muss.

Erste Schritte wurden mit der Re-
form des EEG gemacht. Natürlich
kann man sich wünschen, dieses oder
jenes etwas schneller zu erreichen.
Aber wir wissen in unserem Land
doch nicht nur aus der Diskussion
über das EEG, dass wir in diesem fö-
deralen Staat nur dann gute Lösungen
finden, wenn Bund und Länder zu-
sammen zu einem Ergebnis kommen.
In der letzten Woche gab es hier
durchaus einen Durchbruch. Wenn
wir dann in zwei Jahren zum Aus-
schreibungsmodell kommen, sieht
die Situation beim EEG ohnehin noch
einmal anders aus.

Ich wünsche mir jetzt, dass im Ge-
setzgebungsverfahren auf jeden Fall -
da stimme ich Thomas Oppermann
zu – keine Verschlechterungen eintre-
ten, sondern vielleicht noch Verbesse-
rungen und dass jeder seinen Beitrag
dazu leistet, dafür auch im Bundesrat

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil-Tuttlingen

Volker Kauder, CDU/CSU:

Ein Beitrag dazu, dass es 
den Menschen besser geht 

Genauso wie der
Mindestlohn ist

auch das
Rentenpaket ein

Gebot der
Gerechtigkeit.
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die erforderlichen Mehrheiten zu be-
kommen. Wir haben in der letzten
Legislaturperiode zweimal Anläufe
genommen und hier im Bundestag
Beschlüsse gefasst, um das EEG zu ver-
ändern und zu einer kostengünstige-
ren Situation zu kommen, und sind
zweimal im Bundesrat
gescheitert. Deswegen
kann man es gar nicht
hoch genug einschät-
zen, wenn es jetzt ge-
lingt, die Länder mit
ins Boot zu nehmen.

Eine der großen Sor-
gen nicht nur unserer
Wirtschaftspolitiker in
beiden Fraktionen,
sondern von uns allen war, dass unse-
re wirtschaftliche Stärke durch Ent-
scheidungen der EU-Kommission ge-
fährdet werden könnte. Man hat es ei-
gentlich gar nicht glauben können,
dass sich eine EU-Kommission auf
den Weg macht und diejenigen in
Europa, die stark sind und damit ganz
Europa mitnehmen können, womög-
lich schwächen will. Ich weiß, welch
schwierige Verhandlungen das waren.
Herr Wirtschaftsminister Gabriel, wir
sind als CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on sehr vorsichtig mit Lob vor allem
an sozialdemokratische Wirtschafts-
minister. Wir sind da sehr zurückhal-
tend.

Aber wir sind auch fair und anstän-
dig im Umgang miteinander. Deswe-
gen sage ich Ihnen: Kompliment für
das, was Sie in Brüssel für unsere Wirt-
schaft und für unser Land erreicht ha-
ben.

Die Voraussetzungen dafür zu
schaffen, dass es wirtschaftlich wei-
tergeht, heißt aber auch: Investitio-
nen in die Zukunft. Wie die Zukunft
unserer Wirtschaft aussieht, kann
man sich in diesen Tagen auf der
Messe in Hannover sehr genau an-
schauen. Bei aller Faszination über
das, was man dort erleben kann, zum
Beispiel wie Roboter miteinander
umgehen, stellen sich aber auch gro-
ße Fragen. Man fragt sich: Gelingt es
uns in Deutschland, auch in Zu-
kunftsbereichen und nicht nur in der
klassischen Produktion Fuß zu fas-
sen? Alles, was diese Roboter mitei-
nander machen, was ihnen antrai-
niert wurde, wird von irgendwoher,
von großen Rechenzentren aus ge-
steuert. Diese werden heute als
Cloud bezeichnet, „Wolke“. Die Un-
ternehmer sagen uns, dass es in
Europa keine einzige Institution gibt,
die Clouds in der notwendigen Grö-
ße zur Verfügung stellt.  Dann ist
man überrascht – vielleicht auch der
eine oder andere von Ihnen –, wenn
man hört, dass jemand, von dem
man geglaubt hat, er sei ein digitaler
Buchhändler oder Warenversender,
der größte Cloud-Besitzer ist. Ich
spreche dabei von Amazon. Amazon
ist kein europäisches und schon gar
kein deutsches Unternehmen. Die
Wirtschaft braucht diese Unterneh-
men aber, damit die Abläufe funktio-
nieren.

Jetzt wird auf uns und vor allem auf
den Bundesinnenminister die Frage
zukommen: Wie kann man unserer

Wirtschaft helfen, damit das, was sich
in der Cloud abspielt, auch sicher ist?
Ich möchte darum bitten, dass wir uns
alle folgende Frage stellen: Was kön-
nen wir machen, damit es nicht nur
ein oder zwei Monopolisten gibt, die
diesen Markt beherrschen, sondern

wir selber zum Zug
kommen? Wer ei-
nen so starken in-
dustriellen Sektor
hat, muss nach mei-
ner Auffassung die
digitalen Vorausset-
zungen schaffen,
und zwar möglichst
im eigenen Land,
und darf nicht von

anderen abhängig sein. Dafür müssen
wir unsere ganze Kraft einsetzen.

Wir müssen für Sicherheit sorgen
und Kraftanstrengungen unterneh-
men, um hier voranzukommen.

Mit diesem Bundeshaushalt leisten
wir einen Beitrag dazu, dass es den
Menschen besser geht. Wolfgang
Schäuble hat darauf hingewiesen,
dass wir in dieser Legislaturperiode
ein ambitioniertes Projekt haben,
nämlich einen Haushalt ohne neue
Schulden vorzulegen. Dieses Projekt
beginnt in diesem Jahr. 2015, 2016
und 2017 stehen wir dann vor der gro-
ßen Herausforderung, keine neuen
Schulden zu machen. Lieber Wolf-
gang Schäuble, herzlichen Dank, dass
dieser Weg gegangen wurde. Eines
muss aber klar sein – das sage ich an
die gesamte Koalition gerichtet –:
Wolfgang Schäuble ist darauf ange-
wiesen, dass wir alle mitmachen. Das
kann nicht nach dem Motto gesche-
hen: Da müht sich einer, einen Haus-
halt ohne Schulden zu machen, und
andere überlegen, wie man neue Pro-
jekte in den Haushalt einbringen
kann. – Deswegen sage ich zu, dass
wir in diesen Haushaltsplanberatun-
gen die Vorgaben nicht überschreiten
werden. Wir werden eher versuchen,
noch etwas weniger Ausgaben zu pro-
duzieren. Es ist die Aufgabe einer Re-
gierungskoalition, einen solch erfolg-
reichen Weg zu unterstützen. Das wer-
den wir auch tun.

Im Hinblick auf die wirtschaftliche
Entwicklung – Wolfgang Schäuble hat
völlig zu Recht darauf hingewiesen –
spielt auch Zuverlässigkeit eine Rolle.
Lieber Kollege Oppermann, man
kann hier ruhig einmal sagen, dass die
Zusammenarbeit mit Ihnen gut ist
und wir unsere Projekte gut voran-
bringen. Allen Formulierungen in
dem einen oder anderen Organ oder
Magazin zum Trotz bin ich sicher: Wir
werden diese Große Koalition zu ei-
nem genauso großen Erfolg führen
wie die letzte.

Frau Göring-Eckardt, es tut mir ja
außerordentlich leid. Ich hätte mich
genauso gefreut, wenn ich hätte sagen
können, dass wir gut zusammenarbei-
ten. Aber Sie wollten nicht. Daher ist
jetzt Schluss mit dem Thema.

Die Grünen mögen sich beruhigen.
Wir können das nachher noch bilate-
ral besprechen.

Die Wirtschaft muss sich darauf ver-
lassen können, dass sie die großen In-
vestitionen, von denen ich vorhin ge-

sprochen habe, auch finanziert be-
kommt. Nicht aus Jux und Tollerei,
sondern um die Wirtschaft in diese
Lage zu versetzen, haben wir gesagt:
Das Geld muss in unseren mittelstän-
dischen Betrieben und in der Wirt-
schaft bleiben. Deshalb gibt es in die-
ser Legislaturperiode keine Steuerer-
höhungen. Denn alle Steuererhöhun-
gen, auch eine Erhöhung des
sogenannten Spitzensteuersatzes,
schlagen bei den familiengeführten
Unternehmen sofort durch. Deswe-
gen sage ich es an dieser Stelle noch
einmal: Es gibt in dieser Legislaturpe-
riode keine Steuererhöhungen, weder
bei der Einkommensteuer noch bei
der Vermögensteuer oder der Erb-
schaftsteuer.

Das muss ich so klar betonen, um
auf einen Punkt eingehen zu können:
Ich teile die Auffassung, dass wir den
Menschen bei der kalten Progression
durchaus etwas zurückgeben könn-
ten.

Das ist übrigens eine Auffassung,
die Sie, lieber Thomas Oppermann, in
der letzten Legislaturperiode bedauer-
licherweise nicht geteilt haben. Wenn
Sie diese Auffassung geteilt hätten,
wären wir im Bundesrat letztes Jahr
schon weiter gekommen.

Jetzt wird die Diskussion neu ge-
führt. Ich sage in aller Bestimmtheit:
Es wird, ganz egal, welches Projekt an-
gedacht wird, auf keinen Fall eine Ge-
genfinanzierung durch Steuererhö-
hungen geben. Wer das will – ich ha-
be das ein bisschen herausgehört –,
muss seine Pläne gleich begraben.

Es nützt relativ wenig – darüber
sollten wir uns vielleicht demnächst
einmal unterhalten –, ständig zu sa-
gen: „Wir könnten uns dies oder jenes
vorstellen“, und dabei den heimli-
chen Dissens zu haben, dass die einen
Steuererhöhungen wollen und die an-
deren nicht. Dann lassen wir das mit
der kalten Progression lieber. Steuer-
erhöhungen sind kein Ziel und keine
Maßnahme.

Wenn wir die kalte Progression ab-
mildern und die Kommunen damit
weniger Steuereinnahmen haben,
darf man aber nicht jammern: „Die
Kommunen brauchen Geld“, und er-
warten, dass der Bund dies alles kom-
pensiert. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wir sind bereit, den Kommu-
nen zu helfen, und wir sind auch be-
reit, den Ländern zu helfen; wir haben
dafür im Haushalt Mittel vorgesehen.
Aber eines geht beim besten Willen
nicht: dass man das austarierte System
der Finanzierung durch Steuern im
Föderalismus dieses Landes völlig auf
den Kopf stellen will. Steuermehrein-
nahmen werden geteilt nach dem
Schlüssel: 48 oder 49 Prozent be-
kommt der Bund, 52 oder 51 Prozent
die Länder. Der Bund hat den kleine-
ren Anteil, die Länder den größeren
Anteil. Aber wenn es um Steuerentlas-
tungen, um Steuersenkungen geht,
heißt es gern: Da beteiligen wir uns
nicht. – Man kann nicht bei Mehrein-
nahmen vom Verteilungsschlüssel
profitieren, aber wenn es, wie bei der
Abmilderung der kalten Progression,
um Steuersenkungen geht, erwarten,
dass der Bund alles kompensiert. Ich

kann nur sagen: Eine solche Verschie-
bung dürfen wir nicht mitmachen;
sonst kommt das gesamte System ins
Wanken.

Da sind wir uns einig, lieber Tho-
mas Oppermann; dann kann man das
aber auch durch Beifall entsprechend
zeigen. – Damit wäre dieser Punkt
auch geklärt. Man muss bestimmte
Dinge klarmachen, damit es da keine
Probleme gibt.

Der letzte Punkt, auf den ich noch
zu sprechen kommen möchte: Damit
es den Menschen besser geht nach
diesen vier Jahren, muss es auch ge-
recht zugehen. In diesem Zusammen-
hang wird über das Thema Generatio-
nengerechtigkeit gesprochen. Auch
beim Thema Generationengerechtig-
keit kann man mehrere Faktoren an-
sprechen. Der erste Punkt für Genera-
tionengerechtigkeit ist, dass wir den
jungen Menschen - es sitzen heute
sehr viele junge Menschen auf der Tri-
büne - eine anständige Ausbildung er-
möglichen; denn das ist die einzige
Chance, dass sie nachher ein gutes Le-
ben führen können.

Dafür sind – das haben wir im Rah-
men der Föderalismusreform be-
schlossen – zunächst einmal die Län-
der zuständig. Der Bund ist bereit, ei-
nen Beitrag dazu zu leisten. Der ist
aber nur denkbar, wenn wir uns auch
inhaltlich beteiligen können. Die Län-
der können vom Bund nicht erwarten,
dass er Geld gibt, sich aber ansonsten
raushält. Das ist nicht der Weg, den
wir hier im Deutschen Bundestag be-
schreiten können.

Die Ausbildung, auch über Univer-
sitäten, ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt ist, dass wir der
jungen Generation die Möglichkeit
geben müssen, ihre Vorstellungen von
Politik und davon, wie sie leben wol-
len, auch umzusetzen.
Das wird ohne Finanz-
mittel nicht gehen.
Jetzt sage ich einmal
Folgendes: Die Diskus-
sion, die jetzt darüber
geführt wird, in wel-
chem Umfang die Ren-
tenpakete die Chancen
der jungen Generation
beeinträchtigen, ist die
eine Seite. Viel entscheidender als die-
se Rentenpakete, die natürlich auch fi-
nanziert werden müssen, ist aber, dass
wir der jungen Generation nicht Jahr
für Jahr neue Schulden aufladen;
denn diese Schulden haben etwas Un-
angenehmes: Sie verlangen Zinsen
und Rückzahlung; daran kann man
nichts ändern. Deswegen sage ich: Bei
aller Aufgeregtheit und auch bei man-
chem richtigen Hinweis in der Ren-
tendebatte sollten wir klar und deut-
lich machen: Das, was Wolfgang
Schäuble mit dem ausgeglichenen
Haushalt vorlegt, hat mehr Bedeutung
für die Generationengerechtigkeit als
vieles andere. Das muss klar und deut-
lich so gesagt werden; da sollten wir
uns überhaupt nicht irritieren lassen.

Ein Exportland mit einem großen
industriellen Sektor wie Deutschland
braucht natürlich Märkte. In diesem
Zusammenhang wird oft über die
Stärkung der Binnenkaufkraft gespro-

chen. Das ist auch okay. Du, Thomas,
und ich, wir wissen aber, dass in un-
seren Heimatländern so viele Autos
gebaut werden, dass man sie durch
noch so viel Binnenkaufkraft gar nicht
auf unseren Heimatmarkt bringen
kann. Deswegen brauchen wir Märk-
te. Der europäische Markt spielt hier
nach wie vor eine zentrale Rolle als
Rückgrat unserer Exportnation. Es
gibt natürlich den amerikanischen
Markt, den chinesischen Markt und
andere; aber wir brauchen ein festes
Standbein, um nicht von diesen
Märkten abhängig zu sein. Das ist mit
ein Grund dafür, dass wir uns darum
bemühen - im Übrigen durchaus er-
folgreich -, Europa wieder flottzuma-
chen. Das ist das zentrale Thema:
Europa muss wieder wettbewerbsfä-
hig werden.

Man kann ja sagen: In der Vergan-
genheit sind Fehler passiert. Das gibt
es. Wenn man Fehler aber mehrfach
hintereinander macht, dann ist das
kein Fehler mehr, sondern Dumm-
heit. Ein entscheidender Fehler war,
dass wir uns immer wieder nicht an
die Regeln gehalten haben, die wir uns
selber gegeben haben. Jetzt wird es
endlich einmal Zeit, damit es auch je-
der kapiert, dass die Regeln und Ge-
setze, die wir uns gegeben haben,
auch eingehalten werden. Deshalb
habe ich – Wahlkampf hin oder her –
wenig Verständnis dafür, dass gerade
der Präsident des Europäischen Parla-
ments mit solchen Regeln und Geset-
zen etwas lax umgeht. Das sind fal-
sche Signale an Frankreich.

Jedes Signal an Frankreich, dass
man die Regeln nicht einhalten muss,
wird doch in Griechenland und an-
derswo aufmerksam verfolgt. Deswe-
gen kann ich nur sagen: Regeln, die
man sich gegeben hat, müssen einge-

halten werden. Nur
so erreichen wir Zu-
verlässigkeit in ei-
nem notwendigen
Prozess.

Ein letzter Punkt
zum Thema Märkte:
Auch das mit den
Amerikanern weiter
zu verhandelnde
und noch abzu-

schließende Freihandelsabkommen
ist bedeutend. Man kann jetzt darüber
philosophieren, wie viele Arbeitsplät-
ze das schaffen wird oder nicht. Wenn
Freihandelsabkommen keinen Sinn
hätten, dann hätte man sie mit ande-
ren nicht geschlossen.  Sie haben ei-
nen Sinn. Wir sind dabei, ein solches
Abkommen mit anderen Ländern wie
schon mit Japan abzuschließen; mit
Amerika halte ich das auch für not-
wendig.

Es ist aber auch klar, dass wir die
Sorgen und Ängste, die in diesem Zu-
sammenhang aufkommen, diskutie-
ren und ernst nehmen müssen, dass
wir mit den Menschen darüber reden
müssen. Wir müssen auch klarma-
chen, was mit einem solchen Abkom-
men beabsichtigt ist. Wir dürfen die
Argumentationshoheit nicht denen

Es gibt
in dieser

Legislaturperiode
keine 

Steuer-
erhöhungen.

Im Hinblick auf
die wirtschaftli-
che Entwicklung

spielt auch
Zuversicht 
eine Rolle.
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überlassen, die aus ideologischen
Gründen gegen ein Freihandelsab-
kommen sind. Das darf auf keinen
Fall geschehen.

Wir müssen die Sorgen ernst neh-
men. Es ist richtig, das vor Ort zu er-
klären. Das können nicht allein
Kommission oder Regierung ma-
chen. Vielmehr werden wir in unse-
ren Wahlkreisen darauf angespro-
chen. Deswegen haben wir in der
Koalition beschlossen, uns an der

Diskussion offensiv zu beteiligen.
Wir haben in der Koalition, zwi-
schen SPD- und CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, eine Arbeitsgruppe ver-
einbart, in der Kolleginnen und Kol-
legen aus allen Bereichen sind, die
mit diesem Thema zu tun haben, um
uns in diesen Prozess einzuklinken
und mit zu argumentieren. Wir wer-
den dieses Thema nicht einer euro-
päischen Verhandlungskommission
überlassen. Es ist für unser Land viel

zu wichtig, als dass wir es im Bun-
destag, in den Koalitionsfraktionen
ignorieren könnten. Ich bin dankbar
dafür, dass es gelungen ist, hier ge-
meinsam einen Weg zu finden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir werden diesen Haushalt in un-
seren Fraktionen, in der Koalition
und auch in diesem Parlament in-
tensiv diskutieren und zum Ab-
schluss bringen. Dann freuen wir
uns schon auf den nächsten Haus-

halt, der bald kommen wird, den
Haushalt 2015. Ich sage den Haus-
hältern beider Fraktionen einen
herzlichen Dank für ihre Arbeit und
ihre Mühen.

Ich sage auch denjenigen in der
Opposition, die uns auf diesem Weg
begleiten, einen herzlichen Dank.
Wenn Sie uns Steine in den Weg le-
gen, Frau Roth, können Sie nicht er-
warten, dass ich mich dafür bedan-
ke. Wenn Sie konstruktiv sind, be-

danke ich mich schon jetzt bei Ihnen
für Ihre Arbeit.

Diese Haushalte werden in den
nächsten Jahren immer wieder Maß-
stab und Beurteilungsfaktor für uns
sein; denn daran können wir sehen,
dass es den Menschen nach vier Jah-
ren Großer Koalition in diesem Land
besser geht.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

- Beifall bei der SPD)

Jetzt wollen wir einmal ehrlich
übers Geld reden. „Die Zocker
sind zurück“, heißt es im Han-

delsblatt in einem Artikel vom Vor-
tag. Das stimmt leider. Es werden
wieder hochriskante Geschäfte mit
gefährlichen Schrottanleihen ge-
macht. Firmen, die nur eine einge-
schränkte Kreditwürdigkeit besitzen,
bekommen von den Geldhäusern
wieder Geld. Das Geschäft mit hoch-
riskanten Krediten hatte im Jahr
2008, dem Krisenjahr in Europa, ein
Volumen von fast 80 Milliarden Dol-
lar, vier Jahre später von 90 Milliar-
den Dollar. Auch die verschachtelten
Kreditverbriefungen, die 2008 ein
Auslöser der Finanzkrise waren, ver-
kaufen sich wieder prächtig. Die Vor-
läufer einer neuen Finanzkrise sind
für jeden, der es sehen will, sichtbar.
Sie, meine Damen und Herren von
der Regierungsbank, dürfen davor
nicht die Augen verschließen und
hier heile Welt spielen.

Frau Merkel, Sie haben sich hier als
Vorreiterin der Regulierung darge-
stellt. Das stimmt nicht; das lässt sich
in der Realität nicht nachweisen.
Ganz im Gegenteil: Alle guten Vor-
sätze, die Finanzmärkte zu regulie-
ren, scheinen vergessen. Ich darf Sie
an Ihre eigenen Worte erinnern. Sie
sagten am 5. Oktober 2008 – Zitat –
:

Wir sagen außerdem, dass diejeni-
gen, die unverantwortliche Geschäf-
te gemacht haben, zur Verantwor-
tung gezogen werden.

Dafür wird die Bundesregierung
sorgen. Das sind wir auch den Steu-
erzahlern in Deutschland schuldig.
Wir sagen den Sparerinnen und Spa-
rern, dass ihre Einlagen sicher sind.
Auch dafür steht die Bundesregie-
rung ein.

Frau Merkel, ich frage Sie: Wer
wurde denn nun wirklich zur Re-
chenschaft gezogen? Warum dürfen
Zocker jetzt schon wieder unverant-
wortliche Geschäfte machen? Wa-
rum haben Sie die Finanzmärkte
nicht wirksam reguliert?

Ich kann Ihnen die Antwort geben:
Sie haben vor diesen Finanzmärkten
bedingungslos kapituliert. Das wer-
den wir nicht akzeptieren.

Sie haben den Banken sogar noch
goldene Rettungsschirme aufge-
spannt. Auch hierzu gibt es ein Zitat,
jetzt von Herrn Schäuble. Am 24. Ju-
li 2010 erklärten Sie:

Solange Angela
Merkel Bundeskanz-
lerin ist und ich Fi-
nanzminister bin,
würden Sie diese
Wette verlieren. Die
Rettungsschirme lau-
fen aus. Das haben
wir klar vereinbart.

Die Wahrheit sieht
ganz anders aus. Der
Rettungsschirm ESM existiert und ar-
beitet streng abgeschirmt von der Öf-
fentlichkeit im Interesse der Banken.
Wir wollen endlich wissen, was mit
unserem Geld geschieht, meine Da-
men und Herren.

In der Süddeutschen Zeitung
stand Anfang der Woche ein Artikel
mit der Überschrift „Der Geruch ab-
sterbender Demokratie“. Ich zitiere
daraus:

Diese Gegenwart bringe eine Art
„Überbürger“ hervor, der den Rest-
bürgern keine Rechenschaft mehr
schuldig sei. Verfassungen und sozia-
le Übereinkünfte haben Grenzen, die
Finanzwelt nicht.

Meine Damen und Herren von
der Regierung, Ihre bedingungslose
Kapitulation vor den Finanzeliten,
den „Überbürgern“, bedroht die
Existenzen von Millionen von Men-
schen in unserem Land, in Europa

und in der ganzen Welt. Das können
wir nicht länger hinnehmen.

Ihre bedingungslose Kapitulati-
on vor den Finanzeliten bringt rei-
henweise Demokratien in Europa
ins Wanken. Sie müssen sich doch
fragen: Warum erstarken faschisti-
sche, rassistische und antisemiti-
sche Parteien in vielen Staaten
Europas? Die letzten Wahlen haben
es gezeigt. Sie erstarken, weil die
herrschende Politik in Brüssel und
in Berlin versagt hat, weil die Poli-
tik ihre Versprechen immer wieder
gebrochen hat.

Immer mehr Menschen gewinnen
den Eindruck, dass die Politik ihnen
keine Sicherheit vor den Finanz-
märkten bieten kann. Sie fühlen sich
von den „Überbürgern“ auf dem Fi-
nanzmarkt, auf dem Arbeitsmarkt
und auf dem Wohnungsmarkt
schutzlos ausgeliefert. Wenn viele

Menschen die Hoff-
nung verlieren, dann
müssen wir uns
doch fragen: Was
folgt daraus? Hoff-
nungslosigkeit för-
dert entweder Ag-
gression oder gren-
zenlose Gleichgül-
tigkeit gegenüber der
Demokratie. Das

müssen wir gemeinsam verhindern.
Herr Schäuble erklärt als Finanz-

minister immer gern, dass die ande-
ren Staaten die Finanzmarktregulie-
rung nicht wollten und auch eine Fi-
nanztransaktionsteuer in Europa
kaum umsetzbar sei. Aber, Herr
Schäuble, sind Sie in Europa wirk-
lich so wenig durchsetzungsfähig?
Ich glaube das nicht. Ich traue Ihnen
mehr zu, wenn Sie nur wollen.

Warum gelang es dieser Bundesre-
gierung, brutale Kürzungspakete in
Griechenland, Portugal, Spanien
und Italien durchzusetzen, von de-
nen sich diese Länder noch in zehn
Jahren nicht erholt haben werden?
Warum gelingt es der Bundesregie-
rung, ganze Staaten neoliberal um-
zukrempeln, aber warum soll es ihr
nicht gelingen, die Finanzmärkte zu
regulieren? Das ist nicht zu verste-
hen.

Aber machen wir es etwas kleiner.
Wenn die Bundesregierung sich an-
geblich in Europa nicht durchsetzen
kann, wenn es um die gerechte Be-
steuerung von Spekulanten geht, wa-
rum fangen Sie nicht einfach in
Deutschland damit an? Frau Merkel,
Sie haben gesagt, Deutschland sei
Vorreiter der Regulierung. Darum fra-
ge ich Sie: Warum gibt es nicht we-
nigstens in Deutschland eine Finanz-
transaktionsteuer? Das wäre doch
der logische Anfang.

In Deutschland kann niemand
diese Bundesregierung daran hin-
dern, ein gerechtes Steuersystem ein-
zuführen und die Finanzeliten in ih-
rem desaströsen Handeln einzu-
schränken, außer dieser Regierung
selbst. Aber – Herr Kauder hat es ge-
rade noch einmal unterstrichen – mit
dem Koalitionsvertrag haben sich
Union und SPD selbst schwere Ket-
ten angelegt. Es ist, finde ich, ein bei-
spielloser Akt der Selbstfesselung;
denn dieser Koalitionsvertrag
schließt Steuergerechtigkeit definitiv
aus. Das ist der falsche Weg.

Deutschland ist nach Analysen des
Internationalen Währungsfonds ei-
nes der wenigen Länder in Europa,
das sein Potenzial, seine Spielräume
bei den Staatseinnahmen nicht
nutzt. Dieser Spielraum macht nach
Aussagen des Internationalen Wäh-
rungsfonds, also nicht der Linken,
immerhin rund 80 Milliarden Euro
zusätzliche Einnahmen aus. 80 Mil-
liarden! Stellen Sie sich das einmal
vor: Mit 80 Milliarden Euro könnte
man eine wirklich gerechte Rentenre-
form beschließen, ohne die Kassen
zu plündern. Man könnte endlich
das Kindergeld erhöhen. Es ist doch
eine lächerliche Aktion, dass man die
versprochene Erhöhung des Kinder-
gelds ins Irgendwann, ins Nirwana
verschiebt, nur um von der schwar-
zen Null weiter träumen zu können.
Von der schwarzen Null haben die
Kinder und ihre Familien wirklich
nichts, Herr Schäuble.

Aber nein, die Regierung will die-
se großen Spielräume nicht nutzen.
Sie hat sich selbst Ketten angelegt,
wenn es um die gerechte Besteuerung
von Vermögenden geht. Sie hat sich
auch Ketten angelegt, wenn es um die
steuerliche Entlastung der Mittel-
schicht geht, die unter der kalten Pro-
gression leidet. Wir finden als Linke:
Das ist verantwortungslos und sozial
ungerecht.

In den letzten Monaten wurde viel
über den Fußballmanager Hoeneß in
den Medien berichtet. Sie erinnern

sich: Er hatte an den Steuerbehörden
vorbei unbemerkt 28,5 Millionen
Euro an Steuern hinterzogen. Aber
warum fragt eigentlich niemand,
wieso so viele Steuerbetrüger in un-
serem Land unentdeckt bleiben kön-
nen? Ich kann Ihnen die Frage rela-
tiv leicht beantworten. Allein in den
letzten zehn Jahren ist die Zahl der
Steuerberater um 30 Prozent und die
der Steueranwälte sogar um 60 Pro-
zent gestiegen. Aber im gleichen Zeit-
raum wurden in den Finanzämtern,
die die Kontrolle ausüben, 5 Prozent
der Stellen abgebaut. Das passt doch
wirklich nicht zusammen.

Auch das scheint in Vergessenheit
geraten zu sein: Der Bundesfinanz-
minister hatte sich verpflichtet, 500
Prüfer beim Bundeszentralamt für
Steuern einzustellen. Diese Prüfer
des Bundesamtes sollten die Kolle-
gen aus den Ländern bei der Kontrol-
le von Unternehmen unterstützen.
Doch weder der Bundesfinanzminis-
ter noch die Landesfinanzminister
haben offensichtlich ein Interesse
daran, Unternehmen bei der Steuer-
gestaltung auf die Schliche zu kom-
men.

Mein Fazit: Diese Bundesregierung
hat auch in Deutschland kein Inte-
resse, alle Bürgerinnen und Bürger
gleich zu behandeln. Diese unhalt-
baren Zustände wollen und müssen
wir ändern, wenn die Menschen
nicht den Glauben an Demokratie
und Gerechtigkeit verlieren sollen.

Ob diese Bundesregierung zu-
kunftsfähig ist, wird sich daran zei-
gen, ob sie es schafft, den Finanz-
markt zu regulieren. Auch ein ausge-
glichener Haushalt wäre nichts wert,
wenn er von der nächsten Finanzkri-
se aufgefressen würde. Diese Erfah-
rung musste übrigens – wollen wir
noch einmal an ihn erinnern – der
damalige Finanzminister Peer Stein-
brück machen, der 2008, kurz vor
dem Ausbruch der Finanzkrise, hier
im Deutschen Bundestag stolz die
schwarze Null an die Wand malte. Er
sagte damals noch – wir erinnern uns
auch daran –, die Finanzkrise habe
nur etwas mit Amerika zu tun. Ame-
rika war dann schnell sehr nah. Auch
daran sollten wir uns erinnern.

Von der schwarzen Null von Peer
Steinbrück blieb ein schwarzes Loch
übrig, in dem die Bundesregierung
Milliarden für die Rettung von Ban-
ken versenkte. Die schwarze Null
wurde damals den Banken geopfert.
Das darf sich nicht wiederholen.

(Beifall bei der LINKEN)

Gesine Lötzsch (*1961)
Wahlkreis Berlin-Lichtenberg

Dr. Gesine Lötzsch, DIE LINKE:

Die »schwarze Null« darf nicht
den Banken geopfert werden 

Von der
„schwarzen Null“

von Peer
Steinbrück blieb

ein schwarzes
Loch.
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Kollegin Lötzsch, ich kann Ih-
re Aussage nicht unwider-
sprochen stehen lassen, dass

2008/2009 die schwarze Null den
Banken geopfert wurde. Nein, wir
haben damals in der Großen Koali-
tion angesichts der Krise und in der
Hoffnung, dass ein Haushalt ohne
Schulden in greifbarer Nähe war –
einen solchen Haushalt hatten wir
mit ganzer Kraft angestrebt –, das ge-
macht, was klug und verantwortlich
gegenüber den Menschen in
Deutschland war.  Wir haben näm-
lich zwei Konjunkturpakete im Um-
fang von über 80 Milliarden Euro
aufgelegt. Wir haben diese Pakete
weit gefächert und den Kommunen
10 Milliarden Euro gegeben, um zu
investieren. Wir haben übrigens
auch das Kurzarbeitergeld einge-
führt, was viel Geld gekostet hat.

Warum haben wir das gemacht?
Wir haben das gemacht, um die
Menschen in Deutschland in dieser
Krise in Lohn und Brot zu halten.
Wir haben das gemacht, um die Un-
ternehmen zu stärken, damit sie ih-
re guten Mitarbeiter nicht entlassen
müssen. Wissen Sie was? Das war ei-
ne großartige Entscheidung; denn
das ist das Geheimrezept dafür, dass
wir so gut durch die Krise gekom-
men sind.

Insofern fällt es mir natürlich aus-
gesprochen schwer, ausgerechnet Ih-
nen, Frau Lötzsch, die Erinnerung an
Peer Steinbrück zu überlassen. Da-
rum möchte ich meine Rede gerne
mit einem Zitat beginnen:

Wir haben jetzt die historische
Chance, in Deutschland nach 
40 Jahren die Neuverschuldung auf
null zu senken und dann für ganz
Deutschland einen Mechanismus
festzulegen, der eine Wiederholung
des früheren Tempos in die Verschul-
dung verhindert. Das ist meiner An-
sicht nach eine verantwortliche Fi-
nanzpolitik im Sinne von Nachhal-
tigkeit und Generationengerechtig-
keit.

Ich bin sicher, Herr Schäuble, dass
Sie sagen würden, dieses Zitat könn-

te von Ihnen sein. Es ist aber nicht
von Ihnen. Es ist im September 2007
hier im Deutschen Bundestag bei der
Haushaltsdebatte von Peer Stein-
brück, dem Finanzminister der Gro-
ßen Koalition, gesprochen worden.

Ich stelle dieses Zitat deshalb an
den Anfang, weil es so schön deut-
lich macht, dass wir mit der Großen
Koalition von 2005 bis 2009 und
mit der Großen Koalition jetzt ab
2013 sehr wohl einen langen roten
Faden haben. Der Faden ist so lang
und so rot, dass ich sogar die Kolle-
ginnen und Kollegen der Grünen
noch mit einbeziehen will. Wir
Haushälter konnten damals im Tief-
schlaf vor uns hersagen, dass unser
größtes Ziel konsolidieren, sanieren
und investieren ist, dass dieser Drei-
klang eine gute und verantwortbare
Haushaltspolitik darstellt.

Denn dieser Dreiklang hat eine
Tradition von min-
destens zehn Jahren
in diesem Haus. Dass
wir das auch über
Frakt ionsgrenzen
hinweg über viele
Jahre so ernst ge-
nommen haben, ist
der Grund dafür, wa-
rum es uns in
Deutschland insge-
samt im Verhältnis zu anderen so gut
geht.

Wir waren auch immer von dem
Bewusstsein getragen, dass wir nicht
um des Sparens willen sparen, son-
dern dass wir das einerseits in Ver-
antwortung vor der neuen Generati-
on tun – Generationengerechtigkeit
ist ein heute Morgen zu Recht häufig
genannter Begriff –, aber auch um
Spielräume zu erwirtschaften, um in
wichtigen Bereichen die Zukunftsfä-
higkeit unseres Landes sicherzustel-
len. Die gute Botschaft ist: Auch da
haben wir über Fraktionsgrenzen
hinweg Einigkeit.

Den Löwenanteil der Investitio-
nen, die wir schon seit vielen Jahren
tätigen und auch in dieser Großen
Koalition wieder tätigen werden, be-
kommt der wichtige Bereich der Bil-
dung. Investitionen in die Köpfe der
jungen Generation sind in einem
Land, das einen demografischen
Faktor wie das unsere hat, wichtig,
um unsere Zukunftsfähigkeit zu ga-
rantieren. Diese Bildungsinvestitio-
nen im Umfang von 3 Milliarden
Euro geben wir in dem Bereich aus,
für den wir ursächlich zuständig
sind, Hochschulbildung und For-
schung. Aber auch die 6 Milliarden
Euro, die wir über die Länder den
Kommunen zur Verfügung stellen,
geben wir nicht einfach so, quasi als
Almosen wegen der Unterfinanzie-
rung. Nein, wir geben ihnen das
Geld in dem Bewusstsein, dass Bil-

dung schon in der Krippe und in der
Kita anfängt.

Es geht auch um eine noch besse-
re Qualität in den Schulen, um eine
höhere Lehrerdichte, um Ganztags-
schulen, es geht um eine qualitativ
gute Bildungsbetreuung in ganz
Deutschland. In weiten Teilen sind
eben Länder und Kommunen dafür
zuständig. Wenn es denen schlecht
geht, dann können sie an dieser Stel-
le nicht das leisten, was sie im ge-
samtstaatlichen Interesse in der Bil-
dung dringend leisten müssen. Da-
rum tun wir das.

In dieser und auch in der gestrigen
Debatte sind die Kommunen schon
gewürdigt worden. Ich glaube, hier
einen etwas falschen Zungenschlag
vernommen zu haben. Manche Äu-
ßerung ist verständlich; schließlich
finden im Mai in Deutschland zehn
Kommunalwahlen statt. Daher steht

hier manchmal der
Wahlkampf mehr als
die Faktenlage im
Mittelpunkt. Ich
selbst habe 20 Jahre
ehrenamtlich Kom-
munalpolitik ge-
macht. Ich war eh-
renamtliche Bürger-
meisterin und Amts-
vorsteherin. Seit

2005 bin ich stellvertretende Spre-
cherin der AG Kommunalpolitik un-
serer Fraktion. Insofern bin ich,
glaube ich, frei von dem Vorwurf,
dass ich bei den Sorgen und Nöten
der Kommunen nicht genügend hin-
schauen würde. Ich finde schon,
dass wir als Bundestag auch insge-
samt stolz auf das sein dürfen, was
wir für die Kommunen schon getan
haben und was auch in Zukunft zu
tun wir uns im Koalitionsvertrag
richtigerweise verpflichtet haben.

Auch da, liebe Kolleginnen und
Kollegen von den Grünen, will ich
Sie daran erinnern, dass wir es wa-
ren, die dafür gesorgt haben, dass 
4 Milliarden Euro für den Ausbau
der Ganztagsschulen in Deutschland
zur Verfügung gestellt wurden, und
dass wir es waren, die 2004 angesto-
ßen haben, dass der Bund mehr Ver-
antwortung für die Schaffung von
mehr Krippenplätzen in Deutsch-
land übernimmt. In der Großen Ko-
alition haben wir unser Eintreten da-
für fortgesetzt, indem wir dafür ge-
sorgt haben, dass finanzielle Mittel
im Umfang von fast 5 Milliarden
Euro bis 2013 zur Verfügung gestellt
werden. Dies geschah, um den Kom-
munen in Deutschland die Möglich-
keit zu geben, eine verlässliche Krip-
peninfrastruktur aufzubauen. Darü-
ber hinaus haben wir mit den Kom-
munen verabredet – dieses Geld
fließt seitdem Jahr für Jahr über steu-
ertechnische Umverteilungen –, dass

wir sie mit den Betriebskosten der
Krippen nicht alleinlassen. Round
about sind, wenn ich es richtig im
Hinterkopf habe, knapp 1 Milliarde
Euro pro Jahr vom Bund an die Län-
der dafür geflossen und fließen wei-
ter, in der Hoffnung, dass sie sie an
die Kommunen weiterleiten, damit
sie mehr Geld zur Verbesserung der
Krippenbetreuung haben.

Gestern sagte ein Kollege – das
war ein bisschen wie Geschichtsklit-
terung –, dass Rot-Grün die Grund-
sicherung eingeführt und damit die
Kommunen belastet habe. Das ist
nicht wahr. Als wir 2003 die Grund-
sicherung eingeführt haben - übri-
gens mit Zustimmung des Bundesra-
tes -, haben wir uns auf eine Kosten-
teilung verständigt. Wir jedenfalls
haben das Recht auf Grundsiche-
rung überwiegend mit Blick auf die-
jenigen Frauen geschaffen, die sich,
weil sie den Rückgriff auf ihre Ver-
wandten befürchteten, nicht getraut
haben, zum Sozialamt zu gehen und
Sozialhilfe zu beziehen; man sprach
auch von verschämter Altersarmut.
In Wahrheit haben wir mit der
Grundsicherung eine Entlastung der
Kommunen bewirkt. Für uns stand
die Würde der Menschen im Mittel-
punkt. Die Schaffung des Rechtsan-
spruchs auf Grundsicherung in
Deutschland – nicht nur im Alter,
sondern auch bei Erwerbsunfähig-
keit – ist eine große Leistung dieses
Hauses gewesen.

Der Punkt ist der, dass die Ausga-
ben für die Grundsicherung wegen
der demografischen Entwicklung
immer weiter gestiegen sind und
dass diese Ausgaben damit die kom-
munalen Haushalte gesprengt ha-
ben. Wir haben also in den letzten
Jahren – auch das haben Bundestag
und Bundesrat sehr wohl gemein-
sam gemacht – eine schrittweise Ent-
lastung der Kommunen herbeige-
führt. Obwohl die Kosten für die
Grundsicherung ständig steigen und
auch in Zukunft steigen werden,
sollte der Bund sie in immer höhe-
rem Maße tragen. In diesem Jahr
übernimmt er sie zu 100 Prozent.
Die Kostenübernahme ist in vier
Schritten vonstattengegangen. Vor
vier Jahren - damals war ich inner-
halb meiner Fraktion für den Haus-
halt Arbeit und Soziales zuständig –
hat der Bund noch 500 Millionen
Euro pro Jahr für seinen Anteil an
der Grundsicherung ausgegeben,
und jetzt werden es 5,5 Milliarden
Euro sein. Das ist eine Entlastung
der Kommunen von 5 Milliarden
Euro pro Jahr.

Diese Entlastung wird steigen,
weil die Kosten für die Grundsiche-
rung steigen werden, und wir schul-
tern diese Kostensteigerung allein.

All das ist richtig. Es ist angesichts
dessen richtig, dass wir den Men-
schen diesen Rechtsanspruch gewäh-
ren wollen. Richtig ist auch, dass wir
als Bund die Kosten dafür schultern.
Aber ich finde, es darf in der aktuel-
len Debatte nicht vergessen werden.

Ich will auch daran erinnern: Als
Bundestag und Bundesrat die Entlas-
tung der Kommunen verabredet ha-

ben, haben wir das im Zusammen-
hang mit anderen Themen, die wir
miteinander beraten haben, getan.
Dabei ging es um ein Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts und um die
Frage, ob Kinder aus bildungsfernen
Schichten eigentlich genug Zugang
zu Bildung haben. Wir haben da-
mals zwar nicht festgelegt, warum
und wofür wir die Kommunen ent-
lasten. Wir haben aber sehr wohl un-
serer Erwartung Ausdruck gegeben,
dass diese Entlastung nicht nach
dem Motto „Linke Tasche, rechte Ta-
sche“ – wir verschulden uns, andere
entschulden sich – erfolgt, sondern
wir haben das Geld in der Erwartung
gegeben, dass es dort landet, wo es
hingehört, nämlich in den Krippen,
in den Kitas, in den Schulen und bei
den Familien, die nicht so gut situ-
iert sind, dass sie ihren Kindern gu-
te Bildung ermöglichen können. Wir
brauchen in Deutschland jedes
Kind, und zwar deshalb, weil wir zu
wenige Köpfe, zu wenige junge Men-
schen haben. Es muss Geld investiert
werden, damit in Zukunft nicht
mehr so viele junge Menschen ohne
Schulabschluss die Schule verlassen.
Die Verantwortung dafür tragen die
Länder und zum Teil auch die Kom-
munen.

Ich möchte zum Schluss zu einem
weiteren Punkt kommen, bei dem
schon lange Zeit große Einigkeit be-
steht, dass mehr investiert werden
muss: zu den Investitionen in die In-
frastruktur. Herr Dobrindt, es ist fest-
zuhalten, dass die Lkw-Maut schon
lange in großem Umfang zu den In-
vestitionen im Verkehrsbereich bei-
trägt. Auch sie haben wir übrigens
vor langer Zeit gemeinsam einge-
führt, verbunden mit den Geburts-
wehen, an die wir uns alle noch gut
erinnern können, Stichwort „Toll
Collect“.

Nachdem die Einnahmen durch
die Lkw-Maut von 2005 bis 2008
zwischen 2,9 und 3,5 Milliarden
Euro pro Jahr geschwankt sind, lie-
gen sie seit 2009 verlässlich bei 
4,3 bis 4,5 Milliarden Euro jährlich.
Wir haben im Koalitionsvertrag fest-
gelegt, dass die Mehreinnahmen aus
der Maut eins zu eins die Investitio-
nen im Verkehrsetat stärken sollen.
Dabei haben wir alle gedacht: Super,
wenn wir mehr Geld einnehmen,
können wir mehr Geld ausgeben. –
Brauchen werden wir es in diesem
Bereich; da sind wir uns einig.

Leider wird es, Herr Dobrindt,
laut Wegekostengutachten in den
nächsten Jahren zu einem Minus
von 2 Milliarden Euro kommen. Da
wird es schon darauf ankommen,
dass wir gemeinsam handeln. Wir
können diese Lücke nicht einfach so
hinnehmen und sie aus Steuermit-
teln stopfen. Dass wir sie stopfen
wollen, ist ganz klar. Wir haben
auch dazu in unserem Koalitions-
vertrag eine Verabredung getroffen,
nämlich die, dass wir die Lkw-Maut
auf alle Bundesstraßen ausweiten
wollen. Das dauert; das wissen wir.

Bettina Hagedorn (*1955)
Landesliste Schleswig-Holstein

Bettina Hagedorn, SPD:

Eine verantwortliche
Finanzpolitik 

Den
Löwenanteil der

Investitionen
bekommt der

wichtige Bereich
der Bildung.
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Fortsetzung von Seite 11: Bettina Hagedorn (SPD)

Es geht heute auch um den
Haushalt der Beauftragten für
Kultur und Medien. Ich darf

hier für die Kultur- und Medienpoli-
tiker den Aufschlag machen.

Ich möchte Ihnen, Frau Staatsmi-
nisterin, Frau Grütters, noch einmal
alles Gute für Ihr jetzt nicht mehr
ganz so neues Amt wünschen. Die

erste Belastungsprobe liegt bereits
hinter Ihnen. Ihren Etat haben Sie
zumindest weitgehend verteidigen
können.

Sie erwarten jetzt sicher ein Aber.
Genau! Das kommt auch: Aber ich
befürchte, dass Sie Ihre Jobbeschrei-
bung nur zur Hälfte gelesen haben.
Die besagt, dass Sie Staatsministerin
für Kultur – jetzt kommt es – und
Medien sind. Davon ist bisher nur
wenig zu sehen.

Nun ist die Medienpolitik ein sehr
spannendes, aber auch ein sehr
schwieriges Feld. Die Einfluss- und
Profilierungsmöglichkeiten gerade
auf Bundesebene sind nicht beson-
ders groß, aber es gibt sie. Wenn ich
mir die Baustellen in der Medienpo-
litik anschaue, sehe ich einige Stell-
schrauben, die gedreht werden
müssten. Das ist vor allen Dingen ei-
ne Frage des Wollens. Mich be-
schleicht immer mehr das Gefühl,
dass Sie nicht wollen.

Nehmen wir das Beispiel „Staats-
ferne bei den öffentlich-rechtlichen

Rundfunkanstalten“. Dazu gab es
vor zwei Wochen ein bedeutsames
Urteil vor dem Bundesverfassungs-
gericht. Das Gericht bestätigte, was
wir angeprangert hatten: Es gibt zu
viel Staatseinfluss in den Aufsichts-
gremien des ZDF. Es wurde natürlich
viel über das Urteil geredet. Selbst
Kollege Volker Kau-
der entdeckte plötz-
lich seine Liebe zur
Staatsferne und for-
derte gar, dass die
Politik ganz aus dem
ZDF raus müsse.

– Kleine Gedan-
kenstütze, Herr Kau-
der: Vor vier Jahren
pfiffen Sie noch die
Unionsabgeordneten zurück, die
überlegten, unsere Klage zu unter-
stützen.

Woher der Sinneswandel plötzlich
kommt, weiß niemand so genau.

Jedenfalls gibt es nun diesen Im-
puls eines nicht ganz unbedeuten-
den Unionspolitikers. Da frage ich
Sie, Frau Staatsministerin: Hätten
nicht Sie diesen Impuls geben müs-
sen? Bitte schieben Sie die Verant-
wortung jetzt nicht auf die Länder
ab. Auch die Bundesregierung hat
hier Aktien. Im ZDF-Verwaltungsrat
sitzt nämlich ein Vertreter des Bun-
des: Ihr Vorgänger Bernd Neumann.
Es wäre doch ein gutes und wichti-
ges Signal, wenn Sie zukünftig auf
diesen Posten verzichten würden.

Oder nehmen wir das Beispiel der
Pressekrise. Wir hatten eine exzellen-
te Pressevielfalt in Deutschland mit
vielen lebendigen Lokal- und Regio-
nalredaktionen. Wenn ich meinen
Kindern heute davon erzähle, kom-
me ich mir vor wie die Großmutter,
die früher alles besser fand.

Aber die nackten Zahlen belegen:
Die Oma hat recht. Der Schwund ist
dramatisch. Immer mehr Zeitungen
schließen oder legen Redaktionen
zusammen. Durch Pressefusionen
schwindet die Meinungsvielfalt.
Und was macht die Bundesregie-
rung? Nichts! Gar nichts!

Diese Regierung ist in der Kultur-
politik schon als Koalition der
Hoch- und Repräsentationskultur
bekannt. Sie ist auch eine Große Ko-
alition für die großen Medienhäuser.

Die Kleinen müssen sehen, wo sie
bleiben, und die Großen können die
Kleinen noch leichter schlucken.

Mit Ihrem Vorhaben werden Sie
die Medienkonzentration noch be-
schleunigen, statt zu stoppen oder
Vielfalt zu sichern. Als zusätzliche
Belohnung für Springer und Konsor-
ten wird das sinnlose Leistungs-
schutzrecht erst einmal beibehalten.
Da waren die geschätzten Kollegen
der SPD-Fraktion wohl so heiß auf
die Regierungsverantwortung, dass
sie alle ihre Reden dazu völlig verges-
sen haben.

Kleine Info: Sie, liebe Kollegen der
SPD, waren vernünftigerweise gegen

das Leistungsschutz-
recht. Dann kam
Olaf Scholz und
wollte lieber Stand-
ortpolitik als Demo-
kratieförderung ma-
chen, und dann
winkte hier ein Ko-
alitionsvertrag. Dass
Sie ein eigenes Pro-
jekt, nämlich das

Presseauskunftsgesetz, protestlos
einfach wieder begraben haben,
passt da übrigens ganz gut ins Bild.
Ihre Medienpolitik wird sicher nicht
in die Heldensagen eingehen.

Die Leidtragenden dieser verfehl-
ten schwarz-roten Medienpolitik
sind vor allem die Journalisten
selbst. Vom Leistungsschutzrecht
profitieren sie gar nicht. Die Presse-
fusionen führen dazu, dass Redak-
tionen geschlossen werden und
Journalisten ihren Job verlieren. Es
gäbe aber Instrumente zur Hilfe,
zum Beispiel ein durchsetzungsstar-
kes Urhebervertragsrecht, mit dem
wir den Journalisten etwas an die
Hand geben können, das ihnen
wirklich hilft.

Es gibt sogar einen Vorschlag, frak-
tionsübergreifend aus der Enquete-
Kommission. Herr Dörmann, das
wissen Sie. Auch wir Grüne haben
ebenfalls einen Vorschlag gemacht.
Aber dazu gibt es von der GroKo bis-
her nichts. Ich fordere hier im Sinne
der Journalisten deutlich mehr Mut
von Ihnen.

Apropos im Stich lassen: Nicht
nur Journalisten bekommen oft nur
Hungerlöhne. Der Großteil der Kul-
turschaffenden arbeitet und lebt in
prekären Verhältnissen. Die Kreati-
ven haben aber mehr verdient, als
nur die Lücken in ihrer sozialen Ab-
sicherung festzustellen. Die Kreativ-
wirtschaft boomt, und da brauchen
die Kreativen ein klares Bekenntnis
für eine bessere soziale und wirt-
schaftliche Absicherung.

Schauen wir noch kurz auf die
Filmpolitik. Frau Grütters, ich bin
mir nicht sicher, ob Ihr Vorgänger
glücklich darüber ist, wie Sie mit sei-
nem Erbe, dem Deutschen Filmför-
derfonds, umgehen. Das war ja sein
Steckenpferd und - kleiner Tipp -
bietet hervorragende Anschlussver-
wendungen. An dieser Stelle herzli-
chen Glückwunsch an Herrn Neu-
mann zu seiner Wahl zum Präsiden-
ten der Filmförderanstalt.

Sie, Frau Grütters, haben im Feb-
ruar auf dem Deutschen Produzen-
tentag versprochen, dass es für die
Filmförderung bei den 70 Millionen
Euro wie im Vorjahr bleiben wird.
Aber im Haushaltsentwurf stehen
plötzlich nur noch 60 Millionen
Euro drin. Das verstehe ich nicht.
Die Mittel aus dem Filmförderfonds
sind doch bekanntermaßen hervor-
ragend investiert; denn jeder inves-
tierte Euro bringt weitere 6 Euro für
die deutsche Filmwirtschaft. Warum
Sie hier wortbrüchig werden, 10 Mil-
lionen Euro streichen und so dem
deutschen Film 70 Millionen Euro
entziehen, das müssen Sie bitte ein-
mal erklären.

Aber zurück zur Beauftragten für
Kultur und – immer noch – Medien.
Meine Sorge, dass die Medienpolitik
nicht Ihr Herzensthema ist, spiegelt
sich auch im Haushaltsentwurf wi-
der. Es sind viele Gaben für die Kul-
tur enthalten, manche sinnvolle und
manche weniger sinnvolle. Und zu
Medien? Eines der wenigen schönen
medienpolitischen Projekte, den
Computerspielpreis, ließen Sie
gleich ganz zu Ihrem Kollegen Herrn
Dobrindt wandern. Warum, ist mir
wirklich schleierhaft. Ich dachte im-
mer, es handele sich hier um ein Kul-
turgut.

Wenn jetzt beim Autorennspiel
„Need for Speed“ eine Pkw-Maut
eingeführt wird, dann wissen wir je-
denfalls, wer es war.

Man sieht, es gäbe in der Medien-
politik eine riesige Spielwiese, auf
der Sie sich als Staatsministerin für
Kultur und eben Medien austoben
könnten. Ich möchte Sie ausdrück-
lich dazu ermutigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Die Einnahmen von 2 Milliarden
Euro pro Jahr wird man vielleicht
erst am Ende dieser Legislatur gene-
rieren können, vielleicht auch erst
Anfang der nächsten Legislatur. Es
sollte nachhaltig denkenden Abge-
ordneten aber nicht egal sein, ob
diese Mehreinnahmen kommen.
Denn für die Zukunft garantieren
sie, und zwar nachhaltig, dass wir

mehr Geld für die Infrastruktur, für
unsere maroden Straßen, Brücken,
Wasserwege, Schienen usw., zur Ver-
fügung haben. Wir brauchen dieses
Geld.

Darum bitte ich Sie, Herr Dob-
rindt, sich hierfür mit ganzem Enga-
gement einzusetzen. Thomas Op-
permann hat vorhin schon gesagt:
Bei allem, was Sie in diesem Bereich

machen, haben Sie unsere Unter-
stützung.

Gerade erst haben Sie angekün-
digt, 1.000 weitere Kilometer vier-
spuriger Bundesfernstraßen einbe-
ziehen zu wollen; das ist ausdrück-
lich richtig. Auch die Einbeziehung
von Lkw ab 7,5 Tonnen ist richtig;
wir unterstützen das. Das wird in An-
betracht des bestehenden Konzessi-

onsvertrages auch möglich sein. Zur
Wahrheit gehört aber auch, dass ak-
tuell nur ungefähr 14.000 Kilometer
durch die Maut erfasst werden. Ei-
gentlich streben wir knapp 40.000
Kilometer an. Insofern ist die Einbe-
ziehung 1.000 weiterer Kilometer
von Bundesfernstraßen natürlich ein
kleiner Schritt, gleichwohl in die
richtige Richtung. Ich glaube, wir

müssen uns gemeinsam mit ganzem
Engagement der Aufgabe widmen,
die vorhandene Lücke zu schließen,
damit wir in Zukunft in der Tat mehr
Geld für die Verkehrsinfrastruktur in
Deutschland zur Verfügung haben.

Ich freue mich auf die gemeinsa-
me Arbeit mit Ihnen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Tabea Rößner (*1966)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Tabea Rößner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Die Bundesregierung tut nichts für
die Erhaltung der Meinungsvielfalt 

Der 
Großteil der

Kulturschaffenden
arbeitet und lebt

in prekären
Verhältnissen.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU), Sigrid
Hupach (Die Linke), Dr. Hans-Ulrich
Krüger (SPD), Monika Grütters
(CDU/CSU), Dr. Eva Högl (SPD) und
Rüdiger Kruse (CDU/CSU).

Das Bundesverfassungsgericht entschied vor zwei Wochen, dass es zu viel
Staatseinfluss in den Aufsichtsgremien des ZDF gibt.
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Die Finanz- und Wirtschafts-
krise seit 2008 war ein
Weckruf für Deutschland

und für Europa. Wir haben seitdem
begonnen, uns auf festerem Funda-
ment neu aufzustellen.

Unsere Politik der Hilfe zur
Selbsthilfe zeigt Wirkung. In der
Euro-Zone haben sich die Haus-
haltsdefizite seit 2009 mehr als hal-
biert. Die Wettbewerbsfähigkeit ist
gestiegen. Die Leistungsbilanzen
haben sich verbessert. Die Wirt-
schaft der Euro-Zone – das ist ent-
scheidend – kehrt zu Wachstum zu-
rück. Die Spannungen in den Fi-
nanzmärkten haben sich gelegt. Ir-
land und Spanien konnten ihre
Hilfsprogramme erfolgreich ab-
schließen. Portugal steht kurz davor.
Auch Zypern ist auf einem guten
Weg. Griechenland macht bei allen
Problemen mehr Fortschritte, als al-
le erwartet haben. In Spanien be-
ginnt die Arbeitslosigkeit zu sinken.
Mit Estland und Lettland hat die
Euro-Zone zwei neue Mitglieder be-
kommen, die für wirtschaftlichen
Erfolg durch Reformen und solide
Haushalte stehen.

Die Erfolge sollten uns aber nicht
glauben lassen, dass wir bereits über
den Berg wären. Die Arbeitslosig-
keit, vor allem die Jugendarbeitslo-
sigkeit, ist in zahlreichen Ländern
immer noch viel zu hoch. Dringend
notwendige Strukturreformen sind
in wichtigen Ländern noch nicht
ausreichend umgesetzt.

Jetzt ist die Krise in der und um
die Ukraine ein weiterer Weckruf;
denn sie führt uns vor Augen, dass
auch im Europa des 21. Jahrhun-
derts Frieden und Stabilität keine
Selbstverständlichkeit sind. Sie
zwingt uns zu neuer Ernsthaftigkeit.
Sie zeigt, dass wir weiter an uns ar-
beiten müssen, um in dieser neuen
Weltunordnung zu bestehen.

Die Europäer wissen aus histori-
scher Erfahrung, dass die Anwen-

dung militärischer Mittel keine Lö-
sung sein darf. Also bleiben Diplo-
matie und wirtschaftliche Instru-
mente. Wir Europäer sind in dem,
was man „Soft -Power“ nennt, glo-
bal führend. Unser Gesellschafts-
modell, demokratische politische
Kultur, soziale Marktwirtschaft –  all
das ist weltweit attraktiv. Aber lang-
fristig werden wir damit nur über-
zeugen, wenn wir unsere Hausauf-
gaben machen.

Genau wie während der Euro-Kri-
se beobachtet die Welt auch in die-
sen Wochen der Ukraine-Krise sehr
genau, ob wir Europäer in der Lage
sind, unsere Überzeugung und un-
seren Kurs durchzuhalten. Und das
erfordert wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit. Wir müssen in dieser Si-
tuation Verlässlichkeit beweisen,
wir müssen die nötigen Reformen
wirklich durchziehen, und wir dür-
fen nicht der Versuchung billigen
Geldes erliegen; denn das würde
uns langfristig weiter schwächen.
Wir müssen zeigen, dass wir zu
nachhaltiger Stabilisierung in der
Lage sind. Es ist eine
Art Stresstest für un-
sere „Soft -Power“.

Schließlich, meine
Damen und Herren,
sollten auch die gro-
ßen Herausforde-
rungen, vor denen
wir in Europa auch
dann stehen wür-
den, wenn wir keine
Krise in der Euro-Zone und keine
Krise um die Ukraine gehabt hätten,
für uns ein Weckruf sein. Deutsch-
land und Europa – daran muss man
wieder und wieder erinnern – sind
von Besonderheiten geprägt, die im
globalen Wettbewerb nicht gerade
von Vorteil sind. In der Welt heißt es
oft über uns – es wird in Englisch
formuliert –, wir seien „rich, ageing,
risk-averse“, also wohlhabend, älter
werdend und nicht gerade risikoge-
neigt. Wir haben in Europa eine
deutlich höhere Sozialleistungsquo-
te im Verhältnis zur Wirtschafts-
kraft. Das liegt auch daran, dass die
verheerenden Folgen unserer kriege-
rischen Geschichte in Europa ein
besonders hohes politisches wie
wirtschaftliches Sicherheitsbedürf-
nis haben entstehen lassen. Wir ha-
ben auch eine schwierigere demo-
grafische Entwicklung. Wir haben
weniger Rohstoffe und Energiereser-
ven als andere Länder und Konti-
nente. Bei neuen Technologien sind
wir in der Tat nicht besonders risi-
kofreudig. Damit besteht die Ge-
fahr, dass wir im internationalen
Vergleich zurückfallen.

Finanz-, Wirtschafts- und Staats-
schuldenkrise waren Krisen der
westlichen Industriestaaten, die zu
massiven Wirtschaftseinbrüchen ge-
führt haben. Die europäische Wirt-
schaft hat in den vergangenen sechs
Jahren, alles zusammen genom-
men, insgesamt stagniert. Im glei-
chen Zeitraum ist etwa die indische
Wirtschaft um mehr als ein Drittel,
die chinesische um nahezu 70 Pro-
zent gewachsen. Der Anteil Europas
an den weltweiten Patent-anmel-
dungen ist im vergangenen Jahr-
zehnt um fast die Hälfte gesunken.
Es leben etwas mehr als 7 Prozent
der Weltbevölkerung in Europa;
aber rund die Hälfte aller Sozialaus-
gaben weltweit entfällt auf uns.

Im Übrigen müssen wir uns auch
in Deutschland ernsten Fragen stel-
len. In der nächsten Generation
wird die Bevölkerung Deutschlands
voraussichtlich um rund 10 Millio-
nen Einwohner schrumpfen. Wahr-
scheinlich werden dann Frankreich
und Großbritannien mehr Einwoh-
ner haben als wir, und unser Anteil

an der Weltwirt-
schaftsleistung wird
von knapp 5 Pro-
zent nach den Prog-
nosen auf unter 2
Prozent sinken.
Auch die aktuelle
Projektion zur lang-
fristigen finanziel-
len Tragfähigkeit der
öffentlichen Haus-

halte von Bund, Ländern, Kommu-
nen und Sozialversicherungen zu-
sammen genommen zeigt, dass wir
uns nicht zurücklehnen dürfen.

Trotz aller Erfolge durch Refor-
men und Haushaltssanierungen
verbleibt langfristig – je nachdem,
wie man rechnet – eine Tragfähig-
keitslücke zwischen 0,6 und 3,1
Prozent des Bruttoinlandsprodukts.
Die zentrale Ursache ist die demo-
grafische Entwicklung.

Der Tragfähigkeitsbericht, den wir
vor kurzem in der Bundesregierung
beschlossen haben, zeigt auf, dass
wir diese Herausforderungen bewäl-
tigen können, aber dass wir sie nur
bewältigen können, wenn wir nicht
der Illusion erliegen, wir könnten
künftig weniger arbeiten und uns
zugleich mehr leisten. Der Bericht
zeigt, dass wir alles in allem auf ei-
nem guten Weg sind und dass wir
nicht radikal umsteuern müssen. Er
zeigt eben auch, dass wir in unseren
Anstrengungen nicht nachlassen
dürfen. Erfolge bergen immer die
große Gefahr in sich, dass man in
den Anstrengungen glaubt nachlas-
sen zu dürfen.

Eine aktuelle OECD-Studie hat
festgestellt, dass wir in Deutschland
im internationalen Vergleich eine
überdurchschnittlich lange Renten-
laufzeit haben, weil wir im Schnitt
schon recht früh in Rente gehen.

Wir haben ein ungünstiges Ver-
hältnis von Erwerbspersonen zu
Rentnern. Weil wir das Niveau der
sozialen Absicherung nicht senken,
sondern erhalten wollen, müssen
wir mit den zur Verfügung stehen-
den Mitteln mehr erreichen. Wir ha-
ben beispielsweise höhere Gesund-
heitsausgaben als andere. Aber der
subjektiv empfundene Gesund-
heitsstatus ist oft schlechter.

Wir erleben ja immer wieder, dass
mehr Ausgaben nicht automatisch
zu mehr Zufriedenheit führen.
Wahrscheinlich beruht auch das auf
dem ökonomischen Gesetz vom ab-
nehmenden Grenznutzen.

Die Antworten auf all diese Fra-
gen werden über unsere Rolle in der
Welt des 21. Jahrhunderts entschei-
den, also etwa darüber, wie lange
Deutschland seine Führungsrolle
und seine Funktion als Stabilitäts-
anker in Europa noch wahrnehmen
kann, oder auch darüber, ob wir Eu-
ropäer von anderen Staaten wie den
Vereinigten Staaten, China oder
Russland in Zukunft eher als Bitt-
steller oder als Partner behandelt
werden. Am Ende geht es darum, ob
unsere westliche Demokratie und
unser freiheitliches Wirtschaftssys-
tem weiterhin eine globale Vorbild-
rolle einnehmen können im Ver-
gleich zu anderen Staaten, die in-
zwischen ökonomisch auch recht
erfolgreich sind, aber nicht unseren
Anforderungen an Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, soziale Stabili-
tät und ökologische Nachhaltigkeit
entsprechen.

Wir haben in Deutschland in den
letzten Wochen – wir tun es teilwei-
se immer noch – intensiv über Ren-
tenpolitik und Mindestlohn disku-
tiert. Manche warnen vor den Fol-
gen unserer Politik. Wir in der Ko-
alition haben nach sorgfältiger
Prüfung dieser Politik beschlossen:
Wir können uns das leisten. Aber
wir sollten nicht glauben, dass wir
uns mehr leisten können. Wir kön-
nen uns diese Politik nur leisten,
wenn wir unseren Standort wettbe-
werbsfähig halten. Deswegen ist es
so wichtig, dass wir an einer siche-
ren Energieversorgung zu wettbe-
werbsfähigen Energiepreisen arbei-
ten. Denn für Deutschland wie für
Europa gilt, dass wir für unser höhe-
res Wohlfahrtsniveau besser, leis-
tungsfähiger und solider sein müs-
sen. Wir müssen immer erst erwirt-
schaften, was wir verteilen wollen.

Für das erforderliche nachhaltige
Wirtschaftswachstum ist eine solide
Finanz- und Haushaltspolitik eine
unabdingbare Voraussetzung.

Es wird ja immer wieder disku-
tiert, ob es Alternativen gebe zu so-
lider Finanzpolitik und nachhalti-
ger Wirtschaftspolitik. Das ist Un-

sinn. Das eine ist die Bedingung des
anderen: ohne solides, nachhaltiges
Wachstum keine stabilen Finanzen,
aber ohne solide Finanzen kein
nachhaltiges Wachstum. Internatio-
nale Vergleiche zeigen, dass Länder
mit einigermaßen soliden Finanz-
kennziffern auch ein nachhaltiges
Wachstum verzeichnen, Länder oh-
ne solide Finanzausstattung jedoch
nicht.

Wir sollten wieder und wieder be-
tonen: Nur mit einer soliden Fi-
nanz- und Haushaltspolitik schaf-
fen wir die notwendigen Spielräu-
me, um in Bildung und Forschung,
in Familie und Kinder, in Infrastruk-
tur und Technologie zu investieren.
Darum, aus genau diesen Gründen,
haben wir den Bundeshaushalt in
den letzten Jahren Schritt für Schritt
saniert; und genau darum ist es so
wichtig, dass wir unserem Ziel treu
bleiben, dauerhaft einen Haushalts-
ausgleich zu erreichen. Das ist kein
Wert an sich – auch nicht aus Sicht
der Finanz- und Haushaltspolitiker
–, sondern das ist die Voraussetzung
für nachhaltige wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit unter den Rahmen-
bedingungen des 21. Jahrhunderts.

Der Haushaltsentwurf für 2014,
den ich hier einbringen darf, ist auf
diesem Wege ein wichtiger Schritt.
Es wird in diesem Jahr erstmals seit
Jahrzehnten wieder einen struktu-
rell ausgeglichenen Haushalt geben.
Wir haben, wenn man die letzte Ra-
te für den Euro-Rettungsschirm ab-
zieht, eine Neuverschuldung von
knapp über 2 Milliarden Euro. Wir
haben nach der statistischen Ge-
samtberechnung sogar einen leich-
ten strukturellen Überschuss. Das
ist ein wichtiger Erfolg.

Ab dem nächsten Jahr macht der
Bund gar keine neuen Schulden
mehr.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
diese Null im Bundeshaushalt wird
möglich durch die konsequente
Haushaltskonsolidierung der letz-
ten Jahre. Wir haben seit 2010 das
Ausgabenniveau im Bundeshaus-
halt nicht erhöht. Ich höre immer,
das sei keine Kunst. Das ist auch kei-
ne Kunst. Das ist einfach nur solides
Arbeiten. Das ist überhaupt keine
Kunst. Kunst wäre gar nicht ange-
messen. Das ist nur solides Arbei-
ten.

Es sind nicht die sprudelnden
Einnahmen. Manchmal fragt man
sich ja, in welcher Welt man eigent-
lich lebt. Die Steuereinnahmen ent-
wickeln sich entsprechend dem no-
minalen Wachstum unserer Volks-
wirtschaft. Wir haben die Steuern in
den letzten Jahren nämlich nicht er-
höht.

Die Zinsen sind niedriger; das ist
wahr. Die Zinsausgaben sind im
Bundeshaushalt 2014 um 4 Milliar-
den Euro niedriger als 2010, trotz-
dem haben wir die Ausgaben seit

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundesminister

Dr. Wolfgang Schäuble, CDU/CSU, Bundesminister der Finanzen:

In unseren Anstrengungen
nicht nachlassen 

Die Null im
Haushalt wird

möglich durch die
konsequente

Konsolidierung
der letzten Jahre.

©
 D

BT
/A

ch
im

 M
el

de

13DEBATTENDOKUMENTATIONDas Parlament – Nr. 16/17 – 14. April 2014

Einbringung des Bundeshaushaltes 2014 / 28. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 8. April 2014 

Fortsetzung auf Seite 14



14 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 16/17 – 14. April 2014

Fortsetzung von Seite 13: Dr. Wolfgang Schäuble (Bundesminister der Finanzen)

2010 nicht erhöht. So haben wir die
Neuverschuldung aufgrund des als
Folge der Krisenbekämpfung in den
Jahren 2008 folgende für 2010 er-
wartete Rekorddefizit in Höhe von
86 Milliarden Euro Schritt für
Schritt auf den Stand abbauen kön-
nen, den wir jetzt erreichen.

Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, ganz von allein
ist das nicht gekom-
men. Sonst wäre das
nicht die Ausnahme
im Rückblick auf die
letzten 50 Jahre.

Wir werden übri-
gens auch im kom-
menden Jahr, 2015,
bei den Ausgaben
unter dem Niveau
von 2010 bleiben, trotz Preis- und
Lohnsteigerungen und trotz zusätz-
licher Ausgabenschwerpunkte im
Bundeshaushalt. In den kommen-
den Jahren sollen die Ausgaben
dann nur so weit steigen, wie das
mit einem ausgeglichenen Haushalt
vereinbar ist.

Vielleicht sage ich schon einmal
vorweg: Fast 50 Prozent dieses Bun-
deshaushalts, den ich Ihnen vorlege,
sind für Sozialausgaben vorgesehen.
Spätestens wenn wir 100 Prozent
des Bundeshaushalts für Sozialaus-
gaben verwenden, wird es auch die
Linkspartei schwer haben, weitere
Investitionen zu fordern.

Jedenfalls nutzen wir die Spielräu-
me, die wir uns mit der konsequen-
ten Haushaltssanierung geschaffen
haben, für die Umsetzung der prio-
ritären Maßnahmen, die wir im Ko-
alitionsvertrag vereinbart haben.

Ich bleibe dabei: Unter diesen
Rahmenbedingungen, die ich zu be-
schreiben versucht habe, müssen
Bundeshaushalte ohne Neuver-
schuldung – das ist wichtig – zur
neuen Normalität werden.

Dann wird auch die Belastung
durch die Gesamtverschuldung, die
vorhanden und sehr hoch ist, trag-
bar, weil sie im Verhältnis zu unse-
rer wirtschaftlichen Gesamtleistung
abnehmen wird.

Ich werde gelegentlich von jun-
gen Leuten gefragt: Werden wir je-
mals ohne Schulden sein? Dann ist
meine Antwort: Hoffentlich nie,
denn die Voraussetzung dafür wäre
eine Währungsreform, und das ist
immer eine große Katastrophe. –
Aber die Gesamtbelastung darf im
Verhältnis zur Wirtschaftskraft nicht
immer größer werden, sondern
muss geringer werden. Dafür arbei-
ten wir. Wir haben heute Morgen im
Kabinett das Stabilitätsprogramm
2014 beschlossen. Dazu sind wir
nach den europäischen Regeln ver-
pflichtet. Darin melden wir der Eu-
ropäischen Kommission, dass die
gesamtstaatliche Schuldenquote
noch in dieser Legislaturperiode auf
unter 70 Prozent des Bruttoinlands-
produkts sinken wird.

Bei einer halbwegs normalen
wirtschaftlichen Entwicklung ohne
größere Krisen sind wir auf einem
guten Weg, innerhalb von zehn Jah-
ren die gesamtstaatliche Schulden-

quote von heute knapp unter 80
Prozent auf 60 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts senken zu können.
Diese 60 Prozent entsprechen übri-
gens den Vorgaben des europäi-
schen Regelwerks. Dahinter steht
die Vorstellung – auch das macht
Sinn –, dass ein solches Verschul-
dungsniveau, also 60 Prozent der

gesamtwirtschaftli-
chen Leistungskraft,
bei normaler wirt-
schaftlicher Entwick-
lung und normalem
Zinsniveau alles in
allem langfristig
tragbar ist.

Wir wollen gar
keine Musterschüler
sein.

Aber wir finden es nicht schlecht,
wenn man sich in Europa an die Re-
geln hält, die man sich selbst gege-
ben hat.

Wir erwarten von anderen nichts,
was wir nicht auch selber leisten.
Das würde auch keinen Sinn ma-
chen. Wir werden kein Vertrauen in
Europa finden, wenn wir uns an Re-
geln, die wir uns wieder und wieder
gegeben haben, die wir wieder und
wieder feierlich bestätigen, nicht
halten, wenn wir Regeln beschlie-
ßen und gleichzeitig den Vorsatz ha-
ben, uns nicht daran zu halten.

Wir sind auch gar nicht die Mah-
ner anderer, sondern kehren zu-
nächst einmal vor der eigenen Tür
und sagen, dass wir uns an die Re-
geln halten. Es war ein schwerer
Fehler, dass Deutschland und Frank-
reich zusammen 2003 als Erste den
Stabilitätspakt gebrochen haben.
Genau daraus ziehen wir die Lehre.

Nur wenn wir in Europa Vertrau-
en und Verlässlichkeit schaffen, nur
wenn wir uns an Vereinbarungen
und Regeln halten, schaffen wir die
Voraussetzungen für weiteres stabi-
les Wachstum in Deutschland und
in Europa. Natürlich ist der Haus-
haltsausgleich allein noch nicht al-
les. Ein Haushalt muss auch die
richtigen, also zukunftsorientierte
Schwerpunkte setzen. Das Niveau
von Einnahmen und Ausgaben
muss insgesamt angemessen blei-
ben. Wir dürfen die Leistungsfähig-
keit der Bürgerinnen und Bürger
nicht überfordern, übrigens auch
nicht unterfordern. Anreize für Ei-
genverantwortung müssen immer
bleiben, wenn das System funktio-
nieren soll. Es darf nicht Aufgabe
von Politik werden, Menschen zu
bevormunden und damit am Ende
zu demotivieren.

Das gilt für den Arbeitsmarkt, das
gilt für die Altersvorsorge, und das
gilt für das Gesundheitswesen.

Wir leisten uns in Deutschland ei-
nen hohen Sozialstandard. Die Zu-
schüsse des Bundes zu den gesetzli-
chen Sozialversicherungen machen
mit allmählich mehr als 100 Milli-
arden Euro rund ein Drittel aller
Ausgaben des Bundes aus. Insge-
samt - ich sagte es schon - entfällt
heute bereits fast die Hälfte des Bun-
deshaushalts auf Sozialausgaben.
Die demografische Entwicklung

spricht eher für einen weiteren An-
stieg. Deswegen müssen wir wieder
und wieder fragen, ob diese Sozial-
lastigkeit des Bundeshaushalts in
unserer älter werdenden Gesell-
schaft zukunftsfest ist.

Wir haben uns, Frau Göring-Eck-
ardt, aufgrund von befürchteten
Einnahmeausfällen durch die da-
malige Finanz- und Wirtschaftskrise
in den Krisenjahren entschlossen,
für die Zeit ab 2010 die Zuschüsse
des Bundes zur gesetzlichen Kran-
kenversicherung zu erhöhen; wir
haben sie deutlich erhöht. Durch
die erfreuliche wirtschaftliche Ent-
wicklung der letzten Jahre wäre das
rückblickend in diesem Umfang
nicht notwendig gewesen. Im Ge-
sundheitsfonds und bei den gesetz-
lichen Krankenkassen haben sich
Überschüsse in Höhe von zusam-
men rund 30 Milliarden Euro ange-
sammelt.

Die nun geplante, zeitlich begrenz-
te moderate Kürzung des Zuschusses
an den Gesundheitsfonds gefährdet
die Stabilität der Beitragssätze nicht.

Im Übrigen ist vorgesehen, den
Bundeszuschuss wieder anzuheben,
sobald das nötig werden wird.

Es wäre doch Unsinn, bei einem
Überschuss von 30 Milliarden Euro
durch weitere Bundeszuschüsse die
Verschuldung des Bundes zu erhö-
hen.

Das macht doch keinen Sinn. Des-
wegen treffen wir diese Maßnahme.

Auch die Kommunen werden von
uns bessergestellt.

Man muss zunächst einmal daran
erinnern, Herr Kollege, dass nach
dem Grundgesetz – es ist immer
wichtig, vom Grundgesetz auszuge-
hen; das ist die Grundlage für jedes
Handeln – grundsätzlich die Länder
für die Kommunen zuständig sind.

Selbst die Sprecher der kommu-
nalen Spitzenverbände haben ge-
sagt, dass es niemals eine so kom-
munenfreundliche Politik der Bun-
desregierung wie in den letzten Jah-
ren gegeben hat. Diese wird
fortgesetzt.

Die prioritären Maßnahmen des
Koalitionsvertrages zugunsten der
Kommunen werden, wie vereinbart
und wie im Koalitionsvertrag festge-
halten, ausfinanziert. Der Bund ent-
lastet die Kommunen.

Hören Sie ruhig zu! Diese Art von
Diffamierung, diese Art, den Kom-
munalpolitikern die Dinge falsch zu
erzählen, ist unerträglich!

Wir haben die Kommunen in den
letzten Jahren trotz grundsätzlicher
Länderzuständigkeit durch zahlrei-
che Maßnahmen entlastet; das muss
man den Kommunalpolitikern und
den Menschen in den Städten und
Gemeinden in dieser Haushaltsde-
batte in Erinnerung rufen. Wir ent-
lasten die Kommunen durch die
vollständige Übernahme der Leis-
tungen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung. Da Sie
nun schon so oft zugerufen haben,
will ich sagen: Es war eine rot-grüne
Regierung, die den Kommunen die
Lasten der Grundsicherung im Alter
übertragen hat.

In vollständiger Höhe sind die
Kommunen von dieser Belastung
inzwischen entlastet; sie selber ha-
ben damit vor drei Jahren noch
nicht gerechnet.

In diesem Jahr wird vereinba-
rungsgemäß die vollständige, die
hundertprozentige Kostenerstat-
tung erreicht. Dadurch erhalten die
Kommunen in diesem Jahr zusätz-
lich über 1 Milliarde Euro.

Im Vorgriff auf das noch zu erar-
beitende Bundesteilhabegesetz er-
halten die Kommunen anschlie-
ßend, in den folgenden Jahren die-
ser Legislaturperiode, jeweils 1 Mil-
liarde Euro pro Jahr zusätzlich. So
sieht es der Koalitionsvertrag vor.
Dies wird eingehalten und umge-
setzt.

Diese grundlegende Neuordnung
der Eingliederungsleistungen ist üb-
rigens schon 2012 überparteilich
vereinbart worden. Aber es erfordert
natürlich nicht nur die Beteiligung
des Bundes, sondern genauso auch
die Beteiligung aller Länder, damit
die Kommunen entlastet werden
können. Darüber hinaus wird das
eine sehr komplexe Reform werden.
Es geht also nicht nur um eine fi-
nanzielle Beteiligung des Bundes.
Wenn die Tragfähigkeit für den öf-
fentlichen Gesamthaushalt erhalten
werden soll – und diese haben wir
im Auge –, dann muss auch in die-
sem Bereich die Ausgabendynamik
begrenzt bleiben. Das sorgfältig zu
erarbeiten wird die verantwortliche
Mitarbeit aller Beteiligten erfordern,
und das wird seine Zeit brauchen.

Im Übrigen hat das Statistische
Bundesamt in diesen Tagen bekannt
gegeben, dass die Kommunen 2013
einen Finanzierungsüberschuss von
insgesamt 1,7 Milliarden Euro er-
zielt haben. Das hat im vergangenen
Jahr übrigens zu einer Steigerung
kommunaler Investitionen von
über 10 Prozent geführt.

Das ist gut für die wirtschaftliche
Entwicklung, das ist gut für die
Kommunen; aber das muss erwähnt
werden in diesem Zusammenhang.
Die Kommunen ha-
ben insgesamt einen
Überschuss, der
Bund hat ein Defi-
zit. Er hat von allen
Gebietskörperschaf-
ten mit Abstand die
schlechteste Finanz-
ausstattung; das
kann gar nicht infra-
ge gestellt werden,
es muss nur gelegentlich wenigstens
vom Bundesfinanzminister gesagt
werden.

Deswegen bleibt es dabei: Der
Bund hat mit weitem Abstand die
schlechtesten Finanzkennziffern.
Das heißt nicht, dass wir uns nicht
unserer Verantwortung für Länder
und Kommunen bewusst bleiben;
aber man muss die richtigen Rela-
tionen gelegentlich nennen, sonst
wird die öffentliche Debatte völlig
irreführend.

Im Übrigen möchte ich noch ein-
mal in Erinnerung rufen: Der Bund
hat die Kommunen nicht nur bei

der Grundsicherung im Alter, son-
dern auch beim Ausbau der Kinder-
betreuung und durch seine Beteili-
gung an den Kosten für Unterkunft
und Heizung in den vergangenen
Jahren maßgeblich entlastet. Natür-
lich ist wahr, dass es eine große – zu
große – Spreizung zwischen finanz-
starken und finanzschwachen Kom-
munen gibt, und die Situation man-
cher Kommunen ist – das darf bei
den Gesamtzahlen nicht aus dem
Blick geraten – wirklich ernst. Aber
es ist eben auch wahr, dass nach der
Ordnung des Grundgesetzes die
Schwierigkeiten der kommunalen
Finanzierung vor Ort – von den Län-
dern – gelöst werden müssen; sie
sind laut Grundgesetz dafür verant-
wortlich. Der Bund hat dafür gar
nicht die rechtlichen Möglichkeiten.

Das bloße Verschieben von Fi-
nanzierungslasten zwischen den
verschiedenen staatlichen Ebenen
kann sowieso keine Lösung sein.
Wir brauchen solides Haushalten
auf allen staatlichen Ebenen. Des-
wegen geht der Bund mit gutem Bei-
spiel voran. Genau darum, um soli-
des Haushalten auf allen staatlichen
Ebenen, muss es bei der anstehen-
den Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen gehen: Die
Neuordnung muss die Aufgabenver-
teilung zwischen den einzelnen
Ebenen reflektieren. Ein Hin-und-
her-Schieben von Verantwortung
und Zuständigkeiten hilft nicht wei-
ter. Der Bund kann nicht immer
wieder Problemlagen lösen müssen,
für die er nach dem Grundgesetz gar
nicht zuständig ist.

Deshalb müssen die Finanzbezie-
hungen von Bund und Ländern so
geordnet werden, dass sie langfristig
tragfähig sind. Auch das wird einige
Kraftanstrengungen erfordern. Aber
wenn wir das schaffen, wenn wir auf
dieser Grundlage solide Finanzen
auf allen staatlichen Ebenen si-
chern, dann schaffen wir eine stabi-
le Basis für ein dauerhaft gutes In-
vestitions- und Konsumklima. Die
Sanierung des Bundeshaushalts hat

einen entscheiden-
den Beitrag zu einem
guten Investitions-
und Konsumklima
geleistet. Das zahlt
sich bereits heute
aus.

Das zahlt sich aus
in der guten wirt-
schaftlichen Ent-
wicklung, in der wir

Rekordbeschäftigung und steigende
Löhne haben. Das kommt allen
Menschen in unserem Land zugute.
Solide Finanzpolitik sorgt für Ver-
trauen in stabile und verlässliche
Rahmenbedingungen und in die
langfristige Handlungsfähigkeit des
Staates. Nur Menschen, die Vertrau-
en in die Politik und Vertrauen in
die Zukunft ihres Landes haben, in-
vestieren und konsumieren. Ver-
trauen ist in unserer hochentwickel-
ten, aber ressourcenarmen Volks-
wirtschaft mit unser wichtigstes Ka-
pital. Deswegen müssen wir es
weiter stärken; denn nur das kann

Fast 
50 Prozent dieses
Bundeshaushalts

sind für
Sozialausgaben

vorgesehen.

Das Niveau von
Einnahmen und
Ausgaben muss

insgesamt
angemessen 

bleiben.
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dauerhaft Wohlstand und soziale Si-
cherheit schaffen.

Wir verdanken es unserer stabili-
tätsorientierten Politik, dass wir die
Finanz- und Wirtschaftskrisen der
letzten Jahre so glimpflich überstan-
den haben, besser als die meisten
anderen in Europa. Immerhin hat-
ten wir 2009 einen gesamtwirt-
schaftlichen Einbruch von über 5
Prozent. Gerade weil wir das Ver-
trauen der Investoren und Verbrau-
cher gestärkt haben, war unsere
Doppelstrategie von Strukturrefor-
men und Haushaltssanierung er-
folgreich. Das ist ein zentraler
Grund dafür, dass unser Land der-
zeit gut dasteht.

Diese Doppelstrategie ist übrigens
exakt dasselbe, was auch in den Pro-
grammländern der Euro-Zone er-
folgreich angewendet wird: Haus-
haltssanierung auf der einen Seite
und Strukturreformen für bessere
Wettbewerbsfähigkeit und dauerhaf-
tes Wachstum auf der anderen Seite.

Wir sind heute international wett-
bewerbsfähig. Die Aussichten für
die weitere gesamtwirtschaftliche
Entwicklung sind in Deutschland
positiv. Die Fundamentaldaten und
die Konjunkturindikatoren deuten
auf einen breiten Aufschwung hin:
1,8 Prozent Wachstum in diesem
Jahr, 2 Prozent im nächsten Jahr;
das entspricht den Prognosen von
nationalen und internationalen In-
stitutionen. Die Bundesbank erwar-
tet in ihrem Monatsbericht für den
Monat März 2014 für das erste
Quartal sogar ein – wörtlich – „sehr
starkes“ BIP-Wachstum.

Anders als im Ausland immer wie-
der behauptet wird, ist übrigens die
Binnennachfrage – vor allem der pri-
vate Konsum – die Hauptstütze des
Wachstums. Hier wirken sich die ro-
buste Lage am Arbeitsmarkt – wir
haben die höchste Zahl von Beschäf-
tigten in der deutschen Geschichte
und die geringste Arbeitslosigkeit
seit der Wiedervereinigung –, der an-
haltende Beschäftigungsaufbau und
die günstige Einkommensentwick-
lung aus.

Wir stehen auch im internationa-
len Vergleich gut da. Als einziges Mit-
glied der Europäischen Union haben
wir seit zwei Jahren einen ausgegli-
chenen gesamtstaatlichen Haushalt.
Mit dieser Politik haben wir nicht
nur Vertrauen für ein gutes privates
Investitionsklima geschaffen, son-
dern auch neue Handlungsspielräu-
me für zielgerichtete staatliche Inves-
titionen gewonnen. Das ist langfris-
tig angelegte Wachstumspolitik.

Bereits in den letzten Jahren ha-
ben wir darauf geachtet, dass die
Senkung der Neuverschuldung
nicht zulasten besonders zukunfts-
gerichteter Ausgaben geht. Wir ha-
ben in Bildung und Forschung, in
Familie und Infrastruktur investiert.
In der letzten Legislaturperiode ha-
ben wir allein die Ausgaben für Bil-
dung und Forschung um über 13
Milliarden Euro erhöht, und wir
werden das fortsetzen.

Mit dem Bundeshaushalt 2014
beginnen wir, die prioritären Maß-

nahmen des Koalitionsvertrags um-
zusetzen.

Wir verstetigen die Städtebauför-
derung, wir verstärken die Investi-
tionen in die öffentliche Infrastruk-
tur, und wir entlasten die Länder
und Gemeinden weiter.

Der Koalitionsvertrag sieht vor,
die für das Wachstum bedeutsamen
Ausgaben des Bundes in dieser Le-
gislaturperiode zu steigern: um 5
Milliarden Euro bei der Verkehrsin-
frastruktur, um 3 Milliarden Euro
bei der Forschung und um 6 Milli-
arden Euro bei der Bildung, womit
wir Länder und Kommunen bei ih-
ren originären Aufgaben entlasten.
Das alles ist im Haushalt 2014 und
in den Eckwerten für 2015 bis 2018
finanziell unterlegt.

Entscheidend ist jedenfalls:
Deutschland kann nur dann ein at-
traktiver Wirtschafts- und Investiti-
onsstandort bleiben, wenn wir eine
zukunftsfähige Infrastruktur haben.
Wir brauchen moderne Verkehrs-
netze und leistungsfähige Strom-
und Breitbandnetze.

Immerhin – auch das muss ja ge-
sagt werden – hat die Weltbank
Deutschland vor kurzem gerade we-
gen unserer guten Infrastruktur zum
Logistikweltmeister gekürt. Es kann
also nicht ganz so schlimm sein. Wir
wissen aber, dass wir noch besser
werden müssen.

Deswegen bleibt es bei den 5 Mil-
liarden Euro an zusätzlichen Mit-
teln, die der Bund für die Verkehrs-
infrastruktur versprochen hat. Wenn
die Einnahmen aus der Lkw-Maut
jetzt geringer als bisher angenom-
men ausfallen sollten, dann werden
Herr Kollege Dobrindt, der Bundes-
verkehrsminister, und ich dafür eine
Lösung finden müssen.

Unabhängig vom statistischen In-
vestitionsbegriff sind übrigens – da-
rauf können vielleicht sogar Sie sich
einlassen – die Investitionen in die
Köpfe entscheidend. Wir brauchen
Schulen, Universitäten und For-
schungseinrichtungen auf hohem
Niveau.

Bei den Ausgaben für Forschung
und Entwicklung liegt Deutschland
immerhin weltweit in der Spitzen-
gruppe, und in Europa sind wir füh-
rend. Wir haben höhere Ausgaben
für Forschung und Entwicklung als
fast alle anderen Länder in der Welt,
auch in Europa. Um unser hohes
Niveau zu halten, wollen wir in den
nächsten Jahren zusätzlich 9 Milli-
arden Euro in die Bereiche Bildung
und Forschung investieren.

Aber wir dürfen bei Investitionen
nicht immer nur nach dem Staat ru-
fen. Wir müssen unter Berücksichti-
gung internationaler Erfahrungen
immer wieder prüfen, welcher Teil
der Infrastruktur durch den Staat
selbst direkt finanziert werden muss
und welcher Teil durch Nutzer fi-
nanziert werden kann. Ich glaube,
dass wir in Deutschland bei der In-
frastruktur für Telekommunikation
und Energie gute Erfahrungen mit
staatlich regulierter privater Bereit-
stellung gemacht haben. Ich plädie-
re dringend dafür, dabei zu bleiben.

Wir müssen bei der Energiewende
wie auch bei neuen Aufgaben in der
digitalen Infrastruktur an diesem
Prinzip der staatlich regulierten pri-
vaten Finanzierung festhalten.

Grundsätzlich hat diese nut-
zungsorientierte Finanzierung
wachstumspolitische Vorteile; das
zeigen internationale Untersuchun-
gen. Generell sind nämlich Privatin-
vestitionen langfristig für den Wohl-
stand entscheidend. Für diese Inves-
titionen ist eine verlässliche, stetige
und vertrauenschaffende Politik der
beste Anreiz. Deswegen sind eben
solide, stabilitätsorientierte öffentli-
che Haushalte in
Wahrheit ein Inves-
titionsprogramm für
Deutschland und
für Europa.

Wir könnten zu-
gespitzt sagen: In-
dem wir auf Neuver-
schuldung verzich-
ten und damit die
Altschulden im Ver-
hältnis zur Wirtschaftskraft abbau-
en, erreichen wir am Ende für unter-
nehmerische Investitionen mehr,
als es jeder noch so gut gemeinte
Ausgabenschwerpunkt im Bundes-
haushalt jemals erreichen könnte.

Im Übrigen spiegelt der Vorwurf,
wir hätten in Deutschland eine zu
niedrige Investitionsquote, die
Wirklichkeit schon heute nicht voll-
ständig wider. Wir sind bei Ausrüs-
tungen, Forschung und Entwicklung
oder bei Direktinvestitionen im
Ausland gut aufgestellt.

Dass es in Deutschland keine In-
vestitionsblase im Bausektor wie in
den Krisenländern in Europa gab,
hat zwar unsere Investitionsquote
gesenkt, aber das ist sicher kein Feh-
ler gewesen.

Wir brauchen angesichts der be-
schriebenen Herausforderungen
mehr Investitionen, vor allem priva-
te Investitionen. Dazu ist neben ei-
ner soliden Haushaltspolitik vor al-
lem ein international wettbewerbs-
fähiges Steuersystem zentrale Vo-
raussetzung. Das haben wir in
Deutschland, und wir wollen, dass
es so bleibt. Deswegen werden die
Steuern nicht erhöht werden.

Wir haben – gelegentlich zeigt die
öffentliche Debatte, dass es notwen-
dig ist, das wieder einmal zu erläu-
tern – in Deutschland ein ausgeklü-
geltes System der Unternehmens-
besteuerung. Natürlich kann man
darüber diskutieren, ob die Abgel-
tungswirkung der Kapitalertragsteuer
steuerlicher Gerechtigkeit vollstän-
dig entspricht; das ist wahr. Aber so-
lange wir noch keinen weltweiten au-
tomatischen Informationsaustausch
haben, war das ein richtiger und
pragmatischer Kompromiss zur Si-
cherung von Einnahmen.

Jedenfalls sind Gewerbesteuer,
Körperschaftsteuer, Kapitalertrag-
steuer und Spitzensteuersatz bei der
Einkommensteuer so aufeinander
abgestimmt, dass die Belastung für
Personengesellschaften und für In-
haber von Kapitalgesellschaften
gleich hoch ist.

Wer den Spitzensteuersatz bei der
Einkommensteuer anheben will,
wie es mancher, etwa als Preis für
den Abbau der kalten Progression,
fordert, der fordert damit letztlich
Steuererhöhungen auf breiter Front.

Damit würde er auch das wichti-
ge Gleichgewicht bei der Unterneh-
mensbesteuerung ins Wanken brin-
gen. Wer das will, soll es ehrlich sa-
gen. Aber dann muss er den Arbeit-
nehmern erklären, warum er die
Investitions- und Beschäftigungsbe-
dingungen für alle Unternehmen
verschlechtern will. Das würde die
internationale Wettbewerbsfähig-

keit unseres gesam-
ten Steuersystems
und damit unseren
Wirtschaftsstandort
selbst massiv gefähr-
den. Deswegen ma-
chen wir das nicht.

D e u t s c h l a n d s
Wirtschaftsstärke ba-
siert auf seinen mit-
telständischen Glo-

bal Players. Das sind Unternehmen,
die sehr oft noch inhabergeführt
sind und es auch bleiben wollen,
und das aus guten Gründen. Es ist
auch gut so, dass sie es bleiben. Die
Einkommensteuer ist die Unterneh-
mensteuer dieses starken deutschen
Mittelstandes. Wenn wir den Spit-
zensteuersatz anheben würden,
dann würden wir diesen Unterneh-
men, unserer größten Wirtschafts-
stärke, direkt schaden.

Wir würden genau die Unterneh-
men empfindlich treffen, die in
Deutschland für Ausbildungs- und
Arbeitsplätze sorgen. Davor kann
ich nur warnen.

Natürlich hat der Abbau der kal-
ten Progression weiter Priorität.
Aber es ist schon sehr bedauerlich,
dass der in der letzten Legislaturpe-
riode im Bundestag verabschiedete
Gesetzentwurf im Bundesrat blo-
ckiert worden ist.

Das Thema bleibt in dieser Legis-
laturperiode aktuell, aber nicht um
den Preis, um es klar zu sagen,
durch eine Erhöhung der Unterneh-
mensbesteuerung die wirtschaftli-
che Entwicklung massiv zu gefähr-
den.

Wir müssen uns auf unsere wirt-
schaftlichen Stärken besinnen, statt
sie zu bekämpfen, und das heißt,
mehr private Investitionen zu errei-
chen und nicht weniger. Das Steuer-
system setzt dafür wichtige Rahmen-
bedingungen.

Wir haben ein breites, leistungsfä-
higes Instrumentarium zur Mittel-
standsförderung, und wir haben gu-
te Finanzierungsbedingungen. Es ist
wahr: Wir hören insbesondere von
jungen innovativen Unternehmen
öfters, dass es trotz der insgesamt
guten Bedingungen Ansatzpunkte
für weitere Verbesserungen gebe, die
nicht zuletzt die Finanzierungsmög-
lichkeiten für solche Unternehmen
betreffen.

Weil die jungen innovativen Un-
ternehmen für unsere Wirtschaft
ein hohes Potenzial beinhalten,
wollen wir es stärken, indem wir

Wagniskapitalfinanzierungen un-
terstützen, indem wir die steuerli-
chen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für Wagniskapital inter-
national wettbewerbsfähig gestal-
ten, und wir wollen Deutschland
als Fondsstandort attraktiver ma-
chen.

Zur Stärkung von Börsengängen
junger innovativer und wachstums-
starker Unternehmen arbeiten wir
an der Einführung eines neuen Bör-
sensegments „Markt 2.0“; man
braucht solche Begriffe. Wir sind im
Übrigen dabei, Möglichkeiten zu
finden, wie die Verbriefung von Mit-
telstandskrediten erleichtert werden
kann.

Ich weiß, dass Verbriefungen in
der Finanzkrise eine unrühmliche
Rolle gespielt haben. Aber das lag
nicht an dem Instrument der Ver-
briefung als solchem, sondern an
dem Missbrauch. Deswegen sind
wir natürlich entschlossen, das aus-
zuschließen. Wir können das aus-
schließen, indem wir nur solche Ver-
briefungen berücksichtigen, die
höchsten Qualitätskriterien genü-
gen.

Wir werden im Übrigen in dieser
Woche beim Treffen der G-20-Fi-
nanzminister in Washington darü-
ber beraten – ich entschuldige
mich schon jetzt beim Deutschen
Bundestag, Herr Präsident, dass ich
ab Donnerstagnachmittag bei den
Haushaltsberatungen nicht mehr
anwesend sein kann –, wie wir auf
internationaler Ebene die Rahmen-
bedingungen für langfristige Inves-
titionen der großen Kapitalsam-
melstellen, etwa der Versicherun-
gen, in die Infrastruktur unserer
Volkswirtschaften verbessern kön-
nen. Das kann auch in Deutsch-
land zu zusätzlichen Investitionen
führen. Eine Gesellschaft im demo-
grafischen Wandel wie die unsere
benötigt Wachstum durch Investi-
tionen und Innovationen genauso
wie unsere globalisierte Welt mit
bald 9 Milliarden Menschen und so
großen Unterschieden und Span-
nungen. Oder um es zugespitzt zu
sagen: Mir ist zu oft von Hochfre-
quenzhandel und zu selten von
langfristiger Investitionsfinanzie-
rung die Rede.

Deshalb muss es uns auch welt-
weit besser gelingen, die riesige,
nach langfristigen Anlageformen
förmlich dürstende Liquidität in In-
vestitionen zu lenken. Dazu bleibt
die Gesundung der Staatsfinanzen
eine entscheidende Voraussetzung.
Diese wird neben staatlichen Inves-
titionen auch mehr private auslö-
sen.

Digitalisierung und eine immer
stärker grenzüberschreitende Glo-
balisierung verwandeln unsere Wirt-
schaft und Arbeitswelt fundamen-
tal. In diesen Tagen wird auf der In-
dustriemesse in Hannover unter
dem Motto „Industrie 4.0“ diese
Entwicklung beschrieben. Wir wer-
den diese rasante Entwicklung nicht

Natürlich 
hat der Abbau 

der kalten
Progression 

weiter 
Priorität.
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durch staatliche Bürokratie oder
Ausgabenprogramme nach Art
überholter Industriepolitik lenken
können, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, sondern wir werden sie
nur durch Investitionen in Bildung,
Forschung und Entwicklung gestal-
ten können.

Den Rest überlassen wir dann bes-
ser dem Markt der Ideen und der In-
novationen. Hayek hat einmal – es
ist schon eine Zeit lang her – vor der
staatlichen Anmaßung von Wissen
gewarnt. Ich glaube, das ist gerade
angesichts dieser rasanten Verände-
rung noch aktueller denn je.

Aber dann müssen wir beweisen,
dass wir in Deutschland große Infra-

strukturmaßnahmen auch realisie-
ren können. Das gilt für Flughäfen,
Bahnhöfe und auch für Stromtras-
sen. Wie wollen wir sonst auch in
Zukunft fliegen, Bahn fahren oder
uns im Internet bewegen? Natürlich
ist das Prinzip der Bürgerbeteiligung
für die demokratische Legitimie-
rung, für die Akzeptanz und auch
für eine sachgerechte Ausgestaltung
von Großvorhaben unabdingbar.
Aber das darf nicht zu einem Miss-
brauch dieses Prinzips durch kleine,
professionelle Lobbygruppen füh-
ren, die die Entscheidungen von
Mehrheiten am Schluss nicht akzep-
tieren. Eine ständige Blockadehal-
tung kann uns nicht weiterführen

und wird auf Dauer die Grundlagen
unseres Wohlstands aufs Spiel set-
zen.

Wir brauchen ein positives Investi-
tions- und Innovationsklima; dafür
müssen wir arbeiten. Dabei kann uns
auch das Transatlantische Freihan-
delsabkommen helfen. Wenn wir mit
Amerika verhandeln, sollten wir uns
gegenseitig die Achtung der gleichen
Werte unterstellen, auch was Umwelt-
und Arbeitsstandards betrifft. Wenn
wir das tun, kann das Investitionskli-
ma im größten Wirtschaftsraum der
Welt enorm verbessert werden.

Wenn wir angesichts der demo-
grafischen Entwicklung und des
Fachkräftemangels dafür sorgen,

dass wir genügend qualifizierte Ar-
beitskräfte behalten, dann helfen
uns in Europa dabei die Grundfrei-
heiten. Die Niederlassungsfreiheit
in Europa müssen wir bewahren.
Aber sie darf natürlich nicht zu ei-
ner Art „Sozialtourismus“ mit mas-
siver Armutseinwanderung führen.
Das Wohlstandsniveau in Europa
ist heute so unterschiedlich, dass
wir auf europäischer Ebene Lösun-
gen finden müssen, die bei der Ver-
rechtlichung von Ansprüchen an
die sozialen Sicherungssysteme die
Realität unterschiedlicher Wohl-
standsniveaus nicht außer Acht las-
sen. Im Übrigen können wir von ei-
ner Debatte über eine überzogene

Verrechtlichung vielleicht auch in
Deutschland profitieren.

Herr Präsident, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, wenn wir immer
wieder zur Erneuerung unserer
Strukturen und zur Weiterentwick-
lung unserer Institutionen bereit
sind, dann werden wir die großen
Herausforderungen bewältigen
können, vor denen wir stehen: He-
rausforderungen in Deutschland,
für Deutschland in Europa und für
Europa in der Welt. Der Entwurf des
Haushalts 2014 wird dazu seinen
Beitrag leisten.

(Langanhaltender Beifall bei der

CDU/CSU - Beifall bei der SPD)

Herr Schäuble, Sie haben zu
Beginn Ihrer Rede darauf
aufmerksam gemacht, dass

es für die Ukraine und die umliegen-
de Region nur Diplomatie als Lö-
sung gibt. Ich will mich dem aus-
drücklich anschließen und hoffe,
dass wir auch darin einer Meinung
sind, dass Äußerungen, die dies kon-
terkarieren, wenig hilfreich sind.

Jetzt aber zum Bundeshaushalt.
Ich habe mit Interesse zur Kenntnis
genommen, dass es fast Standing
Ovations gegeben hat, als von dau-
erhaftem Haushaltsausgleich die
Rede war.

Die schwarze Null geht durch al-
le Medien. Ich will zunächst einige
Fakten nennen. In der letzten Legis-
latur haben Sie und Ihre Regierung,
Herr Schäuble, 102,9 Milliarden
Euro neue Schulden gemacht.

Frau Merkel ist seit 2005 im Amt
und hat seitdem über 200 Milliar-
den Euro neue Schulden gemacht.
Im Rahmen des Haushalts 2014,
um den es nun geht, wollen Sie 6,5
Milliarden Euro neue Schulden ma-
chen; das ist Fakt. Sie sind also weit
weg von den eigentlichen Zielen.
Sie haben die Neuverschuldung in
diesem Land in nennenswerter Grö-
ßenordnung angehoben.

Um es klar und deutlich zu sa-
gen: Auch die Linke ist für Haus-
haltskonsolidierung. Wir sind für
Schuldenreduzierung. Da, wo wir
regiert haben, in Berlin und Meck-
lenburg-Vorpommern, kann man
genau sehen, dass wir in diese
Richtung agiert haben. Branden-
burg ist in den letzten drei Jahren
ohne neue Schulden ausgekom-
men und hat im letzten Jahr sogar
einen Haushaltsüberschuss in Hö-
he von 583 Millionen Euro ausge-
wiesen, von denen 300 Millionen
Euro in die Tilgung geflossen sind.
Trotzdem wurden die Mittel für
den Bildungsetat in diesem Bun-
desland um 10 Prozent gesteigert.
Das ist solide Finanzpolitik. Dafür
steht auch die Linke.

Der Preis für Ihre Art der Haus-
haltskonsolidierung ist extrem
hoch. Sie fahren mit diesem Haus-
halt das Land auf Verschleiß. Das
ist das Gegenteil von Verantwor-
tung für die Zukunft. Sie haben
hier in umfangreichen Worten über
Investitionen geredet und gesagt,
wie wunderbar wir uns entwickeln.
Die Realität ist aber: Wir steigern
die Investitionen nur um 1 Milliar-
de Euro. Das ist unverantwortlich
wenig angesichts der Herausforde-
rungen, vor denen wir in den Berei-
chen Bildung, Infrastruktur und
Verkehrswege – schauen Sie sich
die Situation vieler Brücken in
Deutschland an – und bei den
Krankenhäusern stehen. Das alles
hat mit Zukunftsfähigkeit über-
haupt nichts zu tun.

Schauen Sie alleine auf den Wirt-
schaftsetat. Er hat ein Volumen von
6 Milliarden Euro. Wenn man die
Subventionen abzieht, dann sind
es nur noch 3 Milliarden Euro. 1
Prozent des Gesamthaushalts steht
somit für Wirtschaftspolitik zur
Verfügung. Das soll Zukunftspoli-
tik sein? Das ist ganz weit weg da-
von.

Dieser Haushalt ist an vielen
Stellen schlichtweg unterfinan-
ziert, und zwar in der ganzen Brei-
te. Das geht vom Steuervollzug
über die Bundespolizei und die Fi-
nanzierung der Energiewende bis
hin zur Arbeitsmarktpolitik. Da le-
gen Sie ein Programm für gerade
einmal 3 Prozent der Langzeitar-
beitslosen auf. Den Rentenkassen
werden zur Finanzierung Ihres
Haushalts 19 Milliarden Euro weg-
genommen. Das alles, den Preis
Ihrer schwarzen Null, zahlen zu-
künftige Generationen.

Sie blenden die
Haushal t s r i s iken
aus. Sie haben zwar
über die Zinsent-
wicklung geredet,
aber ein Anstieg
von nur einem hal-
ben Prozentpunkt –
man sieht, dass die
Entwicklung auf
den Finanzmärkten
in diese Richtung geht – würde uns
mit 6 Milliarden Euro mehr belas-
ten. Ähnlich ist es mit den gesam-
ten Schattenhaushalten. Allein der
Soffin hat inzwischen ein Minus
von 25 Milliarden Euro angehäuft.
Das alles wird zu bezahlen sein.
Das hat eben nichts mit strukturel-
ler Haushaltskonsolidierung zu
tun.

Der Haushaltsentwurf bedeutet
für die meisten Menschen weniger
Netto vom Brutto. Sie belasten die
Menschen und greifen ihnen tief in
die Tasche. Die Rentenkassenbei-
träge sollten zum 1. Januar gesenkt
werden. Das haben Sie mit einem
Federstrich annulliert. Es ist so,
dass die Zuschüsse zum Gesund-
heitsfonds reduziert werden, und
es stimmt eben nicht, dass die
Krankenkassenbeiträge nicht stei-
gen werden. Natürlich werden sie
mittelfristig steigen, und es werden
die Zuzahlungen für viele Men-

schen in diesem Land steigen. Ge-
nauso steigen die Beiträge zur Pfle-
geversicherung. Das führt im Er-
gebnis dazu, dass die Menschen
weniger in ihren Taschen haben.

Sie träumen von der schwarzen
Null, aber viele Menschen in die-
sem Land sehen eine schwarze Zu-
kunft. Sie haben nicht über die
über 3 Millionen Arbeitslosen in
diesem Land geredet. Sie haben
nicht darüber geredet, dass es Mil-
lionen Hartz-IV-Empfänger in die-
sem Land gibt. Sie haben nicht
über die 2 Millionen Kinder und
Jugendlichen, die sich in Armut
befinden, geredet und auch nicht
über die 465 000 Rentnerinnen
und Rentner, die Sozialleistungen
beantragen, weil ihre Rente unter-
halb der Grundsicherung liegt. Das
sind die Kollateralschäden der Re-
gierung auf dem Weg zur Haus-
haltskonsolidierung.

Ein ausgegliche-
ner Haushalt, sehr
geehrter Herr Schäu-
ble, ist nicht auto-
matisch Ausdruck
einer guten Haus-
haltspolitik; denn
Hausha l t spol i t ik
muss immer auch
einen Beitrag zur
Gerechtigkeit leis-

ten. Der Haushalt 2014 leistet ein
weiteres Mal keinen Beitrag, um die
katastrophale Entwicklung bei Ein-
kommen und Vermögen wirklich
umzudrehen. Auf gut Deutsch: Die
Schere zwischen Arm und Reich in
diesem Land geht immer weiter auf.

Es ist eben so, dass wir mehr
Mittel brauchen, sehr geehrter
Herr Schäuble. Nur so können wir
die Aufgaben wirklich erfüllen.
Um Ihrem Vorwurf gleich entge-
genzutreten: Nein, wir fordern
nicht pauschal Steuererhöhungen.
Wir wollen mit unserem Steuer-
konzept 90 Prozent der Menschen
entlasten oder im bisherigen Zu-
stand belassen. Aber die 10 Pro-
zent der Vermögenden in diesem
Land müssen mehr belastet wer-
den, die Vermögenden und Super-
reichen.

Es ist doch nicht zu akzeptieren,
dass in diesem Land die Zahl der
Vermögensmillionäre jedes Jahr

größer wird. Wir haben inzwischen
1.015.000 Vermögensmillionäre.
Sie haben nicht den Mut, bei de-
nen auch nur ein bisschen abzu-
kassieren, sehr geehrter Herr
Schäuble. Da muss ich den Kolle-
ginnen und Kollegen der SPD sa-
gen: Was ist eigentlich aus all Ihren
Wahlversprechen geworden? Drän-
gen Sie die CDU/CSU doch we-
nigstens dazu, dass sie ihr Wahl-
versprechen, den Abbau der kalten
Progression, umsetzt. Das wäre
doch vernünftig.

Das müsste allerdings solide ge-
genfinanziert werden. Es ist eine
Mär, dass die Erhöhung des Spit-
zensteuersatzes letztlich der Unter-
gang des Abendlandes wäre. Das
ist doch völlig absurd. Zu Zeiten
Helmut Kohls lag der Satz bei 53
Prozent, und jetzt können wir
nicht einmal über eine moderate
Anhebung nachdenken? Das ist
völlig absurd.  Wir brauchen mehr
Haushaltseinnahmen.

Deswegen wäre eine Vermögen-
steuer notwendig.

Deswegen wäre es auch notwen-
dig, eine Veränderung bei der Erb-
schaftsteuer durchzusetzen. In
den nächsten Jahren werden 2 Bil-
lionen Euro vererbt. Angesichts
dessen nicht den Mut zu haben,
davon wenigstens etwas mitzu-
nehmen – niemand will enteig-
nen; aber wir brauchen für die
Aufgaben, vor denen unsere Ge-
sellschaft steht, höhere Einnah-
men, und diese Mittel müssen von
denjenigen kommen, die in der
Krise ausdrücklich profitiert ha-
ben –, ist ein Fehler.

Wir, meine Damen und Herren,
sehen, dass dieser Haushalt in ei-
ner Tradition der Ungerechtigkeit
steht. Wir werden in den Beratun-
gen viele sehr vernünftige Vor-
schläge einbringen. Ich hoffe, dass
Sie viele aufnehmen können.
Dann ist die Hoffnung vielleicht
noch nicht verloren, dass man
wirklich einen ausgeglichenen
Haushalt der sozialen Gerechtig-
keit und der Zukunftsfähigkeit
schafft. Der jetzt vorgesehene
Haushalt ist im Moment weit da-
von entfernt.

(Beifall bei der LINKEN)

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Dr. Dietmar Bartsch, DIE LINKE:

Sie fahren das Land
auf Verschleiß

Ein ausgegliche-
ner Haushalt ist

nicht automatich
Ausdruck einer

guten
Haushaltspolitik.
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Fortsetzung von Seite 15: Dr. Wolfgang Schäuble (Bundesminister der Finanzen)
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Die SPD steht für eine solide Fi-
nanzpolitik. Wir haben 2009
gemeinsam mit der Union

im Bundestag und im Bundesrat da-
für gesorgt, dass die Schuldenbremse
im Grundgesetz verankert wird. Wir
werden im Jahre 2015 – wenn der
Vollzug gut ist, vielleicht sogar im Jah-
re 2014 – einen ausgeglichenen Haus-
halt ohne neue Schulden erreichen.
Das ist ein markanter Erfolg. Das ist
ein Paradigmenwechsel nach über 40
Jahren Politik des Bundestages, aber
auch des Bundesrates, die davon ge-
kennzeichnet war, dass permanent
mehr Schulden aufgenommen wur-
den, um die zu leistenden Ausgaben
zu finanzieren. Diesen Paradigmen-
wechsel einzuleiten, ist die erste gro-
ße Aufgabe dieser Koalition.

Die zweite große Aufgabe ist, Ord-
nung auf dem Finanzmarkt herzu-
stellen, insbesondere die Stabilisie-
rung des Euro und Europas zu errei-
chen. Ich glaube, dass wir dabei erst
den ersten Schritt gegangen sind.
Derzeit leben wir nämlich von der
Politik des billigen Geldes der EZB,
aber nicht von politischen Entschei-
dungen, und das wird nicht reichen.

Die dritte große Aufgabe ist die
Aufrechterhaltung der Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft.
Eine der Kernaufgaben hierbei ist die
Energiewende. Es ist dafür zu sorgen,
dass wir aus der Atomkraft aussteigen
können. Es muss uns gelingen, er-
neuerbare Energien zu fördern, aber
auch, sie bezahlbar zu halten und die
Arbeitsplätze im produzierenden Be-
reich zu erhalten. Das ist zentral für
die SPD. Ich danke Sigmar Gabriel
sehr dafür, dass er sich dafür in Brüs-
sel erfolgreich eingesetzt hat.

Herr Minister, Sie haben es in Ih-
rer Retrospektive auf die letzten vier
Jahre vorhin der Sozialdemokratie
nicht so ganz einfach gemacht, zu
klatschen; aber an den entscheiden-
den Stellen haben wir Beifall gespen-
det. Ich will in diesem Zusammen-
hang nur auf einen Punkt hinweisen
– Sie haben gesagt, es ist immer wich-
tig, dass man sich bewegt, wenn man

ein bestimmtes Wohlstandsniveau
erreicht hat; man müsse konsequent
dranbleiben, um seine Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhalten und für ein ge-
rechtes Land zu sorgen –: Ich habe
nicht erkennen können, dass Sie im
Bundestag in den letzten vier Jahren
Strukturreformen, wie Sie sie ange-
sprochen haben, beschlossen haben.

Ich wäre wirklich dankbar für ei-
nen Hinweis darauf, welche Struktur-
reformen das gewesen sein sollen.

Die Früchte, die wir heute dadurch
ernten, dass wir in Deutschland eine
wettbewerbsfähige Wirtschaft und
vor allem noch Pro-
duktionsunterneh-
men haben – 25 Pro-
zent des BIP werden
vom produzierenden
Gewerbe erbracht;
das macht uns ein-
malig in Europa, und
wir wollen diesen
Zustand erhalten –,
sind ein Ergebnis
dessen, was die SPD mit den Grünen
2004/2005 durchgesetzt hat.

Ich finde, das festzustellen, gehört
zur Ehrlichkeit dazu. Von diesen
Früchten leben wir heute.

In den vergangenen Jahren sind an
die jeweilige Klientel Geschenke ver-
teilt worden. Das wollen wir als So-
zialdemokraten nicht. Wir wollen ei-
nen solide finanzierten Haushalt mit
Zukunftsinvestitionen in den Bil-
dungs- und in den Verkehrsbereich,
die uns wettbewerbsfähig halten. Da-
für muss die notwendige Finanzie-
rung vorhanden sein.

Im Hinblick auf die Finanzierung
ist es eine der Grundfragen, ob es bei
der Besteuerung in Deutschland ge-
recht zugeht.

Sie haben den Punkt Spitzensteu-
ersatz angesprochen und in Verbin-
dung mit dem Unternehmensteuer-
satz gesetzt. Zunächst einmal: Auch
Einzelunternehmen können optie-
ren, können ihre Rechtsgrundlage so
ändern, dass sie wie normale Kapital-
gesellschaften besteuert werden. Sie
wären von einer Erhöhung des Spit-
zensteuersatzes nicht zwangsläufig
betroffen. Einmal abgesehen davon:
Eine solche Erhöhung hat jetzt auch
gar keiner gefordert.

Wenn wir die vom Herrn Kollegen
Bartsch eben genannte Frage der kal-
ten Progression, der schleichenden
Steuererhöhung aufgreifen wollen
und das verändern wollen – wir wol-
len keine Erhöhung der Steuersätze
für den unteren und mittleren Ein-
kommensbereich –, dann gilt für
uns: Wir machen das nicht auf
Pump. Deswegen haben wir als SPD
den Vorschlag dazu seinerzeit im
Bundesrat und auch hier im Bundes-
tag abgelehnt. Wir wollen dafür eine
saubere Gegenfinanzierung.

Das heißt in dem Fall dann auch,
dass man sich über den Abbau von
Subventionen unterhalten muss. Da-
zu liegen allerdings keinerlei Vor-
schläge Ihrerseits vor.

Im Gegenteil: Es gibt eine totale
Blockadehaltung. Ich finde, dass
man so nicht arbeiten kann. Es geht
schon gar nicht, sehr teure Gutachten
in Auftrag zu geben, um sie danach
in der Schublade verschwinden zu
lassen. Dazu gehört ein bisschen
mehr Mut.

Wir als Sozialdemokraten sind be-
reit, den notwendigen Mut aufzu-

bringen und der Be-
völkerung zu sagen:
Ja, wir schaffen die
kalte Progression ab,
aber wir werden da-
für die Subventionen
auf den Prüfstand
stellen. – Das bringt
nicht immer Freude;
damit habe ich selbst
so meine Erfahrun-

gen gemacht.
Aber es ist notwendig, um eine Ver-

einfachung des Steuerrechts hinzu-
bekommen. Ich wünsche mir, dass
wir das in dieser Koalition in der
nächsten Zeit noch schaffen.

Ein weiterer Punkt. Beim Thema
„gerechte Steuern“ geht es auch um
die Frage: Wer zahlt denn in diesem
Land eigentlich Steuern? Und auf
welche Einkommen zahlt er sie? Die
Mehrwertsteuer muss jeder zahlen.
Die Lohnsteuer wird automatisch ab-
gezogen; da hat die normale Arbeit-
nehmerin oder der normale Arbeit-
nehmer überhaupt keinen Gestal-
tungsspielraum. Aber wer über Ver-
mögen verfügt, kann das schon in
das eine oder andere Land in Europa
transferieren. Wir haben prominente
Fälle gehabt. Einige Betroffene gelo-
ben Besserung; das gilt auch für die
entsprechenden Länder.

Ich möchte, dass diese Koalition
insbesondere die gerechte Besteue-
rung von Vermögen im Ausland
durchsetzt, also erreicht, dass die
Zinserträge daraus besteuert werden.
Das ist für uns als Sozialdemokraten
extrem wichtig, weil nicht nur Arbeit
besteuert werden soll, sondern auch
höhere Einkommen und Vermögen.
Deswegen sind das Fallen des Bank-
geheimnisses und auch der Fort-
schritt, den wir im Bereich der Zins-
besteuerung mit dem automatischen
Informationsaustausch gemacht ha-
ben, extrem wichtige Punkte.

Wir werden – auch darauf haben
wir uns in der Koalition verständigt –
die Bedingungen für die Selbstanzei-
ge bei Steuerhinterziehung verschär-
fen, insbesondere die Zuschläge er-
höhen. Derjenige, der jahrelang Steu-
ern hinterzogen hat, darf im Endef-
fekt nicht besser dastehen als

derjenige, der seine Steuern ehrlich
gezahlt hat. Das ist ein Grundsatz für
Sozialdemokraten.

Es zeigt sich auch, dass es richtig
war, dass wir das Deutsch-Schweizer
Steuerabkommen im Jahr 2012 nicht
haben passieren lassen. Dadurch wä-
ren viele Leute anonym geblieben,
und sie hätten Geld gespart, und der
Druck auf die entsprechenden Län-
der wäre entfallen, sich zu bewegen
und für saubere Geschäfte zu sorgen.
Deswegen war es richtig, das abzu-
lehnen.

Es wird auf der europäischen Ebe-
ne in den nächsten Jahren mit vielen
Entscheidungen in diese Richtung
gehen müssen; wir als Nationalstaat
allein können das nicht regeln. Wir
brauchen die anderen europäischen
Länder und das Europäische Parla-
ment bei einer einheitlichen Besteue-
rung und bei der Frage, wie Unter-
nehmensgewinne transferiert wer-
den können. Hierbei geht es darum,
dass über Lizenzgestaltungen, zum
Beispiel in den Niederlanden, aber
auch in anderen Ländern, ein Anreiz
geboten wird, die Höhe der Unter-
nehmensteuern letztendlich zu sen-
ken. Das ist eine Form von asozialem
Standortwettbewerb; wir als Sozial-
demokraten machen das nicht mit.

Wir wollen, dass Unternehmen
Gewinne machen – ganz klar; es sind
keine Altruisten –, aber wir wollen
auch, dass sie einen fairen Beitrag
zum Steueraufkommen leisten.

Sie von der CDU haben vorvorges-
tern auf dem Bundesparteitag den
Spitzenkandidaten der Konservati-
ven in Europa gekürt. Sein Name
wird in Deutschland geheim gehal-
ten, aber hier im Bundestag soll
schon einmal gesagt werden, wer es
ist: Es ist Herr Juncker.

Er war im vergangenen Jahrzehnt
derjenige, der vor allen Dingen dafür
gesorgt hat, dass die Zinsbesteue-
rungsrichtlinie in Luxemburg nicht
angewandt wurde. Er hat sie zehn
Jahre lang bekämpft. Erst nachdem
es einen Regierungswechsel gegeben
hat und die Sozialdemokraten in Lu-
xemburg einen neuen Koalitions-
partner haben, wird dort nicht mehr
blockiert. Ich finde, Sie sollten sich
noch einmal überlegen, wer Ihr Spit-
zenkandidat ist und welche Politik er
macht.

Bei den Haushaltsberatungen wird
es für uns darauf ankommen, die In-
vestitionen zu steigern; hier besteht,
glaube ich, Konsens. Wir werden uns
sehr genau die Ausgabenseite, aber
auch den Steuervollzug anschauen.
Wir müssen dafür sorgen, dass die
Einnahmen entsprechend fließen
und das Steuerrecht in Deutschland
umgesetzt wird. Das ist die Aufgabe
der Bundesländer; denn sie haben es
in der Hand. Sie müssen genug Per-
sonal einstellen, um Unternehmen
und Einkommensmillionäre steuer-
lich prüfen zu können. Der Bundes-
rechnungshof hat viele Vorschläge
dazu gemacht.

Herr Minister Schäuble, Sie haben
vorhin viel über Sozialleistungen
und auch über die Sozialleistungs-
quote gesprochen. Es stimmt, dass
sie in Deutschland hoch ist, und das
ist auch gut so; für uns Sozialdemo-
kraten ist das ein wichtiger Punkt. Ich
glaube, wir leben in einem sozial si-
cheren Land. Der soziale Ausgleich
gehört dazu.

Was die Finanzierung der Hoch-
schulen und die Finanzierung des
Studiums angeht, müssen wir zu Ver-
änderungen kommen – das war
auch ein Punkt bei den Koalitions-
verhandlungen; da haben wir noch
vier Jahre Zeit. Es gibt viele Jugend-
liche und Studenten, die nicht aus
reichen Elternhäusern kommen.
Deshalb ist eine Reform des BAföG -
die Bedarfssätze und die Freibeträge
sind seit fünf Jahren nicht mehr an-
gepasst worden – ganz entschei-
dend. Wir möchten, dass junge Leu-
te auch aus finanziell nicht so star-
ken Elternhäusern in Deutschland
die Chance haben, studieren zu kön-
nen.

Auch da stehen die Bundesländer
gemeinsam mit uns in der Pflicht.
Das wäre eine gute Ergänzung zu den
Investitionen. Denn Bildungsausga-
ben sind Investitionen in die Zu-
kunft.

Ich danke Ihnen für den Einstieg
in diese Debatte. Es wird interessant
bleiben. Ich sehe den Beratungen im
Haushaltsausschuss in den nächsten
vier Sitzungswochen mit Freude ent-
gegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Carsten Schneider (*1976)
Landesliste Thüringen

Carsten Schneider, SPD:

Drei große Aufgaben 
dieser Koalition 
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Wir wollen, dass
Unternehmen

Gewinne machen,
aber auch einen
fairen Steuer-

beitrag leisten.

Die Schuldenuhr Deutschlands – erstmals seit 1969 liegt ein ausgegliche-
ner Haushalt ohne strukturelle Neuverschuldung vor.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 



18 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 16/17 – 14. April 2014

Herr Schäuble, nach dieser
Einbringung finde ich es
äußerst bemerkenswert,

aber auch, wie ich sagen muss, ziem-
lich dreist, wie viel Selbstlob Sie hier
an den Tag legen.

Ich gebe ehrlich zu: Die schwarze
Null im Haushalt 2015 klingt erst
einmal gut, besonders für einen
Haushälter. Aber als guter Haushäl-
ter darf man eben nicht nur die
Überschriften betrachten, sondern
man muss kritisch nachrechnen, ge-
nau hinsehen und fragen, wie das ei-
gentlich zustande kommt. Wenn
man sich die Finanzplanung an-
schaut, dann erkennt man, dass die-
se schwarze Null nur eine kurzfristi-
ge Momentaufnahme ist. Es ist kein
dauerhafter Zustand.

Es ist nicht nachhaltig finanziert.
Herr Schäuble, Ihr Haushalt ist nur
ein kurzes und teures Strohfeuer.

Schauen wir uns den Haushalt
und die Finanzplanung einmal kon-
kret am Beispiel der drei Hauptpro-
bleme an. Sie verlassen sich auf die
gute Konjunktur, Sie greifen in die
Sozialkassen, und Sie investieren
nicht.

Erstens zur Konjunktur. Sie haben
einfach Glück gehabt, Herr Schäu-
ble: Die Konjunktur läuft gut.

Die Zinsen sind historisch niedrig.
Allein in der letzten Legislaturperi-
ode hat der Bund wegen der Euro-
Krise 100 Milliarden Euro an Zinsen
gespart. Herr Schäuble, das heißt, Sie
sind ein Konjunktur- und Krisenge-
winner. Mit eigener Leistung hat das
aber wenig zu tun.

Was machen Sie eigentlich, wenn
mal wieder schlechtere Zeiten kom-
men? Darauf sind Sie nicht vorberei-
tet; dafür haben Sie nicht vorgesorgt.
Wenn die Konjunktur und die Zin-
sen sich nur ein bisschen verschlech-
tern, dann fällt Ihr Haushalt wie ein
Kartenhaus zusammen. Ihr Haus-
halt, Herr Schäuble, ist nur ein
Schönwetterhaushalt.

Zweitens zu den Sozialkassen. Ih-
re einzige Finanzierungsidee ist ja
der Griff in die Sozialkassen. Sie

plündern jetzt den Gesundheits-
fonds. Aber der Bundeszuschuss für
den Gesundheitsfonds ist kein Fahr-
stuhl, den man je nach Belieben und
Kassenlage einfach hoch- und run-
terfahren kann. Er orientiert sich an
den versicherungsfremden Leistun-
gen, und er wurde zusammen mit
den Krankenkassen festgelegt, damit
sie Planungssicherheit haben. Was
passiert jetzt? Mehrere Krankenkas-
sen haben schon angekündigt, dass
sie wahrscheinlich Zusatzbeiträge
für die Versicherten erheben müs-
sen. Das heißt, die Hauptleidtragen-
den Ihrer Haushaltspolitik sind die
Versicherten, die
Menschen mit klei-
nen und mitt-leren
Einkommen. Sie
zahlen die Zeche,
und das ist -extrem
ungerecht.

Das Gleiche ma-
chen Sie bei der Ren-
tenkasse. Auch da
langen Sie extrem
zu. Jedem hier im Saal ist klar, dass
Sie die Mütterrente über Steuern hät-
ten finanzieren müssen.

Aber die Union hat Steuererhö-
hungen, zum Beispiel für Spitzen-
einkommen oder große Vermögen,
aus ideologischen Gründen zum Ta-
bu erklärt.  Die SPD hat das mitge-
tragen. Deswegen werden die Alten-
pflegerin und der Lagerarbeiter das
Rentenpaket zahlen. Die Bezieher
von hohen Einkommen und Kapi-
tal-erträgen sowie wir Abgeordnete
werden nicht zur Finanzierung he-
rangezogen. Das, meine Damen und
Herren, ist extrem ungerecht. Für
uns Grüne ist klar: Gerade in der
Haushalts- und -Finanzpolitik müs-
sen starke Schultern mehr tragen als
schwache.

Ich komme zum dritten Punkt: In-
vestitionen. Ich habe schon ausge-
führt, dass die Konjunktur gut ist.
Gemäß dem Finanzplan sollen die
Steuermehreinnahmen um 42,7
Milliarden Euro steigen.

Davon nehmen Sie im nächsten
Jahr 6,5 Milliarden Euro für den
Schuldenabbau. Es bleiben noch
rund 36 Milliarden Euro übrig. Die
Frage, das große Rätsel ist: Wo sind
die 36 Milliarden Euro geblieben?
Klar ist bisher nur: Investiert werden
sie nicht. Die Investitionsquote im
Haushalt stagniert auf einem sehr
niedrigen Niveau. Allen ist klar, dass
der Staat seit Jahren zu wenig inves-
tiert, um die bestehende Infrastruk-
tur zu erhalten. Das heißt, unter dem
Strich lebt der Staat von der Sub-
stanz. Dieser Haushalt ändert daran
gar nichts.

Ihr Haushalt, Herr Schäuble, hat
ein krasses Investitionsdefizit. Das
ist zukunftsvergessen und verstößt

gegen die Generationengerechtig-
keit.

Wir Grüne sagen, Herr Schäuble:
Jetzt wäre die Zeit, im Haushalt klar
in die Zukunft zu investieren: in den
Klimaschutz, in die Gebäudesanie-
rung, in erneuerbare Energien, in
den Erhalt der Verkehrsinfrastruktur.
Aber auch Investitionen in Köpfe,
das heißt in gute Bildung und ver-
lässliche Betreuung, in Kinder und
Jugendliche, wären notwendig. Die
Große Koalition steht für die Sub-
ventionierung der Vergangenheit.
Jetzt wäre es aber an der Zeit, in die
Zukunft zu investieren.

Wir Grüne sagen
aber auch klar: Inves-
titionen müssen kon-
kret und solide ge-
genfinanziert wer-
den. Wir Grüne wol-
len investieren statt
subventionieren. Je-
des Jahr gibt der Staat
über 50 Milliarden
Euro für umwelt-

schädliche Subventionen aus; das hat
das Umweltbundesamt der Bundes-
regierung vorgerechnet. Man kann ei-
ne Menge an Subventionen abbauen.
Man kann viele Milliarden Euro spa-
ren, zum Beispiel bei den Ausnah-
men bei der Ökosteuer, bei der milli-
ardenschweren Bevorzugung des
Flugverkehrs gegenüber der Schiene,
bei Subventionen für die Atomener-
gie, bei schweren Dienstwagen.

Nein, es ist sinnvoll, in die Zu-
kunft zu investieren, und nicht sinn-
voll, klimaschädliches oder umwelt-
schädliches Verhalten zu subventio-
nieren. – Investieren und dafür Sub-
ventionen abzubauen, ist gut für das
Klima und gut für den Haushalt.

Die allermeisten Investitionen
werden übrigens in den Kommunen
getätigt. Es stimmt einfach nicht,
Herr Schäuble, dass Sie in der letzten
Legislaturperiode für Entlastung ge-
sorgt haben. Das war Rot-Grün
nachher im Vermittlungsausschuss;
es hat die Entlastung der Kommu-
nen bei den Kosten der Grundsiche-
rung im Alter durchgesetzt.

Sie haben im Koalitionsvertrag
den Kommunen eine deutliche Ent-
lastung versprochen. Wir sehen jetzt
wieder, dass sie eingesammelt wird.
Die 1 Milliarde Euro zusätzlich für
2014 kommt nicht. Die versproche-
nen 5 Milliarden Euro verschieben
Sie auf 2018, also auf die Zeit nach
dieser Legislaturperiode. Das Motto
der Großen Koalition ist: Kaum ver-
sprochen, schon gebrochen. – Das
ist eine bittere Enttäuschung für die
Kommunen. So kann man nicht mit
unseren Städten und Gemeinden in
Deutschland umgehen.

Nicht nur bei den Kommunen,
sondern auch bei der Rente verschie-

ben Sie die Kosten in die Zukunft.
160 Milliarden Euro kostet Ihr Ren-
tenpaket. Die in diesem Zusammen-
hang notwendigen Erhöhungen von
Steuern und Beiträgen kippen Sie
der nächsten Regierung vor die Füße.
Sie werden in die Geschichte als gro-
ße Verschiebekoalition eingehen.

Herr Schäuble, Sie haben auch
den Finanzierungstragfähigkeitsbe-
richt Ihres eigenen Hauses angespro-
chen. Sie haben ihn wohl gelesen,
aber anscheinend nur die schönen
Seiten und nicht die schlechten. Der
Bericht sagt auch, dass die deutschen
Staatsfinanzen nicht zukunftsfest
sind. Bis 2020 muss der Staat jedes
Jahr bis zu 15 Milliarden Euro zu-
sätzlich sparen oder entsprechende
Einnahmen erwirtschaften, um die
Finanzen zukunftsfest zu machen.
Der Bericht zeigt: Auch das machen
Sie nicht. Sie machen gar nichts. Das
zeigt, dass Ihre Haushaltspolitik ex-
trem kurzsichtig und unsolide ist.

Fassen wir einmal zusammen: Wir
haben die riskante Wette auf die
Konjunktur. Wir haben den Griff in
die Sozialkassen. Wir haben das gro-
ße Investitionsdefizit. Wir haben das
Verschieben von Kosten in die Zu-
kunft. Und wie ist Ihre Reaktion da-
rauf, Herr Schäuble? Sie beschwich-
tigen, reden die Probleme offen-
sichtlich klein und feiern sich nur für
Ihre schwarze Null.

Wissen Sie, woran mich das erin-
nert? Das erinnert mich an das Kli-
schee eines trickreichen Gebraucht-
wagenhändlers. Auch da soll das
Schrottauto nur an den Mann oder
an die Frau gebracht werden - kom-
me, was wolle. Da wird erst ein biss-
chen am Lack poliert. Nachher sind
aber die Bremsen kaputt. Es gibt ein

Leck in der Ölwanne, und es wird
auch kein Wort über den rostigen
Auspuff verloren. Hauptsache, die
Karre ist endlich vom Hof.

Genauso ist es auch mit Ihrem
Haushalt: Ihr Haushalt eiert, wenn
Sie großes Glück haben, bis 2017.
Dann ist der Ofen aus. Ich sage: So
geht es nicht. Wir brauchen als Fi-
nanzminister keinen trickreichen
Gebrauchtwagenhändler, sondern
wir brauchen als Finanzminister ei-
nen ehrlichen Kaufmann.

Das Problem bei einem Ge-
brauchtwagenhändler ist auch, dass
er nur das Allernötigste tut. Ich frage
Sie, Herr Schäuble: Wo ist eigentlich
Ihre Lust, wo ist Ihre Leidenschaft,
und wo ist Ihr Engagement in der
Haushaltspolitik? Wo kürzen Sie
Ausgaben? Wo bauen Sie Subventio-
nen ab? Wo stärken Sie die Einnah-
meseite? Nirgends! Es passiert
nichts. Sie haben keinen Mut.

Haushalt heißt auch, zu entschei-
den. Das heißt, Prioritäten zu setzen.
Das heißt auch, dass man etwas
macht. Diese Arbeitsverweigerung,
Herr Schäuble – das ist heute schon
absehbar –, wird uns noch alle teuer
zu stehen kommen.

Wir Grüne werden in den Haus-
haltsverhandlungen konkrete Vor-
schläge für Investitionen, für eine
strukturelle Konsolidierung des
Haushalts und für eine solide Ge-
genfinanzierung über Ausgabenkür-
zungen, Subventionsabbau und Ein-
nahmeverbesserungen machen. Bis-
her ist dieser Haushalt nicht gerecht.
Er ist unsolide und zukunftsverges-
sen. Das muss sich dringend ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Sven-Christian Kindler (*1985)
Landesliste Niedersachsen

Sven-Christian Kindler, BÜNDNIDS 90/DIE GRÜNEN

Der Haushalt ist nur ein
kurzes und teures Strohfeuer

Die 
Große Koalition

steht für die
Subventionierung

der
Vergangenheit.
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Wir beraten heute den
zweiten Regierungsent-
wurf zum Haushalt

2014. Ich will zuallererst feststel-
len: Dieser Haushalt ist tatsächlich

eine historische Zäsur. Erstmals le-
gen wir nicht nur einen strukturell
ausgeglichenen Haushalt vor, son-
dern einen Haushalt, der struktu-
rell sogar einen Überschuss von
0,07 Prozent, real 1,8 Milliarden
Euro, erwirtschaftet. Das ist der
Einstieg in eine neue Zeitrechnung
der Haushalts- und Fiskalpolitik in
Deutschland. Darauf können wir
alle stolz sein. Diesen Haushalt
trage ich mit einem Lächeln im Ge-
sicht vor.

Wir haben während der Koaliti-
onsverhandlungen vereinbart, dass
wir für die kommende Legislatur-
periode 23 Milliarden Euro mehr
für dringend notwendige Maßnah-
men ausgeben wollen. Daran hal-
ten wir uns exakt und auf Punkt
und Komma. Daran halten wir uns
auch, indem wir keine Steuererhö-
hungen beschließen und keine
neuen Schulden machen.

Norbert Barthle (*1952)
Wahlkreis Backnang – Schwäbisch
Gmünd

Norbert Barthle, CDU/CSU:

Eine 
historische Zäsur
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Folgendes möchte ich an meinen
Vorredner und Kollegen von der
SPD richten: Wenn man vereinbart,
dass es keine Steuererhöhungen ge-
ben soll, dann macht es keinen
Sinn, über den Spitzensteuersatz zu
diskutieren. Wenn es um Subventi-
onsabbau geht, dann muss man
wissen, dass die Kollegen von der
SPD damit niemals wirtschaftliche
Subventionen wie das ZIM-Pro-
gramm des Ministeriums von
Herrn Gabriel meinen.

Sie meinen damit immer steuer-
liche Subventionstatbestände, also
Steuerermäßigungen. Wer aber
Steuerermäßigungen abbaut, der
erhöht Steuern. Wenn wir aber ver-
einbart haben, dass es keine Steu-
ererhöhungen geben soll, dann ist
alles Notwendige gesagt. Dabei
bleibt es. Da brauchen wir gar
nicht lange zu argumentieren und
Gründe zu suchen. Das ist verabre-
det; so bleibt es.

Für diesen Haushalt gilt Solidität
und Kontinuität. Das sind die ent-
scheidenden Schlagworte. Kontinui-
tät heißt immer: Man blickt ein
Stück zurück, und man blickt auch
nach vorne. Wenn ich zurückblicke,
dann danke ich der nicht anwesen-
den FDP für die Unterstützung in
den vergangenen vier Jahren und da-
für, dass wir so weit gekommen sind.

Ich danke vor allem aber auch
den Kollegen von der SPD-Frakti-
on, unserem neuen Koalitionspart-
ner, die sich diesem Ziel auch ver-
schworen haben.

Ich finde es großartig, dass wir
das miteinander angehen wollen.
Wir werden das auch schaffen.
Wenn es keine großen externen
Schocks gibt, dann werden wir
2015 und in den Folgejahren, also
dauerhaft, einen ausgeglichenen
Haushalt haben und die schwarze
Null vorlegen. Das ist ein großes
Programm dieser Koalition, und
wir werden das hinkriegen.

Das ist vor allem im Sinne einer
generationengerechten Politik. Das
ist das wichtigste Signal, das man
aussenden kann. Keine neuen
Schulden zu machen, ist das Beste,
was man für nachfolgende Genera-
tionen tun kann.

Da muss ich mich an den Kolle-
gen von den Linken wenden. Herr
Bartsch, Sie haben gesagt, zukünf-
tige Generationen würden den
Preis der schwarzen Null zahlen.

Meine Damen und Herren, das
ist Blödsinn. Er stellt die Argumen-
te von den Beinen auf den Kopf.
Genau das Umgekehrte ist wahr:
Das ist die beste Politik, die man
für künftige Generationen machen
kann.

Deshalb sage ich den Leuten
draußen: Die Argumente, die Ihnen
die Linken vortragen, muss man
zunächst einmal auf die Beine stel-
len; dann werden sie richtig.

An dieser Stelle widerspreche
ich, was ich selten tue, unserem
Bundesfinanzminister.

Er meinte: Spätestens wenn die
Sozialausgaben in unserem Haus-
halt 100 Prozent erreichen, fällt

den Linken wohl nichts mehr ein.
– Falsch, Herr Dr. Schäuble! Selbst
wenn sie 100 Prozent erreichten,
würden die Linken sagen: Jetzt
müssen wir neue Schulden ma-
chen, damit wir noch mehr für So-
ziales ausgeben können. 

So tickt die linke Seite des Hau-
ses – wir nicht.

Wie machen wir das Ganze?
Auch dazu ein einfaches Argument:
Wer sich den Entwurf
des Haushalts 2014
anschaut und ihn mit
dem Haushalt 2013
vergleicht, der wird
feststellen, dass er
round about 10 Milli-
arden Euro mehr Ein-
nahmen, aber round
about 8 Milliarden
Euro weniger Ausga-
ben ausweist. Das ist das Geheim-
nis unseres Erfolges: bei steigenden
Einnahmen weniger Geld ausge-
ben. Das, meine Damen und Her-
ren, bezeichnet auch die schwäbi-
sche Hausfrau als Sparen. Es ist das
Geheimnis unseres Erfolgs: Wir
sparen dank steigender Einnahmen
und weniger Ausgaben.

Allen Unkenrufen der Oppositi-
on zum Trotz: Dieser Haushalts-
entwurf ist eine seriöse, verlässliche
Planungsgrundlage für die weite-
ren Beratungen. Wir werden sicher-
lich an der einen oder anderen Stel-
le noch Veränderungen vornehmen
– das ist bei Haushaltsberatungen
immer geboten –, aber insgesamt
ist das ein hervorragender Entwurf,
der auch die notwendige Entlas-
tung für die Kommunen mit einbe-
zieht.

Dazu würde ich gerne einige Sät-
ze sagen: Wir stehen zu den Verein-
barungen, den Kommunen zu hel-
fen, auch wenn dies zunächst einmal
Länderaufgabe ist. Wir haben schon
viel getan, wir werden weiterhin viel
tun. Aber all jenen, die bewusst – zu-
mindest teilweise bewusst – den Ko-
alitionsvertrag falsch interpretieren,
sei nochmals gesagt: Wir halten das,
was vereinbart wurde, auf Punkt und
Komma ein: 1 Milliarde Euro Entlas-
tung ab 2015; das Bundesleistungs-
gesetz wird ab 2018 greifen und
dann 5 Milliarden Euro Entlastung
bringen.

Die Herausforderung, vor der wir
stehen, ist eine ganz andere: Wir
müssen bis zu diesem Zeitpunkt
das Bundesleistungsgesetz neu for-
mulieren. Da wird es die Anstren-
gung aller brauchen, das Gesetz so
auszutarieren, dass erstens die Ent-
lastung bei den Kommunen, dort,
wo das Geld hingehört, ankommt
und es zweitens gerecht abläuft.
Denn, meine Damen und Herren,
wenn man sich anschaut, wie es
derzeit bei der Eingliederungshilfe
für Behinderte aussieht, dann stellt
man fest, dass es Kommunen und
Länder gibt, in denen pro Kopf
mehr als doppelt so viel ausgege-
ben wird als in anderen Kommu-
nen und Ländern. Auch das spielt
bei der Frage eine Rolle, wie wir
dieses Gesetz ausgestalten, wie wir

die Standards so festlegen, dass bei
den Kommunen tatsächlich eine
Entlastung ankommt.

Der Bundeshaushalt 2014 ist ein
weiterer Schritt hin zu einem Ziel,
das die Öffentlichkeit immer wie-
der bei uns anmahnt. Sie sagt
nämlich: Wann baut ihr endlich
Schulden ab? Der Bundesfinanz-
minister hat das Notwendige dazu
gesagt. Völlig übersehen wird aber

auch, dass wir im
Bereich unserer
Sonderhaushalte,
zum Beispiel beim
Investitions- und
Tilgungsfonds, be-
reits Rückführun-
gen vornehmen:
Der Bundesbank-
gewinn fließt fast
zur Hälfte in den

Investitions- und Tilgungsfonds.
Deshalb gelingt es uns bereits in
diesem Jahr, die Defizitquote im
Bundeshaushalt von vorher 80
Prozent auf jetzt etwa 75 Prozent
abzusenken. Bis zum Ende der Le-
gislaturperiode werden wir bei
rund 67 Prozent sein, und wir ha-
ben uns vorgenommen, bis 2018
sogar eine Quote von 65 Prozent
zu erreichen; so hat es das Kabi-
nett heute beschlossen. Ich finde,
das ist ein hervorragendes Ziel
und ein gutes Signal, auch im Hin-
blick auf den europäischen Raum,
wenn es darum geht, die Stabilität
des Euro zu sichern.

Da erlaube ich mir einen kleinen
Vergleich: Wie sieht es internatio-
nal aus? Schauen wir uns die Schul-
denstandsquote wichtiger europäi-
scher Länder an: Italien 134 Pro-
zent, Vereinigtes Königreich, also
England, 93 Prozent, Frankreich 96
Prozent. Schauen wir über Europa
hinaus: USA 106 Prozent, Japan
245 Prozent. Was folgern wir da-
raus? Deutschland ist nicht nur -
europa-, sondern wahrscheinlich
auch weltweit der Stabilitätsanker.

Noch vor wenigen Jahren laute-
te eine Titelgeschichte des Econo-
mist „Deutschland, der kranke
Mann Europas“.

– Das waren wir alle gemeinsam
in einem langen Prozess. Die Refor-
men unter Herrn Schröder haben
einen großen Beitrag dazu geleistet
– das ist gar keine Frage –, aber
auch die Konsolidierungspolitik
dieser Bundesregierung, unter-
stützt vom Fraktionsvorsitzenden
Volker Kauder und vom neuen
Fraktionsvorsitzenden Thomas
Oppermann, hat einen großen Bei-
trag geleistet. Ich finde das sehr gut.
So können wir weitermachen.

In diesem Zusammenhang
möchte ich meine Sorge in Bezug
auf die Signale aus Frankreich zum
Ausdruck bringen.

Wir sind aufgerufen, Disziplin
zu wahren; nicht nur wir innerhalb
Deutschlands, sondern auch au-
ßerhalb. Spanien, Irland, Portugal
und Zypern sind auf einem guten
Weg, und auch Griechenland leis-
tet Erstaunliches, wenn auch etwas
langsam. Das Haushaltsdefizit

dort ist bereits signifikant zurück-
gegangen.

Frankreich erklärt nun, dass es
zum dritten Mal hintereinander ei-
nen Aufschub bei der Einhaltung
des  3-Prozent-Ziels erwartet. Ich
erinnere mich an die Aussagen von
Präsident Hollande von vor einem
Jahr. Er hat nämlich schon 2013
um einen Aufschub von zwei Jah-
ren gebeten. Damals haben die Eu-
ropäer gesagt: Wir gewähren diesen
Aufschub, dafür erwarten wir aber,
dass Frankreich die entsprechen-
den Strukturreformen in Angriff
nimmt. Darauf hat Monsieur Hol-
lande erwidert, er verbitte sich jeg-
liche Einmischung in innerfranzö-
sische Angelegenheiten. Deshalb
empfehle ich uns: Wir sollten uns
nicht in innerfranzösische Angele-
genheiten einmischen, sondern
deutlich machen, dass wir von
Frankreich erwarten, dass die
Strukturreformen auf den Weg ge-
bracht werden und nicht schon
wieder um Aufschub gebeten wird.

Ich finde es erfreulich, was so-
wohl von der Bundesregierung und
von Olli Rehn auf europäischer
Ebene als auch vom Präsidenten
unserer Deutschen Bundesbank,
Jens Weidmann, dazu zu hören war.
Ich finde es bedenklich, was man in
diesem Zusammenhang von Martin
Schulz hört. Ich appelliere an die
Kollegen von der SPD: Fangen Sie
Herrn Schulz ein. Er hat Äußerun-
gen gemacht, die für die Stabilität
des Euro nicht produktiv sind.

Ich wiederhole meine Aussage:
Wir brauchen weiterhin Disziplin,
nach innen und nach außen. Nur
dann werden wir sowohl bei uns
als auch in Europa die notwendige
Stabilisierungspolitik für unsere
Haushalte fortsetzen können. Dass
in dem einen oder anderen Be-
reich, zum Beispiel bei der Infra-
struktur, Mehrausgaben wün-
schenswert sein mögen, ist unbe-
stritten.

Wir geben in den kommenden
Jahren 5 Milliarden Euro mehr aus.
Das ist gut, könnte aber auch noch
besser sein.

Deshalb haben wir Haushälter
auf unserer Klausurtagung bespro-
chen, dass wir dann, wenn wir neue
Finanzspielräume entdecken soll-
ten, diese gerne für die Stärkung
der Infrastruktur einsetzen wollen.
Das ist ein gutes, ein richtiges Ziel;

denn dass es eine gewisse Schiefla-
ge unserer Haushalte gibt, das ist
unbestritten.

Als ich 1998 im Bundestag ange-
fangen habe, betrug die Investiti-
onsquote etwa 13,5 Prozent und
die Sozialausgabenquote 35 Pro-
zent. Heute machen die Sozialaus-
gaben 49 Prozent, also fast 50 Pro-
zent aus und die Investitionen nur
noch 8,6 Prozent. Das war ein jah-
relanger Prozess.

– Da haben auch andere regiert,
auch Sie, die Grünen. Herr Kollege
Kindler, das scheinen Sie vergessen
zu haben, dafür sind Sie wohl zu
jung.

Viele haben daran mitgewirkt. Es
ist sicherlich richtig, dass es an die-
ser Stelle noch erheblichen Nach-
holbedarf gibt.

Lassen Sie mich abschließend
auf einen Begriff verweisen, auf den
mich die Menschen immer wieder
ansprechen, wenn ich vor Ort bin:
den sogenannten Juliusturm. Die
Menschen fordern uns immer wie-
der auf, an den Juliusturm zu den-
ken.

Der Juliusturm ist ein Festungs-
turm der Zitadelle Spandau aus
dem 13. Jahrhundert. Er wurde
1838 restauriert. Damals lagerte
dort der Reichskriegsschatz im
Wert von 120 Millionen Mark. Spä-
ter war der Juliusturm Gegenstand
politischer Beratungen. 1952 bis
1956 hat der Bundestag unter dem
damaligen Finanzminister Fritz
Schäffer aus der Deutschen Bun-
desbank und aus den Kassenüber-
schüssen Rücklagen, einen soge-
nannten Schatz, in Höhe von 7
Milliarden D-Mark angehäuft.

Die wurden dann zwischen 1957
bis 1959 vom sogenannten Kuchen-
ausschuss des damaligen Parlamen-
tes wieder ausgegeben. Das unter-
scheidet das damalige Parlament
von unserem: Wir haben keinen Ku-
chenausschuss mehr, wir haben ei-
nen Haushaltsausschuss. Wir haben
ein anderes Bewusstsein.

Wir wollen keinen Kuchen, wir
wollen eher Schwarzbrot. Deshalb
halten wir uns an die Devise, die in
diesen Zeiten angemessen ist.

Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit. Zur Erinnerung: Der
Juliusturm ist Geschichte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Das ist der
Einstieg in eine

neue
Zeitrechnung der
Haushalts- und
Fiskalpolitik.

Der Bundesbankgewinn fließt fast zur Hälfte in den Investitionsfonds.

©
 p

ict
ur

e 
al

lia
nc

e 
/ A

le
xa

nd
er

 S
te

in
/JO

KE
R



20 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 16/17 – 14. April 2014

Ich will zunächst den schwarzen
Humor des Kollegen Barthle auf-
nehmen. Er meinte den Haushalt

mit einem Lächeln einzubringen, um
sich dann über die Tauglichkeit der
Vorschläge der Linken lustig machen
zu müssen. Ich will Ihrer Erinnerung
ein bisschen auf die Sprünge helfen:
Sie haben jetzt in Ansätzen so etwas
Ähnliches wie einen Mindestlohn
etabliert. Wer hat die Debatte im
Deutschen Bundestag zum Mindest-
lohn angestoßen? Das waren die Lin-

ken. Links wirkt, meine Damen und
Herren!

Mein nächstes Stichwort: Börsen-
gang der Bahn. Darüber reden Sie in
der Großen Koalition nicht mehr.

Wer aber hat als einzige Fraktion ge-
gen den beabsichtigten Börsengang
der Bahn gestimmt? Das war die Frak-
tion der Linken und zuvor die der
PDS. Links wirkt, meine Damen und
Herren!

Das sollten Sie nicht vergessen.
„Deutschlands Zukunft gestalten“

haben Sie Ihren Koalitionsvertrag, Ih-
re Vereinbarung, genannt. Jetzt müs-
sen Sie sich daran messen lassen, wie
es Ihnen gelingt, Deutschlands Zu-
kunft zu gestalten. Wir haben den
Eindruck – das ist hier schon gesagt
worden –, dass Sie ausgesprochen
selbstverliebt sind, dass Sie ausge-
sprochen verliebt sind in Ihre schwar-
ze Null, und Liebe macht bekanntlich
blind.

Keine neuen Schulden – das ist na-
türlich auch für uns wichtig. Das ha-
ben wir in den Ländern, in denen wir
mitregiert haben, gründlich nachge-
wiesen. In Berlin hat die CDU infolge
des Nicht-umgehen-Könnens mit
Geld inzwischen den Status einer
Nichtregierungsorganisation ange-

nommen. Deshalb achten wir natür-
lich diese Formulierung. Aber auch in
diesem Jahr müssen mehr als 30 Mil-
liarden Euro für Zinsen eingestellt
werden. Deshalb sagen wir Ihnen: Die
schwarze Null ist für die allermeisten
Menschen in diesem Lande eine ziem-
lich abstrakte Größe, eine Größe, die
in ihrem Lebensalltag nicht an-
kommt. In ihrem Lebensalltag kom-
men Fakten wie steigende Mieten,
steigende Energiekosten und zeitlich
befristete Arbeitsverträge an. Berufs-
einsteigerinnen und -einsteiger im
Osten werden in aller Regel mit Zehn-
monatsverträgen und dem Hinweis:
„Danach gehst du zur Agentur“, ein-
gestellt. Junge Wissenschaftler – bis 45
Jahre gerechnet – können in ihrer Er-
werbsbiografie auf eine Vielzahl be-
fristeter Verträge verweisen, ihnen
wird aber keine Zukunftsperspektive
geboten.

Und Sie erfinden schöne Losungen
wie die, die Sie an die Wandtafel vor
dem Bundespresseamt geschrieben
haben: „Der Aufschwung ist bei den
Menschen angekommen“. Wir aber
haben im Land mit Menschen zu tun,
die mit einer solchen Agitation, mit ei-
ner solchen Propaganda nichts anfan-
gen können.

Herr Bundesfinanzminister, Sie ha-
ben – das gehört zur Wahrheit – bei
diesem Haushalt drei gigantische
Schlupflöcher zur Verfügung. Wir ha-
ben in fast der Hälfte dieses Haus-
haltsjahres den Zustand der vorläufi-
gen Haushaltsführung. Jeder weiß: Da
bleibt eine Menge an geplanten Aus-
gaben stehen. Ich rechne fest damit,
dass Sie Ihre schwarze Null zu einem
Großteil daraus decken wollen.

Über die Eingriffe in die Sozialkas-
sen – das ist das zweite Schlupfloch –
ist bereits gesprochen worden. Die
Sondervermögen für die Finanz-
marktstabilisierung – drittes Schlupf-
loch – sind außerhalb des Haushalts
veranschlagt. Wir, die Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler, sind Besitzer
der zu 100 Prozent verstaatlichten Bad
Banks. Deshalb sagen wir Ihnen: Ih-
rem eigenen Anspruch, Deutschlands
Zukunft gestalten zu wollen, werden
Sie vor lauter Faszination über die
schwarze Null wirklich nicht gerecht.
Solide Haushaltspolitik sieht anders
aus.

Zukunftsfähig und enkeltauglich ist
der Haushalt in der Tat nicht. Die Mit-
tel der Wirtschaftsförderung, die ei-
nen, wie wir finden, viel zu geringen
Anteil im Haushalt ausmacht, gehen
zu einem großen Teil an staatsnahe
Monopolisten. Die Investitionsquote
sinkt, und das Problem der ausblei-
benden Mauteinnahmen haben Sie
hier mit dem Satz kommentiert: Der
Verkehrsminister und der Finanzmi-
nister werden eine Lösung finden. –
Aber diese Lösung müssen Sie dann
auch präsentieren.

Wir meinen, dass Sie auch den Os-
ten erneut ausgeblendet haben. Im
Osten ist die Arbeitslosigkeit doppelt
so hoch, und der Anteil von Jobs mit
Niedriglöhnen ist wesentlich höher.
Sie verfolgen bei der Mütterrente ein
Konzept, bei dem erneut Erziehungs-
leistungen in Ost und West unter-
schiedlich anerkannt werden sollen.
Das ist 25 Jahre nach der deutschen
Einheit ein Skandal. Da werden wir
Sie nicht in Ruhe lassen.

Wir bekommen häufig zu hören,
wir hätten kein Einnahmeproblem.
Das sehen wir ausdrücklich anders.
Auch mit dem Haushalt 2014 wird die
Steuerungerechtigkeit fortgesetzt. Das
ginge auch anders. Die Linke hat ein
Steuerkonzept vorgelegt, bei dessen
Umsetzung gerechte Besteuerung an
den Tag gelegt würde. Das trauen Sie
sich nicht. Bei den Einkommens-
schwächsten ist – das wissen Sie –
nichts zu holen, und an die Reichen
trauen Sie sich nicht heran. Deshalb
belasten Sie nach wie vor die Mitte
dieser Gesellschaft. Das ist sozial un-
gerecht. Das ginge auch anders.

Die Linke wird, wie eingangs be-
schrieben, zahlreiche Änderungsvor-
schläge für diesen Haushalt einbrin-
gen. 2014 ist ja das Jahr der zweiten
Chance. Wir werden bereits unmittel-
bar nach der Sommerpause über den
Entwurf des Haushaltes 2015 reden.
Ich habe den Eindruck, dass Sie die
zweite Chance brauchen werden. Die
Opposition ist dabei. Wir werden Sie
mit guten Vorschlägen behelligen.

(Beifall bei der LINKEN)

Roland Claus (*1954)
Landesliste Sachsen-Anhalt

Roland Claus, DIE LINKE:

Drei gigantische
Schlupflöcher 
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Herr Kollege Schneider, ich ha-
be mit großem Wohlwollen
vernommen, dass die SPD

für solide Finanzpolitik steht.
Ich möchte mit einem anderen So-

zialdemokraten beginnen, und zwar
mit Alex Möller. Ich möchte über Karl
Schiller sprechen, ich möchte über
Helmut Schmidt sprechen, ich möch-

te über Hans Matthöfer, über Hans
Apel und über Manfred Lahnstein
sprechen. Ich möchte über den Christ-
demokraten Gerhard Stoltenberg
sprechen, natürlich über Theo Waigel,
über Oskar Lafontaine, über Hans Ei-
chel und über Peer Steinbrück.

Ich glaube, sie alle – die meisten
von ihnen waren sehr gute Finanzmi-
nister; nicht alle, aber die überwiegen-
de Anzahl – wären ziemlich froh ge-
wesen und hätten ziemlich viel dafür
gegeben, hier heute stehen und ein
derartiges Haushaltspaket vorlegen zu
können.

Man muss sich bewusst machen:
Das letzte Mal wurde irgendwann En-
de der 60er-Jahre ein so erfolgreiches
Paket mit einem strukturellen Über-
schuss im aktuellen Haushaltsjahr
und mit einer Finanzplanung, die ei-
ne Nettokreditaufnahme von null
vorsah, vorgelegt. Da war Franz Josef
Strauß noch Finanzminister. Wenn
ich hier in die Reihen schaue, stelle ich
fest, dass circa ein Drittel der Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages, die
heute hier sitzen, zu der Zeit noch gar

nicht geboren waren. So lange ist das
her. Das heißt, wir haben jetzt etwas
geschafft – und viele haben daran mit-
gewirkt –, an dem sich seit 45 Jahren
viele aufgerieben, es aber nicht hinbe-
kommen haben. Das ist auch ein
Grund zur Freude, und für diese Freu-
de sollte man sich etwas Zeit nehmen.
Das kann man auch ein bisschen fei-
ern.

Wenn man sich einmal anschaut,
unter welchen Bedingungen wir das
geleistet haben, ist das Ergebnis umso
erstaunlicher. Wir haben das ge-
schafft, obwohl wir darauf verzichtet
haben, Steuern zu erhöhen oder neue
Steuern einzuführen. Wir haben das
geschafft, obwohl wir vereinbart ha-
ben, dass wir in diesem Haushaltsjahr
und in dieser Legislaturperiode ganz
viel Geld zusätzlich für Bildung, für
Infrastruktur und auch für soziale
Teilhabe ausgeben werden. Wir haben
das erreicht, obwohl wir – beginnend
mit der christlich-liberalen Koalition
und jetzt auch fortgesetzt in der Gro-
ßen Koalition – ein Paket geschnürt
haben, in dem, je nachdem, wie man

es rechnet, 45 bis 50 Milliarden Euro
für die Kommunen vorgesehen sind.
Was ganz besonders ist: Wir haben
das geschafft, obwohl wir uns noch
vor vier Jahren in der schlimmsten
Wirtschaftskrise der deutschen Nach-
kriegsgeschichte befunden haben.
Das ist aller Ehren wert.

Es ist nicht die Aufgabe der Oppo-
sition, die Regierung zu loben; funk-
tional müssen Sie in einer Demokra-
tie Kritik üben. Ich kann auch verste-
hen, dass Sie sich ungerne mit den
Koalitionsfraktionen freuen. Aber die
Kritik, die Sie geäußert haben, was die
Sozialkassen und die Ausgaben für
Soziales angeht, war doch etwas
dünn. Der Finanzminister und der
Kollege Barthle haben es erwähnt:
Wir haben noch nie so viel Geld für
Soziales ausgegeben, wie es heute der
Fall ist. Ich glaube, dafür müssen wir
uns auch nicht schämen, sondern wir
können stolz darauf sein, dass es nur
wenige Länder gibt, die soziale Un-
gleichheit mit einem derart massiven
Staatseinsatz bekämpfen wie
Deutschland.

Ich habe mit großer Freude zur
Kenntnis genommen, Herr Kindler,
dass Sie gesagt haben: Die Mütterren-
te ist eigentlich gar nicht schlecht;
über die Finanzierung müssen wir uns
aber unterhalten. – Herr Kindler, Sie
wissen – Sie sind Haushaltspolitiker –
: Circa ein Drittel der Ausgaben für die
gesetzliche Rentenversicherung, circa

80 Milliarden Euro, wird bereits heu-
te vom Steuerzahler beglichen.

Auch das gehört zur Wahrheit dazu.
Ich komme auf die Kritikpunkte,

die Sie hinsichtlich der Kommunen
geäußert haben, zurück. Ich glaube,
dass es keine Bundesregierung gab,
die so viel für die Kommunen getan
hat, wie es diese Bundesregierung tut,
und das unter Kraftan strengungen.
Wir wären mit der Haushaltskonsoli-
dierung schon längst weiter, wenn wir
den Ländern und den Kommunen
nicht immer wieder unter die Arme
gegriffen hätten. 

Meine Damen und Herren, ich den-
ke, man kann über den Haushalt auch
ein bisschen intelligenter kritisch dis-
kutieren, als das heute hier von der
Opposition getan worden ist. Ich
möchte mit einer Bemerkung schlie-
ßen: Konsolidierte Haushalte, keine
Steuererhöhungen, keine neuen Steu-
ern – das ist im besten Sinne sowohl
konservative als auch wirtschaftslibe-
rale Politik, und das wird unsere Leit-
linie sein.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Ralph Brinkhaus (*1968)
Wahlkreis Gütersloh

Ralph Brinkhaus, CDU/CSU:

Im besten Sinne konservative und
wirtschaftsliberale Politik 
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(CDU/CSU), Lothar Binding (SPD) sowie
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